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Als ihr erstes und heiligstes Recht behauptet die Wissenschaft 
die Unabhängigkeit und Freiheit der Forschung. Niemand soll 
ihr das Ziel vorschreiben, niemand kann vorher bestimmen, wohin 
sie ihr vielfach verschlungener Weg fuhren wird. Sie darf es nicht 
von sich weisen, Zweifel zu erregen, Ueberlieferungen zu erschüt- 
tern, die liebsten Ueberzeugungen, wenn sie sich als Wahn dar- 
stellen, zu brechen, den theuersten Empfindungen nahe zu treten, 
wenn sie dem Irrthum Vorschub leisten. 

A. Springer. 

(Festrede zur Eroffiiung der strassborger 
Universität am 1. Mai 1872.) 



Vorwort. 



Die Errichtung des Deutschen Reiches auf Grund- 
lage der Verfassung vom 16. April 1871 ist ein ge- 
schichtliches Ereigniss von unberechenbarer Bedeutung. 

Keine Nation vermag etwas Grossartigeres aufzu- 
weisen. Die deutsche Nation selbst aber kann noch 
etwas thun, was an Grossartigkeit die Gründung ihres 
Reiches übertrifiPt; wir meinen — die Vollendung, den 
Innern Ausbau des Reiches. 

Es begreift sich leicht, dass bei einem Werke, wie 
das neue Deutsche Reich es ist, den politischen Parteien 
ein erklecklicher Antheil gebührt, gleichviel ob sie dem- 
selben im ganzen günstig waren oder nicht. Ebenso be- 
greiflich ist es aber auch, dass die Ansichten über den 
Werth der Reichsverfassung und über deren Zukunft, 
also über die weitere staatliche Entwicklung der deut- 
schen Nation, je nach den politischen Parteien sehr aus- 
einandergehen und dass sich diese Verschiedenheit der 
Ansichten auch innerhalb der sehr weiten gesetzlichen 
Grenzen freier Bethätigung geltend machen werde. 

Bei so bewaildten Umständen dürfte eine rein objec- 
tive, rechtswissenschaftliche Prüfung der Reichsverfassung 
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nach ihren Principien und wesentlichen Einrichtungen 
sowie nach dem Zusammenhange derselben nicht ohne 
einige Berechtigung sein, insbesondere dann, wenn sie 
über die staatsrechtliche Natur und den Grad der 
natürlichen Dauerhaftigkeit mancher zunächst dem Ent- 
stehungsmoment angepasster Institutionen, sowie über 
die verschiedenen möglichen Vege ihrer Weiter- 
bildung sichere Aufschlüsse zu geben vermochte. Ein 
nicht geringer Vortheil einer solchen kritischen Betrach- 
tung des neuen Deutschen Reiches wäre der, dass sie zu 
einer grossem Klärung der politischen Parteien selber, 
zu einer Verminderung ihrer Zahl und dadurch auch zu 
einem festern, kräftigern Gange der unsere politische 
Weiterbildung bedingenden Gesetzgebung im Reiche wie 
in den einzelnen deutschen Ländern führen müsste. 

Unter dem bestimmenden Einflüsse dieser Gedanken 
übergeben wir die vorliegende Schrift der OeflPentlichkeit. 
Das Manuscript war schon bei Beginn der letzten 
Reichstagssitzung vollendet. Deshalb konnte auch auf 
die Verhandlungen derselben im Texte nur selten 
und selbst in den Noten nur insoweit noch Rücksicht 
genommen werden, als es der Gang des Druckes ge- 
stattete. 

Zur Erleichterung des Nachschlagens für den Leser 
haben wir im Anhange die Texte der Reichsverfassung 
vom 16. April 1871 und der dazu gehörigen Verträge 
mit den deutschen Südstaaten beigefügt. 

Wir wissen, dass wir in mehrfacher Beziehung voll- 
ständiger hätten sein können und dass gar mancher ein- 
zelne Punkt auch eine andere, vielleicht richtigere Auf- 
fassung zulässt. Wenn wir aber jede der Sache förder- 
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liehe Vervollständigung und Berichtigung mit Dank 
aufiiehmen werden — in Bezug auf die von uns gewon- 
nenen Hauptresultate sind wir von deren Richtigkeit 
so vollkommen überzeugt, dass wir nichts dringender 
wünschen, als davon recht viele ebenso vollkommen über- 
zeugen zu können. 

Mochte die Erhabenheit und die unberechenbare 
Tragweite des Gegenstandes wie die Lauterkeit der Ab- 
sichten des Verfassers bei Beurtheilung der Schrift wohl- 
wollend in Anrechnung gebracht werden. 

Würzburg, im September 1872. 



Der Verfasser. 
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Eiiüeitung. 

Gnindanscliauiiiigeii för eine staatsreclitliclie Kritik 
der Deutschen Reiclisverfassiing. 

1. Das Deutsche Reich ist ein seiner äussern Be- 
gründung nach durch Vertrag entstandenes Verfassungs- 
bündniss; d. h. die äussere Form seiner Entstehung war 
nicht Zufall, nicht Gewalt, sondern die äusserlich freiö 
Uebereinstimmung aller deutschen Regierungen und aller 
deutschen Volker beziehentlich Volksvertretungen. 

Diese Entstehungsform sagt für sich allein weder 
etwas über die Motive des fraglichen Consenses, noch 
über die besondere rechtliche Natur des dadurch ent- 
standenen Bündnisses. 

2. Der Vertrag ist eine allgemeine gesellschaftliche 
Licbensform, in welcher mehrere unter sich darüber ver- 
handeln und übereinkommen, ob und wie sie: 

a) ein bisher sie einigendes Band losen; oder 

b) ein bisher zwischen ihnen nicht bestehendes Band 
schliessen; oder endlich 

c) die bisherige Geschiedenheit oder Verbindung 

V. Held, Deutsche Beichsyerfassang. 1 



2 Erster Abschnitt. 

behaupten, befestigen, modificiren wollen. Der Gegen- 
stand des Vertrags und die dabei in Thätigkeit gerathene 
rechtliche Natur oder Persönlichkeit der Contrahenten 
entscheiden darüber, ob es sich um ein privates oder 
um ein öffentliches Kechtsverhältniss handelte. 

Ist also der Gegenstand des Vertrags und dem- 
gemäss Motiv und Ziel der Verhandlungen von öffent- 
lich-rechtlicher Natur, oder tritt in den Verhandlungen 
die öffentliche Persönlichkeit der Contrahenten hervor, 
indem ihre Beweggründe und Zwecke nicht aus und für 
ihre individuellen Interessen und Rechte, sondern 
aus ihrer geselligen Pflicht hervorgehen, so und 
insoweit liegt nicht ein privater, sondern ein öffentlich- 
rechtlicher Vertrag vor. Das durch ihn begründete oder 
modificirte Verhältniss ist ein öffentlich-rechtliches, selbst 
dann, wenn es zuvor ein privat- oder völkerrechtliches, 
oder ein seinem rechtlichen Charakter nach unentschie- 
denes, zweifelhaftes, bestrittenes gewesen wäre. 

Es ist aber entschieden, unzweifelhaft und unbe- 
stritten, dass das Deutsche Reich ein durch den Vertrag 
aller rechtlich in Frage kommenden Subjecte eines staat- 
lichen Willens in Deutschland beziehentlich aller hierzu 
berechtigten öffentlichen Persönlichkeiten, und zwar 
in der vollständigsten Form Rechtens entstandenes Ver- 
fassungsbündniss, also weder ein privates noch ein inter- 
nationales Verhältniss ist. 

Denmach muss es auch, soweit es verfassungsmässig 
besteht und wirksam wird, allen Consequenzen entzogen 
sein, die man aus der einseitigen civilrechtlichen oder 
internationalen Auffassung der Vertragsform abzuleiten 
gewohnt ist. 
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3. Das8 der Vertrag die Form 4<er Aufrichtang 
und Einrichtung des Deutschen Reiches war, kamt dem- 
nach fernerhin keine weitere Bedeutung hab^B^ als 
dass man: 

a) dasjenige, was man in richtiger Erkenntniss der * 
wahren Bedingungen eigener Selbsterhaltung für nothig, 
aJso für die erste Pflicht halten musste, frei, d. h. ohne 
durch äussere Gewalt oder Drohung gezwungen zu wer- 
den, gethan hat; dabei aber 

b) die Einrichtungen auch im einzelnen so traf, dass 
für die unausbleiblichen weitern Entwickelungen des neu 
aufgerichteten staatlichen Wesens, soweit sie nicht schon 
gesetzlich normirt sind, gleichfalls nur im Wege freien 
Zusammenwirkens vorgegangen werden könne. ^ 

Denn die Lebensgesetze, welche die politische Pflicht 

zur Errichtung des Reiches dictirten, schreiben mit 

derselben Noth wendigkeit die weitere Entwickelung 

desselben vor und sind unerbittlich, auch wenn sie nur 

widerwillig und unvollständig erkannt werden sollten. 

4. Weil das Reich ein Verfassungsbündniss ist, 
muss ihm gegenüber, soweit sein staatsrechtlicher Cha- 
rakter geht, die rein individuelle Willensbestimmung aller 



^ Natürlich kann die Art dieses freien Zusammenwirkens selbst 
wieder durch das Gesetz bestimmt sein, wie dies z. B. bezüglich 
der sogenannten Reservatrechte durch Reichsverfassung Art. 78, 
Abs. 2 geschehen ist. S. hierüber unten. Selbst der Ausschluss 
eines votum decisiyum des Reichsrathspräsidenten in Fällen der 
Stimmengleichheit, die Vorschrift absoluter Stimmenmehrheit für 
Reichstagsbeschlüsse, die absoluten Präsidialvetos nach Art. 5 und 37, 
die gesteigerte Majorität in Abs. 1 des citirten Art. 78 sind von 
einer Seite wenigstens als Begünstigungen des freien Zusammen- 
wirkens, weil als Mittel zum Ausschluss eines rücksichtslosen Ma- 
jorisirens zu betrachten. 

1* 
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seiner munittelbareD und mittelbaren Glieder aiiscr^ 
schlössen sein und selbst deren ireürenwirtisr bestehende 
particulare oder singulare SelKständigkeit den gesetz- 
lich zum Ausdruck gebrachten Bedürfiiissen des Reiches 
nachstehen, beziehentlich weichen. 

In demselben Masse muss auch zwischen seinen 
sämmtlichen Gliedern unter sich wie zwischen diesen allen 
und ihm selbst jede Intemationalität in Wegfall kommen. 

Denn das Volkerrecht ist die Norm einer auf 
wesentlich gleichen Humanitätsprincipien beruhenden Ge- 
sellschaft von Staaten. Eis ist eine unentbehrliche Ord- 
nung, weil die Menschen in keiner der drei Haupt- 
richtungen ihres Wesens, der sittlichen und religiösen, 
der inteUectuellen und der materialistischen, von einem 
Staate vollkommen zu erfassen sind und jeder doch nur 
einem Staate angehören kann: eine Ordnung, welche 
jedoch ebenso die rechtliche Souveränetät der von ihr 
erfassten Staaten nicht aufliebt^ wie sie selber durch den 
Wechsel und die Veränderungen ihrer Glieder nicht auf- 
gehoben wird. Aber es ist nur so lange und insoweit 
verbindlich, als es nicht mit der Auftassung eines Staates 
von den Bedingungen seiner eigenen Existenz in Colli- 
sion geräth. Wie der moderne Staat selbst, so beruht 
auch das moderne Volkerrecht auf der humanitären Ent- 
wickelung unserer Volker: und da es dieser nicht ent- 
spräche, dass der Mensch in jenem Theile der Mensch- 
heit, welcher sein eigener Staat ist, vollständig aufgehe, 
so würde ihr auch kein Staat mehr entsprechen, welcher 
das Volkerrecht ausschlösse. Da aber der Staat als 
volkerrechtliches Subject die absolute Voraussetzung für 
das Dasein eines Völkerrechts ist, so hört seine Aner- 
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kennung des Volkerrechts auf*, sobald dieses oder ein 
auf Grund desselben erhobener Anspruch seine Existenz 
in Frage stellt. * Darüber, ob ein solcher Fall vorliege, 
kann rechtlich jeder Staat für sich nur selbst ent- 
scheiden. Es kann so enge volkerrechtliche Verbände 
geben, dass sie an den Staat zu grenzen scheinen; nicht 
minder sah und sieht man noch volkerrechtliche Bezie- 
hungen so weiter und laxer Art, dass man geneigt sein 
kann, die fraglichen Verhältnisse geradezu als volker- 
rechtslos zu bezeichnen. 

Wie der Staat die Voraussetzung des Völkerrechts, 
so ist die staatliche oder staatsbürgerliche Persönlichkeit 
des Einzelnen die Voraussetzung seiner internationalen 
Persönlichkeit oder Rechtsfähigkeit. Die allerdings denk- 
baren Ausnahmsfälle sind eben, wenn nicht Fälle eines 
nur vorübergehenden Zustandes, Ausnahmen. 

Bei dieser Gelegenheit sei es gestattet, eine Be- 
merkung zu machen, die liir unsern Gegenstand von 
der grossten Wichtigkeit ist. 

Staaten, welche nach den gegebenen Verhältnissen 
zu gross sind, als dass binnen der ihnen dazu gelassenen 
Zeit die ruhige Entwickelung und Durchbildung der 
innem Verhältnisse stattfinden könnte, müssen, sobald 
sie nicht mehr durch die Gewalt zusammengehalten wer- 
den können, zerfallen, wenn der bisherige äussere Eini- 

^ Natürlich unbeschadet der bereits wohlerworbenen Rechte 
Einzelner, Nothstände ausgenommen ! Die Zulässigkeit völkerrecht- 
licher Schiedsgerichte ist hiermit nicht ausgeschlossen, üeber den 
Werth derselben aber gibt wol der bisherige Gang der Alabama- 
Frage genügenden Aufschluss. 

^ „La loi supreme de conservation, toujours sous-entendue dans 
les traites.^^ Lacuisine, Le Parlement de Bourgogne, I, 298. 
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gungsmoment seine Kraft verloren hat. Sie smd zu 
gross, als dass selbst die grössten Menschen an ihrer 
Spitze sie erhalten könnten. Daher hat die nene Zeit 
mit ihren neuen Anforderungen an das innere staat- 
liche Leben für manche grosse Staatsschopfiingen der 
Vergangenheit ganz oder theilweise auflösend gewirkt 

Umgekehrt aber miissen Staaten, die nach der ge- 
schichtlichen Entwicklung so klein geworden sind, dass 
die Menschen mit ihren wichtigsten Interessen aus ihnen 
hinausstreben, weil sie in denselben ihre Befriedigung 
nicht finden, Staaten, deren Bürgerthum so wenig gilt, 
dass es fiir die internationalen Beziehungen seiner An- 
gehörigen keinen starken Rückhalt gibt, Staaten, in denen 
das Grösste klein und kleinlich, ohne entsprechende 
Würde sich darstellt; in denen gross Angelegtes ent- 
, weder verkümmert oder sich zur Wanderung gezwungen 
j9ieht, während das Kleine und Kleinliche zu schlaudriger 
Höhe emporgetrieben wird, — allmählich aus dem Kreise 
der selbständigen völkerrechtlichen Subjecte ausscheiden, 
gleichviel, ob sie sich untereinander zu einem grossem 
Staatswesen verbinden oder von einem solchen irgend- 
wie annectu-t werden. 

Die schwache Seite der äussern Vergrösserung 
bleibt immer die innere Assimilirung, die des inner n 
Zusammenstrebens dagegen die Herstellung der äussern 
Einheit. 

5. Eine Einigung mit gemeinsamer Ordnung, bei 
welcher die Entscheidung der Frage, was mit der Existenz 
des Ganzen oder der Glieder vereinbar sei oder nicht, 
dem Rechte nach nicht den einzelnen Gliedern zusteht 
und bei welcher eventuell das Ganze das Opfer der 
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Selbständigkeit der Theile verlangen muss und auch 
rechtlich erzwingen darf, ist nicht mehr eine volkerrecht- 
liche, sondern bereits eine staatsrechtliche. 

Der staatsrechtliche Charakter des Reiches muss dem- 
nach die Folge haben, dass, soweit derselbe oder die ver- 
fassungsmässige Competenz des Reiches geht, es innerhalb 
seiner Grenzen keine Staaten, keine Souveräne, kein Aus- 
land im eigentlichen und vollen Sinne des Worts gebe.^ 

Nur uneigentlich könnte man daher von derartigen 
Dingen innerhalb der Grenzen des Deutschen Reiches 
sprechen und wird auch von ihnen gesprochen, nämlich : 

a) insofern, als in einem Theile des Reiches (in den 
sogenannten Reichslanden) die Verfassung und die Ge- 
setze des Reiches überhaupt noch nicht vollständig ein- 
geführt sind; als ferner 

b) allen Gliedern des Reiches durch die Reichsver- 
fassung selbst neben den Aeusserlichkeiten ihrer frühern 
Souveränetät ein gewisses gleiches Mass von Selbständig- 
keit gelassen wurde; als endlich 

c) einzelnen Staaten ausnahmsweise gewisse beson- 
dere Rechte gewährt worden sind, welche, dem eben 
unter b bezeichneten allgemeinen Rechtszustande der 
deutschen Staaten gegenüber, als Vorrechte (Reservat- 
rechte) erscheinen. 

Daher gibt es auch ein inhaltsvolles Reichsbürger- 
recht, welches durch die rcichsgesetzlich in allen deut- 
schen Staaten gleich zu erwerbende und zu verlierende 

^ In der Reichstagssitzung vom 5. April 1872 nennt Delbrück 
das Reich einen „jungen staatlichen Organismus", der noch 
mitten in der politischen Entwickelung begrififen sei und bei 
welchem sich nicht alle Bedürfnisse in dem Masse vorher über- 
sehen Hessen, um sofort für alle Vorsorge zu treffen. 
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Staatsangehörigkeit erworben und verloren wird: |pd 
wenn man, wie schon angedeutet wurde, namentlich im 
Hinblick auf das vorhin unter a bezeichnete Verhaltniss, 
wol noch hier und da von einem Reichsaaslande im 
Reiche spricht, so wird doch von den Reichsgesetzen 
für die Wanderung aus einem deutschen Staate in den 
andern der Ausdruck „verziehen" gebraucht; eine 
„Auswanderung" besteht nur mehr zwischen dem 
Deutschen Reiche beziehentlich einem seiner Glieder 
einer- und einem nichtdeutschen Staate andererseits. 

6. Erscheint aber der unter a bezeichnete Zustand 
nach den bestimmt ausgesprochenen Intentionen des Ge- 
setzes nur als ein für eine kurze Zeit berechneter * und 
lässt der unter b aufgeführte besonders im Hinblick auf 
die Reichsverfassung Art. 78, Abs. 1 die weitere Eot- 
wickelung oflTen, so bezeichnet der unter c einen jeden- 

' Der am 8. Juni 1872 in dem Reichstage vorgebrachte Gesetz- 
entwurf betreffend den Termin der Einföhrung der Beichsrer- 
fassung in Elsass - Lothringen hat in Bezug auf diesen Punkt die 
Aeusserungen sehr verschiedener Meinungen hervorgerufen. Be- 
kannthch wurde die Verlängerung des fraglichen Termins bis hö» 
1. Januar 1874 vom Reichstage angenommen und der aus dem 
Bundesrathe gekommene Entwurf sonach zum Reichsgesetz. Ob 
noch eine weitere Hinausschiebung dieses Termins sich später als 
nothwendig erweisen werde, wissen wir nicht, jedenfalls aber ist 
gewiss, dass der Ausschluss Elsass- Lothringens von der Betheili- 
gung am Deutschen Reichstage nicht länger dauern wird, als es 
die massgebende jiolitische Einsicht für nöthig erkennt. Wenn 
aber, wie z. B. gelegentlich des Antrags auf Abänderung des Art. 28, 
Alin. 2 der Reichsverfassung („itio in partes"), auch hier ein 
fremder Sprache und fremden Verhältnissen entlehntes Schlagwort, 
nämlich: „die Aufhebung der Dictatur in den Reichslanden", er- 
funden und allgemein in den Verkehr gebracht worden ist, so 
möchten wir doch zu erwägen geben, dass die Kürze und Bequem- 
lichkeit solcher Ausdrücke für die mit ihnen verbundenen gerechten 
Bedenken und unzweifelhaften Gefahren etwas zu theuer erkauft 
sein dürfte. 
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falls schon seiner Natur nach ausnahmsweisen und also 
vorübergehenden, womit auch die Reichsverfassung (vgl. 
Art. 35, Abs. 2, Bairischer Vertrag vom November 1870, 
III, §. 5, und Reichsverfassung Art. 78, Abs. 2) über- 
einstimmt. 

In letzterer Beziehung wollen wir hier vorerst nur 
darauf aufmerksam gemacht haben, dass der mächtigste 
deutsche Staat, Preussen, sich keine Reservatrechte vor- 
behalten hat, was sich freilich aus seiner factisch emi- 
nenten und auch reichsgesetzlich massgebend gewordenen 
Stellung erklärt; dass ferner praktisch die Bedeutung 
der meisten Reservatrechte eine nur zeitweise und for- 
male ist ^ und der materielle Werth derselben gerade 

* ReichsYcrfassnng Art. 35, Abs. 2: „In Baiem, Würtemberg 
und Baden bleibt die Besteuerung des inländischen Branntweins 
und Biers der Landesgesetzgebung vorbehalten. Die Bundes- 
staaten werden jedoch ihr Bestreben darauf richten, eine Ueber- 
einstimmung der Gesetzgebung über die Besteuerung auch dieser 
Gegenstände herbeizufuhren." — Schlussbestimmung zum elften Ab- 
Bchnitt der Reichsverfassung resp. Versailler Vertrag, III, §. 5: 
„Bafem behält zunächst seine Militärgesetzgebung u. s. w.''; 
„Baiern verpflichtet sich u. s. w.**. Man vergleiche auch Art. 46, 
Abs. 2 mit Art. 41, 47 der Beichsverfassung und Art. 52, Abs. 1 
eod. mit den folgenden Absätzen dieses Artikels. S. auch unten 
Nr. 76 und 81 in fin. 

Oder was will es sagen, wenn z. B. zur Motivirung des den 
bairischen Militäretat (pro 1872) betreffenden §. 6, der in das 
Finanzgesetz aufgenommen werden soll, die bezüglichen Bestim- 
mungen der Reichsverfassung und des Versailler Bündnissvertrags 
angeführt wurden und dann gesagt wird, „dass aus diesen Grund- 
bestimmungen sich ergebe: dass 1) die Grösse des jährlichen Mi- 
litäretats für Baiern durch den Reichshaushaltsetat fest- 
gesetzt wird; 2) Baiern verpflichtet ist, seine Specialetats im 
allgemeinen nach den titelweiscn Etatssätzen, wie sie für das übrige 
Bundesheer ausgeworfen sind, zu regeln und hierbei reelle Ueber- 
einstimmung der Gebühren mit jenen des übrigen Bundesheeres 
zu beobachten; 3) unter diesen Bedingungen jedoch Baiem die 
Aufstellung des Specialetats sowol als die Dechargen der Rech- 
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von solchen, die sie am besten zu wiirdigen im Stande 
sind, nicht immer als vortheilhaft, geschweige als hoch 

nungsnachweisangen über seinen Militäretat selbst überlassen ist 
Sinn und Zweck der letztem aus der vertragsmässig garantirten 
selbständigen Verwaltung des bairischcn Heeres unter der Militär- 
hoheit Sr. Majestät des Königs von Baicm fliessenden Bestimmung 
gehe dahin, der königlichen Begierung und beziehungsweise den 
Kammern der Reichsräthe und der Abgeordneten für das bairische 
Heer die fraglichen Rechte ebenso, wie sie für das übrige Reichs- 
beer den Gesetzgebungsfactoren des Reiches zustehen, vorzube- 
halten. Es werden infolge dieser Bestimmung also künftig sowol 
die Etats als auch die Rechnungsnachweisungen der königlich bai- 
rischcn Militärverwaltung an den bairischen Landtag zur Berathung 
und Beschlussfassung — innerhalb der durch die Reichs- 
gesetzgebung bestimmten Grenzen — vorzulegen sein. Nun 
sei aber für das Jahr 1872 ein Etat für das Reichsheer, wie er 
durch Art. 60 und 71 der Reichsverfassung für die Zeit vom 
1. Januar ab festzustellen gewesen wäre, nicht zu Stande gekom- 
men, vielmehr durch das Reichsgesetz vom 9. December 1871 für 
die Jahre 1872, 1873 und 1874 in derselben Weise, wie es für die 
Zeit bis 31. December 1871 der Fall gewesen war, ein Paoschal- 
etat bewilligt und deshalb die im zweiten Absatz des Art. 71 der 
Reichsverfassung gegebene üebergangsbestimmung, wonach wäh- 
rend der Gültigkeit des Pauschalquantums der nach Titeln geord- 
nete Militäretat nur zur Kenntnissnahme und zur Erinnerung vor- 
gelegt werden soll, hinsichtlich des der Reichsgewalt unmittelbar 
zur Verfügung gestellten Betrags bis einschliesshch 1874 verlängert 
worden. Diese Bestimmung sei durch die Natur des Pauschal- 
quantums bedingt, welches der Mihtärverwaltung freie Bewegung 
sichern soll, ohne an die Einhaltung der einzelnen Etatstitel ge- 
bunden zu sein. Die bairische Militärverwaltung habe nun im 
Sinne des Bündnissvertrags auch während der Geltung 
dieses Pauschalquantums sich dem Vorgänge der Ver- 
waltung des übrigen Reichsheers anzuschliessen und 
daher hinsichtlich der Eintheilung der einzelnen Titel sich im all- 
gemeinen nach den aus der freien Bewegung letzterer Verwaltung 
innerhalb der Gesammtsumme sich ergebenden Bestimmungen zu 
richten. Deshalb müsse auch die bairische Militärverwaltung in 
gleicher Weise, wie es für das Reichsheer bereits durch das Reichs- 
gesetz vom 9. December 1871 geschehen ist, den bairischen Militär- 
etat als Pauschquantum mit der sich ergebenden Bestimmung bean- 
tragen, dass für die Dauer des Pauschquantums der nach Titeln 
geordnete Etat über die Ausgaben für das Heer der Kammer der 
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angeschlagen wird (vgl. z. B. Hirth, Annalen, 1872, 
S. 598 fg.) \ und dass man daher, wenn auch unter 
Wahrung des formellen Rechts, auf sie wie auf manches 
unter b bezeichnete Recht, z. B. auf die eigenen Ge- 
sandtschafben, theilweise verzichtet beziehentlich in vielen 
und wichtigen Punkten wenigstens von einer Seite die 
Erweiterung der Reichscompetenz beantragt hat, endlich 
dass selbst der Ausdruck: Sonderrechte oder Reservat- 
rechte, weder als ein glücklicher noch als ein diesen 
Rechten langen Bestand verheissender zu erachten ist. 
Bekanntlich war der Ausdruck „Reservatrechto" 
schon dem weiland Heiligen Romischen Reiche deutscher 
Nation geläufig, und daher datirt seine traurige Berühmt- 
heit. Denn als die deutsche Nation den Weg der Viel- 
staaterei ging und diese dem Reiche oder vielmehr dem 
deutschen Konigthum gegenüber secessionistische Rich- 
tung nicht nur thatsächlich übermächtig, sondern auch 
reicbs verfassungsmässig geworden war, da bedeuteten 
die Seservatrechte des Kaisers, welcher Begriflf über- 
haupt nur aus der bezeichneten Entwickelung erstehen 
konnte, entweder ein effectives Nichts oder ein durch 
den natürlichen Fortgang des bezeichneten Processes 



Reichsräthe und der Kammer der Abgeordneten nur zur EenntniBS- 
nähme und Erinnerung vorgelegt werde, wie dies auch durch 
den §. 6 geschieht." 

* Hier darf wol auch daran erinnert werden, wie viel Zeit und 
Kraft Gesetzgebungsarbeiten consumireu, welche lediglich der for- 
malen Seite der Reservatrechte entspringen, und wie die Contro- 
versen über dieselben Kraft und Zeit der Einzellandtage, die ihret- 
wegen nötbigen finanziellen Auseinandersetzungen zwischen Landes- 
ministerien und dem Reiche aber wenigstens einen guten Theil der 
tüchtigsten Kräfte der betreffenden Ministerien in Anspruch nehmen. 
(Vgl. Sitzung des bairischen Abgeordnetenhauses vom 8. April 1872.) 



12 Erster Abschnitt. 

unfehlbar nach und nach vollständig zu absorbirendes 
Etwas. Seit Deutschland den entgegengesetzten Weg 
eingeschlagen hat, bezeichnen alle den einzelnen deut- 
schen Staaten belassenen Rechte, insofern sie den 
Charakter eigener Souveränetätsrechte bean- 
spruchen, namentlich aber die sogenannten Reservat- 
rechte, einen Begriff, der, nur in umgekehrter Richtung, 
dem alten vollständig entspricht, also entweder ein dem 
Reiche gegenüber bereits inhaltsloses und deshalb nichti- 
ges formales Recht oder materielle Befugnisse, die, we- 
nigstens ihrem souveränen Charakter nach, all- 
mählich vom Reiche aufgesogen werden müssen, wenn 
nicht eine diametral entgegengesetzte Richtung die Ober- 
hand gewinnen sollte. 

7. Wie dem aber sei — ein Verfassungsbünd- 
niss oder ein nationales Bündniss (Prager Friede 
Art. 2), was das Reich namentlich im Gegensatz zu 
einem internationalen sein soll, ist nur ein anderes Wort 
für die Einheit mit staatsrechtlichem Charakter, 
im Gegensatz zu einer völkerrechtlichen Verbindung; 
oder für eine gesetzliche Einheit im Gegensatz zu einer 
privatrechtlichen (vulgo vertragsmässigen) Association. 
Dieses Verfassungsbündniss bestimmt im wesentlichen 
das Verhältniss zwischen Reich und Einzelstaaten, nicht 
die daneben etwa bestehenden besondem Bündnissver- 
träge, die vielmehr, soll nicht ein Rückschritt zur Ent- 
einigung Deutschlands stattfinden, im Collisionsfalle dem 
erstem u|id seinen Consequenzen weichen müssen. 

Eine staatsrechtliche Einheit kann aber nichts an- 
deres sein, als eine Einheit mit dem allgemeinen wesent- 
lichen rechtlichen Charakter eines Staats, d. h. mit dem 
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Kechtscharakter der Souveränetät oder des rechtlich 
Nichtuntergeordnetseins der obersten Gesetzgebung, Ju- 
risdiction und Verwaltung. * 

8. Bleiben wir einen Augenblick bei dem Begriff 
des Staatsrechts! 

Staatsrecht ist jenes Recht, durch welches eine Ge- 
sammtheit von Menschen auf einem ihr eigenen Gebiete 
zu einer souveränen Person construirt ist und nach 
welchem sie in einer diesem Wesen entsprechenden Weise 
bestehen und sich bethätigen soll. 

Alles concentrirt sich also auf die Constituirung und 
die Liebensfunctionen dieser einen rechtlich niemand 
untergeordneten, wenngleich in ein Volkerrechtssystem 
eingeordneten Gesammtperson , durch welche das sie 
allerdings mitbedingende Gebiet (Territorium) erst seine 
Bedeutung erhält, indem zwischen diesem und seinen 
einzelnen in den Händen einzelner befindlichen Theilen 
dasselbe Verhältniss besteht, wie zwischen dem staat- 
lichen Volke und dessen einzelnen Gliedern, d. h. das 
Ganze für alle Theile oder Glieder massgebend ist. 

Gleichwie der einzelne, worunter hier auch alle 
dem Staate untergeordneten Vereine, Gesellschaften, Cor- 
porationen zu verstehen sind, durch die Gesammtheit die 
rechtliche Bestimmung seiner gesellschaftlichen ' Seite, 
seiner publica persona erhält, so empfängt jedes einzelne 
Grundstück oder jede Unterabtheilung des Gebiets, die 
Gemeindemarkung, der Kreis oder District, die Provinz 
und selbst sogenannte Länder oder Staaten, wenn sie näm- 
lieh zu einer staatsrechtlichen Einheit verbunden sind, 
vom Gebiete derselben aus ihren politischen Charakter. 

Ein Staat wird daher ausschliesslich dadurch con- 
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stituirt, dass eine bestimmte Ordnung für die Stellang 
und Function eines jeden Subjects vermöge seiner publica 
persona, ebendeshalb aber auch eine rechtlich normirte 
Sphäre für die individuelle Freiheit oder für die privata 
persona gegeben werde. 

Staatsrecht ist demnach jenes Recht, welches jedem 
die ihm nach seiner gesetzlich anerkannten publica per- 
sona gebührende und obliegende Stelle und Function 
im Gesammtwesen, damit aber auch zugleich die Grenze 
anweist, wo die Rechtssphäre des Staats aufhört und 
die der privata persona beginnt. 

In diesem Sinne enthält das Staatsrecht das ge- 
sammte öflFentliche Recht, also alles in welcher Ver- 
bindung immer vorkommende absolute, gebietende und 
verbietende Recht eines Staats. Man konnte auch so 
sagen: Staatsrecht ist dasjenige Recht, welches einer- 
seits die Gesammtheit gegen Misanwendung oder Nicht- 
gebrauch derjenigen Macht und Rechte schützen soll, 
welche zur Ausübung der in der persona publica liegen- 
den Pflichten gegeben sind und welches zugleich jedeo 
einzelnen gegen den Misbrauch oder die Nichtanwen- 
dung der der Gesammtheit zustehenden Competenzen 
seitens ihrer Träger zu wahren bestimmt ist. 

Das Staatsrecht soll also auch verhindern, dass je- 
mand seine publica persona für seine Privatzwecke ver- 
wende, beziehentlich diese zu öflFentlichen Zwecken mache, 
oder dass weder im Namen des Staats die für und durch 
ihn festgesetzte Grenze der IndividuaJfreiheit, noch dur(^ 
diese und in ihrem Namen die Grenze der Staatsgewalt 
und der öffentlichen Pflichten verletzt werde. 

9. Der Staat handelt nicht; die Menschen handeln 
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in ihm und zwar, einer allein oder wie viele immer zu- 
sammen, jeder an seiner Stelle in der Gesammtheit und 
irgendwie für diese wirksam. Ist er nach der Aufgabe 
seiner Stellung thätig, dann handelt er staatsrechtlich 
oder es handelt in ihm der Staat. Im entgegengesetzten 
Falle war er wider das Staatsrecht thätig — er hat als 
Private gehandelt. Je öfter dies geschieht, je mehrere 
sich dazu verbinden, je wichtiger die Stellungen sind, 
von denen aus so verfahren wird, desto sicherer geht 
der Staat seiner Auflösung entgegen. 

Ein besonders gefährlicher Mangel der menschlichen 
Verhältnisse ist dabei, dass einerseits die innern Beweg- 
gründe des Handelns nur äusserst selten mit Gewissheit 
hergestellt werden können, andererseits der Erfolg staats- 
rechtswidriger Handlungen ebenso oft als ein staatlich 
günstiger, wie der Erfolg staatsrechtsgemässer Hand- 
lungen als ein staatlich nachtheiliger sich herausstellen 
oder dafür erachtet werden kann. Je verschiedener das 
Urtheil über einen Erfolg sein kann und je öfter ein 
richtiges Urtheil darüber überhaupt nur wenigen und 
selbst diesen erst nach langer Zeit möglich ist, desto 
bedenklicher muss dieser Umstand erscheinen. Dazu 
kommt auch noch, bei der Veränderlichkeit der mensch- 
lichen Ansichten und Zustände, die Nothwendigkeit von 
Veränderungen in dem Rechte beziehentlich den Einrich- 
tungen des Staats und seinen Grenzen gegen die Indi- 
vidualfreiheit. Die Personalfreiheit will wachsen wie die 
Macht und Bedeutung des Ganzen; und da das eine von 
dem andern wesentlich abhängt, so entsteht bei der im- 
mer vorhandenen Neigung zur Einseitigkeit die ausser- 
ordentliche Schwierigkeit, beide Strömungen zueinander 
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stets im richtigen VerhältDiss zu halten. Denn nur hier- 
von wird es abhängen, ob und inwieweit die Einheit eine 
menschenwürdige, d. h. eine freie sei. 

10. Jede formelle Staatsrechtswidrigkeit kann ge- 
richtet werden, weil durch sie der Fehlende, dem Ver- 
letzten gegenüber, wie ein Private einem Privaten ent- 
gegensteht; der üflfentlich rechtliche Fehler (Unge- 
schick u. s. w.) fallt unter einen andern Gesichtspunkt, 
unter den der politischen Erwägung. Einmal aber muss 
das eine wie das andere aufhören und zwar da, wo die 
Staatsrechtswidrigkeit beziehungsweise der oflfentlich- 
rechtliche Fehler von denjenigen Menschen begangen 
wurde, in denen die Einheit des Staats selbst personificirt 
erscheint und von denen also formell alles ausgeht 
Gleiches gilt in allen Fällen, wo lediglich die Innern 
Motive in Frage sind oder die Handlung lediglich auf 
dem Gewissen der Handelnden steht. 

Die Vervollkommnung, also die ganze vernünftige 
Lebensaufgabe des Staats, liegt demnach nicht in seiner 
Vollkommenheit und Unfehlbarkeit ^ , sondern in der 
fortwährenden gleichmässigen Steigerung der Freiheit 
und Einheit oder in der Vervollkommnung der Ordnung 
nach Gliederung und Leistungsfähigkeit und in der Ver- 
vollkommnung der Freiheit nach Umfang und Wirksam- 

1 Staatswidrig sind daher, wissentlich und absichtlich oder 
nicht, auch alle absolute Orthodoxien, kirchliche, politische und 
sociale, sobald sie entweder selber die Gesellschaft als Staat nach 
ihrer FaQon organisiren wollen oder den Staat, der sie nicht an- 
erkennt, nach der von ihnen den Gesetzen gegebenen Deutung 
thatsächlich bekämpfen. Gesetze, welche dies formell zulassen, 
müssen selbst als staatswidrig erscheinen. Etwas anderes ist natür- 
lich die Freiheit der persönlichen Innern Meinung und deren 
Aeusserung in den Schranken des Gesetzes. • 
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keit. Dieses ist der Massstab für jedes einzelne concrete 
Staatsrecht, für jedes einzelne staatsrechtliche Wesen, 
also auch für das Deutsche Reich. 

Es ist aber auch die nothwendige Folge der Staats* 
rechtlichen Eigenschaft eines Wesens oder der Souveräne- 
tat, dass dasselbe allein endgültig über seine eigenen 
Bedür&isse beziehungsweise Competenzen entscheide. 
Es erscheint demnach neben Art. 4 der Art. 7, Alin. 1 
der Reichsverfassung nur als die logische und natürliche 
Folge der staatsrechtlichen Eigenschaft des Reiches und 
müsste also auch nur dieses etwaige Meinungsver- 
schiedenheiten über den Umfang der in Art. 4 auf- 
geführten Competenzen und über den Sinn wie die 
Anwendung des Art. 78 in der Form einer verfassungs- 
mässigen Willenserklärung endgültig aburtheilen können. ^ 

11. Dass die Deutsche Reichsverfassung ein Ver- 
fassungsbündniss , ändert nichts an dem Postulat, dass 
die staatsrechtlichen Befugnisse,- welche sie einräumt, ein 
eigenes Subject haben müssen und dass dieses weder ein 
einzelnes Glied des Deutschen Reiches noch die Summe 
der blos mathematisch addirten sämmtlichen deutschen 
Einzelstaaten sein kann. 

Ersteres versteht sich von selbst; was aber die 
mathematische Summirung betrifft, so lassen sich sou« 
veräne Individuen nicht addiren, oder ihre Addirung 
würde, wie die aller einem Staate in einem bestimmten 
Moment angehorigen Seelen, oder wie die aller in einem 
Staate befindlichen Einzelgrundstücke, keine staatliche 
Einheit beziehungsweise kein staatliches Volk oder Ge- 
biet geben. Dies alles entsteht vielmehr nur durch 

^ Vgl. jedoch unten Nr. 16 fg. 
T. Held, Deutsche BeiohsTerfassaug. 2 
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Unterordnung, beziehungsweise durch die AneAennung 
und rechtliche Constituirung der Pflichten aller Theile 
gegen das Ganze. 

12. Dem Staatsrechte des neuen Deutschen Reiches 
ist der Begriff der sogenannten juristischen Person über- 
haupt nicht fremd. ^ 

Die Persönlichkeit, welche das Subject der durd» 
die Deutsche Reichsverfassung neu begründeten staats- 
rechtlichen Befugnisse ist, heisst das Deutsche Reich. 
Indem wir uns vorbehalten, auf den B^riff „Reich" 
später zurückzukommen, wollen wir jetzt sdion bemer- 
ken, dass wir es geradezu für ein Unglück Iudte& 
müssten, für den „Deutschen Bund" mit seinem „Prä- 
sidium" die Bezeichnung „Reich" mit seinem „Kaiser*' 



^ Derselbe findet sich nicht nur in verschiedenen Reichagesetsen 
(vgl. z. B. die Norddeutsche Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869, 
§. 97 ; femer das Gesetz über Gründung öffentlicher Darlebüskassen 
vom 21. Juli 1870, Gesetzblatt Nr. 30, §. 11), sondern es hat andi 
der Präsident des ßeichskanzleramts bei Einleitung des BeichshaiU' 
haltsetats pro 1872 in der Reichstagssitzung vom 30. October 1871 
erklärt: „der Norddeutsche Bond habe sich bei seiner GhriMfasg 
als juristische Person sozusagen ohne Vermögen befoBdieü^« 
Auch ist es klar, dass es jetzt etwas anderes bedeutet, wenn von 
einem Reichseigenthum gesprochen, als wenn man ehedem Ton 
einem Eigenthum des Deutschen Bundes sprach. In der Sitzung 
des Reichstages vom 17. April d. J. bei Berathung über den Gresetz- 
entwurf, betreffend die privatrechtliche Stellung von Vereinen, 
wurde auch über die Frage verhandelt, ob den gesetzlich zulässi- 
gen Vereinen alle Rechte von juristischen Personen einzaranmen 
seien, und der neubegründeten Universität Strassburg ist durch aus- 
drückliches Reichsgesetz die juristische Persönlichkeit verliehen 
worden. Wir können hier auf die Controverse über die juristische 
Persönlichkeit nicht eingehen und wollen nur bemerken, dass wir 
den Ausdruck nicht für einen glücklichen halten und dass der 
demselben unterb'egende Begriff dem Privatrechte nur insofern 
angehöre, als auch die unter ihn fallenden Persönlichkeiten eine 
privatrechtliche Seite haben. 
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eingetauscht zu haben, wenn dies der Weg sein sollte, 
etwas von dem BegriflFe des alten „Kaiser und Reich '^ 
zu repristiniren und so aufs neue nicht wissen zu können, 
wo und was die deutsche Einheit sei. Sprach man 
seinerzeit von Kaiser und Beich, weil Deutschland nach 
und nach zu jenem Conglomerat von widerstrebenden 
Begrij^Bn, Situationen und Zuständen geworden war, 
wonach es als eine Verbindung halb vergangener, halb 
fortwirkender Grundideen des römischen Imperiums mit 
einem genhanisch-feudalen Volks- und Kriegerkönigthum 
erschien, an welchem der Kampf mit dem Papstthum 
um eine unmögliche und gegenstandslose Weltherrschaft 
wie ein Krebsschaden hing: so würde jetzt ohne einen 
bestimmten Souveränetätsbegriff Kaiser und Reich selber 
zwar nicht der Zielpunkt, wohl aber der Ausgangspunkt 
einer centrifugalen Bewegung werden müssen, die des- 
halb nic^t besser ausfallen dürfte, weil ihr der hierarchisch- 
absolutistische Nimbus früherer Zeiten abgeht. 

IS, Ist aber die Souveränetät * Natur- und Ver- 
nunilpostulat der staatlichen Eigenschaft eines Wesens, 
so erscheint die Einheit und Untheilbarkeit nach In- 
halt und Zuständigkeit als ein Natur- und Vernunft- 
postulat der Souveränetät, ein Postulat, welches ebenso 
wenig eine absolutistische Centralisation rechtfertigt, wie 
es dadurch aufgehoben werden könnte, dass man das 
Reich ein staatsrechtliches Bündniss und seine Glieder 
selber Staaten nennt. 

Nur bei Ausübung einzelner wesentlicher Rechte 

^ „Die Souveränetät kann nur eine einheitliche sein und sie 
mnss eine einheitliche bleiben, die Souveränetät der Gesetzgebung^* 
(Bismarck am 14. Mai 1872). 

2* 



20 Erster Abschnitt. 

der Staatsgewalt ist eine Betheiligung, resp. einheit- 
liche Wirksamkeit verschiedener Factoren möglich. Der 
Inhaber und Träger der staatlichen Gewalt aber muss 
stets eine Einheit sein, gleichviel ob ein einzelner MenscL 
oder eine wie immer zusammengesetzte Mehrheit von 
Menschen ihn darstellt. 

Der Unterschied zwischen lunehabung und Aus- 
übung der Staatsgewalt, beziehungsweise der Mitwirkui^ 
bei letzterer, ist dann besonders schwer festzuhalten, 
wenn nicht nur die Mitwirkung bei Ausübung der Staats- 
gewalt, sondern auch ihre TrUgerschaft durch juristische, 
beziehungsweise collegiale Einheiten einer Mehrheit von 
Menschen, und diese wieder, wie es öfters geschieht, in 
verschiedenen Unterabtheilungen repräsentirt wird* 

14. Die gegenwäiiige Reichsverfassung, längst und 
namentlich seit 1848 von Preussen angebahnt, ist ein 
Product geschichtlicher Entwickelung, nicht systemati- 
scher oder doctrinärer Auffassung, das Resultat energi- 
scher Benutzung innerlich zwingender Umstände und 
der sie vertretenden Partei durch eminente Persönlid- 
keiten, unter freier Anerkennung von Seiten der Einzel- 
. Staaten. Sie nimmt die Verhältnisse, wie sie» dieselben 
im kritischen Moment gefunden, und gibt ihnen den 
entsprechenden Ausdruck — weitere Entwickelung vor- 
behaltlich. Sie ist also kein abgeschlossenes Werk, und 
kann und will, wie die Erfahrungen seit November 1870 
bestätigen, es auch selber nicht sein. Der Natur de*^ 
Sache und ihrem ganzen Wesen nach gebraucht si^ 
weder technische Ausdrücke, noch beabsichtigt sie i*^ 
irgendeiner Weise an den allgemeinen Grundwahrheitef^ 
des öffentlichen Rechts zu rütteln. 
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Selbst die Reihenfolge der Materien in der Ver- 
fassung ist bezeichnend. Man beginnt damit, ein deut- 
sches Reichsbiirgerthum zu schaffen, gibt dann dem Reiche 
Gesetzgebung und Aufsidit, und specialisirt die Gebiete 
beider, wahrend sich doch bei einem staatlichen Wesen 
beide, und zwar dem Gegenstande nach unlimitirt, von 
selbst verstehen und die Grenzen der Staatsgewalt gegen 
die Individualfreiheit sowie die allgemeinen Rechte sich 
meist erst am Ende der Verfassungen finden. Dann wird 
von dem Bundesrathe gehandelt und von einem besondem 
Vorsitzenden desselben gesprochen, während der Abschnitt 
vom Kaiser oder vom Reichspräsidium erst nachfolgt. 

15. Offenbar entspricht diese Ordnung mehr der 
Entstehung des Reiches als dem bestehenden Reiche, 
und bezeichnet die Reichsverfassung einfach einen zeit- 
weiligen Ruhepunkt in dem grossen Entwickelungspro- 
eess der deutschen Nation zwischen staatlicher Einheit 
und staatlicher Mehrheit. 

Das Ungeklärte, ünausgegorene in den sie bestimmt 
habenden Verhältnissen ist die natürliche unvermeidliche 
Ursache der fortwährenden Bewegung im Zustande des 
Reichsrechtes und der Kämpfe über dasselbe, sowie es 
auch die kämpfenden Theile selbst und ihre Thätigkeit 
charakterisirt. Was die Reichsverfassung von einem 
diesen Verhältnissen keine Rechnung tragenden Stand- 
punkte aus als ein höchst unvollkommenes Werk err 
scheinen und die fortwährende Gesetzgebungsthätigkeit 
des Reiches manchmal bekritteln lässt, das muss vom 
richtigen Standpunkte aus, für den Moment wenigstens, 
die Reichsverfassung als ein geniales Werk und die nie 
^^tende Gesetzgebungsthätigkeit des Reiches als die 
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natürliche Folge des Bedürfnisses, mit den fortschreiten- 
den Verhältnissen gleichen Schritt zu halten und den 
Anforderungen der Abklärungen zu entsprechen, cha- 
rakterisiren. 

Vergeblich aber wäre es, die unverkennbaren Collisio- 
nen zwischen vielen thatsächlichen Zuständen und gewis- 
sen Grundbestimmungen der Reichsverfassung, zwischen 
den unleugbaren Rücksichten auf gewisse Persönlichkeiten 
und den objectiven Anforderungen an ein Grundgesetz, 
wie sie so häufig in den Verfassungs- und sonstigen 
Gesetzen des Reiches hervortreten, absprechen oder etwa 
durch neue künstliche und jedenfalls vage theoretische 
Formen beseitigen zu wollen. Noch vergeblicher müsste 
der Versuch bleiben, dadurch Hülfe zu bringen, dass 
man an diesem oder jenem Theile der Reichsverfassnng 
Verbesserungen vermittels genauerer und consequenterer 
technischer Bezeichnungen aus dem Repertoire der üb- 
liehen Staatsrechtsterminologie anbrächte. 

16. Man möge uns gestatten, auf die Souveräne- 
tätsfrage näher einzugehen. 

Dass man von einer Souveränetät des Reiches mcht 
ganz absehen könne, wird allgemein zugegeben. Um 
aber die Selbständigkeit der Glieder wenigstens, wie 
man meint, theilweise zu retten, so greifen die Einen 
zu der Theorie von der Theilung der Souveränetat, die 
sie selbst vor nicht langer Zeit so bitter verfolgt hatten. 
Es wiederholt sich hier eine Erscheinung, welche vrir 
gleichzeitig gelegentlich der Lehre von der päpstlichen 
Infallibilität sich vollziehen sehen. Vor dem Concil und 
zum grössten Theil noch auf demselben protestirten die 
meisten deutschen Bischöfe gegen die Dogmatisirung der- 
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selben mit allen Gründen, die iiberhaupt gegen eine Lehre 
aufzubringen sind. Sie war ihnen unchristlich, unsittlich, 
unvernünftig, unzweckmässig, unmöglich. Da auf ein- 
mal nach dem Concil und trotz der auch gegen die 
Leitung desselben erhobenen und begründeten Beschwer- 
den soU sie, weil man sie nun eben für unumgänglich 
halt oder vielleicht für sich braucht, das gerade Gegen- 
theil von alledem sein. Man glaubte seine frühere Mei- 
nung bereuen oder doch aufgeben zu müssen und ver- 
folgt jetzt diejenigen, in denen man früher die Stütze 
der Kirche erkannte, sich mit denen verbindend, die 
man früher verleugnete, verfolgte oder doch mied. Mit 
der Reue über die frühere Ueberzeugung und mit dem 
Verfechten der neuen Lehre wird aber, welche Gründe 
man auch zur Rechtfertigung dieser Meinungsverände- 
rung anführen möge, an der absoluten Wahrheit weder in 
der Earche noch im Staate etwas geändert. Die andern 
gehen davon aus, dass alles beim alten geblieben und nur 
in der Ausübung der Souveränetät insofern eine Ver- 
änderung eingetreten sei, als jetzt ein Theil der Sou- 
veränetät der deutschen Staaten von diesen im Reiche, der 
andere Theil aber, wie sonst, im Lande ausgeübt werde. 
Wir wollen nicht die bekannten Gründe gegen die 
Theilung der Souveränetät hier wiederholen und 
beschränken uns darauf zu behaupten, dass eine Theilung 
der Souveränetät nach Inhalt und Innehabung eine 
absolute Unmöglichkeit sei. Denn schon der Versuch 
dazu müsste die Folge haben, dass jeder Theil und sein 
Inhaber sich, in jedem Falle einer CoUision mit einem 
andern Theil und dessen Inhaber als solchem, entweder 
über diesen stellte und dessen Souveränetät aufhöbe, 
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orlüi' tintcr denselben geriethe und sonach seine eigene 
Soiivrränrtäi verlöre. Die Einheit des Sabjects yerlangt 
oliHoliit dir Totalität der dasselbe bedingenden wesent- 
lirlirn Urclitf. Nicht minder unhaltbar erweist sich 
auch ihr /weit«- Versuch. Denn die Glieder des Eeiches 
liandchi, Nowic sie in diu reichsvcrfitssungsmässige Form 
ihi'cr Thiitigki^ii eingetreten sind, nicht souverän, sondern 
nacli ' luid unter den Keichsgesetzen , hinter denen die- 
Mclbcn politischen Noth wendigkeiten als Antriebe and 
Motive der Weiterbildung des Reiches fortwirken, welche 
boreitH an Stelle der frühem Zustände die Reichsver- 
ffiHHinig /u setzen /wangcn. Was im Bundesrathe (wie 
im HeicIiHtage) geschieht, gleichviel ob es unmittelbar 
im lutercHHe der Erweiterung und Festigung derReichs- 
eompeten/ oder zur Wahnmg der Selbständigkeit der 
Länder gt^Nchehe, uuiss vom Standpunkte der Staats- 
reC'ht li<'.h(*n Eigenschaft des Reiches aus als im 
IntoreNNe des KtMches beabsichtigt und geschehen erachtet 
werden, wenn es nicht als eine Pflichtwidrigkeit gegen 
daH liiMch erscheinen soll, gleichviel, ob es aus foSti- 
Neben oder atiH kirchliehen und socialen Motiven geaohah. 
17. Durch tlie vertragsweise Entstehung des Reidies 
und Hi^iiier N'erfassuug erscheint fieilich das Jßeich als 

' hithlmll» lipksoirliiirlo Doiuburg in der Reichstagssitaung 
viiiii ti .liiiii 187:? ^rrh^renlHüh ili*»' dritten Berathung des den 
lli>iii|iririirliiiiiii){MlH>l liotrrrtoudeii (u'sotzentwurfe mit vollem Bechte 
dii« Kiii/.i^lni|rh>niii^,,Mi, dtwiou n'ichsvt'rfassungsmässig die Verwal- 
hiii« iliM- /iillii uihI iinlinM'(t«ii SttnuMu dos Reiches zustehe, insoweit 
uii/.wi«irilli(ili iiIm Miiiuludiro dv9 Koichcs. Und da das Reich nur 
Hl»' Vi'riiiiHnulmiijj HinniM- rinuii/.iiui'llou des Reiches controlirt, die 
l'Jrlii»lniiiM (Ini-MitllMMi iilirr unter dor Cüutrole der Einzellandtage 
»ili'lil., iHi liiuiii iiiiiii Mt^itmi. dit« lotztiArn als Reichsmandatare be- 
(frMitlil.wii, 
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etwas von den deutschen Staaten Zugelassenes. Allein 
durch die gesetzliche Natur der Reichsverfassung er- 
scheinen die Souveränetatsrechte der einzelnen Staaten 
nunmehr als eine Zulassung des Reiches. ^ Das ist nun 
geltendes Recht, während früher das formelle Recht, der 
Ueberzeugung der deutschen Patrioten entgegen, die 
erstere Auffassung bestätigte. Wie man aber immer 
dies nehmen will — jetzt steht das Ganze, wie that- 
sachlich so auch rechtlich und zwar staatsrechtlich, über 
aUen Theilen und muss daher auch die Politik der 
Einzelstaaten selbst bei Geltendmachung der ihnen ver- 
bliebenen Rechte bestimmen. 

Soll aber das Reich wirklich ein staatliches Wesen 
bleiben, so kann, da ein theil weise staatliches Wesen 
entweder gar kein staatliches Wesen ist oder das „ theil - 
weise" auf einer Täuschung beruht, für die Dauer 
wenigstens, kein wesentliches Hoheitsrecht und keine 
in einem solchen liegende Competenz des Staates, der 
Souveränetät nach, demselben entzogen werden. 
SoHen dagegen die deutschen Einzelstaaten für die 
Dauer wirklich Staaten bleiben, so kann aus denselben 
Gründen kein wesentliches Hoheitsrecht und keine in 
einem solchen liegende Competenz, der Souveränetät 
nach, dem Reiche überlassen werden. 

18. Das ist die Alternative, vor der wir 
stehen. Sie ist unerbittlich. Die Wissenschaft setzt 
sie, die Geschichte bestätigt sie; und sonderbar, jeder 
fühlt sie und die Zukunft muss sie verwirklichen, wie 

^ Lasker (Reichstagssitzung vom 31. Mai 1872) „•... aber 
die ursprünglichen Verträge haben nur als Interpretationsmaterial 
Werth — sonst keinen." 
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man sich drehe und wende, ob man das eine oder das 
andere fordere oder bekämpfe und was immer man da- 
bei Schmerzliches zu erfahren, Schweres zu überwinden 
habe, und wie vieles Augenehme der bisherigen Klein- 
und Mittelstaaterei gegen manches Unangenehme und 
blos darum nicht immer Bessere des Grossstaates unter 
den massgebenden Einflüssen Preussens ausgetauscht 
werden müsse. Die allgemeinen, den deutschen Staaten 
belassenen Selbständigkeitsrechte, und die besondern so- 
genannten Keservatrechte werden ebenso wenig die eine 
Seite der Alternative, wie die dem Reiche gegenwärtig 
zustehenden Competenzen die andere fär sich allein zu 
hindern vermögen. Nicht einmal sich wechselseitig zu 
paralysiren sind sie im Stande; denn es gibt nie zwei 
gleich starke Kräfte, und ist entweder der Einigungs- 
trieb oder der Trieb zur Secession der stärkere — ein 
Drittes existirt nicht. 

In der That sehen wir auch, dass das Reich trotz 
allem Willen, sich innerhalb seiner verfassungsmässigen 
Competenzen zu halten, nicht einmal diesen genig^^ 
kann, wenn dieselben nicht erweitert werden \ wälueend 
andererseits die deutschen Einzelstaaten selbst in Besug 
auf diejenigen Souveränetätsrechte, welche ihnen ver- 
blieben und gar nicht beanstandet sind, jede selbständige 
Politik und die einer solchen entsprechende eigene Initia- 

^ Dies wird nicht nur durch eine Menge bekanntlich im Beichs- 
tage selbst erstandener Anträge, sondern noch anderwärts voll- 
kommen bewiesen. Sehr viele allgemeinere Interessen haben, um 
nur einiges anzuführen, zur Gründung und Organisation deut- 
scher Vereine gedrängt und nicht wenige Petitionen, welche dem 
Reichstage übergeben wurden, gehen auf Erweiterung seiner Ge- 
setzgebungsthätigkeit. Es ist dies die „Logik des Einmaleins*' 
(Richter in der Reichstagssitzung vom 6. Juni 1872). 
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tive bereits so ziemlich verloren oder aufgegeben haben. 
Nicht das oder die Einzelstaatsleben sind fiir die Glieder 
des Keiches massgebend, sondern der Bundesrath und der 
Reichstag, welche bereits die Politik, d. h. die Staats- 
männer der einzelnen deutschen Staaten befruchten. 
Gegentheiligenfalls hätten die Reichsorgane bereits be- 
gimien müssen, die Herrlichkeiten des Reiches wieder auf 
die einzelnen Staaten desselben zuriickzubringen. 

19. Unter diesen umständen können begreiflich auch 
Schlagworte und Phrasen nichts helfen. Hierher ge- 
hört vorzüglich das bekannte gegen das Reich gerichtete 
Kleeblatt: Einheitsstaat^, Borussificirung und die 

^ „Das Beich von dem föderativen Princip seiner Verfassung 
abdrängen auf die Verfassung des Einheitsstaats ist r ei chs feind- 
lich, denn ein Feind des Reiches ist, wer seine Verfassung, so wie 
sie isty unterwühlt *' (Windthorst- Meppen in der Reichstagssitzung 
vom 31. Mai 1872). Die Reichtagsverhandlungen von 1872 haben 
übrigens den Beweis geliefert, dass die hier hervorgehobenen drei 
Pkraaen miteinander in der innigsten Verbindung stehen und je 
nach Umständen abwechselnd oder zugleich gegen die £inigungs- 
befftrebungen ins Feld geführt werden. Jede derselben scheint 
eben einer andern Antipathie gegen die Reichseinheit einen be- 
rechtigten Hintergrund gewähren zu sollen. Bezeichnend aber 
dürfte es sein, dass man einerseits feierlich protestirt, als ob man 
der Foitentwickelung des Reiches principiell entgegen wäre, und 
nur die Opportunität der Gesetzvorschläge nach Zeit, Fassung oder 
Art der Ausarbeitung resp. Vorlage u. s. w. beanstandet, die frag- 
liche Fortentwickelung nur auf föderativem "Wege und zugleich 
zur Förderung der Gliederstaaten wiU; andererseits wenigstens 
theilweise die drei Phrasen zu vermeiden und durch etwas Besseres, 
weniger Verletzendes, die Einheit minder Ausschliessendes zu er- 
setzen sucht. So spricht man z. B. statt gegen den Einheitsstaat 
gegen eine unnatürliche undeutsche Centralisation, und will einen 
starken Kaiser, aber auch eine vollkommene staatsrechtliche Aus- 
bildung des Bundesrathes (zu einer förmlichen Reichsregierung? 
oder zu einem Reichsoberhause ? oder zu einem Reichsministerium?); 
man vermeidet das Wort „Borussificirung", aber man verlangt An- 
theil der Bundesglieder an den Gesetzentwurfsarbeiten, damit nicht 



28 Erster Abschnitt. 

berechtigte Selbständigkeit der deutschen 
Stämme. 

Was das erste dieser Worte angeht, so muss man 
doch vor allem fragen, welcher Unterschied zwischen 
einem Einheitsstaate mid einem Verfassungsbündnisse, 
oder einer Einheit mit staatsrechtlichem Charakter be- 
stehe? Es konnte dies offenbar nur sein: 

a) der Unterschied zwischen einem in jeder Bezie- 
hung streng centralisirten , absolutistisch angelaufenen 
Staate und einem decentralisirten freien Staate, einem 
Rechtsstaate; oder 

b) der Unterschied zwischen einem Staate, den man 
nicht einen föderativen oder föderalistischen nennt, und 
einem sogenannten zusammengesetzten Staate oder einem 
Bundesstaate, beziehungsweise Staatenbunde. 

Fassen wir nun zunächst den Unterschied unter a 
ins Auge, so steht bei demselben die Einheit und Voll- 
ständigkeit der Souveränetät und des Staates gar nicht 
in Frage. Es handelt sich vielmehr nur darum, ob, was 
bei jeder Staatsform denkbar, die Verwaltung des Staates 
eine das Selfgovernment in den natürlich -politiscken 
Gliederungen des Landes und Volkes bei der Ausübung 
der Gesetzgebung, bei Ausführung der Gesetze und bei 
der Controle über die Verwaltung ausschliessende sei 
oder nicht — also um das Regierungsprincip, wobei 
unter allen Umständen das Dasein und die Erhaltung 
der Staatseinheit vorausgesetzt wird. 

Der zweite Unterschied aber enthält offenbar eine 

die Anschauungen eines, wenngleich des bedeutendsten Staates, 
auch im Bundesrathe allein massgebend werden; man bezieht sich 
endlich auf die wirthschaftlichen Interessen der einzelnen Staaten 
und warnt vor radicalen Schritten und Ueberschlagungen. 
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petitio principii. Jeder Staat, auch der einheitlichste, 
ist ein zusammengesetztes Ganzes, und handelt es sich 
stets nur darum, woraus und wie er zusammengesetzt 
ist. Sind seine Theile natürlich gestaltet und ist ihre 
Verbindung zum Ganzen dem entsprechend, so wird der 
Staat in demselben Masse vollkommener sein, als seine 
Theile inniger verbunden sind. Hier liegt also der 
Fortschritt in der Steigerung der an sich freien Eini- 
gung. Der umgekehrte Fall ergibt sich von selbst. 
Das Wohlbefinden und der Fortschritt der deutschen 
Völker beruht also an sich weder auf Einigung noch 
auf Enteinigung, auch nicht auf diesem oder jenem zum 
voraus bestimmbaren Grade der einen oder der andern, 
sondern darauf, ob und wie in dieser oder jener Weise, 
und zwar auf Grund allseitiger Einsicht, den Bedürf- 
nissen und den ihnen entsprechenden Anforderungen 
genügt wird. 

So besteht z. B. die Gefährlichkeit der gegenwärti- 
gen Lage Oesterreichs darin, dass die so alte staatliche 
Vereinigung seiner Völker nach den gegenwärtigen Ver- 
hältnissen und nach den jetzt herrschenden Ideen zu 
einer unnatürlichen geworden war, während die lange 
bestanden habende und ganz natürlich befundene poli- 
tische Zersplitterung Deutschlands aus denselben Grün- 
den nunmehr für unnatürlich erachtet werden musste — 
woraus sich die entgegengesetzten Bewegungen in beiden 
Ländern erklären. 

Alle sogenannten Staatenverbindungen sind 
demnach in der That Etappen auf dem Einigungs- oder 
Enteinigungswege der Völker, also üebergangsstationen, 
die sich ebendeshalb den genauen staatsrechtlichen 
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Bestimmungen entziehen müssen. Nur der Gang oder 
die Richtung, welche diese Entwickelungen selber neh- 
men und wobei durch die Umstände nicht nur Rück- 
schritte, sondern auch sehr lange Zwischenperioden 
scheinbarer Ruhe eintreten können, entscheidet, indem 
alle diese Entwickelungen entweder mit der vollen staat- 
lichen Einigung, d. h. dem Einheitstaate, oder mit der 
vollständigen staatlichen Enteinigung, d. h. mit einer 
wahren Staatenmehrheit enden müssen. Dies ist das 
unvermeidliche Schlussresultat, welches übrigens bald 
mehr, bald minder günstig ausfallen und je nach den 
eingenommenen Standpunkten sehr verschieden beurtheilt 
werden kann. Auch hindert natürlich die Vollendung 
der staatlichen Einheit ebenso wenig den Beginn einer 
neuen Entwickelung in der Richtung auf Enteinigung, 
wie die vollendete Herstellung einer Staatenmehrheit den 
Anfang einer weitern Entwickelung zur Einheit. Wir 
kommen auf diesen Punkt später nochmals zurück. 

20. Betrachten wir nun das zweite Schlagwort, 
die „Borussificirung"! ^ 

Wir wollen nicht fragen, ob es vielleicht einem der 
deutschen Staaten oder Staatchen, ausser Preussen, an 
der Neigung gefehlt hätte, sich selbst an die Spitze Ge- 
sammtdeutschlands oder eines möglichst grossen Theils 

^ Die neueste Anwendung dieses Wortes findet sich in der 
siebenten Sitzung des gegenwärtigen Keichstages (16. April 1872), wo 
von einer „Borussificirung" des Rechnungshofes gesprochen wurde. 
Die Verhandlungen über den die Errichtung eines eigenen Rech- 
nungshofes für das Deutsche Reich betreffenden Gesetzentwurf sind 
übrigens sehr lehrreich, da in ihnen die Folgen der Unbestimmt- 
heit und Unfertigkeit der Reichsorganisation und der Verbindung 
der Reichsämter mit preussischen Staatsämtem mannichfach hervor- 
treten. Vgl. unten Note za Nr. 40. 
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desselben zu setzen, wenn dazu die Kraft vorhanden ge- 
wesen wäre? * Wir wollen auch nicht die Frage aufwerfen, 
welcher Antheil dem preussischen Staate durdi das, was 
er allerdings zunächst für sich gethan hat, aber nach Lage 
der Sache zugleich fiir die Stärkung und Constituirung 
Gesammtdeutschlands gethan haben musste, an der Lei- 
tung der deutschen Angelegenheiten gebühre? Wir wollen 
namentHch die Begabung und die Leistungen preussischer 
Fürsten und Staatsmänner in den letzten beiden Jahr- 
hunderten und die erprobte politische Leistungsfähigkeit 
des preussischen Volkes hier nicht besonders betonen. 
Aber das mochten wir doch jetzt schon, und zwar mit 
dem Vorbehalte später darauf zurückzukommen, fragen, 
ob nicht einerseits die Reception von Gesetzen und Ein- 
richtungen, selbst ganz fremder Völker, eine allgemeine 
geschichtliche Erscheinung ist, ohne dass damit eine 
Entnationalisirung der recipirenden Völker nothwendig 
verbunden wäre, und ob nicht andererseits für die Con- 
stituirung einer Nation die Annahme vorhandener, im 
allgemeinen brauchbarer und der Hauptsache nach von 
nationalem Geiste getragener Gesetze und Einrichtungen 
eines ihrer Theile empfehleuswerther ist als die Be- 
hauptung einer endlosen Verschiedenheit unter dem Vor- 
geben, nach etwas ganz Neuem, Besserm suchen zu 
müssen? Wir möchten fragen, ob Deutsche geneigt sein 
können, mit dem Schlagworte Borussificirung sich auch 
jetzt noch auf Seite derjenigen Franzosen zu stellen, die, 
iznverdrossen mit diesem oder jenem Theile des deutschen 

^ Ob dies in einer mehr oder minder sanftem Form als der 
preussischen geschehen wäre, ändert im wesentlichen nichts an 
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Volkes kokettirend, ihrer Bitterkeit über die erlittenen 
Niederlagen und ihrer politischen, religiösen and socialen 
Feindschaft gegen Deutschland wie ihrer Hofinung und 
JSehnsucht nach Revanche dadurch Ausdruck zu geben 
suchen, dass sie nie von Deutschland, sondern immer 
nur von Preussen, nicht von den Deutschen, sondern 
von den Prussiens sprechen und von unserer Zersplitte- 
rung die Vernichtung unserer erfolgreichen Einheit er- 
warten? Und wo schliessen sich nicht die kleinem, 
schwachem Theile dem Grössern, Starkern an? Man 
mag dabei mitunter weiter gehen, als nothwendig ist; 
auch mag es geschehen, dass in Preussen selbst gar 
mancher mehr, an Preussen, die preussische Tradition 
denkt, als an Deutschland. Aber Aehnliches findet sich 
wol auch in andern deutschen Ländern, und dass es 
da stärker ist, wo eine grossere Vergangenheit Deutsch- 
land mit seinen hauptsächlich in der Zukunft liegenden 
Verheissungen noch in den Schatten stellt und wo man 
mehr geneigt ist, sich dem Genüsse der errungenen Er- 
folge hinzugeben, als ein neues, Opfer und Kämpfe säet 
Art erheischendes Leben zu beginnen, das alles erschrant 
nur um so natürlicher, je grossere Interessen dabei in 
Frage kommen und je seltener der historische Zusammen- 
hang zwischen den particularistischen Erfolgen und der 
deutsch -nationalen Idee erkannt wird. 

Wir stehen nicht an, einen grossen und unproduc- 
tiven Kraftverlust der deutschen Nation, der natiirlich 
und zumeist auf Preussen selbst zurückfallen müsste, 
anzunehmen, wenn es sich wirklich um ein siegreiches, 
endgültiges Durchdringen der förmlichen Verpreussung 
handeln sollte. Auch wollen wir es ganz entschieden 
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aussprechen, dass die absichtliche Benutzung des Deut- 
schen Reiches und seiner Einrichtungen zu diesem Zwecke 
eine Politik sein wiirde, die wir nicht charakterisiren, 
aber auch den Leitern der deutschen Politik nicht zu- 
trauen konnten: dass ferner eine ausschliessliche Geltend- 
machimg preussischer Ansichten und Interessen, auch 
gegen unzweifelhafte Verbesserungen und gegen allge- 
meine deutsche Interessen, nicht nur nicht im Interesse 
Preussens, wie es durch seine nunmehrige Stel- 
lung in Deutschland sich gestalten miisste, läge, 
sondern auch weit iiber die Riicksichten hinausgehen 
würde, die Preussen in Deutschland zu verlangen be- 
rechtigt ist. Indem wir hervorheben, dass, was Oester- 
reich nie konnte und können wird, Preussen werden 
kann, nämlich Deutschland, wollen wir zugleich nicht 
abersehen, dass von einer Leitung der öffentlichen Ange- 
legenheiten, wie sie gegenwärtig in Deutschland statt- 
findet, einer Leitung, der man alles eher zutrauen könnte 
als eine Verschleuderung wirklich vorhandener politi- 
scher Machtfactoren, man doch nicht annehmen dürfe, 
sie werde eine Kraft, wie sie für Preussen sowol nach 
innen als auch nach aussen in dem deutschen Namen 
liegt, von Preussen selbst durch die neue Redaction der 
Reichsverfassung vom 16. April 1871 feierlich anerkannt 
is't und der preussische Name für sich allein nie er- 
ringen wird, leichtsinnig wegwerfen wollen. 

Der deutsche Name legitimirte den grossen Krieg 
voxi 1870 — 71; er allein verherrlicht unsere Siege und 
rec5htfertigt unsere Eroberungen. * Er allein trägt eine 

* Bluntschli im Jahrbuch für Gesetzgebung, Verwaltung 
^"^^ Rechtspflege des Deutschen Reiches, Jahrg. 1, S. 336 fg.; 

^* ^eld, Deattche Beiohtyerfauuxig. 3 
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noch mubsehbare grosse Zukunft in aeinem Sohose, 
wie andi nur er den nenen Chanikter and das ToUe 
Maas unserer TÖlkerrechtlichen Stellung und Au^be 
bezeichnet. Die ganze bannonisdie Einheit der idealen, 
rationellen und realistischen Potenzen sänuntlicher deut- 
scher Völker liegt in dem deutschen Namen allein ans- 
gesprodien, und je mehr dem preussischen Wesen in 
Deutschland der gebührende Spielraum geworden ist und 
bleiben muss, desto gewisser würde es einen Mord an 
sich selbst bedeuten, woUte Preussen jemals sich an 
die Stelle des Deutschen Reiches setzen. Wir kommen 
übrigens am Ende dieser Schrift auf diesen Punkt 
zurück. 

21. Die dritte Phrase endlich ist gleichfalls eine 
petitio principü und denmach alles werthlos, was man 
daraus gegen das Reich und seine weitem Entwicke- 
lungen folgern will. Denn wer sind denn die deutschen 
Stamme? Welches sind ihre berechtigten Selbständig- 
keiten? Wer entscheidet über die letztern? Die deut- 
schen Staaten sind alle als rechtlich souveräne 
Gemeinwesen ziemlich neuen Datums; ebendiese Sou- 
veränetät ist in Beziehung auf ihre Rechtmässigkeit, 
wenn auch nicht formell, doch vom Standpunkte der 
jetzt herrschenden Ideen aus, mannichfach beanstandet 
Dasselbe gilt von dem Territorialbestande gar mancher 
grösserer deutscher Staaten, der seinen überwiegenden 
Bestandtheilen nach wenig mehr als ein halbes Jahr- 
hundert alt ist. Jedenfalls aber sind die deutschen 
Staaten nicht Stammstaaten, sondern die Stämme zer- 

von HoltzendorfF, Eroberungen und Eroberungsrecht, Sammlung 
gemeinyerständlicher wissenschaftlicher Yorträge, Serie VI, Heft 144. 
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reissende und die Stücke derselben sehr yerschiedentlich 
zu Staaten zusammensetzende Gesammtwesen. Das Heich 
selbst ist das Product der freien Meinung aller deutschen 
Staaten und Volker über das gegenwärtig noch berech- 
tigte Mass ihrer Selbständigkeit; und das Leben, die 
Entwiokelung des Reiches wird weiter darüber entschei- 
den, ob und wie sich dieses Mass zu verändern habe. 
Ein rechtlich giUtiges Mass a priori gibt es nicht, wohl 
aber verfassungsmässige Organe, welche in jedem Acte 
der Beichsgesetzgebung dasselbe rechtsverbindlich be- 
stimmen. 

22. So stehen wir wieder vor der oben aufgestellten 
Alternative. Das Reich ist etwas Staatliches, aber noch 
nicht ganz der deutsche Staat; seine Glieder sind die 
deutschen Staaten, aber nicht mehr ganz die Träger der 
deutschen Staatsbüdung. Die Geschichte wird entschei- 
den, ob das Reich allein der deutsche Staat oder ob 
seine gegenwärtigen Glieder allein die deutschen Staaten 
sein werden. 

23. Nunmehr scheint es geboten, die Bezeichnung 
„Reich" etwas genauer zu prüfen. 

„Deutsches Reich" ist der Name, welchen nach 

der Einleitung der Verfassung vom 16. April 1871 der 

ewige Bund führen wird, den die daselbst genannten 

deutschen Fürsten mit dem Norddeutschen Bunde zum 

Schutze des Bundesgebiets und des innerhalb desselben 

gültigen Rechts, sowie zur Pflege der Wohlfahrt des 

deutschen Volkes geschlossen haben. Dem entsprechend 

sagt der Art. 11 der Reichsverfassung, dass der Konig 

Von Preussen den Namen „Deutscher Kaiser" führt. 

Welcher Art von staatlichen Wesen ist nun das 

8* 
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Reich zuzuzählen, und wie verhält sich die Bezeichnung 
Reich zu dem nur aus ihr hervorgehenden Kaisertitel? 

24. Der Ausdruck Reich ist um so häufiger Gegen- 
stand besonderer und eingehender Untersuchungen ge- 
wesen, je mehr er geeignet schien, daraus politisches 
Kapital zu schlagen. Man hat bald diesen, bald jenen 
geschichtlichen Erscheinungen, nie allen, selten nur ob- 
jectiv, mehr oder minder Rechnung getragen. Auch auf 
den Sprachgebrauch hat man sich bezogen, ohne zu be- 
denken, dass der Sprachgebrauch eines Volkes für den 
souveränen Willen eines andern nicht bindend sein kann, 
und dass man Begriflfe, welche die Träger einer speci- 
fisch-nationalen Anschauung sind, auch auf äusserhch 
verwandte Erscheinungen eines Volkes nicht anwenden 
darf. Dabei kam es wol auch vor, dass man politische 
Gebilde, die sich selbst nie Reich nannten, weil sie das 
Wort nicht kannten, doch, nachdem man sich gewöhnt 
hatte, sie mit Reich zu bezeichnen, als die Quellen be- 
trachtete, aus denen man werthvoUe Aufschlüsse über 
die besondere Natur des Reiches entnehmen könne. 

Unwillkürlich denkt man hierbei an die unsterb- 
lichen, oft gebrauchten, aber deshalb keineswegs abge- 
nutzten Worte des Dichters: 

Denn eben wo Begriffe fehlen, 

Da stellt ein Wort zur rechten Zeit sich ein. 

Reich ist zunächst und im allgemeinen jeder Staat, 
der sich so nennt; wobei freilich mitunter höchst sonder- 
bare Anwendungen dieses Ausdrucks zu verzeichnen 
wären. So wird z. B. erst neuestens berichtet, dass der 
neue Fürst von Abyssinien bei seiner „Kaiserkrönung" 
unter andern Titeln auch den eines „Königs aller Könige" 
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angenommen habe. Im Staatenverkehr aber gilt als Reich 
jeder Staat insoweit, als er diese Bezeichnung im inter- 
nationalen Verkehr fiir sich durchzusetzen vermag. 
Allerdings gibt es nun einige Umstände, welche wenig- 
stens einen negativen Aufschluss zu gewähren im Stande 
sind. Ganz kleine und kleinere Staaten pflegen sich 
nicht als Reiche zu bezeichnen. Allein jedenfalls ist 
dies nur ein relativer Massstab, und so spricht z. B. die 
bairische Verfassung nicht nur von dem ganzen bairi- 
sehen Reiche, sondern auch vom Reichsratbe, von der 
Reichsverwesung u. s. w. Dagegen haben auch die mäch- 
tigsten Republiken sich selber nie Reiche genannt, wie- 
wol sie mitunter * den völkerrechtlichen Rang eines 
Reiches beanspruchten und von fremden in Reichsideen 
erzogenen Völkern als Reiche betrachtet wurden. • 

Reich wäre demnach ein relativ grosses und monar- 
chisch geartetes Staatswesen, welches wenigstens den 
Rang eines Eönigthums hätte. Man spricht daher stets 
von Königreichen. 

Reich schlechtweg setzt aber doch noch andere 
Dinge voraus, die wol auch bei den grössern könig- 
lichen Monarchien schon mitgewirkt haben und ent- 
weder zur Annahme des Kaiserthums führten, oder, 
wenn auch dies nicht der Fall, mit dem Königthum 
verbunden blieben oder auch wieder überwunden wurden. 
JT^ es kommt vor, dass ein Staat in einer gewissen 
Üichtung die kaiserliche Würde geltend macht, während 
&x- in einer andern Richtung als Königreich auftritt, be- 
si^^hungsweise gilt. So hatte nach dem Vertrage von 
B^^z^ntainebleau (1807) Karl IV. von Spanien den Titel 
* Vgl. unten Nr. 25. 
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,,Empereur des Ameriques^ angenommen und gebraucht 
England im Verbältniss zu seinen Colonien heute noch 
für sieh den Titel ^Kaiserliche Krone von England^. 

25. Zwei Dinge sind es nun, welche den Ausschlag 
zu geben scheinen, nämlich: 

a) die Thatsadie, dass die kaiserliche Würde und 
in Verbindung mit ihr das Reich den höchsten völker- 
rechtlichen Rang bezeichnen, einen Rang, wie er der 
hochstgesteigerten und auf die grosste Macht basirten 
internationalen Expansivkraft und den entspredienden 
ausgedehntesten Weltbeziehungen und universalsten Ein- 
flüssen eines sich als Trager einer absoluten Colturidee 
betrachtenden grossen Volkes gemäss ist. Dass dabei 
Selbsttäuschungen der fraglichen Volker und nur er- 
zwungene Concessionen der Mitvölker mit unterlaufen 
können, ist ebenso klar, als dass die Anerkennung dieser 
Würde, je nach dem Umfange des fraglichen Volker- 
rechtsgebiets, auch einen verschiedenen Umfang und, je 
nach der Nachhaltigkeit der Ursachen, auch eine ver- 
schiedene Dauer haben könne. Demnach erscheint es 
aber keineswegs blos als eine Ironie der GescUdh^ 
wenn der türkische Sultan, der noch bis zum 17. Jahr- 
hundert sich weigerte, dem Oberhaupte des Deutschen 
Reiches den Kaisertitel zu geben und der die von ihm 
bewilligten Waflenstillstände mit der Formel versah: 
„Gnädig verwilligt durch den immer siegreichen Sultan 
dem immer besiegten ungläubigen Konig von Wien'', 
der erste war, welcher, und zwar im Jahre 1718, den 
gleichen ersten Rang unter aUen Monarchen mit dem 
Kaiser erwarb; wenn femer im Jahre 1797 die franzö- 
sische Republik als dritte Macht in diesen Rang eintrat. 
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(Vgl. auch unsern Aufsatz im Staats-Lexikon von Rotteck 
und Welcker, 3. Aufl., S, v. Kaiser.) 

b) Die andere Thatsache, dass Kaiserthum und Reich 
wenigstens in der Regel da bestehen, wo Theile des be- 
treffenden G^sammtwesens einer gewissen politischen 
Selbständigkeit sich erfreuen und die Chefs derselben 
kön^lichen Rang und Namen tragen. 

Beide Momente treffen bei dem neuconstituirten 
Deutschland zusammen. Erst die Einheit der deutschen 
Nation konnte einen Anspruch auf die höchste inter- 
nationale Gleidiberechtigung der Deutschen, also der 
Gesammtheit der deutschen Staaten und Völker, be- 
gr&nden, eine Einheit, welche nicht ohne Beriicksichti- 
gung der Tielen herrschenden Dynastien, namentlich der 
königlichen, möglich war, und deren universale huma- 
nitäre Tendenz mit jedem Tage mehr in Deutschland 
zum Bewusstsein, im Auslande zur Anerkennung kom- 
men muss. 

26* RüidLsichtlich des Nebeneinandervorkommens der 
Bezeichnungen „Reich" und „Bund" in der Reichs- 
verfassung erklärte daher auch der Fürst Bismarck, 
dass man davon ausgegangen sei, den Ausdruck Reioh 
nur da zu gebrauchen, wo von einem Inbegriff der staat- 
lichen und hoheitlichen Attribute die Rede ist, welche 
auf die Gesammtheit übertragen worden sind, dem Aus- 
druck Bund aber dort seine Anwendung zu belassen, 
wo mehr die Rechte der einzelnen Staaten, der Bundes- 
glieder, in den Vordergrund treten. 

Wir kennen die Geschichte des Antrags auf die 
Verwandlung des Deutschen Bundes in ein Deutsches 
Reich und des Deutschen Bundespräsidiums in da^ 
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I).iit*rl,. KiiM-rthum, soweit es sich um die gtbeiM 
M..tiv. Icin.i. It, .lurihaii» nicht. AUein wir dürften vd 
k;ium trlil-i.it. II. wiiiii wir annehmen, dass dabo die 
rnv.itiii-li.likut .inn- republikanischen oder nur fir 
Stii;itrii.i-M.. i.iii,.ii.ii passenden Würde, wie die ein« 
Präsiiliuins, mit il.Mii monarchischen Charakter der aUer- 
iiH-i-^i. n il.'iit<. h. II Ke^ieningen und dem staatlichen Cb- 
rakt. r ilrs Kri, li.s unil lusonders mit den preussisita 
Traditidinn wi<» mit dem monarchischen Sinne der mr 
>.Ih n Völkt'i , und indliih mit der königlichen Würfe 
d*r iHd.'uti'iidsttii Bundosglieder, den Antrag und aene 
Annahmt* wesentlich mitbestimmen half. 

Man glaubte weniger herabzusteigen, wenn mand« 
ii^-w Oborhaupt «Thob. Man gedachte dabei vielladit 
;*iich dorn einsoititien Preussenthum einen deutschca 
lti«:g*:l vorzuschie>)cn, beziehungsweise für die Forde- 
Minj/ wahrhaft deutsch -nationaler Bestrebungen anck 
'U'Ui prfMissischen Königthum eine neue ideale Kraft * 
/iiriihnin und, während man hier durch eine Steigerung 
'l'^t "ionarchischen Elements im Reiche zu geynoBf» 
h'#nt.<:, rJort durch den unbestimmten Titel von Kiiß^f 
"»d ho/ioh an der Sondersouveränetat wenigst ino|^ 
'/M v#rli«;n:n, zugleich aber auch allen republikanisch» 
orJ#;r Honst Hufjversiven Strömungen einen festen Dafl«» 

zu Hl;tZ#;n. 

I>aH gftgcjnwärtige Deutsche Reich ist ein Bund, 
und dieser Deutsche Bund ist ein Reich — gerade ö^ 
wie es durch «eine Verfassung und übrigen Gesetze g* 
18 — im einzelnen eine Menge von Aehnlic - 
keiten mit andern Reichen und Confoderationen d^ 
Vergangenheit und Gegenwart darbietend, im ganzem 
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nach Stoff, Grundlagen und Zielen nicht minder als 
nach der Gesammtheit seiner Einrichtungen etwas durch 
und durch Neues, Eigenthümliches. 

27. Es kann nicht unsere Aufgabe sein, die schon 
oft ventilirte Frage nach dem Verhältniss des neuen 
Dentschen Reiches zu dem ehemaligen Deutschen Reiche 
, oder JEU andern Reichen erschöpfend zu behandeln. Die 
; . auffälligsten Unterschiede sind ohnehin schon mannich- 
Aoh hervorgehoben und allgemein bekannt. Dagegen 
gibt es einige minder auffällige und weniger allgemein 
erkannte, deshalb aber wol nicht geringer anzuschla- 
gende Unterscheidungsmomente, welche hier betont wer- 
den dürften. 
f ^ Das Deutsche Reich ist neu: 

1) weil es weder zu seiner Entstehung die Garantie 
nnd die Anerkennung der europäischen Staaten oder die 
Allianz, die Sanction, den Schutz einer ausser- und über- 
staatlichen Gewalt vorher verlangte, noch dabei die Prä- 
t^dsion aufstellte, die Garantie irgendeiner andern Ord- 
nang der ganzen Welt gegenüber sein zu wollen. So 
ist das Deutsche Reich nur durch der deutschen Nation 
mgene Kraft und nur für sie, unmittelbar wenigstens, 
entstanden und zu bestehen gewillt, unbeirrt durch die 
Eifersucht und Feindschaft mancher andern Nationen; 

2) weil es aus keiner Revolution oder Opposition 
gegen eine Staatsform oder ein Regierungsprincip her- 
vorging. Weder der Streit zwischen Monarchie und 
Republik, noch der zwischen absolutem und constitutio- 
nollem Staate ist dabei in Frage; 

3) weil es ferner ganz und gar nach keiner geschicht- 
liolen oder doctrinären Schablone gemacht, sondern 
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unter umsichtiger Würdigung aller VerhUtnisse mit der 
genialsten Auffassung derselben darauf berechnet ist, 
seinem Grunder dadurch, dass ihm der ganze monarchisch- 
constitutionelle Apparat zur Disposition gestellt wird, 
die Möglichkeit zu geben, innerlich ungehindert auszu- 
bauen, was er äusserlich hergestellt hat, und so dem 
deutschen Geiste gegen jede absolute Orthodoxie, sei es 
eine politische, kirchliche oder sociide, die Herrsdiaft 
zu sichern. Daher stammt auch die emsige, bewusste 
Richtung auf die innere Entwickelung, und in Verbin- 
dung damit jenes wol nicht lange ausbldibende Hidt- 
machen gegen eine Mehrheit von Concessionen, die, zur 
Erhaltung der Existenz unfähiger Zustände gewährt, 
Dinge zuliessen, deren staatsgemässer Gebrauch nicht 
gesichert war; ein Haltmachen, welches, die ideale Be- 
rechtigung solcher Dinge nidit leugnend, damit beginnt, 
auf dem Wege der Gesetzgebung die Möglichkeit solcher 
Concessionen, ohne Grefahr für den Staat wie für die 
Individuen, durch höhere politische Bildung vorzubereiten 
und die Einrichtungen auf das wahre Mass der Befabi- 
gung zurückzuführen. ^ Neu ist femer und zum enteil 
mal geschichtlich nachweisbar: 

4) dass man ein Reich nicht aus der Zertrümmerung 
eines oder mehrerer besiegter Länder, nicht aus den 
Ruinen einer ganzen Cultur aufzurichten suchte; dass 
man die unerhörtesten Waffensiege nicht zu territorialen 
Erweiterungen, sondern zur innem Ausbildung und 



^ In seiner Rede über die Petitionen für and gegen den Jesuiten- 
orden im Reichstage am 16. Mai 1872 spricht Fischer ausdrück- 
lich von den an j^einen übel verstandenen Liberalismus gemachten 
Zugeständnissen, die sich nicht bewährt haben*'. 
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Festigung des neuen Zustandes verwendete und dem 
Feinde nicht mehr abnahm, als fiir die Sicherung des 
zu ebendiesem Zwecke unentbehrlichen Friedens noth- 
wendig schien; dass man die verblendete Leidenschaft 
des besiegten Gegners, die sich in Schmähung und 
Auss^rrechtstellung der Sieger gefiel, mit der möglich- 
sten Gerechtigkeit erwiderte, welche wegen an den Be- 
siegten begangener Wiederrechtlichkeiten geübt wurde 
und die Verfolgungen der Deutschen in Frankreich mit 
der grossten Schonung der Franzosen in Deutschland 
beantwortete. Dass man: 

5) die neuerworbenen Lande, statt sie mit Mis- 
trauen oder Feindsdiiaft zu behandeln oder nur zur 
materiellen Bereicherung Deutschlands auszubeuten, mit 
allen Schätzen fast zu freigebig iiberschüttet, die das 
neue Vaterland zu bieten vermag. Nicht durch Raub- 
bau entkräftet, eine Wiiste zwischen den beiden feind- 
lichen Nationen, sondern durch Schonung versöhnt, 
durch Freundschaft bereichert sollen sie sein, und, nach 
und nach innerlich gewonnen, vollberechtigt eintreten 
in den Kreis der deutschen Brüderstämme. Zum ersten 
mal also geschieht es, dass für das Mass wie fiir die 
Behandlungen der Eroberungen die hohem Principien 
des modernen Rechts unter grossen Anstrengungen und 
Opfern des Siegers zur Anwendung kommen. Neu ist 
weiter: 

6) dass man nicht mit einem äussern Verfas- 
sungsbau begann, der die Uebermacht des grossten, 
die Initiative und den überwiegenden Antheil an den 
Erfolgen für sich habenden Staates auf eine die übrigen 
deutschen Staaten vergewaltigende Weise zur vollendeten 



44 Erster Abschnitt 

Hülse eines staatlich nicht vollendeten Inhalts gemacht 
hätte, sondern durch eine griindlich und rastlos arbei- 
tende Gesetzgebung ganz Deutschland mehr und mehr 
mit einem einheitlichen Rechte zu füllen und auf diese 
Weise einen Zustand vorzubereiten sucht, von dem aus 
es leichter sein wird, die demselben entsprechenden Ver- 
fassungsänderungen einzuführen, als wenn man mit diesen 
begonnen und sich damit die zur Herbeiführung einer 
innern freien Einigung unentbehrlichen Factoren ent- 
fremdet hätte. Dies ist der Grund, warum die „Ma- 
schine der Reichsgesetzgebung ^^ nicht „in einem etwas 
langsamem Tempo^^ arbeitet und bei alledem noch nicht 
an den eigentlichen Grundformen der gegenwärtigen 
Verfassung gerüttelt hat. Neu ist endlich: 

7) dass nicht eine wilde Expansivkrafk , welche 
wenigstens momentan die innere Ausbildung vergessen 
kann, auch nicht eine Politik der Verzweiflung, welche 
an innere Besserung nicht glaubt, sondern nur die Noth- 
wehr, die tiefere Einsicht in die Gefahr, die sittliche 
Auffassung der nationalen Ehre und das Vertrauen auf 
die eigene Kraft, die scheinbar aggressiven Schritte der 
Deutschen veranlasste und das ganze Mass ihrer An- 
strengungen wie ihrer Forderungen gegen den Feind 
bestimmte; dass die Ungewissheit des Erfolgs vor Be- 
ginn des Krieges das einige Zusammenstehen aller deut- 
schen Stämme nicht hinderte, die Gewissheit der uner- 
wartetsten Erfolge dagegen deren Einigung nur stärkte; 
dass schliesslich alle unsere Siege nicht der Verherr- 
lichung eines Dictators oder Feldherrn, sondern der Ver- 
virirklichung der modernen Culturideen dienen sollten, 
also keine Art von Absolutismus eingeführt wurde, 
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sondern der weise Staatsmann, der die Ereignisse ge- 
leitet, nun auch die Früchte des Sieges objectiv nur im 
Interesse eines möglichst befriedigenden staatlichen Zu- 
standes seiner Nation zu leiten sucht. 

28. Das Deutsche Reich bezeichnet das gegenwär- 
tige Herrschaftgebiet der deutschen Nation, ohne des- 
halb im Sinne des sogenannten Nationalitatenprincips 
ein rein und vollständig deutsches Nationalitätsgebiet zu 
sein. Es umfasst daher nicht alle Lande, in. denen die 
deutsche Bevölkerung vorherrscht, und nennt sich daher 
auch nicht das Keich Deutschland, wie sein Kaiser nicht 
Kaiser von Deutschland heisst, während es, namentlich 
in den dem Königreiche Sachsen und Preussen ange- 
hörigen Landen und in den Keichslanden, verschiedene 
theilweise zahlreiche nichtdeutsche Bevölkerungen, wie 
Dänen, Franzosen, Litauer, Polen, Czechen, Wenden 
und Wallonen umschliesst. 

Wir beabsichtigen nicht, hier in eine Erörterung 
des Princips der Nationalitäten einzugehen. Nur 
eine einzige Bemerkung möge uns gestattet sein. Die 
Nationalität ist ohne Zweifel auch staatsrechtlich eine 
Sache von grosser Bedeutung, wenn, man ihren Begriff 
richtig fasst. Dass die Geburt und die Sprache allein 
nicht über die Nationalitäten entscheiden, beweisen un- 
sere deutsch geborenen und deutsch sprechenden So- 
cialisten und Ultramontanen, deren politische Gesin- 
nungen sie doch nicht staatsrechtlich entnationalisirte.* 



^ Dass dieselben in Deutschland noch weniger nationalen Sinn 
zeigen wie in andern Ländern, hat seinen Grund darin, dass sieh 
die nationale Einigung Deutschlands langsamer vollzog als ander- 
wärts. Deshalb suchen sie auch heute noch ihre Hauptstütze im 



46 Erster Abtohnitt. 

JedenfEills aber kann es keinem Zweifel unierliegen, dass 
die Nationalitat kein staatsrechtlicher Begriff sein 
kann, wenn sie nur einer unanständigen Eroberungslust 
zur anständigen Umhüllung, einer staatenzersetzenden 
Opposition als Mittel der Rechtfertigung dienen soll. ^ 
Was den vorhin geschilderten Zustand in dieser 
Beziehung angeht, so sei nur hervorgehoben, dass die 
Verschiedenheit der Nationalitäten in Deutschland weder 
principiell.noch dauernd eine Verschiedenheit des Rechts 
involvirt, und dass alle Angehörigen des Deutschen 
Reiches, beziehungsweise der zu diesem gehörigen Bundes- 
staaten und Reichslande, als solche, ohne Rücksicht auf 
die verschiedenen Nationalitäten^ der vollen rechtlichen 
Gleichheit sich erfreuen. 

Particularismus. Auch sie bekennen sich zu dem Satze des alten 
Despotismus: „Divide et impera". 

1 Vgl. J. Held, Staat und Gesellschaft, I, 503 fg.; derselbe^ 
Allgemeines Staatsrecht, S. 194, 323, 335. 
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Zur Kritik der Deutschen EeichsTerfassnng. 

I. Im allgemeinen. 

29. Soll das Reich ein Wesen von staatlichem Cha- 
rakter sein, so muss es: 

1) eine nach Gegenstand wie Umfang staatliche Auf- 
gabe, beziehungsweise Competenz, und 

2) besondere der Lösung dieser Aufgabe und der 
Geltendmachung der dazu gewährten Rechte gewidmete 
Formen und Organe, oder, mit andern Worten, seine 
eigene Verfassung und Verwaltung besitzen. 

Die aus dem staatlichen Wesen folgenden, der staat- 
lichen Aufgabe entsprechenden Competenzen pflegt man 
mit „wesentliche] Hoheitsrechte" zu bezeichnen. 
Diese sind: 

1) Ueberhaupt das Recht, die für den Bestand und 
die Förderung des Ganzen nöthigen Anordnungen mit 
staatlicher Autorität, d. h. mit dem rechtmässigen An- 
spruch auf allgemeine Anerkennung und Danachachtung 
zu erlassen; 

2) das Recht, dies nach allen Richtungen der Staats- 
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gewalt zu thun und das, was vom Staate angeordnet 
ist, auch durch den Staat, d. h. in seinem Namen zu 
vollziehen. 

Im erstem Sinne spricht man von formellen, im 
zweiten von materiellen Hoheitsrechten. Die einen 
sind so wesentlich wie die andern, und bedingen sich 
beide gegenseitig. 

Demnach erscheint es als wesentliche Consequenz 
der staatlichen Eigenschaft eines Gesammtwesens : 

1) dass es sich auf alle Seiten des menschlichen 
und gesellschaftlichen Lebens, soweit sie durch äussere 
Handlungen in das staatliche Bereich eintreten, bezie- 
hungsweise nicht der freien Individualbestimmung über- 
lassen sind, erstrecke, und dass die betreffende staat- 
liche Competenz innerhalb desselben Gebiets in der 
Eigenschaft eines wesentlichen Souveränetätsrechts 
nur einem Staate und diesem ganz zustehen müsse; 

2) dass diese Thätigkeit des Staates nicht ohne ge- 
setzlich bindende Formen im Interesse der Ordnung, des 
Schutzes und der Forderung des Ganzen ausgeübt wer- 
den könne. 

In er st er er Beziehung werden verschiedene Ressorts 
der Staatsgewalt hervorgehoben: Repräsentativ-, Finanz-, 
Militär-, Justiz-, Polizei-, Organisations- und Amts- 
hoheit. 

In zweiter Beziehung unterscheidet man die Gesetz- 
gebungs- und Verordnungshoheit, letztere wol auch die 
Verwaltung oder Executive nennend. 

30. Sowie die erstem Hoheitsrechte alle und i» 
jeder Beziehung nur durch die letztern zur Ausföhrung 
kommen können, so müssen die letztern stets einem oder 
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mehrern der erstem dienen. M. a. W.: Die Hoheit 
des Staates ist stets eine und dieselbe; aber es empfiehlt 
sich, sie nach ihren Hauptrichtungen in verschiedene 
Branchen zu ordnen und in verschiedenen Formen aus- 
zuüben. Je nachdem man nun den Staat von der einen 
oder andern Seite betrachtet, spricht man von mate- 
riellen oder formellen Hoheitsrechten. Und wie das 
Eigenthiimliche der materiellen Hoheitsrechte, der vom 
Standpunkte ihres Gegenstandes oder Inhaltes 
aus betrachteten Staatshoheit, nicht in den Gegen- 
ständen an sich, sondern darin besteht, dass diese Gegen- 
stände hier Staatssache, nicht Sache von Einzelnen, Cor- 
porationen u. s. w. sind, so liegt das EigenthümUche der 
formellen Hoheitsrechte, der vom Standpunkte der 
Formen für die Bethätigung des Staatswillens 
aus betrachteten Staatshoheit, darin, dass diese 
Formen seitens des Staates gegen die ihm Untergebenen 
in Anwendung gebracht werden. Denn gleichwie Ver- 
tretung, Geld- und Wehrkraft u. s. w. auch bei staat- 
lich unterworfenen Einzel- und Gesammtpersonlichkeiten 
für ihren Verkehr mit Gleichen in Frage kommen kön- 
nen, so auch jede denkbare Form der Willenserklärung. 
Natürlich muss Grad und Art der Einigung in 
beiden Beziehungen einen grossen Einfiuss üben. Ist 
dieselbe nach ihrem Gegenstande noch unvollständig 
und beruht sie nicht ganz auf der Anerkennung ihrer 
rechtlichen Nothwendigkeit, so wird mancher Kessort 
des staatlichen Lebens sich mehr oder minder dem Er- 
fasstwerden durch die Einheit zu entziehen und bei Gel- 
tendmachung der Einheitspostulate die Theilselbständig- 
keit sich in den Vordergrund zu drängen suchen. An 

T. Held, Deutsche BeiohBTerfassung. 4 
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Stelle einer Verwaltung nach dem Realsystem werden 
wir eine Art von Provinzialsjstem, an SteUe des Ge- 
setzes und der Verordnung vertragsweise begründete 
und als Verträge handzuhabende Zustande und Einrich- 
tungen finden. Lost dieses System die noch schwachen 
Anfange einer hohem Einigung nicht auf, so pflegt in 
der Kegel ein absoluter Wille, der, von der Nothwendig- 
keit unter stiitzt und gerechtfertigt, sich über die be- 
zeichneten Hindernisse hinwegsetzt, die Einheit herzu- 
stellen. Die Erkenntniss der höhern Berechtigung, weil 
Noth wendigkeit dieser Einheit^ ging aber stets Hand in 
Hand mit der Erkenntniss der Gefährlichkeit, den V^illen 
eines Einzelnen unbedingt als Staatswillen gelten zu 
lassen. 

31. Zur Vermeidung dieser Gefahr hat man vorzüg- 
lich zwei verschiedene Wege gewählt, nämlich entweder: 

1) die vollständige Beseitigung beziehungsweise Aus- 
schliessung jener Einrichtung des Staates, wonach über- 
haupt einer Einzelperson die definitive, formelle Ent- 
scheidung darüber, was Staats wille sei, in allen Fällen 
zusteht; d. h. man acceptirte eine engere staatliche Ver- 
bindung nur unter der Bedingung der republikani- 
schen Staatsform, beziehungsweise liess sich die Fort- 
dauer der bisherigen staatlichen Verbindung nur unter 
der Voraussetzung gefallen, dass die monardiische 
Staatsform in die republikanische umgewandelt wurde; 
oder man wählte 

2) den Ausschluss oder doch die Modification des un- 
beschränkten Kechts des Monarchen, den Staatswillen 
zu erklären, durch die verfassungsmässigen Com- 
petenzen einer Volksvertretung und die gleichfalls 
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verfassungsmässige Verantwortlichkeit der Minister, 
d. h. man verwandelte die absolute Monarchie in eine 
constitutionelle. 

Dass zur Vermeidung anderer Gefahren auch andere, 
ja entgegengesetzte Wege für längere oder kiirzere Zeit 
eingeschlagen werden können, versteht sich von selbst. 
Welcher von den beiden hier angegebenen Wegen aber 
eingeschlagen werde — die Centralisation sämmtlicher 
Verwaltungszweige, deren innere Verbindung mitein- 
ander und ihre Einheit unter sich, bestehen unveränder- 
lich fort wie auch ihr staatsgemässer Umfang. Dagegen 
ist insofern ein Unterschied, als sich der Staatswille in 
gewissen Beziehungen unter der Herrschaft der Republik, 
resp. der constitutionellen Monarchie verfassungsmässig 
in andern Formen äussern muss, als in der Monarchie, 
resp. absoluten Einherrschaft es der Fall ist, während, 
ausserhalb des Gebiets dieser Formen, andere einfachere, 
}edoch gleichfalls auf Sicherung gegen Misbrauch be- 
rechnete Formen platzgreifen. 

Hierauf beruht der moderne, übrigens selbst in den 
classischen Republiken, absolutistischen Anwandlungen 
der herrschenden Aristokratie gegenüber, schon ange- 
deutete, »heutzutage aber vorzüglich auf die Monarchie 
berechnete Unterschied für die Formen der Ausübungen 
der materiellen Hoheitsrechte — der Unterschied zwi- 
schen Gesetz und Verordnung oder zwischen Verfas- 
sung und Verwaltung, und, rücksichtlich der letztem, 
der Unterschied zwischen Rechtspflege und übriger 
Verwaltung. 

32. Aus dieser Verschiedenheit der Formen und aus 
deren besondern Zwecken erklärt sich auch eine eigen- 
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thümliche Verschiedenheit der Organe für die Bethäti- 
gung des staatlichen Willens, indem die Stellung der 
legislativen und justitiellen Organe, abgesehen von ihrer 
Verschiedenheit unter sich selbst, eine andere ist als die 
der administrativen. 

Die fraglichen besondern Formen der Gesetzgebung 
haben aber, im Gegensatz zu denen der Verwaltung, das 
Eigenthümliche, dass sie das Volk durch Repräsentanten 
zur Mitwirkung an den wichtigsten Aeusserungen des 
Staatswillens, und zwar mit rechtlicher Nothwendigkeit 
und entscheidender Stimme berufen, also Männer, ohne 
dass sie daraus ihren Lebensberuf machten, zur (unent- 
geltlichen) personlichen, öffentlichen Dienstleistung auf- • 
bieten — während die Verwaltung zwar auch unter Mit- 
wirkung solcher Elemente stattfinden kann, aber immer 
in ihr das berufsmässige (honorirte) Element übervriegt, 
und, abgesehen von der Justiz, der Vertretung jedenfalls 
ein formell entscheidendes Votum fehlen müsste. In Eng- 
land war die in dem Parlamente sich darstellende höchste 
Stufe selfgovernmentaler Thätigkeit die natürliche ¥rucbt 
einer langen, allmählichen und fast berufsmässigen Ent- 
wickelung von unten hinauf; bei uns ist der Anfang eines 
selfgovernmentalen Lebens in den untersten und mittlem 
Kreisen erst durch die constitutionelle Einrichtung der 
Gesetzgebung angebahnt worden. In England ist das Par- 
lament das Endresultat der Ueberwindung des Particula- 
rismus und des Specialismus, wie eines staatswidrigen 
Individualismus in den untergeordneten localen Verbän- 
den, in den Ständen und in den Einzelnen gewesen : bei 
uns muss die Ueberwindung des staatswidrigen Sonder- 
geistes umgekehrt von einer glücklichen und geschickten 
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EntwickeluDg der constitutionellen oder repräsentativen 
Gesetzgebungseinrichtungen und ihrer analogen Anwen- 
dung auf die Provinzial-, Kreis- und Ortsgemeinden be- 
hufs Erweckung ihrer staatsgemässen Selbstthätigkeit, in 
Verbindung mit einer entsprechenden Reform der ge- 
sammten Volksbildung, erst erhofft werden. 

33. Gehen wir nunmehr auf eine nähere Betrach- 
tung des Deutschen Reiches selber ein, so fällt sofort 
in die Augen, dass ihm wirklich materielle Hoheitsrechte 
zustehen und dass för die rechtsgültige Aeusserung des 
staatlichen Willens des Reiches verschiedene Formen 
und Organe bestehen, beziehungsweise dass die Reichs- 
verfassung zwischen der Form der Gesetzgebung und 
denjenigen Fällen, wo bei Bethätigung des Reichswillens 
diese Form nicht angewendet werden soll, wohl unter- 
scheidet. 

n. Die Deutsche Reiehsverfassiing vom Standpunkte der 

materiellen Hoheitsrechte. 

34. Die materiellen Hoheitsrechte des Reiches sind 
in den Bestimmungen der Reichsverfassung über die 
Competenz des Reiches enthalten. 

Wie wichtig nun die in Art. 4 und 78 der Reichs- 
verfassung angegebenen Competenzen vom Standpunkte 
der Selbständigkeit der deutschen Einzelstaaten aus er- 
scheinen mögen, vom Standpunkte der staatlichen Eigen- 
schaft des Reiches aus sind sie nach Art. 4 unvollständig 
und war, in der Voraussetzung richtiger Wirksamkeit, 
der Art. 78 nur eine logische und natürliche Noth- 
wendigkeit. 

35. Hier fällt vor allem auf, dass nach Art. 78 



54 Zweiter Abschnitt. 

Abs. 2 es Rechte im Reiche gibt, welche durch Ver- 
weigerung der Zustimmung auch nur eines einzigen in- 
teressirten Einzelstaates der Gesetzgebungsthätigkeit des 
Reiches entzogen werden konnten, über welche also das 
Reich auch mit der grossten Stimmenmajorität nicht ent- 
scheiden kann. Wohl ist anzunehmen, dass sich einem 
energisch und unzweifelhaft zum Ausdruck gebrachten 
Bediirfnisse der Gesammtheit die Vertretung des interes- 
sirten Einzelstaates im Bundesrathe nicht lange ver- 
schliessen werde und dass sie solchenfalls selbst auf die 
Zustimmung der betreffenden Landtagsmajoritäten werde 
rechnen können. Allein dies alles ist facti, nicht juris. 

Demnächst ist femer dem Reiche das jedem staat- 
lichen Wesen ipso facto zuständige jus eminens oder 
Nothreoht principiell nicht zugesprochen, vielmehr er- 
scheint es durch die Specification der Reichscompetenz 
iiberhaupt und insbesondere dadurch grundsätzlich aus- 
geschlossen^ dass die Verfassung und die Gesetze des 
Reiches einzelne Fälle von Nothständen besonders her- 
vorheben und näher ordnen; so z. B. Reichsverfassung 
Art. 11, Abs. 2; Art. 19, 46, 47, 63, Abs. 4; Art. 68, 
ferner das Gesetz über den Reichskriegsschatz, das Rayon- 
gesetz und andere specielle Expropriationen anordnende 
Gesetze. 

Auch sonst fehlen einzelne Hoheitsrechte ganz^ wie 
z. B. in Beziehung auf Kirchen und Schulen, falls man 
rücksichtlich der erstem nicht annehmen will, dass sie 
in das Gebiet der dem Reiche zustehenden Vereinshoheit 
fallen. ^ Ferner ist nicht zu übersehen, dass dem Reiche 

1 Durch den Art. 130* des Strafgesetzbuchs des Deutschen 
Reiches und durch den Gesetzentwurf betreffend die Beschränkung 
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die staatliche Hoheit über die ihm zugewiesenen Gegen- 
stande nicht vollkommen^ sondern nur insoweit zusteht, 
als die Keichsverfassung oder spätere verfassungsmässige 
Reichsgesetze es ausdrucklich bestimmen. 

36. Ueberhaupt ist für das Reich der Begriff der 

staatlichen Hoheit nicht förmlich aufgestellt, und da die 

£aichshoheitsrechte alle specificirt sind, so hat dies die 

Folge, dass, abgesehen von dem vielen nur Provisorischen 

und specifisch Preussischen, 

a) die Reichshoheit überhaupt nicht ein Princip ist, 
aus welchem man mit Nothwendigkeit etwas för die einzel- 
nen Gompetenzen des Reiches, namentlich bei Meinungs- 
verschiedenheiten über den Umfang der reichsverfassungs- 
mässigen Bestimmungen, ableiten konnte; dass folglich 

b) das Reich auch dann nicht ohne weiteres, d. h. 
ohne einen besondern Reichsgesetzgebungsact eintreten 
kann, wenn sich neue Richtungen für die Staatshoheit 
ergeben; dass also endlich auch 



des Reohts zum Aufenthalt der Jesuiten im Deutschen Reiche ist 
weder die formelle Yerfassungsfrage entschieden, noch überhaupt 
über das Verhältniss zwischen Staat und Kirche ein Princip für 
das Deutsche Reich zum unmittelbaren gesetzlichen Ausdruck ge- 
kommen. Ein solches Princip ist allerdings mit den Worten des 
Reichskanzlers: „Wir gehen nicht nach Canossa" (Rede am 14. Mai 
1872) angedeutet. Aber von diesem geflügelten Worte bis zu dessen 
vom Reichskanzler gleichfalls als unvermeidlich bezeichneter voll- 
ständiger Durchführung im Wege der Reichsgesetzgebung ist es 
noch weit. Wie wichtig übrigens und wie brennend für Deutschland 
ganz besonders die sogenannte kirchenstaatsrechtliche Frage sei, er- 
hellt nicht nur aus den allenthalben sich drängenden einzelnen Vor- 
kommnissen, sondern auch daraus, dass sie, von der Frage nach 
den Grundrechten an bis zur Frage nach Verlängerung des Termins 
zur Einführung der Reichsverfassung in Elsass-Lothringen, in allen 
und selbst in den ihr scheinbar am fernsten liegenden Verhand- 
lungen des Reichstages irgendwie zum Durchbruch kam. 
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c) nur ein die bezeichnete Gesetzgebung ausführen- 
des und voUziehendes, nie ein dasselbe ergänzendes Ver- 
ordnungsreoht des Reiches besteht, 
lauter Zustände, die mit dem Postulat voller staatlicher 
Einheit und der Vollständigkeit und Einheit aller Hoheits- 
rechte nicht in Einklang zu bringen sind. 

37. Wir wissen wohl, dass dies alles in Beziehung 
auf einen Theil des Reiches, nämlich bezüglich der neu- 
erworbenen Reichslande^ einigermassen anders ist. Allein 
wir können auf die besondern Verhältnisse dieser Lande 
hier um so weniger eine specielle Rücksicht nehmen, 
als, wie bereits hervorgehoben wurde, der gegenwärtige 
politische Zustand derselben ein fast ganz provisorischer 
und wahrscheinlich schneller vorübergehender ist als die 
ünfertigkeit der Reichszustände; als aber auch das, was 
daran wirklich definitiv sein soll, nämlich der volle Be- 
sitz aller staatlichen Hoheit über dieselben seitens des 
Reiches, so wie er gegenwärtig und ganz natürlich that- 
sächlich sich gestaltet, auch ungerechnet die fortwähren- 
den Bewegungen in der Reichsverfassung selbst, die 
Anomalien der Reichszustände nur noch um eine sehr 
bedeutende vermehrt. Es ist in dieser Hinsicht sehr be- 
zeichnend, wenn Lamey in der Reichstagssitzung vom 
10. Mai 1872 erklärte: „es wäre auf die Dauer der 
Ruin des Reichstages, die Particulargesetzgebung von 
Elsass-Lothringen besorgen zu müssen", und wenn Rog- 
genbach ihm zustimmte, da der Reichstag „noch durch- 
aus nicht im Stande sei, mit Einsicht und Sachkennt- 
niss einer solchen Aufgabe gerecht zu werden". Auch 
durch die dereinstige vollständige Einführung der Reichs- 
verfassung und der Reichsgesetze in den Reichslanden 
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würde die fragliche ÄDomalie nicht gehoben und jeden- 
falls kaum mehr erzielt werden können, als dass Elsass- 
Lothringen nicht nur praktisch, sondern auch rechtlich 
entweder wie eins der Glieder des Reiches, oder wie 
ein Theil eines solchen Gliedes betrachtet werde. Dass 
nicht gleich anfangs diesen Landen die eine oder die 
andere der eben bezeichneten Stellungen, welche, allein 
wenigstens eine relative Bestimmtheit haben und von 
denen die eine oder die andere doch angenommen werden 
muss, wenn die Verfassung und die Gesetze des Reiches 
daselbst in Anwendung kommen sollen, gegeben worden 
ist, hat seinen Grund theils in den eigenthümlichen Ver- 
hältnissen der Reichslande selbst, theils und zwar vor- 
ziiglich in denselben Umständen, welche die Ursache der 
Unfertigkeit und Ungeklärtheit der verfassungsmässigen 
Einrichtungen des Reiches sind. Es mag hierbei noch 
an die Reichstagssitzung vom 14, Mai 1872 erinnert 
werden, in welcher Duncker die Hoffnung aussprach, 
da88 Elsass-Lothringen, ebenso wie alle übrigen Staaten, 
eine von der Reichsverwaltung vollständig unabhängige 
und selbständige Finanzwirthschaft haben werde und 
der Präsident des Reichskanzleramts erklärte, „dass die- 
ser Grundsatz noch nicht definitiv festsehe; dass er ihn 
weder bejahe noch verneine, sondern nur wiederhole, 
dass heute noch nicht der Moment da sei, um ihn fest- 
zustellen". 

38. Untersuchen wir nun die einzelnen Hoheits- 
rechte des Reiches, so ist 

1) die Repräsentativhoheit am vollständigsten 
ausgestattet, was theils in der Natur dieses Rechts, mehr 
noch aber darin seinen Grund hat, dass gerade dem 
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Reichsauslande g^enüber die Nothwendigkeit der staat- 
lichen Einheit sich am meisten geltend gemacht hat, 
während man durch die Ausübung dieses bei kleinem 
Staaten ohnehin mehr imaginären und unverhältniss- 
mässig kostspieligen, im gewöhnlichen innem Staatsleben 
minder fiihlbaren Rechts fiir die Selbständigkeit der 
Einzelstaaten keine wesentlichen Benachtheiligungen er- 
kannte, die materielle und formelle Beschränkung des- 
selben aber für dem Reiche wie den einzelnen deutschen 
Staaten gleich nachtheilig erachten musste. 

Wenn dabei das Gesandtschaftsrecht der deut- 
schen Staaten nicht direct angegrilBen werden wollte und 
nur das Consulatwesen ausschliesslich Reichssache sein 
soll, so ist das erstere Recht doch indirect ziemlich 
werthlos geworden, da es sich nur auf die ganz spe- 
ciellen Angelegenheiten der deutschen Staaten unter sich 
und im Verhältniss zu auswärtigen Staaten beziehen 
kann. ^ 

In der That sind auch nicht nur die Consuln der 
deutschen Einzelstaaten allenthalben den Consulaten des 
Reiches gewichen, sondern es wurden auch viele Gesandt- 
schaften der erstem sowol an deutschen wie an aus- 
wärtigen Höfen bereits eingezogen, und wenn die Ge- 
sandten des Deutschen Reiches zugleich die speciellen 
Angelegenheiten der einzelnen deutschen Staaten ver- 
treten können und sollen, so ist es wol nur consequent 
anzunehmen^ dass die noch bestehenden Gesandtschaften 
einzelner deutschen Staaten als solche nichts als das 
specielle Interesse ihres Landes vertreten, also selbst- 

> Vgl. unten Nr. 75. 
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Teretändlich niemals etwas, was gegen das allgemeine 
Interesse und die Politik des Reiches gehen würde. Es 
erscheint daher dieses Gesandtschaftsrecht einzelner deut- 
scher Fürsten mehr nur Courtoisie denn als ein Mittel, 
dem Reiche gegenüber eine selbständige Politik zu ver- 
folgen. 

39. 2) Auch die Militärhoheit findet sich ziem- 
lich YoUständig in der Hand des Reiches, und zwar selbst 
in Anbetracht der hinsichtlich derselben vertragsweise 
begründeten besondem und Reservatrechte, da es sich 
bei diesen weniger um sachlich relevante Ausnahmen als 
vielmehr darum handelt, die allgemeinen Gesetze und 
Einrichtungen für das Reichsheer mit Rücksicht auf die 
besondem Verhältnisse einzelner Staaten nur allmählich 
anzubahnen, beziehungsweise sie mit den eigenen Mitteln 
des Staates und durch dessen Autoritäten zu vollziehen. 
Demnach ist nur in Beziehung auf den Zeitpunkt und 
die Art des Vollzugs eine Reihe von Ausnahmen ge- 
geben und haben wir hier nicht zu untersuchen, ob und 
inwiefern dies überhaupt oder vom rein militärischen 
Standpunkte aus zweckmässig sei oder nicht. 

Dagegen dürfte in dieser Hinsicht ein anderer 
Punkt zu betonen sein, nämlich der, dass die ganze bis- 
herige Entwickelung des deutschen Heerwesens mehr 
auf eine Erweiterung der preussischen Armee als auf 
die Gründung einer deutschen Armee zu gehen scheint, 
sodass, abgesehen von andern nicht immer sehr wichtigen 
Dingen, wie das Fortführen der Landescocarde neben 
der preussischen u. s. w., gerade die Reservatrechte mehr 
dazu angethan sind, wenigstens den Schein einer nicht 
rein preussischen, resp. einer deutschen Armee zu retten. 
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als sich gegen den Begriff einer deutschen Armee feind- 
lich zu verhalten. * 

Wir finden das Wesen einer deutschen Armee nicht 
in einer föderalistischen Musterkarte von Uniformen, 
Reglements, Waffen u. s. w., wie wir es auch in einer 
kritiklosen Generalisirung des specifisch preussischen 
Armeewesens und in einem rein äusserlich preussischen 
Auftreten der deutschen Heere nicht finden konnten. 
Schon an einer andern Stelle haben wir darauf hinge- 
wiesen, was von dem Schlagworte Borussificirung zu 
halten sei, und wenn wir sicher nicht die Absicht haben 
können uns zu widersprechen, so dürfen wir wol darauf 
aufmerksam machen, dass eine Politik, der wir im ganzen 
nationale Ziele zutrauen, mit sich selbst in Widerspruch 
gerathen würde, wenn ihre nationale Tendenz in dem 
deutschen Volksheere nicht zum äussern Ausdruck ge- 
langte. Wir geben gern zu, dass in einer Armee nach 
jeder Richtung hin die vollkommenste Einheit herrschen 
müsse ; dass diese Einheit nach den bewährtesten Mustern 
herzustellen sei und dass in dieser Beziehung Preussen 
allen übrigen deutschen Staaten entschieden der Haupt- 
sache nach vorangehe. Die Folgen hieraus für eine 
deutsche Reichsarmee ergeben sich von selbst. Zu diesen 
Folgen gehört aber nicht die, dass die deutsche Armee 

^ Eine eigene Militärverwaltung haben, ausser Preussen, des- 
sen Armee auf Grund specieller Verträge zugleich die Contingente 
von 20 deutschen Staaten umschliesst, nur noch Baiern, Sachsen, 
Würtemberg und die beiden Mecklenburg, sodass von dem ge- 
sammten Militärpauschquantum pro 1873 a 90,565494 Thlr. auf 
Preussen allein 69,377394 Thlr. fallen, lieber den mecklenburg- 
strelitzischen Militäretat pro 1872 vgl. die Rede Richter's im 
Beichstage am 6. Juni 1872. 
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schliesslich eine preussische, sondern dass die preussi- 
sche Armee eine deutsche werde. Preussen soll nicht 
nur seine treffliche Armee, alle ihre wirklich erprobten 
Eigenschaften und Einrichtungen behalten, sondern es 
soll auch dies alles Gemeingut sämmtlicher deutscher 
Tmppentheile werden; diese sollen nicht geringe Anhäng- 
sel der preussischen Armee, vielmehr alles zusammen 
eine wirkliche deutsche Armee werden. Auch in der 
Armee muss sich der preussische Geist zu einem deut- 
schen erweitern, wenn der deutsche Geist überhaupt das 
sein soll, wofür er ausgegeben wird, nämlich die höchste 
Steigerung alles dessen, was jedes Glied des Reiches 
als deutsch kennzeichnet. Dazu wäre aber vor allem 
die in Aussicht gestellte deutsche Gesetzgebung in Mili- 
tärsachen *, deutsche Fahnen, Cocarden u. dgl. für die 
ganze deutsche Reichsarmee, ein deutsches Reichskriegs- 
ministerium und ein deutsches Reichsmarineministe- 
rium nothwendig, was alles durchaus keinen Ausschluss 

' Bei Eröffnung des Reichstages am 8. April 1872, zu welcher 
der Fürst Bismarck im Namen „des von Gottes Gnaden Deut- 
schen Kaisers u. s. w. und der verbündeten Regierungen" bevoll- 
mächtigt war, und welche er mit der Formel: „auf Befehl Sr. Maje- 
stät des Kaisers" vollzog, stellte derselbe unter anderm auch die 
Vorlage des Entwurfs eines Militärstrafgesetzbuchs für das 
Deutsche Reich in Aussicht, wodurch „die Einheitlichkeit der 
Heereseinrichtungen auf dem Gebiete des Strafrechts zum Abschluss 
gebracht worden und der bereits gewonnenen Einheit des Straf- 
rechts für das bürgerliche Leben, den vom Reichstage geäusserten 
Wünschen entsprechend, als Ergänzung hinzutreten soll". Dieses 
Gesetz, für welches übrigens ein Gesetz über das Militärstrafver- 
fahren eine unentbehrliche Ergänzung sein würde, ist auch wirk- 
lich dem Reichstage vorgelegt und nach eingehenden Berathungen 
und nicht ohne vielfache Modificationen am 8. Juni 1872 vom 
Reichstage mit grosser Majorität angenommen worden. Der Bundes- 
rath hat das so abgeänderte Gesetz acceptirt und findet sich dasselbe 
im Reichsgesetzblatt, 1872, Nr. 18. 
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controlbehorde * des Reiches besteht und auch hier alles 
im wesentlichen durch die Organe des preussischen 
Staates geschieht — ein Zustand, von welchem nicht 
einmal der an Stelle des preussischen Staatsschatzes 
neu geschaffene ßeichskriegsschatz ausgenommen ist, und 
welcher auch dadurch nicht viel gebessert wird, dass 
ad hoc einzelne Hülfsarbeiter aus andern deutschen 
Staaten zugezogen werden. Hier wie anderwärts kann 
auch die Mitwirkung des Bundesrathes und Reichstages 
zur wünschenswerthen Befriedigung des allgemeinen na- 
tionalen Bedürfnisses allein nicht geniigen. 

41. 4) Die Polizeihoheit oder die politische 
Hoheit enthält alles, was, wenigstens in grossem Staaten, 
auf die Ministerien des Innern, des Cultus, des Unter- 
richts, des Handels, der Industrie, des Ackerbaus und 
der öffentlichen Arbeiten vertheilt zu sein pflegt und 



* In dieser Hinsicht ist dem jüngst versammelt gewesenen Reichs- 
tage eine Gesetzvorlage über „die Einrichtung und die Befugnisse 
des Rechnungshofes" vorgelegt worden, wodurch „die Controle der 
Erhebung und der Verwendung der Einnahmen des Reiches defi- 
nitiv geordnet und die Behörde, welche mit der Handhabung dieser 
Controle sowie mit der Vorbereitung der durch den Bundesrath 
und den Reichstag auszusprechenden Entlastung zu betrauen ist, 
mit den dazu erforderlichen Befugnissen ausgestattet werden** soll. 
Der Entwurf findet sich im Deutschen Reichs- und Preussischen 
Staate -Anzeiger, 1872, Nr. 85, Beilage 1, S. 2058 fg. Vgl. oben 
S. 30, Note 1. Auch dieser Gesetzentwurf wurde vom Reichs- 
tage auf das eingehendste berathen und mit vielen wichtigen 
Veränderungen am 8. Juni angenommen. Der Bundesrath hat je- 
doch dem Gesetze in seiner jetzigen Gestalt die Genehmigung nicht 
ertheilt und muss demnach der bisherige provisorische Zustand 
auch für die nächste Zukunft forterhalten werden. (Vgl. Reichs- 
Anzeiger, 1872, Nr. 137, Hauptblatt, S. 3546.) Der betreffende 
Gesetzentwurf findet sich in derselben Nummer des Reichs-Anzei- 
gers, Beilage 1, S. 3558. Dem nächsten Reichstage soll ein neuer 
Gesetzentwurf über diesen Gegenstand vorgelegt werden. 



« 
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kann kein Zweifel sein, dass dein Reiche in den meisten 
ebenerwähnten Beziehungen mehr oder minder ausge- 
dehnte Competenzen bereits wirklich zustehen. Allein 
selbst diese hat das Reich bisher noch keineswegs .voll- 
standig erschöpft, während manche Anträge im Reichs- 
tage wie im Bundesrathe, welche auf die Erweiterung 
der desfallsigen Competenzen gehen, dafür Zeugniss 
geben, dass, wenn manchen schon die gegenwärtige Com- 
petenz des Reiches eine zu grosse scheint, es doch auch 
nicht an solchen fehlt, denen sie zu enggezogen vor- 
kommt. ^ Beide Erscheinungen sind nichts als vielleicht 
unbewusste, aber jedenfalls logisch und natürlich noth- 
wendige Consequenzen des Gesetzes, dass in einem und 
demselben souveränen Gemeinwesen nicht mehrere sou- 
veräne Gemeinwesen enthalten sein können, dass irgendwo 
der Staat eins und ganz sein müsse. Diese Erschei- 
nungen unterscheiden sich daher voneinander nur da- 
durch, dass die erstem den Staat in jedem Einzelstaate, 
die letztem denselben im Reiche haben wollen. Welche 
weiter gehenden Tendenzen mit unterlaufen — dort die 

^ Als eine nationale That von unberechenbarer Tragweite müs- 
sen wir es betrachten, dass der Bundesrath durch Beschlnss vom 
7. December 1872 die Frage: ob es nicht dem sachlichen wie dem 
nationalen Interesse entspreche, die Betheiligung der deutschen 
Landwirthschaft, Industrie und Kunst an der wiener Ausstellung 
im Jahre 1873 als Angelegenheit des Reiches zu behandeln? be- 
jaht hat und die erforderlichen Kosten auf den Reichshaushaltsetat 
(vgl. Entwurf eines Gesetzes betreffend die Feststellung eines Nach- 
trags zum Haushaltsetat des Deutschen Reiches für das Jahr 1872 
im Deutschen Reichs- und Preussischen Staats -Anzeiger, 1872, 
Nr. 84, Beilage 1) gesetzt werden sollen. Das interessanteste Stück 
der ganzen wiener Weltausstellung wird die Ausstellung der deut- 
schen Einheit vor aller Welt sein — es wäre denn, dass es bis 
dahin den Czechen, Galiziern u. s. w. gelänge, eine Ausstellung 
der österreichischen Enteinigung zu Stande zu bringen. 

V. Held, Deutsohe BeichsTerfassung. 5 
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Aufhebung des Staates zu Gunsten klerokratischer oder 
socialcommunistischer Utopien, hier Beseitigung des Par- 
ticularismus einer einzelnen Pars — ist hierbei gleichgültig. 

Dazu kommt, dass dem Reiche bezüglich der heut- 
zutage unstreitig wichtigsten Aufgaben des grossen poli- 
tischen Ressorts (natürlich wenn man hier wie in allen 
Hoheitsfragen von den neuerworbenen Reichslanden ab- 
sieht, über welche dem Reiche allein die volle Staats- 
hoheit zusteht) vorläufig gar keine Competenz eingeräumt 
ist, es wäre denn, dass darüber in einem einzelnen Lande 
eine Verfassungsstreitigkeit entstünde, wo dann Art. 76, 
Abs. 2 praktisch würde. Wir meinen hier vorzüglich 
das Verhältniss zwischen dem Staate und den religiösen 
Corporationen und Vereinen, oder die verfassungsmässige 
Ordnung des Princips der Gewissensfreiheit für ganz 
Deutschland, dann das Schulunterrichts- und Bildungs- 
wesen ^ sowie das Gemeindewesen, beide als die wahren 
Grundlagen eines staatlichen Selfgovernment. ^ 

Nach den bei Gründung des Reiches massgebenden 
Ansichten sollte die Pflege der geistigen, der wissen- 
schaftlichen und künstlerischen Bestrebungen der deut- 
schen Nation ausschliesslich Sache der deutschen 

* Vgl. oben Nr. 35, Note. 

* Dass die preussische Regierung die Wichtigkeit dieser Auf- 
gaben vollständig erkennt, beweist naoh allem, was bereits für die 
Ordnung der Gemeinde- und Provinzialverhältnisse geschehen, 
deren Vorgehen in Beziehung auf die staatliche Beaufsichti- 
gung der Schulen und auf die Kreisordnung. Dass dieses 
Vorgehen auch für das übrige Deutschland von Einfluss sein werde, 
ist kaum lu bezweifeln — dagegen lasst sich über das „Wann" 
und ,,Wie'* nichts mit Bestimmtheit sagen. Vgl. J. L. Tellkampf, 
Selbstverwaltung und Reform der Gemeinde- und Kreisordnongen 
in Preussen u. s. w. (Berlin 1872). 
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Sinzelstaaten bleiben, dem Reiche also die höchste und 
schönste Seite der staatlichen Wirksamkeit entzogen sein. 
Dass dies unmöglich, beweist das Verhältniss des Reiches 
zu den Monumenta Germaniae historica, zum Germani- 
schen Museum in Nürnberg, zur Hamburger Seewarte, 
zum Hermannsdenkmal u. s. w. Das Reich, zu dessen 
Gnmdpfeilem die deutsche Wissenschaft, der deutsche 
Idealismus gehört, konnte diese sowenig wie sich selbst 
verleugnen. Es wird den Einzelstaaten in dieser Be- 
ziehung auch dann genug zu thun iibrigbleiben, wenn 
das Reich mit der Vermehrung und Steigerung der über 
die Mittel der Einzelstaaten hinausgehenden Bediirfnisse 
und Anforderungen seine Theilnahme für diese heilig- 
sten Ziele unserer Nation erweitert. Die Zahl der Stim- 
men wächst, langsam und still, aber stetig, welche die 
Wissenschaft und Kunst gegenwärtig auch in Deutsch- 
land nicht auf dem rechten Wege, welche sie auf andern 
Bahnen sehen als auf denjenigen, welche die deutsche 
Nation selbst in ihrer tiefsten Erniedrigung gross und 
hoffnungsreich gemacht hatten. (Vgl. Zöllner, Die Natur 
der Kometen, 1872.) Das Geringste, was die deutsche 
Wissenschaft und Kunst durch eine zweckmässige, syste- 
matisch geordnete und geübte Einwirkung der Reichs- 
gewalt und der Reichsmittel gewinnen müsste, wäre eine 
Steigerung und Veredlung der Ideen und Ziele in der 
Wissenschaft und Kunst, und durch diese im deutschen 
Volke, welche der staatlichen Weiterentwickelung des 
Reiches selbst höchst förderlich sein müsste — dann aber 
auch die Ermöglichung von unsterblichen Werken deut- 
schen Geistes, die ohne die Gesammtmittel der deutschen 
Staaten dem deutschen Volke, der Welt verloren gehen 
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würden, während sie selbst und nicht minder die nationale 
Art ihrer Durchführung durch nationale Mittel auf die 
Zukunft der deutschen Nation befruchtend einwirkien 
müssten. Bekanntlich hat sich das Reich die Organisation 
des Unterrichts in den ßeichslanden schon sehr angelegen 
sein lassen, und bringt der Reichs- Anzeiger Nr. 137, erste 
Beilage, soeben wieder ein neues hierher gehöriges Ge- 
setz, betreffend die Besoldung der Lehrer und Lehrerinnen 
an den öffentlichen Elementarschulen, vom 4. Juni 1872. 
In andern Beziehungen ist zwar die Reichsgesetz- 
gebung bereits vorgegangen. Wir haben z. B. die Ge- 
setze über das Passwesen und über Schliessung und 
Beschränkung der öffentlichen Spielbanken, allgemeine 
polizeiliche Bestimmungen über die Anlegung von Dampf- 
kesseln, eine Verordnung zur Verhütung des Zusammen- 
stosses von Seeschiffen u. s. w., und ausserdem eine 
Menge von Gesetzen, welche, wenn sie gleich andern 
Gebieten zugetheilt werden, mehr oder minder polizei- 
liche oder politische Seiten darbieten. Bei alledem aber 
sind da und dort schwerempfundene Lücken hervor- 
getreten, während die Wirksamkeit der bezeichneten 
Gesetze und Anordnungen für das ganze Reich wenig- 
stens theilweise durch die einzelnen Staaten reservirten 
Rechte unterbrochen ist. So fehlen z. B. noch Gesetze 
über das Versicherungswesen, über Erfindungspatente, 
über das Bankwesen, über das Processrecht, während 
andere Gesetze, wie z. B. das über den Schutz des 
geistigen Eigenthums, welches die Kunstindustrie 
schutzlos lässt, ihren Gegenstand keineswegs erschöpfen, 
und wieder andere, wie z. B. das über die Ausprägung 
von Beiohsgoldmünzen , die Aufgabe des Reiches, Ord- 
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nung des Munzsystems, nur zu einem kleinen Theile 
lösen. Die wichtige Nr. 15 des Art. 4 der Reichsver- 
fassung ist erst durch das Gewerbegesetz und das Ge- 
setz über die Rinderpest * höchst fragmentarisch zur 
Ausführung gekommen, und die Nr. 16 eod. kaum in 
der Vorbereitung. * Wir erkennen die Schwierigkeiten 
der Sache, Schwierigkeiten, die ihre Hauptgründe weder 
nur in den gesetzgeberischen Objecten noch darin haben, 
dass das Deutsche Reich aus einem Kriege hervorgegan- 
gen^ dass es mitten im Kriege und in Feindesland auf- 
gerichtet wurde, sondern darin, dass es mit noch wider- 
strebenden Elementen auf der Grundlage freier Einigung 
erbaut worden ist. Die Reichsgesetzgebung konnte da- 
her ihren Aufgaben ungehiildert allmählich nachkommen^ 

^ Von grosser Bedeutung ist es, dass in neuester Zeit von Seiten 
des Reichskanzlers an den Bundesrath der Antrag auf Errichtung 
einer technischen Keichsgesundheitsbehörde gestellt wurde. 

• Seit obige Textes werte geschrieben wurden, haben sich 
manche Fortschritte in diesen Beziehungen ergeben. So bringt 
z. B, das Reichsgesetzblatt von 1872, Nr. 11, eine auf Grund des 
§. 6 der Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869 erlassene Verordnung 
über den Verkehr mit Apothekerwaaren, und ein Beschluss des 
Bundesrathes vom 22. Mai gibt eine für das ganze Keich gültige 
„Pharmacopoea Germanica". Das Gesetz vom 29. Mai 1872 be- 
seitigt die exceptionelle Stellung, welche bisher Baiem und Würtem- 
berg gegenüber dem Portofreiheitsgesetze vom 5. Juni 1869 ein- 
genommen hatten ; die würtembergischen Petitionen um Einführung 
des Ein-Pfennigtarifs beim Kohlentransport auf den süddeutschen 
Eisenbahnen wurden kraft eines mit grosser Mehrheit gefassten 
Reichstagsbeschlusses vom 8. Juni 1872 dem Reichskanzler zur 
Berücksichtigung überwiesen u. s. w. lieber den Antrag Lasker 
und Consorten, die Nr. 13 des Art. 4 der Reichsverfassung be- 
treffend, werden wir in der nächsten Nummer sprechen und wollen 
hier nur noch erwähnen, dass der Antrag Grumbrecht über die 
Hinzufügung von „Schiffahrtszeichen und Seelootsenwesen" zu Art. 4, 
Nr. 9 der Reichsverfassung auch die Zustimmung des Reichstages 
erhalten hat. 
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bestünde nicht eben jene Rechtsverschiedenheit der 
Bundesgliedes^ die formell eben darum sorgfaltiger 
geachtet werden muss, weil ihre materielle Bedeutung 
eine geringe ist und in jedem einzelnen Falle ein weiteres 
Vorgehen in der Richtung der Einheit einen eclatanten 
Kampf zwischen den Deutschgesinnten und ihren Geg- 
nern hervorrufen müsste — einen Kampf, der sich um 
so unerquicklicher ansehen Hesse, je weniger objective 
Gründe oder wahrer Patriotismus die Motive der 
Kämpfer wären. 

42. 5) Rücksichtlich der sogenannten Justizhoheit 
kann man zwischen der Justizgesetzgebungshoheit und 
der eigentlichen Jurisdictionshoheit unterscheiden. 

Was die erstere angeht, so bestimmt darüber vor- 
züglich die Nr. 13 des Art. 4 der Reichs Verfassung. 
Danach ist dem Reiche das Strafrecht, das ganze ge- 
richtliche Verfahren, aus dem weiten Gebiete des Civil- 
rechts aber nur das Obligationenrecht und das Handels- 
und Wechselrecht zugewiesen. Uns erscheint letzteres 
als eine ebenso unglückliche wie absolut unhaltbare und 
auch bisher nicht eingehaltene Bestimmung, die sich mit 
der Einheit des Civilrechts sowenig vereinigen lässt 
wie mit dem Begriflfe der Staatshoheit. Denn 

a) die Grenzen des Obligationenrechts sind selbst 
theoretisch bestritten; 

b) das Obligationenrecht lässt sich vom Sachen- und 
Familienrecht auch praktisch nicht scharf scheiden; 

c) eine Menge von reichsgesetzlichen Bestimmungen 
hat bereits stark über das Obligationenrecht hinausge- 
griffen. Man denke nur an die Reichs Verfassung Art. 41, 
46, 47, an die Post-, Eisenbahn-, ZoUgesetze u. s. w., 
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an die Verbrauohssteuergesetze und an das Binderpest- 
gesetz, das Gesetz über Ergänzung des Pferdebedarfs, 
das neue Rayongesetz. 

Auch die eigentliche Jurisdictionshoheit ist blosses 
Stückwerk. Beginnen wir mit der nichtstrittigen 
Gerichtsbarkeit, so steht eine solche dem Reiche 
nur insofern zu, als sie durch den Reichskanzler an 
deutsche Consuln übertragen ist. Das Recht der Be- 
gnadigung, das schönste und wesentlichste Recht der 
Souveränetät, welches selbst in keiner Republik fehlt, 
geht dem Reiche gänzUch ab. 

Im übrigen sind zwar die in Art. 4, Nr. 11 und 12 
dem Reiche gewährten Competenzen im Yerhältniss zu 
den bisherigen Zuständen in Deutschland immer von hoher 
Wichtigkeit. Die Errichtung des Reichs -Oberhandels- 
gerichts in Leipzig mit seiner auch auf andere Rechts- 
gebiete als auf die des Handels- und Wechselrechts sich 
erstreckenden Jurisdiction, die Consulargerichtsbarkeit, 
femer die durch die Zoll-, Steuer-, Post- und andere 
Gesetze begründete besondere Strafgewalt, dann die 
nach Art, 76, Abs. 1 und 2 sowie nach Art. 77 der Reichs- 
verfassung gewährten Competenzen, endlich die nach 
Art. 19 eod. zulässige stramme Reichsexecution — dies 
alles zusammen mit der vollen Jurisdictionshoheit über 
die neuen Reichslande bildet eine Summe, nach welcher 
ein bestimmter Inhalt der Reichsjurisdiction nicht bean- 
standet werden kann. Auch sind selbstverständlich alle 
Gerichte der Einzelstaaten auf Beachtung und Aufrecht- 
haltung der Reichsjustizgesetze, insbesondere des Reichs- 
strafgesetzes, verpflichtet und steht insofern der ge- 
sammte Rechtszustand des Reiches und die betreffende 
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einzelstaatliche Gerichtethätigkeit unter der Beaufsichti- 
gung und Controle des Reiches. 

Allein wenn auch, wie zu erwarten steht, das Reich 
die Gesetze, welche zur vollständigen Ausführung des 
Art. 4, Nr. 12 und 13 erforderlich sind, nach und nach 
erlassen wird, so ist doch die Gerichtsbarkeit wie die 
Justizgesetzgebung, erstere zum weitaus grossten Theile 
nur eine mittelbare, letztere noch zum grossen Theil in 
den Händen der Einzelstaaten, so zwar, dass nicht nur 
in manchen mit den Gegenständen der Reichscompetenz 
in allernächster Beziehung stehenden Dingen, wie z. B. 
im Hypothekenrechte, allgemeinen Expropriationsrechte 
u. s. w. dem Reiche die unentbehrliche materielle Rechts- 
hoheit fehlt, sondern auch eine unmittelbare Einwirkung 
des Reiches auf die Rechtspflege und die ganze darin 
liegende Fiihlung mit dem Reiche abgeht. Je mehr Be- 
deutung die Rechtssprechung im Namen des Landes- 
herrn für den Particularismus hat, desto grösseres Ge- 
wicht müsste es für die Reichseinheit haben, wenn 
wenigstens ein allgemeines oberstes Reichsgericht vor- 
handen wäre, welches in allen dahin appellabeln Sachen 
namens des Kaisers und Reiches letztinstanzlich ent- 
schiede. Ein allgemeines bürgerliches Gesetzbuch für 
ganz Deutschland ^ möchten wir aber weder als eine zu 

1 Ein Antrag auf ein solches Gesetzbuch, und zwar einschliess- 
lich der Gerichtsorganisation, war schon früher dem Norddeutschen 
Beichstage und dem Deutschen Reichstage vorgelegt und in beiden 
Fällen von ihm angenommen, vom Bundesrathe dagegen abgelehnt 
worden. In der eben abgelaufenen Session wurde nun dem Reichs- 
tage durch den Abgeordneten Lasker und Consorten folgender Ge- 
setzentwurf unterbreitet: „An die Stelle der Nr. 13 des Art. 4 der 
Verfassung des Deutschen Reiches tritt die nachfolgende Bestim- 
mung: Die gemeinsame Gesetzgebung über das gesammte bürger- 
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schwierige Aufgabe, noch als eine wirkliche Gefahr für 
die berechtigten Particularitäten erachten, wenn man 
sich entschliessen könnte, in demselben nur diejenigen 

liehe Recht, das Strafrecht und das gerichtliche Verfahren.*' Die 
erste und zweite Berathung darüber erfolgte am 29. Mai 1872. Es 
wurde dabei anerkannt, dass durch Beseitigung des „einschliess- 
lidi der Gerichtsorganisation*' der Antrag für die Regierungen an 
Annehmbarkeit gewonnen habe, und wollte Würtemberg nicht 
principiell gegen den Antrag sein, Baiern keine definitiv ableh- 
nende Haltung zu ihm einnehmen. Dennoch wurden gegen den- 
selben viele Bedenken geltend gemacht, namentlich bezüglich 
1) der Tragweite des Vorschlags für die Justizhoheit der Einzel- 
staaten; 2) der Übeln Folgen jeden Versuchs, für die Competenz 
der Reichsgesetzgebung absolute Grenzen zu ziehen; 3) der Noth- 
wendigkeit, die ohnehin zahlreichen neuen Gesetze erst in Fleisch 
und Blut des Volkes übergehen zu lassen; 4) der Gefahren einer 
allgemeinen deutschen Gesetzgebung wegen der Beziehungen der 
particnlaren Grundbesitzverhältnisse zum Gemeindeverband, zum 
öffentlichen Recht wie zu den Verfassungen der Einzelstaaten und 
zum Realcredit; dann wegen der in dem Familienerbrechte sich 
aussprechenden berechtigten Eigenthümlichkeiten ; 5) der Gefahren 
einer allgemeinen Godiücation zur Zeit, oder einer nicht bestimm- 
ten Reihe von Specialgesetzen für immer ; 6) der üngewissheit des 
Ganges der nationalen Privatrechtsgesetzgebung und der Gefahr, 
dass das fragliche Gesetzbuch nur den Stempel der Rechts- 
anschauungen und Rechtsbildung eines, wenn auch des mächtig- 
sten deutschen Staates an sich tragen werde. Mit andern Worten : 
Die nationale Einheit und die Theilselbständigkeit platzten auch 
hier stark aufeinander, und zwar indem man bald die Zeit, bald 
das Mass, bald die Art der Zustandebringung des Gesetzvorschlags 
beanstandete, das Bedürihiss oder doch die Opportunität desselben 
leugnete, die Gefahren der Centralisation und, wenngleich in mil- 
derer Form, der Borussificirung hervorhob und sich auf die be- 
sondern wirthschaftlichen , namentlich agrarischen Interessen der 
Gliederstaaten sowie auf die ins Volksleben übergegangenen Eigen- 
thümlichkeiten des Familienrechts bezog. Trotz der vielleicht 
nicht jedem erwünschten Sympathie des Gentrums mit den Geg- 
nern des Vorschlags wurde derselbe vom Reichstage mit grosser 
Mehrheit angenommen. Er wird nicht „von der Tagesordnung 
schwinden" und es wird auch hier, selbst den besten Gründen 
gegenüber, seinerzeit nur darauf ankommen, wie sich das Reich 
dieser Gesetzgebungsaufgabe entledigt. 
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Sätze und EinrichtuDgen in absolut gebietender und ver- 
bietender Weise aufzunehmen, welche dessen yom Stand- 
punkte einer richtigen Reichsgesetzgebungspolitik aus 
bedürfen, und wenn man in allem übrigen sich begnügte, 
nur dispositive Bestimmui^gen zu geben, welche der 
Geltendmachung wirklich begründeter, lebendiger Parti- 
cularitäten freien Spielraum gewähren. ^ 

43. 6) In der Zahl der staatlichen Hoheitsrechte 
pflegt auch die Organisationshoheit aufgeführt zu 
werden, unter welcher man das souveräne Recht der 
Aufstellung, Einrichtung und Besetzung aller, sowol der 
bureaukratischen wie selfgovernmentalen öffentlichen 
Organe für die DarsteUung und Ausübung des Staats- 
willens, insbesondere der eigentlichen Staatsämter ver- 
steht, ein Recht, bei dessen Ausübung der persönliche 
Träger der Staatsgewalt namentlich durch die constitu- 
tionellen Verfassungen in mancher Beziehung an die 
Gesetze gebunden ist. Der essentielle Charakter dieses 
Iloheitsrechts kann nicht bezweifelt werden. Bekannt- 
lich übt dasselbe, wie alle übrigen materiellen Hoheits- 
rcchte, der Staat theils auf dem Wege der Gesetzgebung, 
der einfachen wie der Verfassungsgesetzgebung, theils, 
indem er die Gesetze vollzieht oder ergänzt, auf dem 
der Verwaltung und Verordnung. 

Demnach gehören zur Organisationshoheit gewisser- 
massen auch die innern Verfassungszustände der Theile 

* Wir verweisen in dieser Bezieliung auf den uns erst nach- 
träglich KU Gesicht pfekommenen trofiflichen Vortrag über die 
Nothweudigkeit eines deutschen Oivilgcsetzbuches, welchen L. Gold- 
schmidt am 11. März 1872 in der Gemeinnützigen Gesellschaft in 
Leipiig gehalten hat. Dei^elbe fnidet sich ,,Im neuen Beich'S 
Jahrgang 1872, Heft 13, und ist auch in Separatabdrack ersohienen. 
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eines staatlichen Gebiets, die Verfassung derselben und 
deren Organe, mit welchen Garantien gegen willkür- 
liche oder überschlagende Veräqderungen sie auch um- 
geben sein mögen. Die Eeichsverfassung erwähnt der- 
selben übrigens nur im Art. 76 : „Verfassungsstreitig- 
kdten in solchen Bundesstaaten, in deren Verfassung 
nicht eine Behörde zur Entscheidung solcher Streitig- 
keiten bestimmt ist, hat auf Anrufen eines Theils der 
Bundesrath gütlich auszugleichen, oder, wenn das nicht 
gelingt, im Wege der Reichsgesetzgebung zur Erledi- 
gung zu bringen." 

Man wollte zwar eine Competenz des Reiches inso- 
fern behaupten, als es sich gegen gewisse Landesver- 
fassungszustande (Mecklenburg) und in Fällen landes- 
verfassungswidrigen Vorgehens einzelner Staatsregierun- 
gen (die lippe- detmoldische Frage) ohne weiteres im 
Interesse des Constitutionalismus, beziehungsweise der 
Wahrung verfassungsmässiger Rechte einzumischen habe. 
Allein eine solche Competenz wurde von seiten des 
Reiches selbst negirt, und steht demselben in der That 
für dieses Gebiet nicht einmal diejenige Competenz zu, 
welche, formell wenigstens, der weiland Deutsche Bund 
nach der Bundesacte, beziehungsweise Wiener Schluss- 
Acte besessen hatte. ^ 

Nun spricht die Reichsverfassung allerdings an vielen 

^ Eiine Petition bezüglich des letzten ratzeburger Verfassungs- 
streits, in welcher die Petenten die Herstellung einer Verfassung 
verlangen, welche ihnen constitutionelle Rechte gewährleistet, wird 
vom Reichstage in der Sitzung vom 13. Juni 1872 dahin erledigt, 
dass derselbe dem Commissionsantrage, „die Petition dem Reichs- 
kanzler behuüs wiederholten Versuchs gütlichen Ausgleichs des 
noch schwebenden Verfassungsstreites durch den Bundesrath zu 
überweisen ^S ^^ grosser Majorität beitrat. 
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Stellen von den Behörden und Beamten des Reiches, 
für welche auch schon verschiedene specielle Gesetze 
und Verordnungen gegeben wurden. ^ Auch hat durch 

^ Der Entwurf eines allgemeinen Gesetzes zur Regelung der 
Verhältnisse der Reichsbeamten hatte dem Reichstage bereits früher 
schon vorgelegen, ist dann, unter Beachtung des Gutachtens der 
Commission des Reichstages und der inzwischen eingetretenen 
politischen Veränderungen, einer neuen Prüfung unterzogen worden 
und nun gleichfalls dem jüngst versammelt gewesenen Reichstage in 
der danach veränderten Gestalt zur Beschlussfassung unterbreitet 
worden. (Thronrede vom 8. April 1872.) Er findet sich im Deut- 
schen Reichs- und Preussischen Staats -Anzeiger, 1872, Nr. 86, Bei- 
lage 1, S. 2081 fg. und Nr. 87, Beüage 1, S. 2106 fg. Die §§. 1, 
14, 15, 17, 25 übertragen die wichtigsten Seiten der Aemterhoheit 
dem Kaiser. Daneben ist aber auch in den §§. 5, 18, 51 dem 
Bundesrathe, in §. 29, dessen Nr. 2 mit dem §. 25, soweit er den 
Reichskanzler angeht, schwer vereinigt werden kann, dem Reichs- 
kanzler, in den §§. 15, 16, 33 der „obersten Reichsbehörde", in 
§. 32 der „Behörde, welche die Anstellung verfugte", in §. 37 der 
„vorgesetzten Dienstbehörde" eine mehr oder minder bedeutende 
Competenz betreffs der Reichsbeamten eingeräumt, in den §§. 13, 
19, 20, 21 den gesetzlichen Bestimmungen des Wohnorts, des dienst- 
lichen Wohnsitzes , dem Gerichtsstande des Heimatstaates oder der 
Hauptstadt desselben, dann des preussischen Staates unter verschie- 
denen Voraussetzungen Anwendbarkeit zugeschrieben und die wich- 
tige Frage über Zulässigkeit der gerichtlichen Verfolgung eines^ 
Reichsbeamten wegen dienstlicher Handlungen und Unterlassungen 
erst der Regelung durch ein weiteres Reichsgesetz noch vorbehalten. 
Die erste Lesung des Gesetzes erfolgte bereits in der Reichstags- 
sitzung vom 15. April. Die dritte Lesung fand erst am 11. Juni 
statt. Der Entwurf veranlasste übrigens die schwersten Bedenken 
und wurde vom Reichstage nur in sehr modificirter Form ange- 
nommen. Wie bei dem Gesetze über den Reichsrechnungshof das 
Verhältniss zwischen Preussen und Deutschland und das zwischen 
dem Bundesrathe, beziehungsweise dem Reichskanzler und dem 
Reichstage, so machten bei dem Reichsbeamtengesetze die Frage 
über die Disciplin und über die Verhältnisse zwischen der Reichs- 
und Staatsangehörigkeit der Beamten (vgl. die Verhandlungen des 
Reichstages am IL Juni, Reichs- Anzeiger, 1872, Nr. 136, Beilage 1) 
die grössten Schwierigkeiten. Auch hier führte alles auf die Un- 
fertigkeit und Ungeklärtheit der Zustände zurück. Vgl. auch die 
Aeusserungen des Staatscommissars in derselben Sitzung über den 
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das Gesetz iiber EinfiihruDg eines obersten Keichs- 
handelsgerichts die urspriingliche Competenz in Bezie- 
hung auf die Organisationshoheit schon eine Erweiterung 
erfahren. Da endUeh nach Eeichsverfassung Art. 4, Abs. 1 
dem Reiche für alle Gegenstande, welche seiner Gesetz- 
gebung unterUegen, das Recht und die Pflicht der Beauf- 
sichtigung, nach Art. 7, sub 2 aber die Befugniss zusteht, 
die zur Ausführung der Reichsgesetze erforderlichen Ein- 
richtungen zu treffen, und da zu beidem Aemter und 
Beamte geboren, so wäre hiermit von selbst die Amts- 
organisations- und Aemterbesetzungshoheit f iir den gan- 
zen Umfang seiner Competenz gegeben. ^ 

Allein selbst in diesem beschränkten Masse fehlt es 
an den entsprechenden, ausschliesslich nur dem Reiche 
dienenden Aemtern, da die Reichsamts- und Reichs- 
beamtenfunctionen grossentheils Aemtern und Beamten 
von Einzelstaaten iibertragen sind, die also von den 
Landesherrn eingerichtet und ernannt werden. 

Dabei fällt auf, dass die verschiedenen fachmässigen 
Verwaltungsressorts gar nicht, oder, wenn man es aur 
ders ansieht, zu sehr centralisirt sind. Gar nicht 
centralisirt erscheinen sie, wenn man erwägt, dass die 

Lasker'schen Autrag zu §. 25 des Keichsbeamtongesetzes, die Schei- 
dung zwischen politischen und nichtpolitischen Stellen in den ein- 
zelnen Ministerien und Aemtern des Reiches betreflfend. In der 
Schlussabstimmung am 14. Juni wurde das Gesetz nach der zum 
Theil wesentlich veränderten Fassung vom Keichstage mit grosser 
Majorität angenommen. Die Genehmigung seitens des Bundesrathes 
wird mit Sicherheit erwartet. 

^ Einen weitem sehr wichtigen Schritt hat das Reich in dieser 
Hinsicht während der letzten Session des Reichstages gemacht, 
indem es im Nachtragsetat für den Reichshaushalt pro 1872 auch 
eine Summe für die erste Einrichtung eines Statistischen Reichs- 
amtes eingesetzt hat. 
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Marine, das Heer und die Finanzen einschliesslidi dem 
Cassa- und Rechnungswesen mit den einschlagigen 
höchsten preussischen Stellen verbunden sind, für die 
übrigen 'Kessorts aber nicht einmal eine solche Vertre- 
tung sich findet, und dass für die meisten einzelnen 
Ressorts und für alle Ressorts der Reichslandeverwaltung 
zusammen besondere fachkundige Bundesrathsausschüsse 
bestehen, die wieder eine Art von ministerieller Stellung 
einnehmen und bald dem Plenum des Bundesrathes, bald 
unmittelbar dem Kaiser zu referiren haben. (Reichsver- 
fassung Art. 56, Gesetz über die Errichtung eines ober- 
sten Handelsgerichtshofes vom 12. Juni 1869, §. 3.) 

Zu viel centralisirt mochten sie demjenigen erscheinen, 
der, wenn er auch neben den ebenbezeichneten Stellen 
noch das Bundeskanzleramt ^ mit seinen Unterabtheilun- 
gen ins Auge fasst, doch zu der Ansicht gelangt, dass 
am Ende alles in der Hand des mächtigen Reichs- 
kanzlers liege, der als preussischer Ministerpräsident 
und Minister des Auswärtigen wie als Minister für 
Lauenburg auch über den mit Reichsfunctionen betrauten 
preussischen Ministerien, dann als Reichskanzler wiederum 
über den letztem und über der ganzen Verwaltung der 
Reichslande, endlich noch als verfassungsmässiger Vor- 
sitzender des Bundesrathes nicht minder über diesem 
und dessen sämmtlichen Ausschüssen steht. ^ 



1 Vgl. unten Nr. 77 fg. 

* Fürst Bismarck nennt sich selbst (vgl. die schon citirte 
Reichstagsrede vom 14. Mai 1872) „eine Persönlichkeit von Ein- 
fluss in diesen Sphären" (d. h. in denen der verbündeten Regie- 
rangen), weshalb es immer von Interesse sei, seine persönlichen 
Ansichten darüber, wie man etwaigen dem Staate drohenden Ge- 
üahren entgegentreten kann, kundzugeben. 
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In der That diirfte die Ansicht, welche alle Kessorts 
der deutschen Reichsverwaltung in dieser einen Person 
centralisirt sieht, die praktisch richtige sein, und hat 
sich wol bisher diese Centralisation der einheitlichen 
Entwicklung Deutschlands nur forderlich erwiesen. Und 
wenn man zunickblickt und die frühem Zustande mit 
den gegenwärtigen vergleicht, so wird man bekennen 
müssen, dass bisher die Einigung Deutschlands auch der 
Freiheit in Deutschland einen Eintrag nicht gebracht 
hat. Aber diejenigen müssteu entweder die Einheit 
Deutschlands nicht wollen, oder die Bedingungen der- 
selben nicht verstehen, die um irgendeiner individuellen 
oder doctrinären Auffassung des Freiheitsbegriffes willen 
oder lediglich aus Parteirücksichten die Gunst nicht er- 
kennen, sie übersehen oder negiren und stören wollten, 
dass Deutschland in so kritischer Zeit einen Mann hat, 
der in sich die Energie und Einsicht zur Leitung der 
gesammten. deutschen Politik vereinigt, ohne ein Feind 
der Freiheit zu sein. Am wenigsten können Bundes- 
rath und Reichstag dieser Erkenntniss sich verschliessen, 
und wird es dereinst ihr Ruhm sein, sie gehegt und 
bethätigt zu haben, ohne dabei ihrer verfassungsmässigen 
Aufgabe untreu gewesen zu sein. Ob diese Centralisa- 
tion aber für immer bestehen kann und soll, ob nicht 
vielmehr die Anbahnung und Herstellung einer ent- 
sprechenden Gliederung für die Zukunft eine gerade des 
grössten Staatsmannes würdige, ihm selber gewiss deut- 
lich vorschwebende Aufgabe sei, zu deren Lösung jeder 
nach Kräften seinen Theil beizutragen hat, das ist eine 
andere Frage. 

Reichs verfassungsmässig nothwendige Aemter, die 
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also vorhanden und besetzt sein müssen, sind aber, wenn 
man von dem Bundesrathe und seinen AusschiisseD, d. h. 
von deren Bedeutung als Reichsämter absehen will, nur 
der Reichskanzler (Reichsverfassung Art. 15), die durch 
Art. 36 eod. im allgemeinen bezeichneten Zoll- und 
Steuercontrolbeamten, dann die Reichspost- und Tele- 
graphenbeamten (Art. 50), die Marineoffiziere und Marine- 
beamten (Art. 53 eod.), die Consuln und Gesandten 
(Art. 11 und 56 eod.) und, gewissermassen, die Art. 64 
bezeichneten Offiziere des Landheeres. 

In Betreff des Ernennungs- und Entlassungsrechtes 
des Kaisers für Reichsbeamte stellen theils die Reichs- 
verfassung Art. 18 und das Reichsbeamtengesetz, theils 
Specialgesetze, wie z. B. das Gesetz über die Errichtung 
eines obersten Handelsgerichts, einige bestimmte Schran- 
ken auf, imd sind für die Reichslande die über die Orga- 
nisation seiner Verwaltung und Justiz erlassenen besondem 
Gesetze massgebend. Dass eine Menge nicht jiinwichtiger 
Ernennungen für den Reichsdienst vom Reichskanzler und 
von den obern Reichsbehörden nach ausdrücklicher ge-. 
setzlicher Bestimmung vorzunehmen ist, wollen wir nicht 
weiter betonen ^, dagegen hervorheben, dass die Reichs- 

^ Der Deutsche Reichs- und Preussische Staats -Anzeiger vom 
10. Juni 1872 (Beilage 1) enthält S. 3471 zwei üebersichten, welche 
dem Reichstage infolge des in seiner Sitzung am 23. April 1872 bei 
Berathung des Gesetzentwurfs über die Rechtsverhältnisse der 
Reichsbeamten gefassten Beschlusses seitens des Reichskanzlers 
vorgelegt wurden, und zwar üebersicht I der im ,§. 1 des frag- 
lichen Entwurfs bezeichneten Kategorien und üebersicht II der 
nach §. 2 desselben auf Widerruf oder Kündigung anzustellenden 
Reichsbeamten. Dieselbe Nummer dieses Blattes bringt im Hanpt- 
blatte (S. 3463) aus Erbkam's „Zeitschrift für Bauwesen" eine amt- 
liche Zusammenstellung der Baubeamten im Ressort der Reichsver- 
waltung und des preussischen Staates. 
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verfistösung Art. 74 und das Deutsche Strafgesetzbuch vom 
15. Mai 1871 §. 196 Beleidigungen der in Auslobung 
ihres Berufs begriffenen Reichsbeamten bestraft. Im 
übrigen verweisen wir auf unten III, sub 4. 

Das Reich hat also wol das ausschliessliche Recht 
der Organisation und Besetzung eigentlicher Reichs- 
amter. Allein dieser sind es noch wenige und auch 
ihre Organisation ist eine einem einigermassen ausgebil- 
deten staatlichen Wesen nicht genügende, wie trefflich 
ihre Besetzung sei und wie leicht man die Mängel der 
Organisation damit vorerst rechtfertigen mag, dass die 
Politik auch in dieser Hinsicht die Erhaltung eines Theils 
particularer Selbständigkeit gebietet. 

Wenn bei alledem bekanntlich in dem einen oder 
andern kleinen deutschen Staate die eigene Verwaltung 
ganz aufgehört hat, so ist dies doch eine seltene, nur 
unter Vorbehalt der Landessouveränetät eingetretene 
Ausnahme, infolge welcher die betreffende Verwaltung 
aber nicht an das Reich, sondern an Preussen überging. 
Wenn ferner in andern deutschen Staaten einzelne 
Verwaltungszweige, wie z. B. die Ministerien des Kriegs 
und des Auswärtigen, aufgehoben worden sind, so ist 
dies gleichfalls nur geschehen, um die betreffenden Aemter 
an Preussen übergehen zu lassen. Das Reich hat in 
beiden Fällen nichts gewonnen, oder doch weder für die 
eine noch für die andere Branche ein eigentliches Mini- 
sterium bekommen. 

Demnach erklärt es sich, dass die Organisationshoheit 
wenigstens der bedeutendem deutschen Staaten etwas an 
sich viel Vollkommeneres ist als die des Reiches, und 
dass die Mängel in der Organisation der Reichsämter 

V. Held, Deutsche Beichsyerfagsang. 6 
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durch jene nicht ausgeglichen werden können, da in den 
deutschen Staatsämtern der Gedanke, dass sie auch 
mittelbar als Reichsstellen zu amtiren haben, wol kaum 
schon sehr lebendig sein dürfte. Die Thatsache, dass 
Reichsbeamte von der Stellung eines Delbrück und 
von Stosch den Rang von Staatsministem unter dem 
ausdrücklichen Beifüge erhalten, sie seien keine Reiche- 
minister, mochte mehr als vieles andere bezeichnend seil. 
Die Einzelbetrachtung der Reichssouveränetat vom 
Standpunkte der materiellen Hoheitsrechte aus düiÄe 
sonach wol die derselben vorausgeschickten allgemeiieii 
Bemerkungen hinreichend gerechtfertigt haben. 

III. Die Dentsehe Reichsverfassmig; v«v StaBdpvnkte ier ¥9nn 
ni Ori^ane für AnRülbiiii^ der Reiehsholieitsreelite. 

44. Wir haben es nunmehr nur noch mit den ver- 
fassungsmässigen Formen und Organen zur HersteUuag 
und Bethätigung des staatlichen Willens des Reiches «u 
thun, und erscheinen als solche vorzüglich 

1) der Kaiser; 

2) der Bundesrath; 

3) der Reichstag; 

4) die Reichsbehorden, ganz besonders der Reichs- 
kanzler. * 

Lassen wir der Einzelbetrachtung derselben gleich- 
falls einige allgemeine Bemerkungen vorausgehen. 

45. Vor allem die Versicherung, dass wir, ebenso 
wenig wie wir die Möglichkeit einer absoluten Schei- 
dung der verschiedenen materiellen Hoheitsrechte ange- 
nommen und der vorstehenden Kritik unterlegt 'haben, 
ebenso wenig eine absolute Scheidung der verschiede- 
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neu formellen Hofaeitsrechte voneinander f iir möglich er- 
aditen und der folgenden Ejritik unterzulegen gedenken. 

£s Yrird niemals vollständig vermieden werden kön- 
nen , dass die Jurisdiction, welche selbst ein wiewol 
«igoitfaümlich geartetes Gebiet der Verwaltung ist, sich 
mcht effectiv in die eigentliche Administration wie in 
die Gesetzgebung mische, dass aller Jurisdiction jede 
politische Erwägung fem bleibe, und dass die Ansichten 
der Gerichte nicht unter Umstanden wie Gesetze wirken. 
Die Verwaltung, welche durch ihr Verordnungsreoht 
selber ein wenngleich gesetzlich beschränktes Gebiet der 
Gesetzgebung (das Wort im weitern Sinne genommen) 
ist, wird nicht minder auch auf die eigentliche Gesetz* 
gebung (d. h. die Gesetzgebung im constitutionellen 
Siime des Worts) einwirken und iiber viele Individual- 
redite jeder Art wie ein. Gericht entscheiden. Die Ge- 
setfli^ebung selbst endlich wird nicht umhin können, die 
Verwaltung und die Jurisdiction auch auf andern Wegen 
als auf dem formell -voUständiger Gesetzgebungsacte 
massgebend zu bestimmen. 

Die Eigenschaft des Staates als eines lebendigen^ 
oüTganisch-einheitlidien Wesens bringt auch f iir die Aus- 
scheidung der Gewalten nach ihren Organen und nach 
den Formen ihrer Bethätigung nothwendig eine schwe- 
bende Stimmung mit sich, wenn den Anforderungen der 
Einheit und des Lebens zugleich genügt werden soll. 
Allein etwas anderes ist eine schwebende, etwas anderes 
eine unklare Stimmung; etwas anderes ist es, wenn meh- 
rere Sait^i schwebend zusammengestimmt sind, etwas 
anderes, wenn jede derselben verschiedene Stimmungen 
haben soll. 

6* 
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46. Gehen wir von diesen Anschauungen aus^ so 
wird uns kaum jemand eines starren FormaliBmus, eines 
einseitigen doctrinaren Parlamentarismus u. s. w. zeihen 
wollen, wenn wir auch von dem Standpunkte der fc»- 
malen Staatsgewalt und ihrer Organe aus zu dem Re- 
sultate kommen, dass die Keichs Verfassung, wie genial 
sie auf den Moment ihrer Entstehung und für die mass- 
gebenden Persönlichkeiten berechnet erscheint, deimoch 
so wie sie ist nicht auf die Dauer fortbestehen kann. 
Bestätigt sich aber diese Ansicht, so muss man uns aocb 
freisprechen von dem in neuerer Zeit so häufig gehorteii 
Vorwurf schädlicher Neuerüngssucht und überschlageo- 
der, unreifer ProjectenmachereL 

Wir sagen ja gar nicht was wir wünschen oder 
nicht wünschen, zu welchem bestimmten Zeitpunkte 
dies oder jenes eintreten und geschehen muss. "Wir 
sagen nur was für die Dauer bestehen kann, was nicht; 
und was unter dieser, was unter jener Voraussetzung 
einmal kommen wird, weil es kommen muss, ob man es 
vnll oder nicht, ob es gut ist, beziehungsweise dafür 
erachtet wird oder nicht. Nur Eins mochte noch beige- 
fügt werden dürfen. Unsere Zeit findet, was die Menge 
und Grösse der ihr zur Austragung transfeiirten Firageo 
und die Schnelligkeit wie die Bestimmtheit ihrer Berei- 
fimg angeht, in keinem Abschnitte der Vergangenheit 
ein treffendes Analogen. Ob diese Bereifung . imnier, 
oder ob sie. nur in einzelnen Fällen, m^ir und sicäierer 
als sonst, eine glückliche, das ist eine andere Sadi^« 
Ganz gewiss aber dürfte es sein, dass bei Völkern ^ b«^ 
welchen die Frage, ob sie in einer staatlichen ISißr 
heit oder in einer Mehrheit von Staaten leben werden? 
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jedenfalls formell rechtlich noch nicht endgültig ent- 
schieden und in den entsprechenden Formen definitiv 
zum Aasdrucke gekommen, die Zahl und das Gewicht der 
grossen politischen Aufgaben sicherlich nicht geringer 
sein könne als bei solchen Volkern, deren staatliche Ge- 
staltung zu einem festen Abscbluss gelangte; dass dagegen 
bei jenen Völkern, und zu ihnen gehört das deutsche, 
die Gärungsmomente sich immer schneller wiederholen 
und folglich auch eines schnellern Abschlusses bedürfen. 
47. Werfen wir nun einen allgemeinen Blick auf die 
Terfassungsmässigen Organe des Reiches, so ergibt sich : 

a) dass jedes derselben um so unbestimmter ist, je 
mannichfachere Competenzen demselben durch die an 
sich deutlichen Bestimmungen der Keichsverfassung zu- 
geschrieben sind, und dass man infolge dessen keins unter 
einen bestimmten wissenschaftlichen oder praktischen Be- 
griff subsumiren, also auch keinen Zweifel, keine Colli- 
sion durch Deduction aus einem feststehenden richtigen 
Begriff mit Sicherheit losen kann; 

b) dass jeder Versuch, auf dem Wege weiterer Ge- 
setzgebung diesen Mangel an der einen oder andern der 
fraglichen Einrichtungen zu heben, alle übrigen hierher 
gehörigen Einrichtungen ebenfalls berühren und sie 
mittelbar so sehr alteriren müsste, dass die Gesetzgebung 
nicht umhin konnte, auch sie abändernde Vorschriften 
zu ertheilen. 

Für beide Behauptungen fehlt es nicht an prakti- 
schen Vorgängen. Da man aber in den massgebenden 
Kreisen die Stunde noch nicht gekommen sieht, eine 
derartige nothwendigerweise durchgreifende Reform mit 
Erfolg in die Hand zu nehmen, so bat man dahin 
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abrvreckende Vorschläge entweder noch gttl* nicht zuge- 
lassen, oder sie, wenn sie doch nicht znr&ck^tihalten 
waren, durch Geltendmachung personlicher Autoritäten 
und s&chlicher Opportunitäten einstweilen beschwichlagt, 
beziehungsweise im Bundesrathe abgelehnt. Ein gewisses 
und mitunter instinctives Gefühl von der unber^hen- 
baren Tragweite solcher Anträge mag dann die Ajitkrag- 
steAer selbst einstweilen über die Erfolglosigkeit ihres 
Beginnens beruhigt haben. Hierher gehören z. B. die 
Antrage auf Einführung eines wirklichen Reichsministe- 
riums mit einem ausgebildeten Institut der Ministemir* 
antwortlichkeit u. s. w. 

Doch — gehen wir nunmehr auf die einzelnen in 
Rede stehenden Einrichtungen des Nähern eini 

1. Der Kaiser. 

48. Durch die Redaction der Reichsverfassung vom 
16. April 1871 ist die frühere Verfassung des Nord- 
deutschen, beziehungsweise Deutschen Bundes in keinem 
Stück, auch nicht bezüglich des Bundespräsidiums, we- 
sentlich geändert worden. Dies ist stehende I^irase. 
Wir nehmen sie an, jedoch nur in dem Sinne, es woDe 
damit nicht ausgeschlossen sein, dass durch die frag' 
liehe Redaction ein schon in den beiden frühern Redac 
tionen niedergelegtes Moment wesentlich deutlicher her-^ 
vorgehoben ist. 

Während nämlich in jenen Vorgängern der gegen- 
wärtigen Redaction der Reich'sverfassung nur von einem 
Deutschen Bunde und dessen Präsidium die Rede ist, 
finden wir in letzterer die Bezeichnungen Bund und 
Präsidium, rein oder zusammengesetzt, nur mehr selten 
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ausschliesslich in Anwendung (Bundcsrath, Bundesglieder, 
Bundesregierungen, Bundesfürsten), mitunter promiscue 
(Bandesgebiet und Deutschland, oder Gebiet des Deut- 
schen Reiches — Deutscher Bund, Bundesangehörigkeit 
und Deutsches Itcieh, Keichsangehorigkeit — Bundesland 
und Keichsland — Bundesstaat und Einzelstaat), meist 
aber die Namen Reich und Kaiser, sei es allein, sei es 
in Zusammensetzungen. Für die Volksvertretimg hatte 
schon die Verfassung des Norddeutschen Bundes die 
Bezeichnung „Reichstag^^ und die Verfassung des Zoll- 
vereins den Namen „Zollparlament^^ 

49. Nach Art. 11 der Reichsverfassung: „Das Prä- 
sidium des Bundes steht dem Konige von Preussen zu, 
welcher den Namen Deutscher Kaiser führt ^^, wären die 
Bezeichnungen Kaiser und Reich blosse Namen; das 
Wesen des Präsidiums bliebe. 

Was ist nun aber das Wesen dieses Präsidiums? 
Man bemerke wohl, dass niemand noch eingefallen war, 
den König von Preussen wegen seiner Stellung im Bunde 
einfach einen Präsidenten zu nennen >, wie ja auch in dem 
weiland Deutscheu Bunde der Kaiser von Oesterreich 
nicht der Präsident war, sondern Oesterreich das Präsi- 
dium fiihrte. Und mag auch vielen der Unterschied zwi- 
schen einem, dem das Präsidium zusteht, und einem Prä- 
sidenten noch so fein erscheinen — da ist er eben doch. 



* In der Schrift „Competenz-Competenz?" (Leipzig 1869) wird 
zwar von einem „Bundespräsidenten** gesprochen, und das Wort 
lässt sich hören. Allein selbst hier heisst es „Allerdurchlauchtigster 
Bundespräsident"; es ist also dem Präsidenten ein Epitheton ge- 
geben, was für einen Präsidenten nicht passt. Ein „Reichspräsi- 
dent" aber wäre ein Wort, was auch mit dem fraglichen Epitheton 
kein politisch gebildetes Ohr vertrüge. 
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Der Präsident eines Gemeinwesens mit staatlichem 
Charakter (also nicht eines Bundes wirklich souveräner 
Staaten) muss stets eine wesentlich republikanische Würde 
sein. Nur die Wahl, kaum die Lebenslänglichkeit, nie- 
mals die Geblütsfolge verträgt sich damit. Er selbst 
kann unmöglich staatsrechtlich souverän sein, und führt 
ein formliches, seiner Natur .nach besoldetes Staatsamt. 
Offenbar ist das Präsidium des Art. 11 der Reichsver- 
fassung eine öffentliche Function, aber keine solche, dass 
in ihr die sonstige öffentliche Persönlichkeit ihres Trä- 
gers vollständig aufginge. Im Gegentheil soll im Deut- 
schen Reiche das Präsidium einen Geblütsmonarchen 
voraussetzen, und zwar den weitaus mächtigsten Mon- 
archen ' Deutschlands. Nicht dem Staate Preussen, son- 
dern der preussischen Königsdynastie, sämmtlichen legi- 
timen Geblütsnachfolgern des Kaisers, gebührt es von 
Rechts wegen, und statt des nothwendig persönlich-ver- 
antwortlichen Präsidenten sehen wir nur einen höchst 
unbestimmt verantwortlichen Reichskanzler. Sowenig 
der Präsidialgesandte im ehemaligen Deutschen Bunde 
durch seine Stellung am Bundestage aufhörte ein Beamter 
zu sein, ebenso wenig kann der König von Preussen 
durch das Bundespräsidium zu einem Bundesbeamten 
werden. 

Demnach lag schon in dem norddeutschen Bundes- 
präsidenten neben dem föderativen („reinen" oder „ge- 
dämpften") oder republikanischen auch ein wesentlich 
monarchisches Element, welches durch die nun geltende 
Benennung des Trägers des deutschen Bundespräsidiums 
mit „Deutscher Kaiser" mehr in den Vordergrund treten 
muss. Es ist wol deshalb auch nicht zufllllig, dass nach 
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dem deutschen Postgesetz vom 28. October 1871, §. 150, 
im Widerspruch mit der Reichsverfassung Art. 50, Abs. 2, 
an die Stelle des Kaisers der Reichskanzler treten soll, 
eine Veränderung, welche von vielen als eine Verfassungs- 
veränderung betrachtet wird, unsers Eraehteus aber als 
eine solche im Sinne der Reichsverfassimg ArL 78 nicht 
angenommen werden kann. Denn geht man mehr von 
der monarchischen Seite des Kaiserthums aus, so ist 
durch die Einwilligung des Kaisers selbst die Verände- 
rung, wie sie geschehen, legitimirt. Geht man dagegen 
von dem föderativen Standpunkte aus. so kann, da von 
keiner Seite ein Bedenken erhoben wurde, auch hier 
von einer Verfassungsveränderung im fraglichen Sinne 
nicht gesprochen werden (vgl. unten sub III). Denn 
der Art. 78 der Reichsverfassung geht wesentlich auf 
das Verhältniss zwischen der Reichsgewalt und den Ge- 
walten der Einzelstaaten, für welche letztere er gewisse 
Garantien gibt. Die hier vorliegende Veränderung be- 
rührt aber dieses Verhältniss nicht. Ebenso dürfte es 
nicht zufällig sein, dass in der Reichsverfassung Art. 70 
und 72 beide mal statt des in den frühern Redactionen 
stehenden Wortes „Präsidium" das Wort ,, Reichskanz- 
ler" gesetzt wurde, da man wol die durch die fraglichen 
Artikel vorgeschriebene Controle mit der kaiserlichen 
Stellung unverträglich erachten mochte. 

50. Das eigentliche Subject, d. h. der rechtliche 
Inhaber aller der materiellen und formellen Hoheits- 
rechte, welche die Reichs Verfassung gewährt, ist „das 
Reich". Der Kaiser gehört dazu, aber er ist es nicht, 
und er ist auch nicht der alleinige Inhaber aller Reichs- 
gewalten, folglich auch als solcher nicht personlich 
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SonveriiL ^ Alle seine Anordmiiigeii nnd YerfogiuigeD, 
ineofem sie den Willen des Reiclies sdbst enthalten 
sollen (über einen Fall, wo dies nicht geschieiit, vgL 
KeichsTerCKSung Art 16). werden im Namen des 
Reiches eriassen (Ueichsverfassui^ Art. 17) nnd die 
ron ihm ernannten Ueiehsbeamten für das Reich in Elid 
und Pflicht genommen. Die in Art. 4 der Reichsver- 
&ssung bezeichnete Competenz steht dem Reiche zu, 
und wenn es heisst, dies oder jenes obliege dem Kaiser 
CUeichsver&issung Art. 10), sei sein Recht und seine 
Pflicht (Reichsverfassung Art. 63, Abs. 3), so sagt dies 
deutlich, dass er im Dienste des Reiches, durch die Ge- 
setze desselben näher bestimmt und b^renzt, zu haa- 
dein habe. ^ 



' Die Logik and die Natur der Sache verlangen aber, dass, 
HOWt'Ai das Keicb souverän, rechtlich anch der König von 
Preussen nicht sonverän sei. Denn die rechtliehe Lage der 
Kiuzclstaaten dem Reiche gegenüber ist gleich. Also auch hier 
difi Folgen der Souvcränetätstheilong ! ! 

* Um zu erkennen, zu welchen kolossalen Widersprüchen diese 
Hituation des Kaisers führen kann, darf man nur den Art. 19 der 
lt/;i(:hMverfaHSong in seinen Folgen näher betrachten. Danach 
können Diindcsglicdcr, wenn sie ihre verfassungsmässigen Bnndes- 
pülchUiTi nicht erfüllen, dazu im Wege der Ezecation angehatten 
werden. Diese Execution ist vom Bundesrathe zu beschliessen nnd 
vom Kaisr^r zu vollstrecken. Da die Reichsverfassnng kein 
Bundesglicd ausnimmt und die rechtliche Stellung aller Bundes- 
glieder dem Reiche gegenüber überhaupt ganz dieselbe ist, ^o 
kann kein Zweifel sein, dass Preussen, wie eine Nichterfüllung d^ 
verfassungsmässigen Bundespflichten von seiner Seite keineswe^ "^ 
absolut undenkbar wäre, auch wegen der Execution in Fra^ 
kommen könnte. Rechtlich ist also die Möglichkeit, dass d- 
Kaiser als solcher eine Bundesexecution gegen Preussen 
voUstreckoti hätte, nicht ausgeschlossen. Die entgegenstehenc^^ 
Ansicht hat ihren Grund wol nicht allein darin, dass eine thafJ^ "^ 
sächlich«! Durchführung einer solchen Executiq^ kaum möglic^^ 
wäre, sondern auch und zumeist darin, dass das Gksetz das An-^-^ 
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thß „Juristisch-Reelle^^ im Eaiserthum scheint dem- 
nucli aderdib^ das Bnndespräsidium, oder, wenn man 
will, der Vorsitz im Reiche zu sein. Wäre das Kaiser- 
thum auch nur zu einem wesentlichen Theile die recht- 
lidie Personification der Reichsgewalt, so müsste dem 
Kaiser als solchem und grundsätzlich bei allen gemein- 
samen Beschlüssen des Bundesraths und des Reichs- 
tagen das formelle Recht der Sanction zustehen. 

Nach alledem aber erschiene der Kaiser, weil er 
als solcher nicht souverän ist, als Unterthan des Reiches, 
wenngleich in einer sehr hervorragenden Stellung; und 
lassen sich die meisten verfassungsmässigen Rechte des 
Kaisers, selbst das Recht der volkerrechtlichen Ver- 
tretung des Reiches, der Oberbefehl über die Kriegs- 
marine und die Landmacht des Reiches, das Recht der 
Beamtenemennung und Entlassung, die Rechte in Bezug 
auf den Bundesrath und Reichstag (Reichsverfassung 
Art- 19, 68, 74, 75), das ausgedehnte wenn auch nicht 
söHscnliesslich^ Verordnungsrecht in den der Reichs- 
gösetzgebting unterliegenden Gegenständen, mit der An- 
nahnie einer Präsidentschaft, etwa wie in Nordamerika, 
w6U zui^ammenstimmen. Sogar die Aufnahme des Kai- 
sers in den Fahneneid und in den Diensteid (Reichsver- 
filSSüng Art. 54, 63, 64) mochte dem nicht absolut ent- 
gegen «ein. 

Anders t erhält es sich freilich, wenn man erstens 
die pei*8onliche ün Verantwortlichkeit des Kaisers, zwei- 



haltto von Bundesglied^m zur Erfüllong ihrer verfiassangsmässigen 
BüiMLespflichten ficoltativ („können'*) stellt und ein Beschlass 
des Bundesrathes auf Execution gegen Prenssen, resp. den König 
von Preassen, praktisch undankbar erscheint. 
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tens das Geblüt als den einzigen gesetzlichen Titel zur 
Nachfolge im Kaiserthum, drittens den monarchischen 
Charakter des preussischen Königthums, seine factische 
und juristische Machtstellung im Beiche und dessen un- 
auflösliche Verbindung mit dem Kaiserthum in An- 
schlag bringt 

Der König von Preus^en kann schon als solcher, 
sowol um seinet- als auch um Deutschlands selbst willen, 
also auch als Kaiser niemand in der Welt, sei es ein 
Fiirst, ein Fürstenbund, ein Reich, unterthan sein. Eine 
Präsidentschaft mit Geblütsfolge und persönlicher ün- 
verantwortlichkeit wäre auch dann eine contradictio in 
adjecto, wenn man sie nur deswegen erfunden hätte,; 
um aus dem Widerspruche zwischen staatsrechtlicher Ein-: 
heit mit monarchischem Charakter und Föderalismus oder 
Staatenrepublik herauszukommen — statt einer Lösung 
ein neuer Widerspruch! Auch kann ein vorherrschend 
aus Geblütsmonarchien bestehendes Bündniss, trotz. ein- 
zelner verwandter Züge, nie dem Wesen nach eine Re- 
publik sein, wie sehr es sich gegen die monarchische 
staatliche Einheit sträube und, um beiden Antipathien 
gerecht zu werden, hier das Präsidium fast beseitigt, in- 
dem es seinem Träger den Kaisemamen gibt, dort es 
wieder zu halten sucht, indem es seinem monarchischen 
Träger doch nicht den Charakter eines Monarchen beilegt« 

51. Der Kaiser als solcher soll demnach wirklich 
weder Souverän noch Unterthan des Reiches sein; aber 
er ist etwas von beiden und das Eine nur insoweit, als 
er nicht das Andere ist. Momentan scheint dies mög- 
lich, weil weder das Eine noch das Andere vollständig 
ausgeführt ist; diese UnvoUständigkeit muss aber dazu 
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fnbren, dass er das Eine oder das Andere ganz werde. 

-JDer Name ,,Kaiser^^ erscheint demnach in der That nicht 

> als ein blosser Name; es ist nicht nominis tantum sonus, 

iwas fiundesprasidium und E^aiser unterscheidet; die 

ikaiserliche Bezeichnung fallt als starkes Gewicht in die 

iWagschale der monarchischen Souveränetat, wie sie 

/Atarch die Umstände und durch die friihern Redactionen 

-der. Verfassung bereits vorbereitet ist. 

-1 . ' Abgesehen davon, dass eine Menge von Competenzen 

• dea Kaisers, wie wir sie bereits vorhin anführten, auch 

Gonqpetenzen des constitutionellen Monarchen sind, so 

komimt im Reiche noch manches andere vor, was einen 

. entschieden monarchischen Anstrich hat. So wird z. B. 

der Reichstag mit einer Thronrede eröffnet, wie iiber- 

.luuipt' der ganze bei Eröfihung wie Schliessung des 

:< Seichstages entfaltete Apparat entschieden monarchisch 

\igL Dies erscheint um so bezeichnender, als gegenüber 

dem Bundesrathe Aehnliches nicht stattfindet. Wenn 

'^r Kaiser auch noch keine deutsche Orden zu verleihen 

• 

.hat, so verleiht er doch nicht nur die deutsche Kriegs- 
denkmünze, sondern auch den königlich preussischen 

■ Kronordeu an einem Bande mit denjenigen Farben, 
welche als die Farben des Deutschen Reiches gelten. 
Die Reichsgoldmünze ist zwar das Resultat eines Com- 
promisses zwischen der staatlichen Einheit des Reiches 
und der Theilsouveränetät. Dennoch wird der Eindruck 
dieser Münze, welche ausnahmslos auf der einen Seite 
den Reichsadler mit der Inschrift „Deutsches Reich ^^, 
auf der andern Seite das Bildniss des Landesherrn, resp. 
Hoheitszeichen der Freien Städte trägt, der sein, dass sie 
für die überwiegende staatliche Bedeutung des Reiches 
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und dessen monarchischen Charakter Zeugniss gehe. (Y^* 
Gesetz betreffend die Ausprägung von Beiohsgoldmünzen 
vom 4. December 1871, §. 5.) Nach allearhöchstem Er- 
lass vom 16. März 1872 an den Beichskanzler hat der 
Kaiser allen deutschen Fabrikanten den Gebiaudi und 
die Abbildung des kaiserliehen Adlers in der durch 
den £rla8e vom 3. August 1871 unter 2 festgesetzten 
Form zur Bezeichnung ihrer Waaren oder Etiketten ge- 
stattet. ^ Der Kaiser hat ferner, abgesehen von seiner 
Competenz nach Art. 7, vorletzter Absatz der JBeiehs- 
veii&ssung, in einigen besonders wichtigen Fällen .«der 
Gesetzgebung ein absolutes Veto ([Reichsverfassung Art. ö 
und 87), und wenn «s mitunter dem Kaiser überlassen 
ist, den Beginn der Wirksamkeit eines: Gesetzes isu >be- 
stimmen, so ist dies eine Befugniss, welche .nach ihrer 
praktischen Tragweite nahe an das Gesetzgebungsreolit 
anstreift. Endlich werden wir, was der Deutsche Kaiser 

^ Zu eigenthüinlic)ien Gedanken gibt der §. 15 des Gesetzentwurfs, 
tietreffend die Rechtsverhältnisse der Keichsbeamten, Veranlassung. 
Nach ihm dürfen „die vom Kaiser angestellten Beamten Titel, 
Ehrenzeichen u. s. w. von andern Regenten oder Regienuiigen 
nur mit Genehmigung des Kaisers annehmen". Nach §. 1 des Ge- 
setzes sind aber keineswegs alle Reichsbeamte vom Kaiser an- 
gestellt, und da der Kaiser nach den ausdrücklichen Wor^ien des 
Entwurfs als solcher, nicht als König von Preussen die. Genehmi- 
gung zii ertheilen hat, überhaupt aber von andern Regenten 
gesprochen wird, so folgt, dass hier d^m Kaiser a|s solohem.die 
Eigenschaft eines Regenten des Reiches beigelegt ist. Bedeut^gs- 
voll ist noch, dass zwischen deutschen und nichtdentsclren 
Regierungen nicht unterschieden wird und da^s, ö» 
Deutsches Kaiserthum und preussisches Königthum, wenngleich in 
demselben Individuum vereinigt, doch verschiedene staatsrechtliche 
.Persönlichkeiten bezeichnen, für die .Verleihungen von .Titeln u. 8.'W. 
seitens des Königs von Preussen an von ihm als Kaiser, ai)gefl^te]l^ 
Beamte eine Formel gewählt werden muss, in welcher auch der 
kaiserliche Wille enthalten ist. 
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eigentlioh sei, nicht aus Deutschland allein er&hren. 
Auch das Ausland wird darum zu befragen sein. War 
Lamartine seinerzeit bei aller Poesie klug genug, sich 
mit der Deputation des frankfurter Parlaments nicht 
einzulassen — obwol damals Frankreidi eine Republik — 
so irird jetzt das Ausland sich weder mit dem Bundes- 
mibey noch mit dem Reichstage, oder mit beiden zu- 
gleich, sondern lediglich mit dem Deutschen Kaiser und 
zwar qua Monarch einlassen. Die Repräsentation des 
Deutschen Reiches ist in Diplomatie und Consulatwesen 
so geordnet, dass selbst das, was verfassungsmässig 
wenigstens in ersterer Beziehung den deutschen Einzel- 
staaten geblieben ist, dem monarchischen Nimbus des 
Deutschen Kaisers kaum Eintrag thun diirfle. 

Dazu kommt, dass viele das Kaiserthum bctrefiendo 
Fragen sich nur aus dem monarchischen Staatsrecht 
losen lassen. Hierher gehört z. B. die Frage, ob nach 
Aussterben des Hohenzollern'schen Mannstammes auch 
die Frauen, beziehungsweise die cognatischc Linie succe- 
diren k5nne, da das preussische Gesetz über diesen Fall 
gänsKch schweigt. Die Schriftsteller i'iber das Reichs- 
recht stimmen darin überein, dass diese Frage zu be- 
jahon-sei, was nur vom Standpunkte des monarchischen 
Staatsrechts aus gerechtfertigt werden kann. Eine an- 
dere EVage wäre die, ob eintretendenfalls das preussische 
üecht über die Reichsverwesung auch für das Deutsche 
^tieich in Anwendung kommen, also der gesetzliche Ver- 
Vreser Preussens auch ohne weiteres Deutscher Reichs^ 
Verweser sei? Die Reichsverfassung äussert sich nicht 
^ber diesen Punkt und wurde die aufgeworfene Frage bald 
V>e}ahend, bald verneinend beantwortet. Offenbar müsste 
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sie aber, wenigstens aus dem monarchischen Standpunkte, 
ebenso wie die erste Frage, bejaht werden, weil die Ge- 
blütsfolge ein entschieden monarchisches Moment im Deut- 
schen Kaiserthum ist. Da nun der jedesmalige Konig von 
Preussen auch dann, wenn er wegen Minderjährigkeit 
oder aus irgendeinem andern Grunde regierungsunfahig 
ist und also eines Reichsvormundes oder Beichsverwesers 
bedarf, doch Deutscher Kaiser bleibt, die deutsche Kaiser- 
krone und die preussische Konigskrone nicht getrennt 
werden darf, so kann auch, bis nicht ein besonderes 
Gesetz anders bestimmt, das Scepter des Deutsciiea 
Reiches und des preussischen Staates nicht von v»- 
schiedenen Reichsverwesem geführt werden, und zwar 
um so weniger, als das gesammte deutsche Reichsver- 
wesungsrecht, insbesondere der Anspruch auf die Füh- 
rung der Reichsverwesung, grundsätzlich von dynasti* 
sehen Rücksichten mit bestimmt ist. 

52. Die ünfertigkeit oder absichtliche Unvoll- 
ständigkeit des Deutschen Kaiserthums ist übrigens so 
gross, dass das Kaiserthum selbst als blosses Reichspräsi- 
dium den Stempel ungewöhnlicher Mangelhaftigkeit an sich 
trüge, oder: die Ünfertigkeit und Unvollständigkeit des 
Präsidiums liegt eben darin, dass es Kaiserthum ist. Denn 
wo wäre ein Präsidium so sehr aller eigenen Einnalime09 
aller eigenen Umgebung, aller eigenen Befugnisse zu Ebren-^ 
auszeichnungen gänzlich entblösst wie das des Deutschei> 
Reiches? Oder wo bestünde ein Buudespräsidium, dessei^- 
Repräsentationslasten alle einem einzigen der verbündeten^ 
monarchischen Staaten verfassungsmässig auf die Schul- 
tern gelegt erschienen? Es wäre doch ein sonderbares 
Mittel, wenn man, um die Hegemonie eines Staates 
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auszoschliessen und eine republikanische Confoderation 

auf d^m Fusse vollständiger Gleichheit herzustellen, 

jenem Staate oder seiner Dynastie alle Kosten der 

Bandesrepräsentation auflegte und seinen Hof einfach 

zum Beichshofe machte. Mehr als alles andere müsstc 

^es die übrigen Monarchen in den Schatten stellen, und 

dürften sie vom föderativen Standpunkte aus es nicht 

dulden, geschweige wollen. ^ 

Umgekehrt, die ünfertigkeiten des Präsidiums fallen 
auch auf das Kaiserthum zurück. Hat man wirklicli, 
was freilich kaum zu denken, ein geblütsmonarchisches 
kaiserliches Präsidium gewollt, so musste man auch die 
ununterbrochene Continuität der Präsidentenfolge nach 
Geblüt wollen. Diese verlangt aber auch die gesetz- 
liche Ordnung für die beiden vorhin schon angeführten 
Falle, in denen wegen Zweifelhaftigkeit oder Streitigkeit 
der Nachfolge ein Interregnum um so weniger statt- 
finden dürfte, je gefährlicher ein solches unter allen Um- 
standen gerade für das Deutsche Reich werden müsste. 
Wenn aber auch für den ersten dieser Fälle die Meinun- 
gen bisher übereinstimmten, so besteht doch für den 
zweiten Fall eine Meinungsverschiedenheit, die ihren 

^ Wie verträgt sich aber die Thatsache, dass viele preussische 
Stellen sehr wichtige Reichsfunctionen verwalten und deshalb nicht 
z^of dem Beichshaushaltsetat stehen, damit, dass Preussen die Kosten 
iQieiner Gesandtschafben an deutschen Höfen auf den preussischen 
^tat nimmt, an das Reich für die Mitbesorgung seiner speciellen 
Lngelegenheiten durch die Beichsdiplomatie 30000 Thlr. jährlich 
sahlt und das Beich denjenigen kleinem deutschen Staaten, welche 
3Kaoch eigene Gesandtschafben und auswärtige Ministerien unter- 
lalten, einen wenn auch kleinen Beitrag zu deren Kosten leistet, 
der bairischen Begierung (nach dem Schlussprotokoll zum 
""^ertrage vom 23. November 1870, Nr. 8) eine angemessene Ver- 
^^ütong in Anrechnung bringt? 

▼.Held, Dentiohe BeiohsTerfeasang. 7 
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Grund nur darin hat, dass die einen das monarchische, 
die andern das föderative Princip als massgebend be- 
trachten. 

53. Das Kaiserthum ist demnach wirklich etwas 
Unfertiges und ebendeshalb auch etwas Widerspruch- 
volles. Das Unfertige will und muss entweder fertig 
werden oder aufhören; die Vereinigung von Wider- 
spriichen erfordert absolut eine Lösung. Veränderungen 
sind folglich unvermeidbar; sie können nur entweder in 
der Richtung zur Herstellung eines wahrhaft und voll- 
ständig monarchischen Kaiserthums oder in der Richtung 
einer wahrhaft und vollständig republikanisch-föderalisti- 
schen Präsidentschaft stattfinden. 

Ob die erste oder die zweite Richtung überwiegt, 
wird die Zukunft lehren. Wenn man freilich bedenkt, 
in welcher starken monarchischen Hand das Deutsche 
Kaiserthum sich befindet, wenn man femer erwägt, dass 
nicht nur die zu einem Charakterzuge der Deutschen ge- 
wordene Gewohnheit, sondern auch eine grosse Reihe 
von Zweckmässigkeitsgriinden und ein gerade dem deut- 
schen Nationalcharakter gegenüber besonders mächtiges 
„mystisches" Etwas für die Fortschritte der Monarchie 
vermuthen lässt, und dass endlich nicht zu erwarten 
steht, die deutschen Monarchien werden selber dazu 
helfen, die Monarchie für Deutschland zu vernichten — 
so könnte man sich versucht fühlen, jetzt schon in die 
Zukunft zu sehen. Vielleicht dürfen wir aber bei dieser 
Gelegenheit noch einige Bemerkungen einflechten. Eine 
Menge von Erscheinungen neuesten Datums, namentlich 
die Bewegungen unter der Fahne des Romanismus und 
des Socialismus, müssen es jedem zur Ueberzeugung 
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bringen, dass die Frage: ob Republik oder Monarchie? 
oder die Frage: ob Deutschland einig und mächtig, oder 
ob es zerrissen und schwach sein soll? gegenwärtig nicht 
mehr zu den harmlosen, blos theoretischen oder doctri- 
nären Fragen zählt. Wir stehen deshalb nicht an, es 
entschieden auszusprechen, dass wir in der Begründung 
nnd-Aufrechthaltung einer wirklichen starken deutschen 
Monarchie, welche durch eine richtig bemessene, wohl- 
verstandene und demgemäss gebrauchte Freiheit in in- 
dividueller oder socialer und politischer Beziehung be- 
dingt ist, nicht allein die beste, sondern auch die absolut 
noth wendige Garantie für die Zukunft der deutschen 
Nation erkennen. Nur unter dieser Voraussetzung wird 
Deutschland die Einheit und einheitliche Wirksamkeit 
sowie diejenigen Tugenden seiner Volker erhalten, welche 
die Quelle unserer Siege, die Grundlage unserer gegen- 
wärtigen Stellung und die Bedingung ihrer fernem 
Behauptung, d. h. jeder Möglichkeit unsers Fortschritts 
sind. Die culturfeindlichen Elemente in Deutschland 
und die deutschfeindlichen Elemente im Auslande richten 
sich daher auch, unter sich trotz aller Unnatur eng ver- 
bündet, in erster Reihe gegen die monarchische Seite 
des Deutschen Kaiserthums, und bedienen sich dazu des 
unglückseligen Schlagworts der Republik, welches sie 
durch Forderung des Particularismus und durch Auf- 
stellung des unnatürlichen Begriffs einer Fürsten- oder 
Staatenrepublik den deutschen Monarchisten mundgerecht 
zu machen suchen. Nichts konnte für die Zukunft un- 
heilvoller werden, als wenn mit der Steigerung des in- 
dividuellen Freiheits- und nationalen Selbstgefühls, wie 
eine solche schon durch die unausbleibliche Hebung des 

7* 
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materiellen Wohlbefindens eintreten muss, die objective 
politische Einsicht getrübt, der staatliche Gehorsam 
herabgestimmt, die Freudigkeit bei Erfüllung der all- 
gemeinen Kriegsdienstpflicht für das Vaterland gemin- 
dert und, wie dies alles in Frankreich geschehen, mit 
der Monarchie die feste, sichere, stetige und stramme 
Einheit des Reiches eingebüsst, beziehungsweise ihre 
Vollendung unmöglich gemacht werden sollte. Nur wer 
Deutschlands Wohl nicht will oder die Bedingung des- 
selben nicht versteht, kann in einer Zeit, welche unsere 
Freiheit, Selbständigkeit, Würde und unsern Beruf von 
allen Seiten oflfen oder heimlich beneidet und angefoch- 
ten zeigt, andern Gedanken sich hingeben. 

54. Ob aber die eine oder die andere der vorhin 
bezeichneten Richtungen eingeschlagen werde —-immer 
müssten, ausser dem Kaiserthum selbst, alle an- 
dern Einrichtungen und Grundlagen des Reiches 
dadurch zugleich wesentlich alterirt werden. 

Um nur das Wichtigste anzudeuten, so müsste die 
Ausbildung des Deutschen Kaiserthums zu einer deut- 
schen Reichsmonarchie die Folge haben, dass nach und 
nach alle deutschen Fürstenhäuser ihre monarchische 
Souveränetät in dem bisherigen Sinne des Worts 
bis auf den letzten Rest aufgäben. Damit würde einer- 
seits die Hauptschranke einer bessern administrativen 
Eintheilung Deutschlands, das Haupthinderniss einer un- 
mittelbaren einheitlichen Reichs Verwaltung, andererseits 
freilich auch das stärkste Bollwerk gegen die Gefahren 
einer unnatürlichen Centralisation in Wegfall kommen. 
Bei einer solchen Ausbildung des Deutschen Kaiser- 
thums würde ferner ein vollständiges constitutionelles 
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Reichsministerium ^, etwa mit einem Reichsstaatsrathe 
daneben, unvermeidlich. Der Bundesrath, welcher seine 
hauptsächlichste gegenwärtige Rechtsbasis verlöre, müsste 
dieser Staatsrath oder ein constitutionelles Oberhaus, der 
Reichstag eine einkammerige constitutionelle National- 
repräsentation oder ein Unterhaus werden. Dagegen 
mfisste dem Kaiser das Recht der Sanction und des 
absoluten Vetos bei allen Gesetzen, das nur durch die 
Verfassung begrenzte Verordnungs- und das provisori- 
sche Gesetzgebiuigsrecht, das Gnadenrecht, das Recht 
ESurenauszeichnungen zu crtheilen, eine Reichscivilliste 
und ein Reichshofstaat, überhaupt aber die eigene Inne- 
habung aller wesentlichen formellen und materiellen Staats- 
hoheitsrechte zufallen. Würde dagegen der andere Fall 



^ „Ich weiss es, dass Sie nichts so sehr furchten, als einen 
Conflict, weil Sie das ehrenwerthe Bestreben haben aus dem Deut- 
schen Reiche etwas zu machen. Meine Herren! Der Conflict kann 
3a doch nicht ansbleiben, früher oder später, weil man uns das 
Ventil genommen (? d. h. wol: noch nicht gegeben hat, noch 
nicht geben konnte), das im parlamentarischen Leben den Conflict 
verhindert, das verantwortliche Ministerium. Es ist anders nicht 
möglich auseinanderzukommen, als durch ein verantwortliches 
Ministerium, das zurücktritt und an dessen Stelle ein neues tritt. 
Keine parlamentarische Körperschaft ist ohne ein solches Ministe- 
rium möglich, oder sie steht jeden Augenblick vor einem Con- 
flict ...... ich bin überzeugt, dass wir das Beich ohne einen 

solchen Conflict nicht aufbauen können." (Ziegler in der Reichs- 
tagssitzung vom 7. Juni 1872.) In derselben Sitzung bezeichnet 
Benda „den Mangel eines Reichsfinanzministers als den Grund aller 
dieser (zwischen der Regierung und dem Reichstage gelegentlich 
des Rechnungshofgesetzes entstandenen) Misverhältnisse''. Ohne 
diese Ansichten in jeder Beziehung zu theilen, namentlich ohne es 
gegenwärtig für möglich und politisch zweckmässig zu halten, ein 
constitutionell - verantwortliches Reichsministerium einzufuhren, 
glaubten wir in den allegirten Aeusserungen doch deutliche Be- 
stätigungen für unsere Anschauungen über den staatsrechtlichen 
Charakter der Reichsverfassung im allgemeinen finden zu dürfen. 
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eintreten, so müsste die Kaiserkrone von dem Haupte 
des Präsidenten wieder genommen werden; die monar- 
chische Souveränetät in den Einzelstaaten müsste eben- 
falls zu Grunde gehen und das deutsche Volk selbst 
oder seine in zwei Kammern oder in einem Hause 
tagenden Repräsentanten zum Träger der deutschen 
Nationalsouveränetät werden, mit welcher das gegen- 
wärtige Reich nicht einmal dem Namen nach sich ver- 
tragen könnte. 

55. Wie fern von heut* ab die geschilderten Ent- 
wickelungen zu liegen scheinen, wie sehr die eine oder 
die andere oder jede von ihnen diesen und jenen er- 
schreckte, welche Interessen sie verschlingen und neu 
erzeugen, in welchen Zeitabschnitten und unter welchen 
Formen sie sich vollziehen, welche Constellationen sie mit 
sich bringen — gleichviel; eine der beiden Alternativen 
muss eintreten, und es ziemt der Wissenschaft, dies zu 
erkennen und auszusprechen, wie es eine wahrhaft staats- 
männische Leitung von Deutschland auf Grund eigener 
Erkenntniss nicht unterlassen wird, die Ereignisse so zu 
lenken, dass nicht mit dem Wechsel einzelner Personen, 
in denen gegenwärtig die Widersprüche des deutschen 
Daseins gebunden und versöhnt zu liegen scheinen, das 
vorhandene Gärungsmaterial entbunden werde und das 
Chaos zu Tage trete, welches, selbst wenn es die natür- 
liche Entwickelung nicht hindern würde, sie doch sehr 
verzögern, gefährden und viel schmerzlicher machen 
müsste. 



Zar Kritik der Deutschen Reichsverfassung. 103 

2. Der Bnndesrath. ^ 

56. Der Bundesrath, für dessen Verhaltniss zum 
Deutschen Kaiser und zum Reichstage die Beichsver- 
fassung jede theoretisch -principielle Bezeichnung unter- 
lägst, „besteht aus Vertretern der Mitglieder des Bundes^^ 

Dies erinnert, wie die in Art. 6 und 8 der Keichs- 
ver&ssung angegebenen Stimmführungsverhältnisse, eini- 
germassen an die deutsche Bundesacte vom Jahre 1815, 
wiewol wegen des kaiserlichen Reichspräsidiums und des 
Reichstages, abgesehen davon, dass Oesterreich über- 
haupt nicht mehr im Reiche ist und dass die Reichs- 
verfassung den Charakter eines Gesetzes, nicht eines 
Vertrags hat, jeder Vergleich der letztern mit der wei- 
land Deutschen Bundesverfassung unpassend ist. 

Während nun in der Reichsverfassung Art. 6 wieder- 
holt von den „Mitgliedern des Bundes" und in Art. 7 
und 19 eod. von „Bundesgliedern" gesprochen wird, 
findet sich in Art. 7 und 8 eod. auch schon der*Aus- 
druck „Vertreter" (oder „Bevollmächtigter") von 
„Bundesstaaten", und wird letzterer Ausdruck abwech- 
selnd mit „Einzelstaat" von Abschnitt VI der Reichs- 
verfassung an fortwährend und ausschliesslich zur Be- 
zeichnung der einzelnen Glieder des Reiches angewendet. 

57. Wer sind nun die im Bundesrathe vertretenen 
Mitglieder des Bundes? Einige sagen: die Fürsten der 
zweiundzwanzig monarchischen Staaten des Reiches und 
die Senate der drei Hansastädte, als die Repräsentanten 
dieser Staaten; die Kammern der Einzelstaaten jedoch 

1 A. Winter, Der Bundesrath und die Beichsoberhauptsfrage 
(Tübingen 1872). 
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seien im Bundesrathe nicht mit vertreten (Thudichum in 
Holtzendorrs Jahrbuch, Bd. 1, 1. Hälfte, S. 23, Note 3). 
Dies ist aber in der Reichsverfassung nicht nur nicht ge- 
sagt, sondern es wird auch in Art. 7 und 8 der Reichs- 
verfassung ausdrücklich von den Stimmen, Vertretern, 
Bevollmächtigten der Königreiche beziehungsweise der 
Bundesstaaten gesprochen, und kann die Ansicht von 
Thudichum auch durch die Eigenschaft der Monarchen 
und Senate als personliche Repräsentanten ihrer Staaten 
nicht gerechtfertigt werden. Diese Monarchen und 
Senate können vielmehr nur in Frage kommen als Be- 
präsentanten des ganzen Staates, wozu auch die etwai- 
gen parlamentarischen Einrichtungen gehören, wenn- 
gleich sie den personlichen Souverän in der Aus- 
iibung einzelner Staatshoheitsrechte seinem eigenen 
Lande gegenüber binden. Eine besondere Vertretung 
der Landtage im Reiche, sei es im Bundesrathe oder 
im Reichstage, ist unter allen Umständen unmöglich, 
wenn der monarchische, resp. einheitsstaatliche Charakter 
der Glieder des Reiches * und die Einheit des Reiches 
nur im geringsten Grade eine Wahrheit sein soU. Offen- 
bar geht das Ganze wieder nur auf die entgegenstehen- 
den Bewegungen der Erweiterung der Reichscompetenz, 
beziehungsweise Modification von Reservatrechten, imd 
der Erhaltung der Sonderselbständigkeit, ein Kampf, 
der insolange wenigstens kein reiner Rechtsstreit sein 
kann, als das Reichsrecht, gleich den es bedingenden 
Zuständen, an sich unfertig und widerspruchsvoll ist. 
58. Was der Bundesrath eigentlich sein soll, muss 

^ Vgl. unten Nr. 62 den Auszug aus der Rede des Fürsten 
Bismarck vom 19. April 1871. 
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sich daher aus seiner Compctenz ergeben. Nun sagt 
zunächst Art. 5 der Reichsverfassung: ,,Die Reichsgesetz- 
gebung wird ausgeübt durch den Bundesrath und 
den Reichstag. Die Uebereinstimmung der Mehrheits- 
beschlüsse beider Versammlungen ist zu einem Reichs- 
gesetz erforderlich und ausreichend.^^ Demnach ist 
auch der Bundesrath nicht souverän, weder für sich 
noch mit dem Reichstage, und zwar auch dann nicht, 
beziehungsweise nicht einmal so weit, als das Reich ein 
staatliches Wesen sein soll und ihm trotz seiner staat- 
lichen Unfertigkeit eine Theilsouveränetät zugeschrieben 
wird. Denn er hat nicht die Gesetzgebung, er ist nicht 
das Subject, dem dieselbe zusteht, sondern er übt sie, 
und auch dies nur in Verbindung mit dem Reichstage, 
aus. Wer denkt hierbei nicht an die Wiener Schluss- 
Acte Art. 57 und die entsprechenden Stellen der deut- 
schen Verfassungsurkunden? Freilich, die Ueberein- 
stimmung der Mehrheitsbeschlüsse beider Versammlungen 
ist zu einem Reichsgesetze nicht blos erforderlich, son- 
dern auch ausreichend. Es würde also wenigstens 
für die verfassungsmässigen Gesetzgebungsacte die 
Reichssouveränetät in den beiden Versammlungen per- 
sonificirt zu erachten sein, wenn ihre Mehrheitsbeschlüsse 
übereinstimmen. Allein die Souveränetät des Reiches 
geht weiter als blos auf Gesetzgebungsacte; sie besteht 
auch dann, wenn keine übereinstimmenden Mehrheits- 
beschlüsse beider Versammlungen zu erzielen sind, und 
Versammlungen sind überhaupt nicht Rechtssubjecte, 
wenn sie auch zur Vertretung von Rechtssubjecten dienen 
können. Dem steht nun wieder entgegen, dass, wenn- 
gleich die in Art. 6 der Reichsverfassung verlangte 
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Uebereingtimmung beider VersammluDgen gegen die 
Ansichten des Kaisers kaum möglich ist (vgl. auch ßeichs- 
verfassung Art. 5, Abs. 2 und Art. 37), ein förmliches 
Sanctionsrecht des Kaisers grundsätzlich nicht besteht 
und man auch nicht annehmen kann, der Bundesrath 
sanctionire durch seine Zustimmung den Beschluss 
des Keichstages, der Reichstag durch seine Zustimmung 
die „im Namen des Kaisers" (Reichsverfassung Art. 16) 
an ihn verbrachten und nicht durch kaiserliche Com- 
missare, sondern durch Bundesrathsmitglieder 
oder dmrch besondere von letztern zu ernennende 
Commissarien vertretenen Beschlüsse des Bundesrathes. 
Denn wollte man das Erstere annehmen, so würde der 
Bundesrath, wollte man das Zweite annehmen, so würde 
der Reichstag als der eigentliche Inhaber der Reichs- 
gesetzgebungsgewalt erscheinen, da diese formell nur 
im Sanctionsrechte liegt und alle übrige gesetzgeberi- 
sche Thätigkeit nur als Mitwirkung bei der Aus- 
übung erscheint. Deshalb kann auch in der dem 
Kaiser zustehenden Ausfertigung und Verkündigung der 
Reichsgesetze ebenso wenig ein Souveränetätsrecht, wie 
in der an derselben Stelle (Reichs Verfassung Art. 17) ihm 
zugewiesenen Ueberwachung ihrer Ausführung etwa ein 
constitutionelles Mittel gegen üebergriffe der Regierun- 
gen in das Gebiet der Verfassung und der Gresetze ge- 
funden werden. Dies geht auch daraus hervor, dass 
nach Reichsverfassung Art. 17 alle Anordnungen und 
Verfügungen des Kaisers, also auch die Ausfertigungen 
und Verkündigungen der Reichsgesetze, im Namen des 
Reiches erlassen werden müssen, und dass der Kaiser, 
dem die Ueberwachung der Ausfahrung der Reichsgesetze 
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nach Rdehsyerfassiuig Art. 7, sub 3 zusteht, bei Mängeln, 
welche gelegentlich der Ausführung der Reichsgesetze 
oder der dazu gegebenen Verwaltungsvorschriften und 
Einrichtungen hervortreten, an die Beschlüsse des Bun- 
desrathes gebunden ist. Nicht unbemerkt wollen wir 
hier lassen, dass für Acte, welche der Gesetzgebung 
ganz analog sind, nämlich für Verträge mit fremden 
Staaten insoweit sie sich auf solche Gegenstände be- 
ziehen, welche nach Art. 4 der Reichsverfassung in den 
Bereich der Reichsgesetzgebung gehören, laut Art. 11 
der Reichsverfassung zu ihrem Abschlüsse die Zu- 
stimmung des Bundesrathes, zu ihrer Gültigkeit die 
Genehmigung des Reichstages gefordert wird, eine 
Unterscheidung, welche offenbar darauf hinweist, dass 
man in diesen Fällen formell-rechtlich nicht den Kaiser 
allein, auch nicht den Bundesrath und den Reichstag, 
sondern nur den Bundesrath als den Träger und In- 
haber des Rechts zum Abschluss internationaler Ver- 
trage ansah und der Reichstag blos für die angegebenen 
Fälle und auch für sie nicht als Mitgesetzgeber, sondern 
lediglich wie eine constitutionelle Kammer, seine Ge- 
nehmigung zu ertheilen resp. zu verweigern berechtigt sei. 
59. Wir wollen keinen besondern Werth darauf 
legen, dass, so oft der Bundesrath und der Reichstag 
in der Reichsverfassung nebeneinander angeführt wer- 
den, mit einziger Ausnahme des Art. 61, Abs. 2, wo es 
sich um ein künftiges umfassendes Reichsmilitärgesetz 
handelt, immer der Bundesrath vor den Reichstag ge- 
stellt ist. Dies geschieht z. B. auch in dem Art. 72, 
wo es heisst, dass über die Verwendung aller Einnah- 
men des Reiches durch den Reichskanzler dem Bundes- 
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rathe und dem Reichstage zur Entlastung jährlich Rech- 
nung zu legen sei. Wir wollen auch davon absehen, 
dass nirgends hinreichend festgestellt wurde, wo das 
Gesetzgebungsrecht und also auch die Formen der 
Gesetzgebung beziiglich der in der Reichsverfassung 
Art. 4 specificirten Gegenstande aufhören und das 
Verordnungsrecht mit seinen einfachem Formen be- 
ginne, wiewol durch verschiedene Ausführungsverord- 
nimgen und Reglements viele Rechte wesentlich berührt 
werden, die nach constitutionellem Staatsrecht in der 
Regel nur durch formliche Gesetzgebungsacte beschränkt 
werden können. 

Immer aber ist so viel klar, dass schon in Bezug 
auf die Gesetzgebung der rechtliche Charakter des 
Bundesrathes nicht feststeht, und dass, sowie man ver- 
suchen würde, denselben genauer zu bestimmen, das 
Kaiserthum, der Reichstag und die obersten Reichs- 
behorden dadurch in ihrer gegenwärtigen Bedeutung 
gleichzeitig wesentlich modificirt werden müssten. Denn 
wäre der Bundesrath, sei es für sich allein, sei es mit 
dem Reichstage, der Gesetzgeber, so vertrüge es sieb 
wol mit einem Präsidium, nicht aber mit der monarchi- 
schen Seite des Kaiserthums; wäre er dagegen nichts 
als eins von zweien bei der Gesetzgebung mitwirkenden 
Häusern, so vertrüge sich dies nicht mit der Bundes- 
präsidialqualität des Kaisers. Wollte man ihn allein 
als den eigentlichen Gesetzgeber des Reiches betrachten, 
so wäre dies mit den deutlichen Worten des Art. 5 der 
Reichsverfassung absolut unvereinbar. 

60. Die Stellung des Bundesrathes wird aber weder 
durch die ihm selbst in Art. 7 der Reichsverfassung 
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eingeraEmten weitem Competenzen, noch durch die 
Art 8 eod. seinen Ausschiissen überwiesene Thätigkeit 
klarer gestellt. 

Die Nr. 1 des Art 7 entspricht einfach dem Art. 5 
der Reichsverfassung. 

Die Nr. 2 dagegen gibt, unter Vorbehalt des dem 
Kaiser, dem Reichskanzler oder den einzelstaatlichen 
Autoritäten ausdrücklich eingeräumten Verordnungs- 
rechts, dieses grundsätzlich dem Bundesrathe, einschliess- 
lich des Rechtes der dazu gehörigen Einrichtungen. 
Principiell steht also der Vollzug oder die Executive 
und selbst die Reichsexecution nach Art. 19 der Reichs- 
verfassung, diese regelmässigen Prärogativen der con- 
stitutionellen Monarchie, wenigstens dem Beschlüsse 
nach bei dem Bundesrathe, und ist dem Kaiser nur die 
Vollstreckung der fraglichen Beschlüsse überlassen. 
Factisch erscheint demnach das ohnehin blos auf die 
Ausführung der Reichsgesetze und deren Ueberwachung 
bezügliche Verordnungsrecht nicht nur zwischen dem 
Reiche und den Einzelstaaten, sondern auch zwischen 
dem Kaiser, dem Bundesrathe und dem Reichskanzler 
getheilt und auf diese Weise gegen allen constitutionellen 
Brauch die verfassungsmässige Mitwirkung bei Aus- 
übung der Gesetzgebung und das Recht, für das ganze 
Reich verbindliche Verordnungen zu beschliessen, wenig- 
stens theilweise in der Hand des Bundesrathes vereint. 

Endlich soll nach Nr. 3 des Art. 7 der Bundes- 
rath auch über Mängel beschliessen, welche bei Aus- 
führung der Reichsgesetze überhaupt (mit einziger Aus- 
nahme des Reichsverfassung Art 63, Abs. 3 dem Kaiser 
vorbehaltenen Falls) oder der eben zum Zwecke dieser 
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Ausführung vom Bundesrathe beschlossenen allgemeinen 
Verwaltungsvorschriften und Einrichtungen hervortreten. 
Der Bundesrath soll also erkennen und richten über 
seine eigene Mitthätigkeit bei der Gesetzgebung und 
über seine eigenen politischen Anordnungen — eine Auf- 
gabe, die in Verbindung mit den beiden andern schon 
erörterten fast der Vereinigung des Anzeigers eines 
Delicts, des Inquirenten und des Richters in einer und 
derselben Person gleichkommt und deren möglicherweise 
gute Seiten nach der herrschenden, in alle unsere In- 
stitutionen eingedrungenen Anschauung für viel geringer 
geachtet werden als die damit verbundenen Gefahren. 
Jedenfalls ist aber der Anschein von souveränen 
Regierungsrechten, welcher sowol in den eben bezeich- 
neten Competenzen des Bundesrathes wie in der schon 
oben hervorgehobenen Stellung desselben nach der Reichs- 
verfassung Art. 11, Abs. 2 und 3 liegt, ebenso unver- 
einbar mit der monarchischen Seite der Stellung des 
Kaisers, wie die unleugbare factische Unterordnung des 
Bundesrathes unter den Kaiser und die in Art. 7 der 
Reichsverfassung bezeichnete Theilung des Verord- 
nungs- itnd Organisationsrechts zwischen dem Bundes- 
rath und dem Kaiser, beziehungsweise dem Reichs- 
kanzler, mit dem rechtlichen Charakter eines blossen Prä- 
sidiums, beziehungsweise Reichskanzlerthums. Es müsste 
daher eine Klärung dieses Verhältnisses, die wir über 
lang oder kurz für unausbleiblich halten, gleichviel in 
welcher Richtung sie geschehen würde, den Kaiser, den 
Reichstag und den Reichskanzler mittreflFen, wenn man 
auch die dem Bundesrathe in der Reiohsverfassung 
Art 56, 76, 77, dann durch das Gesetz über Errichtung 
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eines obersten Handelsgerichtshofes von 1869, §. 3, und 
sonst noch in verschiedenen andern Gesetzen eingeräum- 
ten speciellen Competenzen gänzlich unbeachtet Hesse. 

61. Die Bundesrathsausschüsse (Reichsverfas- 
sung Art. 8) steigern noch die Undeutlichkcit des Bildes. 
Die Reichsverfassung sagt nicht ausdrücklich, was die 
eigentliche organische Aufgabe derselben sei. ^ Nimmt 
man an, dass ihnen die allgemeine Aufgabe ständiger 
Ausschüsse oder zahlreicherer Commissionen vielköpfiger 
Versammlungen zufalle, nämlich die Vorbereitung der 
Plenarsitzungen durch Ausarbeitung fachkundiger Re- 
ferate und bestimmter Anträge, so wäre dem nichts bei- 
zufügen, hätte nicht die Reichsverfassung einzelnen Aus- 
schüssen noch selbständige Competenzen eingeräumt. So 
sollen z. B. nach Reichsverfassung Art. 36 die Reichs- 
beamten, durch welche der Kaiser die Einhaltung des 
gesetzlichen Verfahrens bei Erhebung der Zolle und 
Verbrauchssteuern (Reichs Verfassung Art. 35) überwacht, 
den Zoll- oder Steuerämtern und Derectivbchörden der 
einzelnen Staaten nach Vernehmung des Ausschusses 
des Bundesrathes für Zoll und Steuer wesen beige- 
ordnet werden. Auch der Ausschuss für das Rechnungs- 
wesen ist nach Reichsverfassung Art. 39 nicht rein re- 
ferirend. Endlich wurde in Art. 46 einem Bundesraths- 
ausschüsse ein unmittelbares Vorschlagsrecht beim 
Kaiser eingeräumt. 

Je wichtiger ohne Zweifel die Thätigkeit des Bundes- 
rathes in den Ausschüssen und je ähnlicher sie den Func- 
tionen eines Ministeriums ist, desto mehr muss sie selbst 
wieder mit den quasi souveränen Functionen des Bundes- 
rathes und mit jener weitern Seite seiner Competenz, 
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vermöge welcher er bald etwas wie ein Oberhaos, bald 
etwas wie ein Staatenhaus ist^ in Collision gerathen und 
dahin drängen, von alledem nur etwas und dieses voll- 
standig zu werden, also auch aufzuboren die übrigen 
Eigenschaften mit sich zu verbinden. 

62. Unsere Auffassung von der mehrfachen Be- 
deutung des Bundesrathes ist keineswegs neu. In jener 
denkwürdigen Rede, welche der Reichskanzler in der 
Reichstagssitzung vom 19. April 1871 gehalten hat, er- 
klärte derselbe auf das entschiedenste, dass der Bundes- 
rath nicht nur ein gesetzgebender Factor und, voll- 
kommen gleichberechtigt mit dem Reichstage, dessen 
unentbehrliches und tüchtiges Schwergewicht, sondern 
auch noch mehr als dieses, schwerer wiegend als ein 
gewohnliches erstes Haus, weil zugleich ein Staatenhaus 
im vollsten Sinne des Wortes sei. Denn die Stimmen 
im Bundesrathe seien nicht die Stimmen der personlichen 
Ueberzeugung der Mitglieder, sondern die Stimmen der 
von ihnen vertretenen Staaten, „sorgfältig destiUirt 
aus all den Kräften, die zum oflfentlichen Leben in den 
betreffenden Staaten mitwirken". In dem Votum sei die 
Diagonale aller der Kräfte enthalten, die thätig sind, 
um das fragliche Staatswesen zu bilden; es sei das Vo- 
tum der betreffenden Krone, modificirt durch die Ein- 
flüsse der Landesvertretung, vor welcher das frag- 
liche Ministerium für die Vota, welche es im Bundes- 
rathe abgeben lässt, verantwortlich bleibe. Er halte 
deshalb jede Neuerung in unsern Institutionen, durch 
welche dieser seines Erachtens sehr glücklidi gefundene 
Senat, Staatenhaus oder erstes Haus des Deutschen 
Reidies in seiner Bedeutung abgeschwädit, gewisser- 
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massen modificirt wurde, für eine sehr bedenkliche Ver- 
änderung in der Verfassung. Er glaube, dass der 
Bundesrath eine grosse Zukunft habe, indem er zum 
ersten mal den Versuch mache, ohne die Wohlthaten 
der monarchischen Gewalt oder der hergebrachten re- 
publikanischen — je nachdem man sie schätze — dem 
Einzelstaate zu nehmen, in seiner höchsten Spitze ge- 
wissermassen republikanisch als CoUegium sich zu eini- 
gen, um die Souveränetät des gesammten Reiches zu 
üben. Denn die Souveränetät ruhe nicht beim Kaifeer, 
sie ruhe bei der Gesammtheit der Regierungen. Dies sei 
zugleich äusserst nützlich u. s. w., und deshalb bitte er, 
nicht an den Bundesrath zu tasten; er sehe eine Art 
Palladium für unsere Zukunft, eine grosse Garantie für 
die Zukunft Deutschlands gerade in dieser Gestaltung. 
Ein anderes mal (im Jahre 1870) hatte Bismarck die 
Bundesrathsausschüssc als die „eidgenossischen Bundes- 
minister" bezeichnet; R. Gneist nennt den Bundes- 
rath geradezu „ein Stück Executive, ein Stück Ministe- 
rium, ein Stück Oberhaus", und war schon der Bundes- 
rath des Zollvereins nach Art. 7 des Vertrags vom 
8. Juli 1867 das „gemeinschaftliche Organ der Regie- 
rungen" genannt worden. 

63. Dass der Bundesrath die bezeichneten ver- 
schiedenen Stellungen wirklich einnehme, also eine Art 
von föderativem Souverän, von Senat oder Oberhaus*, 

^ Gegen die Natur des Bundesrathes als eines Oberhauses 
geht auch Reichsverfassung Art. 10 und die ganze eigenthümliche 
collegiale Stellung desselben wie die Stellung seiner Mitglieder, 
der Ausschluss der Oeffentlichkeit bei seinen Verhandlungen u. s. w. 
üebrigens war bereits in der Keichstagssitzung vom 13. Juni von seiten 
des Bundesrathes selbst eine gewisse officielle Oeffentlichkeit der 

y. Held, Deutsche BeiohsTerfassung. 8 
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von Staatsrath oder Ministerium zugleich sei, dass also 
die Frage, was er eigentlich sei, immer nach der ein- 
zelnen Function und nur für diese zu beantworten sei, 
dürfte eines weitern Beweises nicht bedürfen. Darin 
liegt aber auch in Verbindung mit der Institution des 
Kaiserthums und des Reichstages eine Unfertigkeit und 
Unklarheit, die, wie zweckmässig sie für den Augen- 
blick und auf wie lange immer noch erscheinen mag, 
nicht für immer bestehen kann, und glauben wir uns 
durch diese Ansicht weder mit dem Fürsten Bismarck \ 
noch mit dem Professor Gneist in Widerspruch. Ersterer 
hatte bei der erwähnten Rede wol vorzüglich die Gegen- 
wart und nicht die ganze Zukunft Deutschlands, son- 
dern nur die nächste Zukunft im Auge; letzterer hat 
aus seiner Anschauung überhaupt hierher gehörige Con- 
sequenzen nicht gezogen. Was uns angeht, so fällt es 
uns nicht ein, an ein sofortiges Antasten des Bundes- 
rathes im Interesse irgendeiner Parteirichtung zu denken. 
Wir behaupten nur, dass, welches auch die Zweck- 
mässigkeit der Einrichtung für die Gegenwart und für 
eine nächste der Dauer nach unbestimmte und unbe- 
stimmbare Zukunft sei, mit mathematischer Gewissheit 
einst der Moment kommen müsse, wo, gleichviel von 

ßundesratbssitzungen , bezüglich welcher es sich nicht sowol um 
das Princip, sondern vielmehr nur um die nicht so leicht zu fin- 
dende angemessenste Form handle, in nahe Aussicht gestellt 
worden. Wirklich beschloss auch der Bundesrath in der Sitzung 
vom 28. Juni 1872 auf Antrag des würtembergischen Bevollmäch- 
tigten, seiner Geschäftsordnung zwei die VeröfiFentlichung seiner Ver- 
handlungen und Beschlüsse betreffende Paragraphen einzuverleiben. 
* Namentlich thcilen wir vollkommen die Ansicht, dass der 
Bundesrath auch für sich allein betrachtet im Vergleiche zu dem 
ehemaligen Deutschen Bundestage vom Standpunkte der deutschen 
Einheit aus als ein mächtiger Fortschritt betrachtet werden müsse. 
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welcher FundamentaleinrichtuDg des Reiches ans oder 
auf welche hin der erste Angriff erfolge, die Abklärung 
in der widerspruchsvoll gemischten Natur des Bundes- 
rathes gleichzeitig mit der Abklärung in den übrigen 
Hauptorganen des Reiches eintreten miisse. ^ 

64. Man wird uns vielleicht einwenden, dass anf 
eine Confoderation, einen Bund, einen Bundesstaat, wie 
daa Deutsche Reich, die Analogie eines fertigen Einheits- 
staates nicht anwendbar sei. Wir geben dies gern zu, 
aber nur insofern, als man derartige Gebilde auch nicht 
für fertig hält, und behaupten, dass die Gesammtheit 
der centripetalen und centrifugalen Bewegungen und 
Kräfte in einem Volke am Ende entweder zu dessen 
voller staatlichen Einigung, oder zu dessen Entstaat- 
lichung, beziehungsweise zur Staatenmehrheit führen 
müsste, und dass ein Abschluss dieser Bewegungen und 
eine gewisse Beruhigung, wann und wie immer sie ein- 
treten, einmal eintreten müssen und nur durch die 
Fertigwerdung des Staates, eines oder mehrerer Staaten, 
oder durch den Verlust der staatlichen Selbständigkeit 
an andere Staaten eintreten kennen — weitere Be- 
wegungen, möglicherweise in einer der bisherigen ent- 

^ Als eine eigenthümliche Anomalie sei noch erwähnt, dass 
während bei andern vom Bundesrathe erlassenen Reglements, Ver- 
ordnungen u. 8. w. die Competenz zu deren Abänderung durch 
den Bundesrath, die sich übrigens von selbst versteht, ausdrücklich 
vorbehalten wurde (vgl. z. B. das Eisenbahnbetriebsreglement vom 
10. Juni 1870, §. 26), das auf Grund des Wahlgesetzes vom 
31. Mai 1869 vom Bundesrathe zu erlassende Wahlreglement (vgl. 
§. 16 des citirten Gesetzes) nur unter Zustimmung des Reichstages 
abgeändert werden kann. Demnach wäre dieses Wahlreglement 
entweder ein Gesetz, und der Bundesrath hatte hier allein die ge- 
setzgebende Gewalt; oder es wäre eine Verordnung, und wird für 
dieselbe dem Reichstage ein Verordnungsrecht eingeräumt. 

8* 
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gegengesetzten Richtung, dann immer wieder vorbehalt- 
lich. Solange dieser Abschluss nicht erfolgt ist, haben 
wir es stets nur mit wesentlich provisorischen Ueber- 
gangsgebilden zu thun, deren charakteristische Ver- 
schiedenheit lediglich darin besteht, ob sie der Einheit 
oder Theilselbständigkeit näher sind, während natiirlich 
in jedem der beiden Hauptfälle eine Menge von Zwischen- 
stufen gedacht werden kann. Die Entscheidung, ob man 
der Einheit näher sei als der Mehrheit, ist aber dann 
gegeben, wenn die Einheit beginnt, kraft ausdrücklicher 
und als solche anerkannter Gesetze die Einzelheiten 
mit rechtlicher Nothwendigkeit zu bestimmen — in 
welchem Masse ist a priori ebenso wenig zu sagen, wie 
welches die Dauer dieses Zustandes sei und in welcher 
Richtung der nächste Schritt erfolgen werde. Die Ent- 
scheidung für den entgegengesetzten Fall ergibt sich 
von selbst. Eine Menge lehrreicher Beispiele für diese 
Strömungen und Gegenströmungen, die den physikali- 
schen Gesetzen des staatlichen Lebens entsprechen und 
selbst von der strengsten Staatsrechtswissenschaft nicht 
unbeachtet bleiben dürfen, bietet die Geschichte unserer 
Tage nicht blos in Deutschland, sondern auch in Nord- 
amerika, in der Schweiz, in Oesterreich und Italien. 
Bezüglich der erstem beiden wollen wir hier nur be- 
merkt haben, dass, bei der grossen Eigenthümlichkeit 
ihrer Gesammtverhältnisse, eine specielle Analogie von 
ihren republikanischen Verhältnissen auf Deutschland 
gerade so unzulässig erscheint wie eine specielle Ana- 
logie von den monarchischen Einrichtungen Deutschlands 
auf sie. Italien ist darauf hingewiesen^ seine innere 
Einigung von der zuerst erzielten äussern Einigung aus 
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zu vollenden, während bei Deutschland der umgekehrte 
Fall vorliegt — eine Verschiedenheit von unberechen- 
barer Tragweite. Ueber den österreichischen Entwicke- 
lungsprocess haben wir uns schon oben ausgesprochen. 
Bezuglich der Schweiz aber wollen wir doch noch be- 
sonders hervorheben, dass der erste entschiedene Schritt 
in der Richtung auf eine staatsrechtliche Einheit der 
Eidgenossenschaft erst im Jahre 1848, und zwar nur 
infolge eines glücklichen innern Krieges gegen die Partei 
der Particularisten, gemacht werden konnte, dass da- 
gegen die im Vergleich zur Verfassung von 1848 bei 
weitem mehr centralisirende Bundesverfassungsrevision 
von 1872, wiewol sie von einer kleinen Zahlenmajoritat 
verworfen wurde, von der politisch schwerer wiegenden, 
wenn auch an Zahl etwas schwachem Hälfte des Volkes 
angenommen worden ist und sich dies alles in unge- 
störtem Frieden und voller Freiheit vollzog, und dass 
endlich, was man auch immer als die Ursachen der Ver- 
Tferfung dieses Verfassungsprojects annehme, alle Ur- 
theilsfähigen in der Schweiz einsehen, wie jedenfalls die 
Verfassung von 1848 nicht fortbestehen könne und eine 
wesentliche Aenderung derselben eintreten müsse, eine 
Aenderung, die, wenn nicht in der Richtung zur Auf- 
losung, in der Richtung auf grossere Einigung zu ge- 
schehen habe. 

Es ist kein Doctrinarismus, der diese Anschauung 
«ingibt, keine Prophetie, welche diese Alternative setzt — 
^'e Volker, Wissende und Unwissende, befinden sich 
Vielmehr vor einem Naturgesetze, welches unwidersteh- 
lich Erfüllung heischt. Der freien Selbstbestimmung der 
Nationen und ihrer Führer steht die Wahl zu, in dieser 
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oder jener der beiden Richtungen zu gehen und die Zeit 
wie die Art und Weise der Vollf&hrung nach den um- 
standen und Individualitäten zu präcisiren. 

Für alle Fälle bleibt dabei gewiss, dass es bei einer 
theilweisen Entscheidung in der einen oder andern 
Richtung nicht auf die Dauer bewenden kann, auch da 
nicht; wenn das Uebergangscompromiss für den ge- 
gebenen Fall das glücklichste gewesen wäre. Die Colli- 
sionen zwischen Zufriedenheit und Unzufriedenheit müs- 
sen, indem sie unablässig Reibungen veranlassen, auch 
fortwährend an dem Statusquo rütteln, in jedem Augen- 
blick alle Betheiligten an die vorhandenen ungelösten 
Widersprüche mahnen und immer weiter zu Losungen 
drängen, die, von welchem beschränkten Punkte sie auch 
ausgehen oder wie begrenzt auch ihr nächstes Ziel sei, 
doch immer das Ganze in allen seineu Gliedern und 
Einrichtungen berühren und sämmtliche schwankende 
unbestimmte Situationen gleichzeitig mit verändern 
werden. ^ 

3. Der Beichstag. 

65. Die Bezeichnung „Reichstag" ist ebenfalls aus 
der frühern Verfassung des Norddeutschen Bundes, 
während deren Geltung für den Zollverein ein eigenes 

^ Während der letzten S^sion des Deutschen Reichstage^ 
wurden besonders zwei Wünsche hinsichtlich des Bundesrath»^ 
laut, die zu charakteristisch und für den Standpunkt unserer unter — 
suchungen zu bestätigend sind, als dass wir sie übersehen könnten-- 
Der eine entstammt dem königlich würtembergischen Bundes ^ 
bevollmächtigten (von Mittnacht) und geht dahin, „dass den Bundes — " 
regierungen nicht erst in den Verhandlungen und Berathungen de^ 
Bundesrathes, sondern schon früher, nämlich bei der ersten Auf — ' 
Stellung grösserer Gesetzentwürfe über Rechtsschöpfungen, ein( 
wirksame Einflussnahme gesichert werde, weil sich sonst eine un- 
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Zollparlament bestand, in die Reichsverfassung herüber- 
genommen. Zollparlamcnt und Reichstag von ehedem sind 
in den gegenwärtigen Reichstag zusammengeschmolzen. 
Wenn nun zur Zeit des Norddeutschen Bundes die Be- 
nennung der Volksvertretung mit „Reichstag", dem 
Bundesbegriff entgegen, schon für ein monarchisches 
Element im Bunde bezeichnend war, so stimmt die 
gegenwärtige Bezeichnung der Volksvertretung mit 
„Reichstag" entschieden besser zu dem materiellen und 
formellen Fortschritte der staatlichen Einheit Deutsch- 
lands, wie er durch die Bezeichnung „Reich" einen un- 
verkennbaren Ausdruck gefunden hat, und weist dieser 
Reichstag noch entschiedener auf eine Art von parla- 
mentarischer Repräsentation hin. 

Auch bei näherer Betrachtung der Einzelheiten tritt 
der parlamentarische Charakter des Reichstages sehr in 

liebsame Indifferenz der Bundesregierungen auf dem Gebiete der 
Bechtsgesetzgebung zeigen möchte^'. Dabei wurde noch besonders 
aasgesprochen, „dass dem Bundesrathe zu einer vollkommenen 
Entwickelung und Entfaltung seiner Bedeutung noch Einiges fehlt. . . 
dass der Bundesrath eine Institution der Beichsverfassung ist, die 
einer vollkommenem Entwickelung noch sehr fähig sei". (Reichs- 
tagssitzung vom 31. Mai 1872, Reichs-Anzeiger Nr. 127, Beilage 1, 
S. 3266 fg.) Der zweite dieser Wünsche erhob sich in der Sitzung 
vom 12. Juni 1872, indem der Abgeordnete Ackermann und Con- 
sorten den Antrag stellte, „an den Reichskanzler das Ersuchen zu 
richten, dem Reichstage die von dem Bundesrathe gefassten Ent- 
Schliessungen auf die vom Reichstage beschlossenen Gesetzentwürfe 
und Anträge spätestens beim Beginne der nächsten Session in 
schriftlicher Form mitzutheilen". Den mannichfachen, wegen ver- 
späteten Einbringens der Gesetzentwürfe in den Reichstag gegen 
die Reichsregierung resp. den Bundesrath erhobenen Wünschen 
können wir hier kein besonderes Gewicht beilegen, weil es sich 
dabei nicht um eine staatsrechtliche Einrichtang, sondern um ein 
parlamentarisches Strategem handelt, welches noch dazu von der 
Gegenseite niemals zugegeben worden ist. 
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den Vordergrund \ sodass manches für die Annahme 
zu sprechen scheint, das Reich bekenne sich durch diese 
Einrichtung zum parlamentarischen Einkammersystem. 
Die Bestellung der Keichsboten durch allgemeine directe 
und geheime Volkswahlen, die Rechte des Kaisers hin- 
sichtlich der Berufung, Eröffnung, Vertagung und 
Schliessung des Reichstages, dessen collegiale und po- 
litische Rechte, die rechtliche Stellung seiner Glieder 
und noch manches andere scheint diese Annahme zu be- 
stätigen. 

' 66. Allein es erhebt sich sofort die Frage, wem 
gegenüber diese constitutionelle Vertretung des ge- 
sammten Volkes (Reichsverfassung Art. 29), die durch 
Art. 7, letzten Absatz und Art. 28^ Abs. 2 einigermassen 
gebrochen ist.^, stattfinde? Die Antwort kann nur die 



1 Vgl. z. B. Geschäftsordnong des Reichstages §§. 27, 30, 31, 
40, 45, 50. Ist doch diese Geschäftsordnung schon zur Mutter 
einer neuen bairischen Geschäftsordnung für die Zweite Kammer ge- 
worden. (Marquardsen in der Sitzung vom 18. April, Stenographische 
Berichte Nr. 60, S. 629.) 

' Als obige Zeilen geschrieben wurden, war noch kein Fall 
eingetreten, in welchem die Alin. 2 des Art. 28 der Reichs- 
verfassung praktisch geworden wäre. Dieser Fall ergab sich unter- 
dessen am 13. Mai 1872 bei der Berathung des Braumalzsteuer- 
gesetzes im Reichstage. Dabei stellte sich zunächst heraus, dass 
diese Yerfassungsbestimmung verschiedene Deutungen zulasse und 
eine lex imperfecta sei. Die Reichstagsmajorität beschloss, die 
süddeutschen Abgeordneten hätten, wiewol sie an der Berathung 
bei erster Lesung theilgenommen, sich der Abstimmung zu ent- 
halten; die betrefienden Abgeordneten verliessen nun die Sitzung. 
Es erfolgte hierauf der Hoverbeck'sche Antrag, betreffend die Ab- 
änderung des Art. 28 der Reichsverfassung, beziehungsweise die 
Aufhebung der Alin. 2 desselben, welcher Antrag, von Lasker als 
eine innere Angelegenheit des Reichstages, bei welcher der 
Bundesrath als „beinahe unbetheiligt'' sich hoffentlich nicht da- 
zwischenstellen werde, bezeichnet, von allen Parteien mit Aus- 
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sein, dass sie der Reichsregierung gegenüber geschehe. 
Als Reichsregierung ist aber ohne Zweifel vorzüglich 



nähme des Gentrums angenommen wurde. Eine Erklärung des 
Bmidesrathes ist hierüber noch nicht erfolgt. Vor allem möchten 
wir nnn bemerken, dass nach unserer Ansicht durch die Alin. 2 
des Art. 28 die betreffenden Abgeordneten weder von der Be- 
rathang noch von der Abstimmung ausgeschlossen werden sollten. 
Ihre Stimmen sollten nur nicht gezählt werden. Ist ja doch kein 
Heichsbote wegen seiner speciellen Staatsangehörigkeit verhindert, 
irgendwelche Anträge zu stellen, auch wenn sie seinen Staat nicht 
berühren würden, falls er sie doch im Interesse des Reiches für 
zweckmässig hielt. Bei der Fassung der fraglichen Alinea wollte 
man also einerseits den betreffenden Abgeordneten den Ausschluss, 
resp. das Verlassen der Sitzung ersparen, und handelte dabei in 
Gonsequenz der staatlichen Natur des Beiches. Andererseits wollte 
man aber auch die Folge der dem Particularismus speciell ge- 
machten Goncessionen ziehen und deshalb die etwa abgegebenen 
Stimmen nicht zählen lassen. Es ist mit Recht bemerkt worden, 
dass bei Annahme des Hoverbeck'schen Antrags der Art. 78 der 
Reichsverfassung doch in Kraft bleibe. 

Wol dürfte aber darauf hingewiesen werden müssen, dass wenn 
man, so oft es sich um einen Gegenstand handelt, bezüglich dessen 
Reservatrechte bestehen, die Abgeordneten des fraglichen Landes 
wegen ihrer Nichtbetheiligung nicht mitstimmen lassen, resp. ihre 
Stbamen nicht zählen lassen will, schon die präjudizielle Frage 
darüber, ob und inwiefern es sich um eine dem ganzen Reiche 
gemeinschaftliche Angelegenheit handle, zu Bedenken Veranlassung 
geben kann. Abgesehen hiervon, so würde aber die Bestimmung 
der Alin. 2 cit. nahe legen, entweder Mitglieder der deutscheu 
Einzellandtage gar nicht zur Reichsvertretung zuzulassen, oder die 
Reichsboten überhaupt nur als Vertreter ihrer Heimatsstaaten, be- 
ziehungsweise Wahlkreise zu betrachten. Demnach wäre wieder 
die Reichseinheit keine staatliche oder gesetzliche, sondern eine 
wie weit immer gehende Interessengemeinschaft. Da dies ver- 
fassungsmässig principiell ausgeschlossen ist, so erscheint die frag- 
liche Alin. 2 offenbar als eine Bestimmung, bei welcher mehr die 
Berücksichtigung der thatsächlichen Umstände als die Logik der 
reichsverfassungsmässigen Grundsätze zu Pathe gestanden. Und 
doch ist diese Logik eine unerbittliche. Denn wäre das Reich 
und seine Gliederstaaten staatsrechtlich souverän, jedes in seiner 
Sphäre gleich, so müsste, was hinsichtlich der besondern Souve- 
ränetätsrechte der Einzelstaaten im Reiche gilt, auch hinsichtlich 
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der Bundcsrath von einer Hauptseite seiner Competenz 
aus zu betrachten, der auch allein, hier freilich nur unter 
Zustimmung des Kaisers, iiber die Auflosung des 
Reichstages beschliessen kann (Reichsverfassung Art. 24). 
Allein der Bundesrath ist in Betreff der Gesetzgebungs- 
competenz, wie bereits früher schon bemerkt wurde, 
dem Reichstage ganz gleichgestellt; seine zustimmenden 
Beschlüsse zu einem Beschlüsse des Reichstages sind so- 
wenig Sanctionen, wie die Zustimmungen des Reichs- 
tages zu den Beschlüssen des Bundesrathes. Lietzterei' 
kann demnach in dieser Hinsicht nicht als Reichs- 
regierung betrachtet werden. Die parlamentarische Eigen- 
schaft des Reichstages kann sich dem Bundesrathe gegen- 
über also nicht auf dessen Gesetzgebungscompetenz, 
sondern nur auf die in der Reichsverfassung Art. 7 dem 
Bundesrathe und anderweitig dem Kaiser und dem Reichs- 
kanzler zugeschriebenen Regierungscompetenzen insofern 
beziehen, als der Reichstag deren Ausfüllung und Nicht- 
Überschreitung controlirt, beziehungsweise betreffende An- 
träge, welche keine Gesetzentwürfe enthalten, sowie Pe- 
titionen beschliessen kann, deren Erfolg freilich formell 
wieder von den Beschlüssen des Bundesrathes abhängt 
(Geschäftsordnung des Reichstages §§. 21, 26). 

der Souveränetätsrechte des Reiches in jedem Einzelstaate, resp. 
in jedem Einzellandtage gelten. Man wird mit Recht sagen, diese 
Reciprocität sei eine Unmöglichkeit, ein Unsinn. Dies ist richtig. 
Allein eben hierin liegt wieder der Beweis, dass Reich und Einzel- 
staaten nicht der Art nach gleich souverän und nur ihre 
Competenzen verschieden seien, da jene Unmöglichkeit, jener Un- 
sinn sich aus der unbestreitbaren staatlichen Superiorität des 
Reiches über alle deutschen Staaten ergibt und ihr gegenüber auch 
die Reservatrechte nicht als den Souveränetätsrechten des Reiches 
gleichgeordnete Rechte betrachtet werden können. 
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Die rechtliche Natur und Stellung des Reichstages 
kann demnach schon aus dem einfachen Grunde nicht 
klar sein, weil es diejenigen Einrichtungen nicht sind, 
zu denen der Reichstag in Beziehung steht. Die Com- 
petenz des Reichstages ist aber schon deshalb keine rein 
constitutionelle, weil er nicht blos bei der Ausübung 
der Gesetzgebungshoheit in einzelnen Fällen mitzuwirken 
hat, sondern mit dem Bundesrathe in allen Fällen der 
Reichscompetenz der wirkliche Gesetzgeber ist. ^ 

67- Der Reichstag kann innerhalb der Reichs- 
competenz, also auch zu deren Erweiterung, Gesetze 
vorschlagen, besitzt also eine dem Gegenstande nach 
unbeschränkte Gesetzinitiative, d. h. ein Recht, welches 
man früher in Deutschland ganz, seit 1848 aber wenig- 
stens für gewisse Theile der . Verfassungen als Kron- 
prärogative erachtete und von diesem Gesichtspunkte 
aus als dem monarchischen Elemente im Kaiserthume 
wie den im Bundesrathe vertretenen dynastischen In- 
teressen unzuträglich halten konnte. In dem Reichstage 
sind ferner Intierpellationen nach §. 30 der Geschäfts- 
ordnung an den Bundesrath, beziehungsweise den Reichs- 
kanzler zulässig wie an eine Staatsregierung^ auch hat 
jedes Mitglied des Bundesrathes das Recht, im Reichs- 
tage zu erscheinen, und muss daselbst auf Verlangen 

^ Mit Recht hat daher Lasker gelegentlich der Berathungen 
über das den Rechnungshof des Reiches betreffende Gesetz in der 
Reichstagssitzung vom 16. April sich darauf bezogen, dass das 
Verhältniss des Deutschen Reichstages zum Bundesrathe ein ganz 
anderes sei als das des preussischen Abgeordnetenhauses zum 
Herrenhause, und dass der Unterschied darin bestehe, in Preussen 
nur mit dem Herrenhause coordinirt zu sein, während hier, im 
Reichstage, eine Gleichstellung mit dem Bundesrathe, d. h. mit 
den Regierungen selbst stattfinde. 
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jederzeit gehört werden. Auch dies scheint auf die 
repräsentative Eigenschaft unsers Reichstages hinzu- 
deuten. Allein dem steht wieder entgegen, dass der 
Zusatz in Art. 9 der Reichs Verfassung, wonach die eben- 
bezeichneten Befugnisse den Mitgliedern des Bundesrathes 
im Reichstage zur Vertretung der Ansichten ihrer Re- 
gierungen auch dann zustehen, wenn dieselben von 
der Majorität des Bundesrathes nicht adoptirt 
worden sind, mit der Eigenschaft des Bundesrathes 
als einer Regierung des Reiches schwer in Harmonie zu 
bringen ist; dass ferner der Bundesrath factisch zwar 
so ziemlich permanent ist, was mit seiner Regierungs- 
eigenschaft stimmt, rechtlich aber, wie der Reichstag, zu 
jeder Sitzung einberufen wird, sodass seine Sitzungen, 
wenn auch ohne alle besondern Feierlichkeiten, formell 
eröffnet, resp. geschlossen werden, was wiederum auf 
seine Oberhauseigenschaft hindeutet; dass femer der 
Reichstag kein eigenes Recht hat, die Gegenwart der 
Bundesrathsmitglieder zu verlangen, ausser etwa da, wo 
der Art. 16 der Reichs Verfassung platzgreift; die Reichs- 
tagsboten dagegen weder ein Recht noch eine Pflicht 
haben, für sich selbst oder zur Vertretung des Reichs- 
tages im Bundesrathe zu erscheinen, was doch verlangt 
werden müsste, wenn die souveräne Seite des Reichs- 
tages gegenüber der Oberhauseigenschaft des Bundes- 
rathes in Frage käme. Kaiserliche Commissare endlich 
gibt es weder im Bundesrathe noch im Reichstage, und 
wenn man annehmen wollte, dass dies seinen Grund 
darin habe, dass nur der Bundesrath die Reichsregierung 
sei, so würde dem, abgesehen von dem nicht dem Bundes- 
rathe, sondern nur dem Kaiser als solchem zustehenden 
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Rechte der Thronrede, dessen monarchischer Charakter 
schon früher betont wurde, doch die Zulässigkeit von 
Adressen an den Kaiser und nur an den Kaiser (Ge- 
schäftsordnung des Reichstages §. 64) widersprechen, da 
Adressen eines constitutionellen Hauses nur an Monar- 
chen gerichtet werden, die ausschliessliche Reichsregie- 
nmg in den Händen des Bundesrathes aber zu der schon 
anderwärts erwiesenen monarchischen Seite des Kaiser- 
thums nicht in Einklang zu setzen wäre. 

68. Wer erkennt aber nicht jetzt schon, dass, je 
mehrere von den reichsverfassungsmässigen Einrichtungen 
genauer geprüft und miteinander in Beziehung gesetzt 
werden, desto grosser die Unklarheit und Unfertigkeit 
jeder einzelnen sich herausstellt, und desto zahlreicher 
die daraus sich ergebenden Widersprüche hervortreten? 

Wir können uns übrigens nicht enthalten, noch auf 
einige andere Punkte besonders aufmerksam zu machen. 

Art. 29 der Reichsverfassung bestimmt: „Die Mit- 
glieder des Reichstages u. s. w. sind an Aufträge und 
Instructionen nicht gebunden"; Art. 30 cod.: „Kein Mit- 
glied des Reichstages darf zu irgendeiner Zeit wegen 
seiner Abstimmung oder wegen der in Ausübung seines 
Berufes gethanen Aeusserungen gerichtlich oder dis- 
ciplinarisch verfolgt oder sonst ausserhalb der Versamm- 
lung (vgl. Geschäftsordnung des Reichstages vom 
12. Juni 1868, §§. 43 und 57) zur Verantwortung ge- 
zogen werden'*; endlich der Art. 31 eod.: „Ohne Ge- 
nehmigung des Reichstages kann kein Mitglied desselben 
während der Sitzungsperiode wegen einer mit Strafe 
bedrohten Handlung zur Untersuchung gezogen oder 
verhaftet werden, ausser wenn es bei Ausübung der 
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That oder im Laufe des nächstfolgenden Tages ergriffen 
wird. Gleiche Genehmigung ist bei einer Verhaftung 
wegen Schulden erforderlich. Auf Verlangen des Reichs- 
tages wird jedes Strafverfahren gegen ein Mitglied des- 
selben und jede Untersuchungs- und Civilhaft für die 
Dauer der Sitzungsperiode aufgehoben.'^ Diese Be- 
stimmungen wären wol mit der constitutionellen, nicht 
aber mit der souveränen Mitgesetzgebereigenschaft des 
Reichstages vereinbar. * Ihnen entspricht für den Bundes- 
rath Reichsverfassung Art. 7: „Nicht vertretene oder 
nicht instruirte Stimmen werden nicht gezählt", und 
Art. 10 eod.: „Dem Kaiser liegt ob, den Mitgliedern 
des Bundesrathes den üblichen diplomatischen Schutz zu 
gewähren" — Bestimmungen, welche weder mit der 
gesetzgeberischen, noch mit der regierenden, noch mit 
der Oberhauseigenschaft des Bundesrathes, noch endlich 
mit der Souveränetät der Einzelstaaten und dem ihnen 
verbliebenen, wenn auch beschränkten Gesandtschafts- 
recht sich gut vereinigen lassen. 

Die Diätenlosigkeit der Reichsboten (Reichs- 
verfassung Art. 32) könnte so wol mit ihrer constitu- 
tionellen wie mit ihrer gesetzgebenden Aufgabe ver- 
einbart werden; dass aber die Bundesrathsmitglieder 
Besoldung, beziehungsweise Kostenersatz für ihren Auf- 
enthalt am Sitze des Bundesrathes, und zwar nicht vom 

^ Wenn in neuester Zeit hier und da, z. B. in berliner Ar- 
tikeln der augsburger Allgemeinen Zeitung Nr. 176, 177, 178 von 
der „Sanetion^^ eines durch den Reichstag beBchlossenen Gesetzes 
durch den Kaiser oder Bundesrath gesprochen wird, so kann der 
Ausdruck Sanction hier nie in dem Sinne genommen werden, in 
welchem er nach dem monarchisch-constitutionellen Staatsrecht 
angewendet wird. 
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Beiche, sondern von den durch sie zu vertretenden 
Binzelstaaten empfangen, entspricht weder der Eigen- 
schaft des Bundesrathes als Oberhaus, noch seiner Eigen- 
schail als Reichsregierung, und ist nicht einheitsstaatlich, 
sondern föderalistisch. Während nun durch die Diäten- 
losigkeit der Keichsboten, die, insofern sie zugleich Mit- 
glieder eines Abgeordnetenhauses eines Einzelstaates 
sind, Diäten beziehen, manche praktisch nicht unbedenk- 
liche InteressencoUisionen entstehen können, welche dem 
Besuche des Reichstages nicht immer günstig sind \ 

* Zwischen der Einrichtung des Deutschen Reichstages und 
der der deutschen Einzellandtage bestehen überhaupt verschiedene 
Differenzen, wie dies, natürlich in anderer Weise, auch zwischen 
der Einrichtung des Bundesrathes und der Ministerien der Glieder- 
staaten der Fall ist. In ersterer Beziehung sei nur daran erinnert, 
dass nach dem der Norddeutschen Bundesperiode noch angehörigen 
und unverändert auf das Reich übertragenen Wahlgesetze für den 
Reichstag vom 31. Mai 1869, §. 4, jeder, welcher einem zum Bunde, 
resp. Reiche gehörigen Staate seit mindestens einem Jahre ange- 
hört, zum Reichsboten wählbar ist, also Mitgesetzgeber fürs Reich 
werden kann, während für die Landtagswahlfahigkeit, d. h. für die 
Fähigkeit zur Mitwirkung bei Ausübung des Gesetzgebungsrechtes 
durch den Souverän des Einzelstaates, meist viel schwerere Vor- 
bedingungen gegeben sind. Bekannt sind ferner die Uebelstände, 
welche daraus hervorgehen, dass die Sitzungen des Reichstages 
und der Landtage zusammenfallen können, und es ist constatirt, 
dass z. B. ein am 6. Juni 1872 gelegentlich der Berathung des 
Gesetzentwurfs über die Gebühren und Kosten bei den Gonsulaten 
des Deutschen Reiches eingebrachtes und abgelehntes Amendement 
zu Art. 8, Alin. 2 am andern Tage durchging, da das Haus infolge 
der noch fortdauernden Sitzung des preussischen Abgeordneten- 
hauses sehr schwach besetzt war. Wenn nun auch der Fürst- 
Reichskanzler in den Versammlungen über den Elben'schen Antrag, 
das gleichzeitige Tagen von Landtagen mit dem Reichstage be- 
treffend, in der Reichstagssitzung vom 17. April 1872 entschieden 
die freie Selbstbestimmung der Regierungen vertrat und sich da- 
gegen aussprach, „durch einen zwingenden Act der Gesetzgebung 
ein durchgreifendes, unumstössliches Princip au£sustellen*S ^^ konnte 
er sich doch nicht „dem wehmüthigen Eindrucke verschliessen, „dass 
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hat sich auch bezuglich der Einrichtung des Bundes- 
rathes in seinem Verhaltnisse zu den Regierungen der 
Einzelstaaten schon manche schwerempfundene Con- 
sequenz ergeben. Man kann zur Vertretung in den 
Bundesrath nur solche Männer schicken, welche ent- 
weder die höchste Staatsverwaltung in der Hand haben, 
oder zu ihr in den nächsten Beziehungen stehen. Durch 
die Instructionen ihrer Monarchen, beziehungsweise Re- 
gierungen formell gebunden und auf die Beachtung der 
Anschauungen ihrer Landtagsmajoritäten hingewiesen, be- 
finden sie sich in einer Stellung voll collidirender Ansichten 
und Pflichten, wenn man erwägt, dass sie auch auf die 
Anforderungen des Ganzen, des Reiches, mit staats- 
männischer Einsicht einzugehen haben. Dabei werden 
sie jedenfalls durch die Sitzungen des Bundesrathes ihrer 
eigentlichen Amtsthätigkeit entzogen, während die Lan- 
deseinrichtungen auf diesen wichtigön Umstand keine 
Rücksicht nehmen. Auch ist die Vertretung im Bundes- 
rathe für die Mehrzahl der deutschen Einzelstaaten, die 
Kleinstaaten, unverhältnissmässig kostspielig, und war 
deshalb seitens der acht thüringischen Kleinstaaten das 
Abkommen getroffen, zusammen abwechselnd je zwei 
mit den Vollmachten sämmtlicher Staaten versehene 
Mitglieder in den Bundesrath zu schicken. Aber auch 
dies hat sich nicht als ausführbar erwiesen, und soll 
daher jetzt (Ende März 1872) ein ständiges Mitglied 
des Bundesrathes für alle acht thüringischen Staaten auf 
deren gemeinschaftliche Kosten in Berlin etablirt wer- 
den, dem abwechselnd einer der leitenden Minister der 

der Reichstag unter der Concurrenz der Landtage leide, während 
es umgekehrt sein soU'^ 
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acht Staaten zu assistiren hätte. Man sieht aus diesen 
Vorgängen jedenfalls so viel, dass die Widerspruche in 
den Beichseinrichtungen mit jedem Tage praktisch mehr 
hervortreten j wenn auch die dagegen versuchte Hülfe 
in der Regel nur neue Widersprüche erzeugt. 

Es entspricht der Eigenschaft des Reichstages als 
Factor der Reichssouveränetät in der Gesetzgebung, 
dass seine. Mitglieder vollständig unverantwortlich sind, 
und wenn sich damit auch ihre Nichtvereidigung auf 
die Reichsverfassung vertragen würde, so ist doch nicht 
zu übersehen, einmal, dass sie durch ihre Reichstags- 
thätigkeit mit ihren beschworenen Pflichten als Bürger, 
beziehungsweise Volksvertreter ihrer Heimatsstaaten, we- 
nigstens nach der möglichen AufTassung vieler, in Colli- 
sion gerathen können, dann, dass, nach dem regelmässigen 
Vorgange constitutioneller Verfassungen , die Nicht- 
beeidigung der Reichstagsmitglieder auf die Reichs- 
verfassung, der constitutionellen Seite des Reichstages 
gegenüber, als Abnormität erscheint. Dagegen ist es 
schwer erklärlich, den Bundesrath^ insofern er auch die 
Eigenschafben eines Oberhauses haben soll, nicht mit 
Pairs selbst, sondern nur mit Stellvertretern zu besetzen, 
welche ausschliesslich von den betreflfenden Souveränen 
gewählt werden und dann doch nicht blos diese, son- 
dern den ganzen Staat, alle verfassungsmässigen Lebens- 
factoren desselben, vertreten sollen. 

69. Wir haben bisjetzt absichtlich einen Punkt 
nicht näher gewürdigt, den wir nunmehr eingehender 
betrachten müssen. 

Es ist nämlich ein übereinstimmender Grundsatz 
aller freien, rechtsstaatlichen, constitutionellen oder par- 

V. Held, Deutsche Keichsverfassung. 9 
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lamentarischen Verfassungen, dass die Volks-, beziehungs- 
weise Landesvertretung über Aufrechthaltung der Ver- 
fassung und Gesetze seitens der Staatsverwaltung zu 
wadien habe. Von den Rechten, welche ihr zur Aus- 
übung dieser Pflicht eingeräumt sind, wird das die Mi- 
nisterverantwortlichkeit erst praktisch machende 
Hecht der in Anklagestand- Versetzung der Minister ledig- 
lich wegen Verfassungsverletzung, für welche ein eigenes 
Gericht, ein eigener Process und, im Falle des Schuldig, 
eigene Strafen gegeben sind, als das hauptsächlichste 
und als unentbehrlich betrachtet. 

Von alledem findet sich in der Verfassung des 
Deutschen Reiches nichts, es wäre denn der Satz in 
Art. 17: „Die Anordnungen und Verfügungen des Kai- 
sers werden im Namen des Reiches erlassen und be- 
dürfen zu ihrer Gültigkeit der Gegenzeichnung des 
Reichskanzlers, welcher dadurch die Verantwortlich- 
keit übernimmt!" 

Was bedeutet diese Verantwortlichkeit? Die 
meisten Schriftsteller, unter ihnen namentlich Rönne, 
behaupten, dass, da diesem Begriffe in der Reichs- 
verfassung alle und jede nähere Bestimmung darüber, 
in welchen Fällen und gegen wen diese Verantwortlich- 
keit eintrete, in' welchen Formen, von wem, bei welcher 
Behörde und mit welchen Wirkungen sie geltend zu 
machen sei, gänzlich fehlen, die Verantwortlichkeit des 
Reichskanzlers „nur eine moralische" sei. Man 
könnte nun wol schon an dem Wortchen „nur" An- 
stand nehmen, da eine moralische Verantwortlichkeit au 
sich nicht mehr und nicht weniger, sondern eben etwas 
anderes als z. B. eine juristische Verantwortlichkeit ist. 
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Abgesehen hiervon aber, so glauben wir vor allem eine 
denkbarerweise auftauchende Annahme wie die, dass 
man mit der bezeichneten Stelle des Art. 17 nur ein 
Schlagwort habe geben wollen oder dem deutschen Volke 
etwa Sand in die Augen zu streuen gedachte, indem 
man auf billige Weise eine populäre Concession machte 
ohne der Sache irgendwelche Möglichkeit der Verwirk- 
lichung zu verleihen, auf das entschiedenste zurück- 
weisen zu sollen. Auch die Annahme, dass man sich 
aus irgendeinem Grunde verleiten Hess, in ein entschieden 
staatsrechtliches und eminent juristisches Instrument, 
wie die Verfassungsurkunde des Deutschen Reiches es 
ist, einen moralischen Begriff einzuführen, einen Begriff, 
unter welchem sich bei den gegebenen Umständen nie- 
mand etwas anderes als etwas Juristisches denken kann, 
müssen wir hier schon für absolut unzulässig, weil mit 
dem Charakter des deutschen Volkes, der deutschen 
Regierungen und ihrer Vertreter, sowie der eigentlichen 
Schopfer der Reichsverfassung für gleich unvereinbar 
erklären. 

Eine Verantwortlichkeit, welche durch ein Gesetz 
begründet wird, ist und bleibt etwas Juristisches, und 
zwar auch dann, wenn und insoweit sie eine lediglich 
auf das Gewissen gestellte ist und deshalb oder wegen 
ünvollständigkeit des Gesetzes nicht gerichtlich verfolgt 
werden kann. Die Verantwortlichkeit eines Richters, 
eines Geschworenen, eines Wählers oder eines Abge- 
ordneten ist darum nicht etwas Unjuristisches, weil die 
Träger dieser politischen Stellungen die ihnen über- 
tragenen Functionen dem Gesetze gemäss nur nach ihrer 
freien Ueberzeugung ausüben und insofern keiner ge- 

9* 
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richtlichen Verfolgung unterliegen sollen; und die in 
Tit. X, §. 11 der Bairischen Verfassungsurkunde vom 
Jahre 1818 enthaltene Verantwortlichkeit der konigliclien 
Staatsminister und sämmtlicher Staatsdiener war des- 
halb keine unjuristisehe , weil es damals noch an den 
betreffenden Specialgesetzen über das Anklagerecht des 
Landtages und den Staatsgerichtshof fehlte. 

Uebrigens scheint es fast, dass man sich noch gar 
nicht vergegenwärtigt hat, wie eine Verantwortlichkeit, 
gleich der in den modernen Verfassungsurkunden auf- 
gestellten MinisterverantwortUchkeit wegen Verfassungs- 
verletzung, den Einrichtungen der Reichsverfas- 
sung gegenüber geradezu unmöglich wäre. Dass dem 
so sei, ergibt sich schon, wenn man sich die Frage vor- 
legt: weshalb und gegen wen eine solche Verant- 
wortlichkeit stattfinden sollte? Denn bei Beantwortung 
dieser Frage fällt sofort ins Auge, dass sich die Deut- 
sche Keichsverfassung um allgemeine individuelle und 
politische Freiheitsrechte oder um sogenannte Grund- 
rechte, etwa abgesehen von Art. 3, direct gar nicht 
kümmert. Wir müssen es hier dahingestellt sein lassen, 
ob dies ein tadelswerther Mangel sei oder nicht — jeden- 
falls fehlen mit ihm die Verhältnisse, in denen die ge- 
wöhnliche constitutionelle Ministerverantwortlichkeit ihre 
Basis und ihren Hauptzweck findet. Sind es doch die 
individuellen Freiheits- und politischen Unterthanrechte, 
welche nach der gewöhnlichen constitutionellen Theorie 
durch die fragliche Verantwortlichkeit, beziehungsweise 
gerichtliche Verfolgbarkeit der Staatsminister wegen Ver- 
letzung der Verfassung und verfassungsmässiger Rechte 
das höchste, letzte und im Rechtsstaate logisch unent- 
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behrliche Schutzmittel gegen Misbrauch der politischen 
Gewalt finden sollen. Man konnte freilich die Sache 
so auffassen, dass es sich im Reiche vornehmlich um die 
Freiheiten , beziehungsweise politische Stellung seiner 
Glieder, der Einzelstaaten, handle und dass diese nach 
ihrem reichsverfassungsmässigen Bestände durch die 
Verantwortlichkeit des Beichskanzlers eine Garantie er- 
halten sollen. Allein es ist wol unschwer zu erkennen, 
welchen grossen Unterschied es macht, ob man sich die 
personliche Freiheit in socialer und politischer Beziehung 
gegenüber der Staatsgewalt in einem Einzelstaate, oder 
die Rechte der Bundesglieder gegenüber der Bundes- 
oder Reichsgewalt in einem Gemeinwesen vom Charakter 
des Deutschen Reiches denke. Namentlich ist es klar, 
dass die genaue gesetzliche Bestimmtheit der Verhält- 
nisse, wie sie im erstem Falle möglich ist, die Minister- 
verantwortlichkeit im angegebenen Sinne wenigstens vom 
Standpunkte des formalen Rechts aus wol zulässig er- 
scheinen lassen kann, während dies im zweiten Falle 
bei der Unklarheit und Unbestimmtheit der Verhält- 
nisse und bei der fortwährenden Bewegung, in welcher 
sie sich befinden, geradezu als unmöglich erscheinen 
muss. Dabei ist noch in Anschlag zu bringen, dass in 
einem gewissen Sinne jeder Deutsche ein Glied des 
Deutschen Reiches ist, für seine reichsbürgerlichen Rechte 
den Reichsschutz beanspruchen und erwirken kann, dass 
aber, da in vielen Fällen die Behörden seines Heimats- 
staates das Reichsrecht zu gewähren haben, hier eine 
constitutionelle Ministerverantwortlichkeit des Reichs- 
kanzlers etwas ganz Gegenstandsloses sein müsste. Denn 
in allen hierher gehörigen Fällen wäre wol denkbar. 
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dass die Landesbehorden nicht dem Reiohsrechte ent- 
sprächen, keineswegs aber dass das Reich, beziehungs- 
weise der Reichskanzler mit dieser Richtung überein- 
stimmte. Eine reichsrechtswidrige Kränkung durch die 
Reichs- oder Landesbehorden würde aber ihre Heilung 
jedenfalls am sichersten in den grossen Reichscollegien 
finden, und kann man jedenfalls bei einiger Einsicht in 
den Organismus der Reichsbehörden, beziehungsweise der 
zu Reichsämtem berufenen und zur Handhabung der 
Reichsgesetze verpflichteten Behörden der EinzelstaateD, 
billigerweise nicht daran denken, für sie dem Reichs- 
kanzler eine constitutionelle Verantwortlichkeit im ge- 
wöhnlichen Wortsinne aufzulasten. 

Sehen wir a;ber, gegen wen die in Rede stehende 
Verantwortlichkeit stattzufinden habe, so kann die Ant- 
wort keine andere sein als: gegen den Staat, d. h. gegen 
diejenigen, welche sie nach den Gesetzen namens des 
Staates zu fordern haben. Es gehört zum Wesen der 
constitutionellen Verantwortlichkeit, dass das Recht der 
Versetzung eines Ministers wegen Verfassungsverletzung 
in Anklagestand und die Verfolgung durch Anklage 
vor dem durch ausdrückliches Gesetz dazu competent 
erklärten Gerichte den Landständen übertragen ist, und 
sie hierdurch gleichsam ad hoc mit einer Art von Staats- 
anwaltschaft betraut sind. 

Soweit nun der Bundesrath und der Reichstag nur 
als constitutionelle Factoren bei der Ausübung bestimm- 
ter Gesetzgebungsrechte betrachtet würden, könnten sie 
wol eine solche Reichsanwaltschaft zu übernehmen ge- 
eignet sein. Allein es ist eben nicht zulässig, sie nur 
von diesem Standpunkte aus zu betrachten. Haben wir 
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doch gesehen, dass fiundesrath und Reichstag in ihrer 
Uebereinstimmung die wirklichen und auschliesslichen 
Trager der Reichsgesetzgebungshoheit selbst sind, und 
dass der Bundesrath, ausserdem auch noch der Inhaber 
der souveränen Reichsregierungsgewalt, durch seine Aus- 
schüsse eine Art von Reichsgesammtministerium sei. 
Fasst man Bundesrath und Reichstag in diesen Be- 
ziehungen auf, so konnte ihnen gegenüber eine consti- 
tutionelle Verantwortlichkeit gar nicht gedacht werden 
und gegen diese Träger der souveränen Gesetzgebungs- 
und Regierungshoheit nur eine disciplinäre, gegen 
den Bundesrath qua Ministerium gar keine Verant- 
wortlichkeit des Reichskanzlers stattfinden. 

Erwägt man dazu, dass in den Gesetzen nirgends 
gesagt ist, der Reichskanzler sei ein constitutioneller 
Minister, und dass diese Eigenschaft durchaus nicht mit 
Noth wendigkeit daraus folgt, dass die Anordnungen 
und Verfügungen des Kaisers im Namen des Reiches 
zu ihrer Gültigkeit der Gegenzeichnung des Reichs- 
kanzlers bedürfen, so stehen wir, wenn wir die Be- 
hauptung von dem juristischen Charakter seiner Ver- 
antwortlichkeit dennoch festhalten, scheinbar vor einem 
Räthsel. 

Ist es denn aber wirklich nothwendig, bei dieser 
Verantwortlichkeit daran zu denken, dass der Reichs- 
kanzler die reichsverfassungsmässigen Rechte des Kaisers 
als solchen *, oder des Bundesrathes, oder des Reichs- 

^ Es erscheint freilich nur als die Quelle neuer Collisionen, 
dass der Kaiser nicht nur Kaiser, sondern auch der oberste mili- 
tärische Befehlshaber der deutschen Landmacht und der dcutscheu 
Marine ist — weil es oft streitig werden kann, ob eine Anordnung 
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tages, oder der Einzelstaaten, oder der Reichsangehorigen 
in schuldhafter Weise widerrechtlich verletzen konnte? 

Will man nun nicht in Anschlag bringen, dass 
seitens des Mannes, dessen personlicher Initiative die 
Reichsverfassung ihre Entstehung verdankt und dessen 
personlichen politischen Anschauungen sie vollständig 
angepasst ist, eine nachlässige oder sonst schuldhafte 
Verletzung derselben nicht als möglich angenommen 
werden kann — so fragen wir, ob bei der Unklarheit 
der Situationen des Eaiserthums, des Bundesrathes und 
Reichstages u. s. w., bei der ünfertigkeit und Unbe- 
stimmtheit der Reichsgewalten, bei dem natürlich-noth- 
wendigen und ununterbrochenen Kampfe zwischen Reichs- 
einheit und Theilselbständigkeit, überhaupt die Möglich- 
keit einer andern Verantwortlichkeit des Reichskanzlers 
bestehen kann, als die einer disciplinären gegen den 
Kaiser, der, auch ohne ein eigenes Disciplinargesetz, den 
von ihm ernannten Reichskanzler selbst dieses höchsten 
Amtes entsetzen kann? Oder wäre es möglich, wenn 
man doch von unsem Gründen gegen die Zulässigkeit 
jeder Art constitutioneller Verantwortlichkeit sich nicht 
überzeugen will, den Gegenstand derselben auch nur 
einigermassen juristisch zu bestimmen, ohne Wider- 
sprüche aller Art hervorzurufen? 

Ganz abgesehen davon, dass politische Fehler 
eines Ministers sich überhaupt nicht zu Gegenständen 

der obersten Militärverwaltung oder dem militärischen Oberbefehl 
zafalle. Wie dem aber sei, so viel ist gewiss, dass diejenigen An- 
ordnungen des Kaisers, welche in letzteres Gebiet fallen, der Contra- 
signatur des Eeichskanzlers nicht bedürfen. Auch sind bisher 
mehrere solcher Verfügungen ohne die fragliche Gegenzeichnung 
erlassen worden. 
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eines Bechtsganges und eines richterlichen Urtheils eig- 
nen; dass bei formellen Verfassungs- und Rechtsver- 
letzungen die Streitigkeit, Zweifelhafligkeit des Rechts 
oder ein Nothstand zu Grunde liegen oder doch be- 
hauptet werden, also wiederum mehr ein politisches 
denn ein rechtliches Urtheil erforderlich wäre — so 
würde ein Versuch, die constitutionelle Verantwortlich- 
keit des Reichskanzlers in das Reichsrecht einzufiihren, 
die Stellung aller verfassungsmässigen Organe des 
Reiches wesentlich alteriren, die Collision zwischen dem 
Reiche und den Einzelstaaten (man vergesse nicht, dass 
der Reichskanzler zugleich preussischer Ministerpräsi- 
dent ist) aufs heftigste verbittern und vielleicht zu einer 
verhängnissvollen Klrise drängen, möglicherweise den 
ganzen gegenwärtigen Bestand des Reiches den zu- 
fälligen Parteistromungcn im Reichstage preisgeben und, 
statt zu einer ruhigen organischen Entwickelung, zu 
einem turbulenten Parteikampfe fiihren, der alles in 
Frage stellen konnte. 

70. Aber was ist nun endlich diese Verantwort- 
lichkeit des Reichskanzlers, wenn man sich nicht mit 
der Ausführung in der vorigen Nummer begnügen will 
und kann? Wir könnten sagen, sie sei das grosste 
Ehrenrecht desselben, mit welchem ihm die Macht ge- 
geben wurde, sein eigenes Werk, die Reichsverfassung, 
gegen Attentate, von welcher Seite sie kommen, gegen 
einzelstaatliche Reaction und nationale üeberschlagung, 
gegen einseitige, centralisirende Hegemonie wie gegen 
föderalistische Zerbröckelung, gegen Usurpation wie 
gegen Revolution wirksam zu schützen, es zu erhalten 
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und weiter zu führen. * Viele werden diese Auffassung, 
wenn nicht übler, doch mindestens als phantastischen 
Optimismus bezeichnen, und wir wollen deshalb darauf 
verzichten, die Verantwortlichkeit des Reichskanzlers 
nur in diesem Sinne als eine rechtliche Verantwortlich- 
keit für die Fülle der auf sein Gewissen gestellten po- 
Utischen Pflichten zu bezeichnen. 

Und dennoch ist die Verantwortlichkeit des Reichs- 
kanzlers, wenigstens in einer Beziehung, eine genau 
bestimmte und eine rechtliche, und zwar eine staats- 
rechtliche. Dies ergibt sich vollkommen aus den be- 
treffenden Worten des Art. 17 der Reichsverfassung, 
vorausgesetzt, dass man in denselben nicht mehr sucht, 



^ Sehr belehrend für die Art und Weise, wie der Reichskanzler 
selbst seine Verantwortlichkeit auffasst, ist eine Reihe von Aeusse- 
rangen desselben in der Reichstagssitzung vom 1. Mai 1872 ge- 
legentlich der Verhandlung über Aufhebung der Abgabe von Salz. 
Sie geschahen lange nachdem unsere im Text gegebenen Ansichten 
niedergeschrieben waren, und wenn sie einerseits erkennen lassen, 
dass der Reichskanzler an keine gewöhnliche constitutionelle Mi- 
nisterverantwortlichkeit denkt, so bestätigen sie andererseits voll- 
kommen unsere Meinung: a) dass die Verantwortlichkeit dem 
Reichskanzler gegeben sei, um „allenthalben und selbst unabhängig 
von der Ansicht der verbündeten Regierungen mit seiner eigenen 
Ansicht für den Bestand und die Fortentwickelung des Reiches", 
oder „für die Fortexistenz unserer mit Mühe begründeten Reichs- 
institutionen und deren Consolidirung**, oder „für die Ausführung 
der Gesetze und der Verfassung" durch Verweigerung seiner Zu- 
stimmung, resp. Contrasignatur einzutreten, also die Verfassungs- 
frage zu provociren, ob „Se. Majestät der Kaiser einen Kanzler 
findet, der bereit ist zu unterschreiben"; b) dass diese Verant- 
wortlichkeit also auch keine moralische, sondern eine staatliche 
sei, und dass sie c) in ihrer Richtung gegen die „ centrifugalen 
Elemente" etwas ganz anderes sei als die Verantwortlichkeit gegen 
den preussischen Landtag, zu dessen Verhandlungen der Reichs- 
kanzler „einigermassen kühl" stehe im Vergleiche zu „den politi- 
tischen Dingen' ' im Reichstage. 
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als sie wirklich besagen. Nach diesen Worten hat der 
Kaiser die Beichsgesetze auszufertigen, zu verkündigen 
und die Ausführung derselben zu überwachen. Die 
hierzu nothigen Anordnungen und Verfügungen des 
Kaisers sind im Namen des Reiches zu erlassen. Offen- 
bar aber fertigt nicht der Kaiser personlich die Reichs- 
gesetze aus, und thut nicht personlich alles was zu dieser 
Ausfertigung und zur Verkündigung der Reichsgesetze, 
sowie zur üeberwachung ihrer Ausführung erforderlich 
ist. Wenn nun die erwähnten Anordnungen und Ver- 
fügimgen des Kaisers zu ihrer Gültigkeit der Gegen- 
zeichnung des Reichskanzlers bedürfen, welcher dadurch 
die Verantwortlichkeit übernimmt, so will dies nicht 
mehr und nicht weniger sagen als: allen Publicationen 
im Namen des Reiches solle die Unterschrift des Reichs- 
kanzlers beigefügt werden, damit über ihren Charakter 
als Anordnungen des Reiches, über ihre Echtheit und 
Correctheit kein Zweifel bestehe; und der Reichskanzler 
sei dem Kaiser für die Erfüllung dieser Amtspflicht 
verantwortlich. * 

71. Man wird uns einwenden, dass diese Auf- 
fassung nur der monarchischen Seite des Kaiserthumcs 
entspräche, während das Kaiserthum doch keineswegs 
eine wirkliche Reichsmonarchie, am wenigsten eine ab- 
solute sei, und dass diese Auffassung weder überhaupt 
der souveränen, noch der constitutionellen Seite des 
Bundesrathes und des Reichstages gemäss sei.^ 

' Es ist dies also eine derjenigen Seiten des Kanzleramtes, 
welche auch das vorconstitutionelle Staatsrecht schon kannte und, 
mit der neuern constitutionellen Verantwortlichkeit, 
auf jeden Minister für seinen Ressort überging. 

* In allen Zweigen der Administration, welche, ohne Reichs- 
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Aber gerade diese Einwendungen, die wir als voll- 
standig richtig erkennen, tragen nur dazu bei, unsere 
Ansicht von der ünfertigkeit und Undauerhaftigkeit der 
bestehenden Reichseinrichtungen, sowie von den Wir- 
kungen jeder Veränderung und genauem Bestimmung 
einer einzelnen derselben auf alle übrigen vollkommen 
zu bestätigen. 

So erklärt sich aber auch, dass und warum schon 
der Norddeutsche Reichstag in seiner Sitzung vom 
16. April 1869 den Antrag annahm, den Reichskanzler 
zu veranlassen, für die zur Competenz des Reiches ge- 
hörigen Angelegenheiten eine geordnete Aufsicht und 
Verwaltung durch verantwortliche Reichsministerien für 
die auswärtigen Angelegenheiten, Finanzen, Krieg, Ma- 
rine, Handels- und Verkehrswesen im Wege der Reichs- 
gesetzgebung herbeizuführen. Es geschah dies trotz 
entschiedenen Widerspruchs des Reichskanzlers selbst, 
und wurde der Antrag vom Bundesrathe abgelehnt. 
Aber dieser Antrag ist schon heute nicht mehr, was er 
im Jahre 1869 war. Er wird und muss wiederholt 
werden, gleich dem in drei Jahren dreimal im Reichs- 
tage wiederholten Antrage von Lasker und Genossen 
wegen Erweiterung des Art. 4, Nr. 13 der Reichsver- 
fassung, und kann der Augenblick nicht ausbleiben, wo 



ministeriell zu sein, zu einer höchsten Reichsbehörde centralisirt 
sind, soll die Verwaltung von den Chefs unter Verantwortlichkeit 
des Reichskanzlers geführt werden. Vgl. unten die Note zu Nr. 77. 
Es kann kein Zweifel sein, dass auch diese materielle Verantwort- 
lichkeit für die Verfassungsmässigkeit der gesammten Reichsver- 
waltung im Art. 17 der Reichsverfassung enthalten ist und dass 
für deren Verwirklichung die nöthigen Bestimmungen im Reichs- 
rechte fehlen. 
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Reichskanzler und Bundesrath demselben nicht mehr 
entgegen sind. Dann \viirde aber auch die amtsmässige 
Seite des Kaiserthums und des Bundesrathes, welche 
gleichfalls eine constitutionelle Verantwortlichkeit provo- 
ciren, ebenso ihre Endschail erreicht haben, wie die 
Gesetzgebereigenschafl des Bundesrathes und Reichs- 
tages, welche eine constitutionelle Verantwortlichkeit 
des Beichskanzlers gegen sie oder einen von ihnen aus- 
schliessen. Dann wiirde ferner auch der Moment ein- 
getreten sein, wo der Kanzler des Deutschen Reiches 
eine Verantwortlichkeit von so magerer juristischer Sub- 
stantiirung, wie die jetzige, selbst für die stärksten Schul- 
tern als zu schwer und das Reich dieselbe als nicht 
ausreichend erkennen müsste. 

72. Bei dieser Gelegenheit glauben wir noch einen 
andern Gegenstand eingehender behandeln zu sollen, 
der mit dem ebenerorterten in nahem Zusammenhange 
steht. Wir meinen nämlich das Verhältniss zwischen 
der Reichsgesetzgebung und den Landtagen der 
Einzelstaaten. 

Nach unserer Ansicht gehört auch dieses Verhält- 
niss, wie natürlich wir es für die Gegenwart halten, 
zu den für die Dauer unmöglich haltbaren Seiten der 
bestehenden Zustände. Die Ursache hiervon liegt theils 
in dem unverhältnissmässig grossen, schwerfälligen und 
kostspieligen Apparate der Einzellandtage, theils und 
vorzüglich in dem Umstände, dass das Verhältniss zwi- 
schen ihnen und der Reichsgesetzgebung nicht nur rück- 
sichtlich der Competenzen, sondern auch in jeder andern 
Beziehung einer genügenden Ordnung entbehrt. 

Daher kommt es, dass gerade in den wichtigsten 
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Fällen sehr bittere Controversen über dieses Verhältniss 
eutstehen, oder dass an sich unbedeutende Fälle nur 
wegen des Mangels einer genügenden Ordnung des frag- 
lichen Verhältnisses zu bittern Controversen erwachsen. 
Trotzdem hat man sich von Seiten der Reichsautoritäten 
noch nicht veranlasst gesehen , eine entschiedene Mei- 
nung über diese Frage zu äussern oder sie durch ein 
besonderes Gesetz zu regeln. 

73. Was nun unsere Ansicht darüber angeht, dass 
der Apparat der Einzellandtage, mit oder ohne 
Zweikammersystem, zu deren wirklicher Bedeutung im 
Reiche nicht im richtigen Verhältnisse stehe, so be- 
greifen wir vollkommen jenen organischen Aufbau der 
Regierung eines Landes, wonach einerseits den lo- 
calen Abtheilungen desselben ein Grad von Selbständig- 
keit in Bezug auf ihre rein ortlichen Angelegenheiten 
gewährt wird. Derselbe entspricht, natürlich unter 
Berücksichtigung ihrer im allgemeinen entschie- 
den publicistischen, wenn auch im einzelnen ver- 
schieden qualificirten Persönlichkeit, einigermassen dem 
Princip der Individualfreiheit, und enthält also das Self- 
government oder die Autonomie im Sinne der pri- 
vaten, nur ziu" Verfolgung eigener Zwecke gegebenen 
Freiheit. Wir begreifen aber auch, dass andererseits 
diese localen Abtheilungen, unter gebührender Be- 
rücksichtigung ihres ebenerwähnten privaten 
Charakters, als die natürlichen Grundeintheilungen 
des Staates und demnach als die nach verschiedenen 
Abstufungen gegebenen Bezirke für ein wirklich staat- 
liches Selfgo verum ent, d. h. für eine locale Verwal- 
tung der Staatsangelegenheiten nach den Gesetzen durch 
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vom Staate abgeleitete, aber freiwillig übernommene 
Ehrenämter erscheinen miissen. ^ 

Vom Standpunkte des Reiches als einem staats- 
rechtlichen Wesen aus können auch die einzelnen 
deutschen Staaten niur in dem einen oder andern Sinne, 
beziehungsweise in beiden zugleich als selfgovernmentale 
territoriale Unterabtheilungen aufgefasst werden. Hieraus 
ergibt sich für die Einzellandtage der deutschen Staaten 
der wichtige Folgesatz, dass, vorbehaltlich der selbst- 
verständlichen Oberaufsicht des staatlichen Ganzen, die- 
sen Landtagen für Gegenstande, welche nach der Reichs- 
gesetsgebung in das Gebiet der freien einzelstaatlichen 
Selbstbestimmung fallen, sofern bei ihnen die constitu- 
tionelle Mitwirkung der Landesrepräsentation stattzu- 
finden hat, auch ein votum decisivum zustehen müsse, 
während ihnen in allem übrigen, d. h. in allen zur 
Competenz des Reiches gehörigen Gegenständen, als 
Theil Vertretungen dem Ganzen gegenüber, nur ein 
votum consultativum zugewiesen werden kann. 

Ob, wenn man die Consequenzen dieses Satzes zieht, 
die vielen deutschen Landtc^e, so wie sie jetzt bestehen, 
im richtigen Verhältnisse zu ihrer Aufgabe sich befinden, 
wollen wir andern zu beurtheilen überlassen. 

74. Sieht man aber auf unsere zweite Behauptung, 
nämlich auf das was wir über die gesetzliche Be- 
stimmung des Verhältnisses der Einzellandtage 

' Das grösste Verdienst in Bezug auf die Läuterung der Be- 
griffe vom Selfgovemment überhaupt und vom englischen Self- 
govemment insbesondere gebührt Gneist. Aus seinem grossen 
Werke : „Das Selfgovemment und die Verwaltungsgerichte in Eng- 
land^' (3. Avfl.j Berlin 1871)) sind die ^^Allgemeinen Grundsätze der 
Selbstverwaltung^' auch in einem Separatabdrucke erschienen. 
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zur Ucich8<;o8ctz'gcbung vorangestellt hJtfCL^ so 
bind gleich heim ersten Blick folgende ICsBtmde Koi- 
fällig: 

a) Die bereits nachgewiesene 8taat8indzäg>e Be- 
schränkung der Competenz des Reiches, wenn man an 
seiner staatlichen Natur festhält, und die ebenso staads- 
widrige Begrenzung der Souveränctät der 
wenn man ihre staatliche Eigenschaft nicht fallen 
will, muss, wiewol sie reichsgesetzlieh feststeht, CeS- 
sionen zwischen beiden hervorrufen, um so mehr, ik 
selbst bei Unbestrittenheit der fraglichen Competema 
des Reiches oder der Einzelstaaten über die Trag- 
weite derselben sehr verschiedene Ansichten bestdien 
können. Da sich nun die Oberaufsicht des Reiches nnr 
auf Gegenstände der Reichscompetenz erstreckt, so feUt 
für die bezeichneten Collisionsfälle das an sich noat- 
behrliche und auch in jedem fertigen Staate vorhanlne 
Mittel einer Ictztinstanziellen gerichtlichen oder adnu- 
uistrativen Entscheidung, welches um so nothiger ist, 
als ohnehin zwischen Einzelberechtigung und politischer 
Pflicht eine haarscharfe, für alle Fälle anwendbare Grenze 
nicht gezogen werden kann und die concreten FäDe 
eines Streites darüber mit staatlicher Autorität ent- 
schieden werden müssen. 

b) Die deutschen Einzellandtage sind, wenn man 
auf die Zeit sieht, in welcher die betreffenden Ver- 
fassungsgesetzc entstanden, alle nur von dem Geiste 
d(T voll(»n staatli(;hen Selbständigkeit ihres eigenes Lan- 
des getrag(;n. Die Wahlen sollen nach den einschlägigen 
Wahlgesetzen nur mit Rücksicht auf das Wohl des 
Einzelstaates vor- und angenommen, die sogenannten 
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Mandate nur in diesem Sinne ausgeübt werden. Bei 
den nicht gewählten Mitgliedern der Volksvertretung 
versteht sich, wenigstens nach den Intentionen der Ge- 
setze, die ausschliessliche Verpflichtung auf die Inter- 
essen des eigenen Landes von selbst. Die deutschen 
Einzellandtage sind also nach den sie normirenden Grund- 
gesetzen lediglich auf die Interessen ihres eigenen Landes 
gerichtet, und hat bekanntlich das frühere Bundesver- 
haltniss und die Bestimmung des Bundesrechts, nament- 
lich der Art. 58 der Wiener Schluss-Acte: „Die im 
Bunde vereinten souveränen Fürsten dürfen durch keine 
landstandische Verfassung in der Erfüllung ihrer bundes- 
inassigen Verpflichtungen gehindert oder beschränkt 
werden", daran nichts zu ändern vermocht. Es muss 
daher von andern ausserhalb der bisherigen Grundlagen 
der Einzellandtage befindlichen Dingen abhängen, ob 
und inwiefern sie auch in dem vorhin angegebenen Wort- 
sinne für das Reich staatlich selfgovernmental wirken. 
Diese Dinge sind allerdings der für alle deutschen Länder 
und für alle Angehörigen derselben rechtsgültige Be- 
stand des Reiches, seiner Einrichtungen und Gesetze, 
welche natürlich auch die Landtage und ihre Glieder ver- 
pflichten. Allein gerade hier muss begreiflich die wieder- 
holt nachgewiesene Unfertigkeit, ünvollständigkeit und 
Unbestimmtheit der Reichscompetenzen und Reichsorgane 
besonders verhängnissvoll erscheinen. Dieser Uebel- 
stand wird dadurch, dass Mitglieder der Einzellandtage 
auch Reichsboten werden können, wenn sie auf Grund 
des nur für das Reich berechneten und verpflichtenden 
Gesetzes gewählt werden, noch grosser und bedenklicher. 

T. Held, Deutaolie BeiobsTerfassung. 10 
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Denn die Collisionen ^ von Rechten und Pflichten, wie 
sie, bei der Annahme einer Souveränetat des Reiches 
und der Einzelstaaten, schon zwischen dem Reichsindige- 
nat und der Einzelstaatsangehörigkeit so vielfach ent- 
stehen müssen, werden nun gar in den Landtagen und 
auf dem Reichstage durch die Oeffentlichkeit der Ver- 
handlungen zur Kenntniss der ganzen, auch der deutsch- 
feindlichen Welt gebracht, die dann leicht geneigt sein 
dürfte, sie als Momente unserer Schwäche in Anrech- 
nung zu bringen und unserer Einheit gefährliche Com- 
binationen daran zu knüpfen. Offenbar kann die Bedeu- 
tung dieser Collisionen unter diesen umständen und 
namentlich in Erwägung der eben unter a constatirten 
Thatsachen darum nicht geringer taxirt werden, dass 
man annehmen muss, das Reichsrecht sei zu einem in- 
tegrirenden Bestandtheil aller deutschen Einzellandes- 
rechte geworden. 

Sonach ergibt sich jedenfalls, dass die Landtage 

^ Um die Collisionen zwischen den Sitzungen des Reichstages 
und der Einzellandtage zu beseitigen, hatte der Reichstag schon 
früher beschlossen» dass gleichzeitige Versammlungen der Land- 
tage und des Reichstages nicht stattfinden sollen. Zunächst beab- 
sichtigte nun die Fortschrittspartei am Reichstage, den Reichs- 
kanzler über die gleichzeitigen Verhandlungen von Speciallandtagen 
und des Reichstages zu interpelliren und daran den Antrag zu 
knüpfen, dass für den Reichstag bestimmte Sitzungszeiten festge- 
setzt werden, damit „dem aufreibenden üebermass un,d dem raschen 
Wechsel der Sessionen ein Ziel gesetzt und die parlamentarischen 
Anforderungen des Reiches mit den Bedürfoissen der Einzelland- 
tage in Einklang gebracht werden" (Provinzial-Correspondenz vom 
10. April 1872). Später brachte jedoch die national-liberale Partei 
einen Antrag ein, der dahin geht, dass ein Zusammentagen der 
Einzellandtage und des Reichstages in Zukunft vermieden werde 
(14. April 1872). 
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der deatschen Einzelstaaten % trotz ihrer Abstammung 
aus einer ganz andern Zeit, entweder in ihren Mehr- 
heiten nicht länger den frühem Sondergeist vertreten, 
oder dass sie in ihren Majoritäten zum Sondergeist der 
Vorreichszeit neigen und damit die einheitliche Ent- 
wickelung hemmen. Wir wollen mit Rücksicht auf die 
Neuheit der Verhältnisse und auf den Charakter unserer 
Zeit als Uebergangsperiode den bekanntlich auch prak- 
tisch gewordenen Fall unentschiedener, schwacher, schnell- 
wechselnder Majoritäten ganz übergehen. Wir wollen 
auch nicht geltend machen, dass ein rücksichtslos feind- 
sefa'ges Verhalten der Landtage gegen das Reich ebenso 
unwürdig wäre, wie wenn die deutschen Landtage sich 
vom Reiche mit blinder Ergebung ins Schlepptau neh- 
men Hessen. Immer wird man zugeben müssen, dass 
für Landtage mit nationalgesinnten Majoritäten, bei der 
ohnehin bedeutenden Verminderung ihrer Competenz 
durch die Competenzen des Reiches, der bisherige Ap- 
parat viel zu schwerfällig sei, und dass in Ermangelung 
einer nähern Bestimmung ihres Verhältnisses zum Reichs- 
tage fortwährende CoUisiouen, namentlich zwischen den 
Pflichten als Landtagsabgeordnete und Reichsboten, ent- 
stehen müssen, die auch ohne die Diätenlosigkeit der 
Reichsboten und ohne den Indifferentismus gegen das 

' Wenn von den „Vertretungen des Reiches und den Einzel- 
staaten" gesprochen wird, so darf doch nie übersehen werden, 
dass der Reichstag, insofern er Mitgesetzgeber, doch etwas anderes 
ist als die Einzellandtage, denen nur eine Mitwirkung bei Aus- 
übung von Gesetzgebungsrechten zusteht. Damit ist der Bedeu- 
tung, wenigstens der wichtigern deutschen Landtage, namentlich 
des preussischen, für die Rcichsgesetzgebung kein Eintrag gethan 
und die gebührende Rücksicht auf deren parlamentarische Bedürf- 
nisse nicht ausgeschlossen. 

10* 
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Reich, doch häufig nicht im reichsfreundlichen Sinne 
entschieden i^erden. Was dagegen die Landtage mit 
offen erklärten reichsgegnerischen Majoritäten angeht, 
so wird jeder, der nicht auf eine Wiederzersplitterung 
des Reiches hinarbeiten will, zugeben müssen, dass mit 
Rucksicht auf sie das gegenwärtige Verhältniss der 
£inzellandtage zum Reiche geradezu unhaltbar ist. ^ 

75. Je mehr das Reich in seiner gesammten Aus- 
bildung nur das Product freier organischer Gestaltung 
sein und es auch bei seiner Fortbildung bleiben will; 
desto mehr erscheint es gerechtfertigt, dass man bisher 
nicht daran dachte, an diesen Verhältnissen zu rütteln. 
Aber als je weiser man diese Politik erkennen muss, 
desto deutlicher muss man sich auch zum Bewusstsein 
bringen, dass dieser Zustand nicht immer währen. kann, 
wenn eine weitere Fortbildung des Reiches in der Rich- 
tung auf innere Einigung stattfinden soll, widrigenfalls 
das Reich gegen die Einzellandtage entschieden zurück- 
treten und die entgegengesetzte Richtung die Oberhand 
gewinnen würde. Wohl konnte der Kaiser in der Thron- 
rede am Schlüsse des sogenannten constituirenden Reichs- 

' Die bekannte und von den Begierungen öfter schon abge- 
wehrte Neigung der Kammern, einen über ihre verfassungsmässige 
Competenz hinausgehenden Einfluss auf die Regierung zu gewinnen, 
hat, bei der ünfertigkeit unserer Einheitseinrichtungen, durch das 
Verhältniss zum Reiche ein neues Gebiet der Geltendmachung be- 
kommen. Sehr belehrende Beispiele bieten in dieser Hinsicht die 
neuem Vorgänge in Oesterreich, wo so oft dje Repräsentationen 
der einzelnen Kronländer die Grundgesetze für die Gesammt- 
monarchie von den Gesetzen der einzelnen Theile oder von der 
Zustimmung ihrer Repräsentationen abhängig zu macheu suchen. 
Freilich war der sogenannte Ausgleich mit Ungarn ein Anfang, 
über dessen unvermeidliche Consequenzen man sich nicht leicht 
täuschen konnte. 
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tages mit gutem Glaaben sagen: ^^Die Bundesgewalt ist 
mit den Befugnissen ausgestattet, welche für die Wohl- 
fahrt und die Macht des Bundes unentbehrlich, aber auch 
ausreichend sind.^^ Es konnte auch von einer andern 
Seite gegen Erweiterungen der Reichscompetenz darauf 
hingewiesen werden, dass durch sie die deutsche Frage 
den Charakter einer europäischen bekommen und zu 
fremden Interventionen zum Schutze der Selbständigkeit 
der deutschen Einzelstaaten Veranlassung geben konnte. 
Allem vom Ende des Jahres 1869 bis zum jetzigen 
Augenblicke ist eine tut die Gegenwart sehr lange Zeit, 
wahrend welcher sich in und ausserhalb Deutschlands 
Ungeahntes vollzogen hat, und wodurch sämmtliche 
Situationen verändert worden sind. Und wie nothig in 
Beziehung auf den hier ventilirten Gegenstand eine Re- 
form sei, erhellt auch daraus, dass dieselbe schon mehr- 
fach die Veranlassung zu Verhandlungen am Reichstage 
und in den preussischen Kammern gewesen ist. (Man 
erinnere sich nur der Verhandlungen über die sogenannte 
mecklenburgische und lippesche Frage.) 

76. Jedenfalls bleibt es richtig, dass die beiden von 
uns hervorgehobenen Mängel miteinander aufs innigste 
zusammenhängen, d. h. der erste Mangel wird und muss 
am stärksten dann sich wirksam erweisen, wenn es sich 
um eine Competenzfrage zwischen Reich und 
Einzelstaaten handelt. 

Jede Erweiterung der Reichscompetenz^ die übrigens 
nach der Natur der hier in Frage stehenden Rechte zu- 
gleich eine Steigerung der Aufgaben des Reiches und 
der Pflichten seiner Träger ist, erscheint nun vor allem 
als eine Veränderung der Reichsverfassung. Da aber 
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der verfassungsmässige Umfang der Reicbscompetenz 
selbst in den Gegenständen, welche ihr im allgemeinen 
zugewiesen sind, eine verschiedene Auffassung zulässt, 
so kann im einzelnen Falle schon darüber gestritten 
werden, ob eine Verfassungsveränderung vorliege und 
also die gesetzliche besondere Majorität im Bundesrathe 
dafür nothwendig sei oder nicht. ^ Wie diese präjudi- 
zielle Frage zu entscheiden sei, ist durch die Reichsver- 
fassung nicht ausdrücklich angegeben^ scheint uns übri- 
gens trotzdem keine besondern Schwierigkeiten zu bieten. 
.Nach unserer Ansicht hat nämlich jedesmal das Reich, näm- 
lich Bundesrath und Reichstag, darüber zu entscheiden. 
Nun ist aber unsere Vorfrage, formell wenigstens, 
für den Reichstag indiflferent, da dieser alle seine Be- 
schlüsse ohne Ausnahme durch einfache Majorität zu 
fassen hat und der Art. 78 der Reichsverfassung nur 
für den Bundesrath gilt. Dies vorausgesetzt, so sind 
die Fälle, in denen überhaupt diese Frage sich erheben 
kann, folgende: 

a) der Bundesrath bringt einen Antrag an den 
Reichstag ; 

b) der Reichstag bringt einen Antrag an den Bun- 
desrath; 



^ Beispiele hierfür finden sich in der Frage über das Verche- 
lichungswesen, über das Vereinswesen, resp. über das Verhältniss 
zwischen Staat und Kirche, über die Grenze des Rechts des Reiches 
zur Ordnung des Münzwesens u. s. w. Es ist bereits anderwärts 
in der Literatur wie auf der Tribüne hervorgehoben, dass eine 
Vielzahl von „Präcedenz fällen" vorliege, in denen wichtige 
Veränderungen der Reichsverfassung ohne landständische Bean- 
standung vor sich gegangen sind. Man vgl. augsburger Allge- 
meine Zeitung (1871, Hauptblatt, Nr. 356, S. 6327). — Die Rede des 
Abgeordneten Volk in der Kammereitzung vom 8. Februar 1872. 



Zur Kritik der Deutschen Reichsverfassung. 151 

c) ein Biindesrathsvorschlag geht vom Reichstag 
amendirt an den Bundesrath zuriick; 

d) ein Keichstagsantrag kommt vom Bundesrath 
amendirt an den Reichstag zurück. 

Entsteht also in einem dieser Fälle inmitten der 
grossen ReichscoUegien oder zwischen denselben eine 
Meinungsverschiedenheit darüber, ob der in Rede ste- 
hende Antrag oder das Amendement eine Verfassungs- 
veranderung enthalte oder nicht, so muss unterschieden 
werden, ob 

a) der Bundesrath nach Art. 7 der Reichsverfassung 
auadrucklich iiber die Vorfrage entschieden und also, je 
nachdem, entweder gemäss Art. 78 oder gemäss Art. 7 
der Reichsverfassung über den Antrag selbst Beschluss 
gefasst hat; oder ob 

b) der Bundesrath die Vorfrage gar nicht besonders 
verhandelt und gleich in der Sache selbst beschlos- 
sen hat. 

In dem Falle unter a behält es natürlich bei dem 
l^undesrathsbeschlusse sein Bewenden. In dem Falle 
imter b aber kommt es darauf an, in welcher Form der 
Bundesrathsbeschluss erfolgte. Wurde derselbe nämlich 
nach Art. 78 der Reichsverfassung erzielt, so ist es un- 
zweifelhaft, dass der Bundesrath die Sache als eine Ver- 
fassungsveränderung betrachtete. Geschah aber die Be- 
schlussfassung nach Art. 7 der Reichsverfassung, so muss 
daraus gefolgert werden, dass der Bundesrath in concreto 
eine Verfassungsveränderung nicht annahm; und da er 
durch seinen Beschluss und an denselben gebunden ist, so 
würde es unzulässig erscheinen, dass er dann nachträg- 
lich, nachdem der Reichstag ebenfalls darüber Beschluss 
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gefasst, noch die präjudizielle Frage aufwerfe. (Vgl. 
auch Reichsverfassung Art. 5.) 

Obwol nun diese Auffassung die allein richtige sein 
diirfte, so wurde sie wenigstens bisher nicht allgemein 
getheilt. Eine Controverse in einer «o wichtigien Sache 
bleibt aber immer bedenklich, wenngleich die Fälle, in 
denen sie praktisch wird, nur selten sich ereignen werden. 

Auch darüber sind die Meinungen getheilt, ob in 
den eine Ausdehnung der Reichscompetenz bezweckenden 
Verfassungsveränderungsfällen die Zuständigkeit des 
Reiches zuerst für den fraglichen Gegenstand überhaupt 
zu erweitem und dann erst das Specialgesetz zu erlassen 
sei, oder ob nur immer für den einzelnen Fall eine Ent- 
scheidung des Bundesrathes und des Reichstages herbei- 
geführt werden soll — eine Unterscheidung, der auch 
wir weder eine formeUe noch eine principielle Bedeutung 
beilegen, die aber freilich dazu dienen kann, die Ent- 
scheidung zu verzogern. 

Man hat ferner den Satz aufstellen zu müssen ge- 
glaubt, dass niemand, auch das Reich nicht, in Streit- 
fällen über seine eigene Competenz zu entscheiden ver- 
möge. Wir wollen dem gegenüber nicht geltend machen, 
dass nach unbestrittenen Rechten jede oflFentliche Be- 
hörde über ihre eigene Competenz zu entscheiden befiigt 
ist. Dagegen müssen wir darauf hinweisen, dass auch 
hier die Unfertigkeit der Reichsverhältnisse die CoUi- 
sionen unvermeidlich macht, da das Reich von seiner 
staatlichen Seite aus ohne jeden Zweifel seine Compe- 
tenz allein zu bestimmen berechtigt sein müsste; auf der 
andern Seite aber nach dem formellen Recht die staat- 
liche Seite der deutschen Einzelstaaten noch besteht: 
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dass femer die hier besprochene Streitfrage eben diese 
collidirenden staatlichen Competenzen betrifft und für 
deren Entscheidung ein von den unitarischen und par- 
ticularistischen Parteien gleichmässig anerkanntes Organ 
nicht vorhanden ist. 

Da endlich in den bisher streitig gewordenen Fallen 
es sich nie darum handelte, die Competenz des Keiches, 
wie sie in der Reichs Verfassung niedergelegt ist, durch 
eine Veränderung des Textes derselben zu Gunsten einer 
Erweiterung der Competenz der Einzelstaaten einzu- 
schränken, so kam man von Seiten derjenigen, welche 
eine auf Erweiterung der Competenz des Reiches gehende 
Interpretation der Reichsverfassung oder eine diese Er- 
weiterung direct enthaltende Abänderung derselben hin- 
dern und die unveränderte Aufrechthaltung des Status- 
(j[uo bewirken wollten, dazu, den Art. 78 der Reichs- 
verfassung nur auf keine Competenzveränderungen 
involvirende Modificationcn der Reichsverfassung zu 
deuten und damit die gesetzliche Zulässigkeit jeder an- 
dern Veränderung derselben auszuschliessen. 

Dabei hat man wol auch geltend gemacht, dass man 
zwar die Rechtseinheit im Deutschen Reiche im vollen 
Umfange hergestellt zu sehen wünsche und dass, sobald 
dieselbe verfassungsmässig zum Beschluss erhoben sei, 
auch jeder Widerspruch dagegen von Seiten der Regie- 
rungen wie der Landesvertretungen der Einzelstaaten 
null und nichtig sei. Solange aber dies nicht geschehen, 
liege keine Berechtigung vor, gegen das Recht der 
Landesvertretungen, die Staatsvertreter im Bundesrathe 
wegen ihres Votums zur Verantwortung zu ziehen, eifern 
zu wollen : denn dieses Recht könne in einem Fall ebenso 
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gut für die Ueichscompetenz geltend gemacht werden, wie 
,68 in einem andern Falle gegen dieselbe wirken könne. 
Allein dies auch zugegeben, so ist bekanntlich der erstere 
Fall noch nicht vorgekommen. Wenn aber hiermit zu- 
gestanden ist, dass unter diesen Umständen ebenso die 
volle Entwickelung der Einzelsouveränetäten durch das 
Ueich, wie die der Reichseinheit durch die Einzelstaateu, 
paralysirt und so die naturgesetzlich entweder in der 
einen oder in der andern Richtung nothwendige Ent- 
wickelung gehindert und aus der Bahn des Rechts in die 
der Gewalt gedrängt werden könnte, so ist gerade durch 
diese Auffassung die Grösse und die Unhaltbarkeit des 
bezeichneten Misstandes am schlagendsten erwiesen. 

Wiewol man sich nun auch solche Modificationen 
der Rcichsverfassung denken kann, welche keine Erwei- 
terung der Reichscompetenz enthalten, so ist doch, ab- 
gesehen davon, dass derartige unschuldige Modificationen 
nie zu einer ernsten Streitfrage Veranlassung gegeben 
hätten, sehr zu erwägen, wie bei der ganzen Artung der 
Reichsverfassung kaum irgendeine erhebliche Redactions- 
veränderung an derselben gedacht werden dürjfte, die 
nicht in dieser oder jener Weise auf die Reichscompe- 
tenz einwirken müsste. Auch darf nicht angenommen 
werden, dass man bei Redaction der Reichsverfassung 
daran gedacht habe, die Competenz des Reiches für 
ewige Zeit unabänderlich festzustellen, dass also der 
Art. 78 der Rcichsverfassung nur auf Redactionsverände- 
rungen berechnet und man gewillt gewesen wäre, für 
derlei an sich unwichtige Dinge die daselbst angeord- 
neten besondern Schwierigkeiten zu machen. Eine solche 
Annahme wird nicht nur durch Abs. 2 dieses Artikels, 
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sondern auch durch die feierlichen Erklärungen deut- 
scher Minister und Bundesrathsvertreter in den betreffen- 
den Abgeordnetenkammern (vgl. z. B. die Erklärungen 
des Ministers von Lutz in der bairischen Abgeordneten- 
kammer vom 16. December 1871) absolut unmöglich. 

So kam man denn meistens dazu, im allgemeinen 
nach Art. 78 der Reichsverfassung auch solche Ver- 
änderungen derselben, welche eine Erweiterung der 
Keichscompetenz mit sich bringen, als verfassungsmässig 
zulässig zu erachten; und da Abs. 2 dieses Artikels 
solche Competenzerweiterungen nicht allein bezüglich 
der den Einzelstaaten insgesammt nach der Reichsver- 
fassung verbliebenen Hoheitsrechte, sogenannte „still- 
schweigend anerkannte Reservatrechte" jedes Einzel- 
staates, sondern selbst auf Kosten der besondern Reser- 
vatrechte unter einer speciellen Bedingung unzweifelhaft 
als zulässig erklärt \ so klammerte man sich wenigstens 

^ Es ist zwar behauptet worden, dass der Abs. 2 des Art. 78 
der Reichsverfassung auf alle den einzelnen Staaten verbliebenen 
Rechte gehe, da die „stillschweigend anerkannten Reservatrechtc" 
nicht woniger geschützt sein könnten als die „meist unbedeuten- 
den und werthlosen speciellen Reservatrechte". Wenn dann die 
Mehrheit von 45 Stimmen erreicht sei, so könne zwar das „Nein" 
des Einzelstaates das Gesetz als solches nicht mehr hindern: nur 
linde dasselbe auf den dissentirenden Einzelstaat keine Anwendung, 
da er die übrigen an den von ihnen für nützlich erachteten Ver- 
zichten auf Souveränetätsrechte nicht hindern, aber auch nicht 
wider seinen Willen zu einem solchen Verzichte gezwungen wer- 
den könne. Aliein dem stünde entgegen: a) dass je mehr man 
von der Souveränctät der Einzolstaaten ausgeht, desto entschiede- 
ner nur sie darüber urtheilen können, was sie für wichtig halten, 
was nicht, dass sich b) das formelle Recht überhaupt nicht um 
die materielle Bedeutung strittiger Berechtigungen zu kümmern 
hat; c) dass die Unterscheidungen, welche in den beiden Absätzen 
des Art. 78 der Reichs Verfassung gemacht werden, gar keinen 
8inn hätten, wenn man von der angeführten Ansicht ausginge, du 
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in Bezug auf letztere an die betreffenden Einzellandtage, 
beziehungsweise deren antiunitarische Majoritäten an 
und forderte dafür, dass die fraglichen Vertreter eines 
Staates im Bundesratbe zu einer Aufhebung oder Be- 
schränkung solcher Rechte ihre Zustimmung geben dürf- 
ten, die vorhergängige Genehmigung des betreffenden 

nach dem Satze: Lege non distinguente u. s. w. auch in dem Abs. 1 
des citirten Artikels Competenzerweiterungen enthalten sein müssen 
und der Abs. 2 ausdrücklich nicht von stillschweigend belassenen 
Rechten aller Bondesstaaten , sondern von „bestimmten Rechten 
einzelner Bundesstaaten^^, welche nicht durch die Reichs Verfas- 
sung überhaupt, sondern durch besondere („diejenige") Vor- 
schriften derselben festgestellt sind, handelt; d) dass die Reiohe- 
verfassung, also das Gesetz, welches alle bindet, abgeändert werden 
soll, also dann, wenn es bezüglich eines allgemeinen (stillschweigen- 
den Reservat-) Rechts der Einzelstaaten nach Art. 78, Abs. 1 ab- 
geändert worden ist, auch alle Einzelstaaten verpflichten muss und 
die Zustimmung des „berechtigten Bundesstaates" nach dem sub c 
Bemerkten nur für specielle Reservatrechte in Abs. 2 des Art. 78 
erfordert wird ; endlich e) dass selbst in diesem letztem Falle die 
Analogie eines freien oder privatrechtlichen Verzichts nicht passt, 
da die Zustimmung des berechtigten Bundesstaates nur von den 
Pflichten desselben und seiner Vertreter gegen das Reich und das 
eigene Land ausgehen kann. Die bei Einräumung der ausdrück- 
lich zugestandeneu Reservatrechte stipulirten Pflichten sind (vgl. 
oben die Note zu Nr. 12) deutlich nicht als Pflichten der Regie- 
rungen, sondern der Staaten bezeichnet, also auch für die Landes- 
vertretungen, die die Reichsverfassung und die Verträge aner- 
kannten, verbindlich. Bei einer Sache aber, in der die politische 
Seite so ganz und gar nicht von der juristischen getrennt werden 
kann, dürfen wir wol beifügen: Die wahre Würde, auch die der 
Staaten und Volksvertretungen, die höchste Rechtfertigung aller 
Handlungen, auch jeder auf Reform oder Erhaltung gerichteten, 
liegt in der freien Erfüllung der Pflicht. Dass diese gegen 
günstiger situirte Brüder schwerer erscheint als gegen Femer- 
stehende, ist ebenso natürlich und gewöhnlich, wie dass man eine 
hergebrachte und vielleicht nicht mehr begründete Superiorität 
leichter erträgt als eine neue noch so wohlverdiente. Dies alles 
aber ändert nichts an dem aufgestellten Postulat, welches deshalb 
nicht unnatürlich ist, weil es sich aus der Ethik, dem edelsten 
Elemente allen gesellschaftlichen Lebens, ergibt. 
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Landtages. Und wenn auch immer ein ohne diese Zu- 
stimmung zu Stande gebrachtes Reichsgesetz für das 
Land selbst verbindlich sein müsse, da sich das Reich 
um das Verhältniss der Bundesrathsvertreter zu ihren 
speciellen Landtagen nicht kümmere, so verlangte man 
doch die Verantwortlichkeit der in den Bundesrath ent- 
sendeten oder die Bundesrathsmitglieder instruirenden 
Minister gegenüber ihren Landesvertretungen. 

Die auf letztern Punkt in süddeutschen Abgeord- 
netenkammern gestellten formellen Anträge liefern den 
interessanten Beweis, dass man diese brennende Streit- 
frage, welche im Reichstage durch die Majorität wenig- 
stens mittelbar im Interesse der Reichseinheit aufgefasst 
wurde, nun von selten der fraglichen Landtage formell, 
wenn auch gleichfalls nur mittelbar, im Sinne der 
Partioidarselbständigkeit zum Austrag zu bringen ge- 
dachte. Der Consens der Landesvertretungen, bezie- 
hungsweise die Verantwortlichkeit der Minister sollte, 
wenn auch nicht Reichsrecht, doch Recht im Reiche 
werden und so die Controverse gegen das Reich ihre 
Entscheidung finden. 

Nun sind zwar die in Rede stehenden Anträge 
durch theilweise sehr kleine Majoritäten abgelehnt 
worden. Allein hiermit ist die Controverse keineswegs 
entschieden, und kann dieselbe um so mehr immer wie- 
der auftauchen, als der Reichskanzler ^ und die süd- 
deutschen Minister sich feierlich dahin erklärt haben, 
dass die Staatenvertreter im Bundesrathe für die landes- 
verfassungsgemässe Führung ihrer Stimmen ihren Land- 

» Vgl. oben Nr. 62. 
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tagen verantwortlich sind. ^ Freilich erscheint die Stellung 
des Reichskanzlers auch im Verhältniss zu der preussi- 
sehen Verfassung, resp. zum preussischen Landtage bei 
dem thatsächlichen Verhältnisse Preussens zum Reiche 
eine andere als die der süddeutschen Minister, da Preussen 
Reservatrechte nicht besitzt und jede Erweiterung der 
Reichscompetenz bisher zu einer Vergrosserung der Be- 
deutung des preussischen* Staates im Reiche ausge- 
schlagen hat. Auch dürfte es nicht gewagt sein zu be- 
haupten, dass die von den süddeutschen Ministero 
acceptirte Verantwortlichkeit weder nach den einschlä- 
gigen Gesetzen noch nach den obwaltenden Umständen 
eine grosse Tragweite haben und sie bei ihrer Stimm- 



^ Vgl. die Rede des bairischen Ministers von Lutz in der Sitzung 
der Abgeordnetenkammer vom 16. December 1871 (sie findet sich 
vollständig im Deutschen Reichs- und Preussischen Staats-Anzeiger, 
1872, Nr. 44, Beilage 1, S. 993 fg.). In derselben wird gegen den 
Schüttinger'schen Antrag jedoch insofern protestirt, „dass nach 
demselben die Minister schon aus dem formellen Grunde strafbar 
wären, wenn sie die vorherige Befragung des Landtags unter- 
lassen, während nach dem jetzigen Recht die Ministeranklage gegen 
sie nur erhoben werden könne, wenn sie den bairischen 
Staat geschädigt haben". 

^ Wiewol auch in Preussen noch eine starke Partei besteht, 
die Erweiterungen der Reichscompetenz im ganzen nicht günstig 
ist, weil sie von ihnen mehr „das Aufgehen Preussens in Deutsch- 
land" fürchtet, als das »^Aufgehen Deutschlands in Preussen" hoffen 
zu müssen glaubt. Eine sehr wichtige Folge des Durchgehens 
dieser Anträge scheint noch von keinem Theile gebührend beachtet 
worden zu sein, nämlich die, dass nicht nur eine und dieselbe 
Reichsgesetzvorlage, resp. ein und dasselbe Reichsgesetz von ver- 
schiedenen Landtagen verschieden angesehen, sondern auch Fälle 
derselben Art beim Wechsel der Majoritäten in demselben Land- 
tage verschieden beurtheilt werden könnten: der Meinungsver- 
schiedenheit der Reichsgesetzgebung und der einzelnen Landtage 
über die präjudizielle Vorfrage, ob eine wirkliche Competenz- 
crweitcrung in Rede stehe, zu geschweigen. 
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ffihnmg an der Verwirklichung einer weisen Politik 
hindern konnte. Allein die Rechtsfrage besteht; sie wird 
für ein Volk, wie das deutsche es ist, durch die ange- 
führten Umstände nicht minder wichtig; und ihre Unent- 
schiedenheit ist um so bedenklicher, als sich gerade auf 
sie gegenwärtig das ungelöste Problem zwischen staat- 
licher Reichseinheit und deutscher Staatenmehrheit con- 
centrirt. 

Wir wollen nicht wiederholen, was wir schon oben 
liber die Bedeutung der sogenannten Reservatrechte der 
einzelnen deutschen Staaten gesagt haben. ^ Wir wollen 
auch nicht besonders betonen, wie seinerzeit über die 
Auslegung des Art. IV des Prager Friedens ganze Berge 
geschrieben und die Tribünen mit Reden überschüttet 
wurden, die Weltgeschichte aber trotz aller dieser An- 
strengungen ihren Gang fortging, imd wie nun über die 
Auslegung des Art. 78 der Reichsverfassung nicht min- 
der geschrieben* und gesprochen wird, ohne dass da- 
durch der natürliche und vernünftige Gang der Ereig- 
nisse aufgehalten werden kann. Wir unterlassen diese 
Betonung auch nicht vielleicht deshalb, weil man es 
einem Manne des Rechts besonders schwer anrechnen 

^ Sehr belehrend über den Werth der Reservatrechte und über 
die Stellung der Parteien zu denselben sind die, freilich mit Per- 
sönlichkeiten überreich gewürzten Verhandlungen des bairischen 
Abgeordnetenhauses vom 15. April 1872, den Antrag der Abgeord- 
neten Freytag und Ilerz wegen Aufhebung der bairischen Gesandt- 
schaften ausserhalb des Deutschen Reiches betrefiend. 

* „Competenz Competenz?" die bekannten Schriften und Auf- 
sätze von Zachariä, Beseler, ferner von Bahr in den Göttinger 
Anzeigen und in den Preussischen Jahrbüchern, dann die Artikel 
in der augsburger Allgemeinen Zeitung (namentlich Jahrgang 1871, 
Ilauptblatt, die Nrn. 349, 350, 356, 363), in der National -Zeitung 
(1871, Nr. 283) u. s. w. 
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konnte, dass er von „nur formellen"^ Rechten spräche, 
vielleicht auch noch die vertragsweise begründeten Re- 
servatrechte der mächtigsten Bundesgenossen mit den 
allgemeinen, jedem deutsche^ Einzelstaate verbliebenen 
Rechten zusammenwiirfe und endlich gar das formelle 
Unrecht mit dem Erfolge, mit der vollendeten That- 
sache oder mit dem sogenannten Rechte der Gewalt 
rechtfertigte. Nein, alle diese Vorwürfe fürchten wir 
nicht, da sie auf eine Periode neu gestaltender Ueber- 
gänge, d. i. auf eine Periode, welche aus einer Masse 
widerstrebender Elemente und Ansichten bestimmte Zu- 
stände und ein entsprechendes Recht erst herausbilden 
soll, nicht passen. Wir unter]assen vielmehr diese Be- 
tonung eben deshalb, weil wir die Entscheidung unserer 
Controverse nicht blind dem Gange der Ereignisse über- 
lassen wollen, sondern wünschen, dass sie frei, auf Grund 
richtiger politischer Erkenntniss, durch den Willen der 
Betheiligten getroffen werde. 

Auch glauben wir, dass es einen ganz festen Stand- 
punkt gebe, von dem aus eine solche Entscheidung mög- 
lich ist: einen Standpunkt, den die im Vorstehenden 
geschilderten Mängel unserer reichsverfassungsmässigen 
Zustände zwar verhüllen und deshalb noch nicht zur 
allgemeinen Anerkennung gelangen lassen, keineswegs 
aber beseitigen können. Diese Mängel erklären es näm- 
lich, dass die deutschen Landstände bezüglich aller 
ihren Ländern verbliebenen Souveränetätsrechte oder 
doch wenigstens betreffs der sogenannten Reservatrechte 
die Ansicht hegen, als ob sie wenigstens für den Um- 
fang der fraglichen Rechte sich im wesentlichen noch 
1 Vgl. oben Nr. 15. 
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ganz in derselben Lage befanden, in welcher sie vor 
dem Reiche gewesen. Dies iist eben einfach ein grober 
Irrthum und, es zu erkennen, der richtige Stand- 
punkt, den wir meinen: ein Irrthum, den die Reichsver- 
fassung erklärt, aber nicht rechtfertigt, den sie vielleicht 
aufkommen lassen musste, aber nicht fortbestehen lassen 
darf: ein Irrthum, der mit der Frage, wer der nun ein- 
mal doch unentbehrliche Herr in Deutschland sei, zu- 
sammenfallt und dadurch nicht geringer wird, dass die 
betreffenden Anträge in den Einzellandtagen vorerst ab- 
gelehnt sind, das Reich die Streitfrage auf die Landes- 
minister abwälzen kann und von etwaigen Indemnitäten 
die momentane Beilegung derselben erwartet, oder dass 
die Landesminister die Verantwortlichkeitsgesetze augen- 
blicklich wenig fürchten ^ : ein Irrthum, der aufs neue 
die GefährUchkeit der Souveränetätstheilungstheorie 

^ Es hilft auch nichts, von der Behauptung auszugehen, dass 
das Beichsgesetzgebungsrecht dem Landesgesetzgebungsrechte vor- 
gehe, den £inzellandtagen aber nichts als der „ganze constitutio- 
nelle Apparat, mittels dessen die Minister zur Rechenschaft gezogen 
werden können: Interpellation, Mistrauensvotum, Beschwerde an 
die Krone, Anklage „verbleibe", oder „dass bei gesunden Sinnen 
es keinem Minister einfallen könne, ein wirklich wichtiges Recht, 
wie z. B. den bairischen Malzaufschlag, im Widerspruch mit der 
Landesvertretung aufzugeben". Denn ersteres ist bezüglich der 
strittigen Competenzfrage eine petitio principii, letzteres facti non 
juris. Dies gilt auch von der Ansicht, dass das Gut der berech- 
tigten Selbständigkeit der £inzelstaaten in den Händen des Sou- 
veräns sicherer bewahrt und vielleicht mit stärkern Garantien um- 
geben sei, als es bei dem Wechsel der Mehrheiten in den Einzel- 
landtagen von diesen gehütet werden kann. Endlich ist auch mit 
der rechtlich unzweifelhaft richtigen Anschauung, dass nach den 
klaren Bestimmungen der Reichsverfassung dem Reiche gegen- 
über kein formelles Recht der Landstände besteht, vor Ab- 
stimmungen über Competenzerweiterungen im Bundesrathe mit 
ihrer Ansicht gehört zu werden, die Sache nicht entschieden, ja 
um keinen Schritt weiter gebracht. 

V. Held, Deutsohe Beichayerfossimg. IX 
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manifestirt und in seinen möglichen Consequenzen von 
unberechenbarer Tragweite ist, da sich die im allge- 
meinen staatswidrigen und die speciell antideutschen 
Parteien desselben wie einer anerkannten Wahrheit zu 
ihren Zwecken bedienen. 

In der Zeit des Rechtsstaates, das Wort in seinem 
gesunden Sinne genommen, und in einer für den- 
selben vorzugsweise geeigneten Nation, wie die deutsche 
es ist, kann die fundamentale Frage nach dem Subject 
der obersten Autorität und dem Umfange seiner Com- 
petenz nicht unklar und bestritten bleiben. Und wenn 
es zur Klarheit und Unzweifelhajftigkeit in einer solchen 
Sache genügt, falschen mit dem trügerischen Scheine der 
Legalität umgebenen Auffassungen gegenüber in ent- 
schiedener Weise die wenn auch unvollkommen ausge- 
drückte, doch imzweifelhafbe Logik des Gesetzes zur 
Geltung zu bringen, so muss diese deutlich und be- 
stimmt ausgesprochen werden. 

Die Logik der bestehenden Reichsverfassung, soweit 
dieselbe unbestritten oder doch vernünftigerweise unbe- 
streitbar, lautet aber so: es ist rechtlich absolut 
unmöglich, dass ein Einzellandtag eines deut- 
schen Staates, nach durch ihn selbst erfolgter 
Anerkennung der Reichsverfassung und der 
damit verbundenen, theilweise in sie überge- 
gangenen Verträge, überhaupt oder in irgend- 
einer Beziehung seiner politischen Wirksamkeit 
sich noch in derselben Lage befände, wie vor 
Begründung des Reiches. ^ Denn das Reich kann 

^ Da es sich hier um staatsrechtliche Gesetze handelt, so inass 
eine Anschauung, welche den Unterschied des Yertretungsverhäit- 
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seinem staatlichen Wesen nach nicht einmal in irgend- 
einer Beziehung neben den Einzelstaaten gedacht wer- 
den, da der innere Zusammenhang aller staatlichen 
Hoheitsrechte es mit sich bringt, dass die Keichshoheit 
materiell im Falle des Bedürfnisses des Reiches auch 
diejenigen Hoheitsrechte bestimmt, welche noch bei den 
Einzelstaaten verblieben sind. Jedenfalls aber steht das 
Reich auch formell in allen Fällen seiner Competenz, 
also auch bei verfassungsmässig zu Stande gebrachten 
Competenzerweiterungen, über, gar nie unter den Ein- 
zelstaaten. Was daher in reichsvcrfassungsmässigcr Weise 
als Wille des Reiches zum Ausdruck gelangte, ist im 
ganzen Umfange des Reichsgebiets ' von selbst geltendes 
Recht, und kann also auch in keinem Theile desselben 
irgendwie Unrecht sein und, obwol es gilt, dennoch als 
ein Unrecht an den verfassungsmässigen Organen des 
Reichswillens geahndet werden. ^ 

nisses der BundesrathsbevoUmächtigten nach aussen und nach innen 
den Grundsätzen der geschäftsfülirenden Vertreter einer Actien- 
gesellschaft (Handelsgesetzbuch Art. 231) analog darzustellen ver- 
sucht hat (vgl. augsburgor Allgemeine Zeitung, 1871, Nr. 353, 
S. C2B6), als unstatthaft erscheinen. 

^ Dem bedeutungsvollen Werden, welches sich in dem Drange 
nach Erweiterung der Reichscompetenz kundgibt, kann man, wenn 
dabei den Anforderungen des Art. 78 der Reichsverfassung Ge- 
nüge geschehen, nichts entgegensetzen als die Thatsache, dass es 
einen Widerspruch in dem bestehenden Recht, welches dem Reiche 
und den Einzelstaaten zugleich staatlichen Charakter geben will, 
blosslegt. Dieser Widerspruch kann nicht bestehen, gleichviel in 
welcher Richtung seine Lösung gesucht wird, auch dann nicht, 
wenn man, wie Rönne (Das Yeriassungsrecht des Deutschen Reiches, 
S. 45), die Frage als eine lediglich dem innern Staatsrechte der 
betreffenden Einzelstaaten angehörige bezeichnet, da nach unserer 
Ansicht der Versuch einer formellen Scheidung des Reichs- und 
innern Einzelstaatsrechtes stets auf die Unmöglichkeit seiner mate- 
riellen oder reellen Durchführung stossen muss. 

11* 
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Wenn wir nun auch manche Bedenken, welche gegen 
diese Anschauung ihrer praktischen Consequenzen wegen 
geäussert werden, nicht zu theilen vermögen, so ge- 
stehen wir doch gern zu: 

a) dass unser Satz sich nicht mit ausdrücklichen 
Worten in der Reichsverfassung findet; 

b) dass seine Anwendung und Durchführung noch 
vielen und grossen Schwierigkeiten unterliegen wird und 
endlich: 

c) dass seine Geltendmachung, ohne entschiedene 
Annahme des Princips selfgovemmentaler Decentralisa- 
tion, für Deutschland sehr gefährlich werden müsste. 

Nur ein absoluter Indifferentismus aber konnte es 
sich verhehlen, dass, während die Schwierigkeiten der 
Anerkennung und Durchführung der richtigen An- 
schauung keineswegs unüberwindlich und die unter e 
angedeuteten Gefahren dann auch leicht zu verhüten 
sind, die Wirkungen eines längern Fortdauerns des be- 
zeichneten Irrthums unvermeidlich die allerschwersten 
sein müssten. 

Man denke sich nur, dass die Bundesrathsdelegirten 
ihre Stimme gegen die ihnen von ihrer Regierung er- 
theilte Instruction abgeben oder so stimmen würden, 
wie es von ihnen als der Instruction entsprechend er- 
achtet, von ihren Committenten aber als der Instruction 
widersprechend angesehen wird: dass das darum nicht 
minder gültige fragliche Reichsgesetz aber im Lande zur 
Anwendung käme, und trotzdem von einer pflichtwidrigen 
Thätigkeit der fraglichen Delegirten und deren Discipli- 
nirung gesprochen werden wollte. Auch den Fall muss 
man sich vorstellen, dass ein Bundesraths Vertreter wie 
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die Unzulänglichkeit seiner Instruction, so auch die Un- 
möglichkeit ihrer Geltendmachung erkennt und sich in 
die Lage gesetzt sieht, entweder seine Instruction nicht 
einzuhalten, um wenigstens das Kelativ-Mogliche durch- 
zusetzen, oder wegen Mangels der Instruction gar nicht 
zu stimmen, da für weitere Instructionen die Zeit fehlt. 
Auch ist noch zu bedenken, dass infolge der Abstim- 
mungen der Vertreter im Bundesrathe zwischen der 
Regierung und den Ständen des Landes Conflicte aus- 
brechen können, welche die normale Thätigkeit der 
erstem hemmen, eine Auflösung des Landtages veran- 
lassen oder gar einen förmlichen Yerfassungskampf im 
Lande hervorrufen. Letzteres könnte manchem vielleicht 
noch als das geringste Uebel erscheinen, da dann nach 
Art. 76 der Reichsverfassung entweder der Bundesrath 
einen Versuch zur Ausgleichung machen, oder, falls 
dieser fehlgeschlagen, die Sache im Wege der Reichs- 
gesetzgebung zur Erledigung gebracht werden müsste. 
Mit der Erledigung des Streites durch einen Ausgleich 
des Bundesrathes wäre allerdings nicht viel gedient, da 
dieselbe nur für jeden einzelnen Fall auf dem Wege des 
Compromisses erfolgen und nie für weitere Fälle ein 
bindendes Princip aufstellen kann. Günstiger für die 
Beseitigung unsers Uebelstandes scheint sich der andere 
Fall anzulassen, indem der Weg der Reichsgesetzgebung 
nicht beschritten werden kann, ohne dass über die strei- 
tige Frage überhaupt ein entscheidendes Wort gesprochen 
wird. Allein auch dies dürfte nicht anders möglich sein als 
so, dass etwas geschehen müsste, was wenigstens nach 
der Ansicht des einen streitenden Theils, der einen politi- 
schen Partei, als eine Veränderung der Reichsverfassung 
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zu betrachten wäre, und dass zugleich in die Unbestimmt- 
heit der Stellung der Reichsorgane einige Klärung käme. 
Man miisste dabei namentlich zur Erkenntniss gelangen, 
dass die Cumulation von Eigenschaften, beziehungsweise 
Pflichten wie die eines constitutionellen Einzelstaats- 
ministers mit denen des Mitgliedes eines Collegiums, 
welches Inhaber der Reichssouveränetät, Reichsoberhaug, 
Reichsministerium und Reichsstaatsrath zugleich sein 
soll^ zu unlösbaren Conflicten führt. 

Sollte man es wirklich auf Entscheidung nach Art 76 
ankommen lassen und derselben nicht vielmehr recht- 
zeitig durch reichsgesetzliche Ordnung des Verhältnisses 
zuvorkommen? Es mag Volkszustände geben, welche 
derartige ungelöste Probleme sehr lange Zeit ertragen, 
und sind manche Jahrhunderte der deutschen Vergangen- 
heit, in denen Deutschland als selbständiger Factor der 
Weltpolitik nicht zählte, ein Beweis, dass auch Deutsch- 
land früher solche ungelöste Probleme zu ertragen ver- 
mochte. Deutschland, wie es war, konnte keine ent- 
scheidende Stimme im Völkerrathe einnehmen, auch wenn 
es gewollt hätte; Deutschland, wie es ist, kann sich 
einer solchen Stimme nicht entschlagen, auch wenn es 
das Gegentheil wünschte. Jetzt, wo die deutsche Nation 
in ihrem politisch befähigten Theile sicher nicht auf die 
ihr gebührende Weltstellung verzichten wird, ist es un- 
möglich, für die Dauer derartige Probleme, welche die 
Einheit und Kraft der Wirksamkeit in Frage stellen, 
ungelöst zu lassen, und die Ereignisse werden dafür 
sorgen, dem im Reiche geeinigten Deutschland stets wie- 
der aufe neue zu zeigen, dass auch die von jeder Ueber- 
sdiwenglichkeit freie Weltstellimg ohne entschiedene 
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und sicher wirksame Einheit nicht möglich ist. Dass 
aber diese über jeden Zweifel und Streit wie über jede 
Störung nothwendig erhabene Einheit nicht blos eine 
thatsächliche, etwa von dem guten Willen abhängige 
sein könne, sondern nothwendig eine rechtliche 
sein müsse, versteht sich von selbst. 

So mündet denn die Frage nach d$m Verhältnisse 
zwischen dem Reiche und den Landesrepräsentationen, 
und namentlich die Frage der Reichscompetenzerweite- 
rung, gleich jeder wichtigern Frage der deutschen 
Politik, in dem Verhältnisse zwischen der Reichseinheit 
und der Theilselbständigkeit, kann also auch nicht iso- 
lirt behandelt und geordnet werden. Aber geordnet muss 
und wird sie werden, gleichviel ob grundsätzlich und 
gleichzeitig nach allen Seiten hin die Consequenzen der 
staatlichen Einheit nur für das Reich, beziehungsweise 
die der vollen Souveränetät für alle deutsche Staaten 
gezogen werden, oder ob sie nur nach und nach, so oft 
sich wirklich Collisionen ergeben, durch deren Entschei- 
dung in dem einen oder andern Sinne geordnet wird. * 



* Sobald man innerhalb desselben Verbandes zwei wenn auch 
ihren Competenzen nach verschiedene, ihrem rechtlichen Charakter 
nach aber gleiche Souveränetäten annimmt, sind die Rechts- 
g runde, welche die Unitarier für die Reichsgewalt und deren 
Erweiterung allein durch das Reich und diejenigen, welche die 
Particularisten für die Einzelstaatsgewalt und für den massgeben- 
den Einfluss der Einzellandtage anführen, insoweit gleich gut und 
gleich stark. Dass die Reichsverfassung jene Annahme zulässt, ist 
die Ursache, warum man von ihr aus zugestehen muss» dass es 
beiden Theilen au trejfflichen Rechtsgründen nicht fehlt. Wenn 
aber für bürgerliche Rechtsstreitigkeiten Gerichte und Richter da 
sind, welche, die Gesetze mögen noch so unfertig und verschiede- 
ner Auffassung fähig sein wie sie wollen, über die entgegengesetzten 
Rechtsanschauungen der streitenden Theile entscheiden müssen, 
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4. Die Reichsämter. 

77. Bei der innigen Verbindung und Wechsel- 
wirkung zwischen den verschiedenen Organen des Reiches 
war es unvermeidlich, schon in den vorhergehenden Aus- 
führungen mannichfach der Reichsämter zu gedenken; 
und nach alledem, was oben auch bereits gelegentlich 
der Reichsorganisationshoheit über dieselben bemerkt 
werden musste, können wir uns nun hier über diesen 
Gegenstand kürzer fassen. 

Vor allem ist darauf aufmerksam zu machen, dass 
in Betreff der Reichsämter sich ein ähnlicher Gang der 
Entwickelung verfolgen lässt, wie er bei den andern Orga- 
nen des Reiches stattgefunden hat. In dieser Hinsicht 
dürfte besonders daran zu erinnern sein, dass, gleichwie 
man anfänglich geneigt war, das preussische Konigthum, 
die preussischen Kammern, das preussische Ministerium 
für etwas Grösseres zu halten als das Bundespräsidium, 
den Bundesrath und den Reichstag, so man auch an einen 
Bundeskanzler nur als an einen unter dem preussischen 
auswärtigen Ministerium stehenden Präsidialgesandten 
dachte: und dass gerade durch die Bedeutung, welche 
der Reichstag inmitten der grossartigsten Ereignisse 
entwickelte, das Bundeskanzleramt nach und nach so 
hoch potenzirt wurde, wie es wirklich und zwar, nicht 



so kann für CoUisionen zwischen dem Reiche und den Einzel- 
staaten über den Umfang der beiden zustehenden Souveränetäts- 
rechte ein Gericht und ein Bichter gar nicht existiren, da es sich 
eben um streitende Souveräne handelt und die Souveränetät beider 
aufhören müsste, wenn ein Gericht über ihnen stände, beziehungs- 
weise: da dieses Gericht oder derjenige, von dem es seine Autorität 
«Mritfit% der wkliche Souverän wäre. 
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ohne einige Verdunkelung des preussischen Landtages 
selbst geschehen ist, zufolge dessen sich wol auch der 
Fürst Bismarck veranlasst sehen mochte, selber den 
Bundeskanzlerposten zu übernehmen und ihm das ganze 
Gewicht seiner Persönlichkeit zuzuwenden. 

78. Nichtsdestoweniger und theilweise gerade des- 
halb ist in Bezug auf die Verhältnisse der Reichsbeamten 
alles dasjenige, was wir über die unfertige, mitunter 
nur gewissen Persönlichkeiten angepasste Ausbildung 
des Reiches und seiner Organe mehrfach hervorgehoben, 
in mandier Beziehung besonders auffällig. 

Schon der ganze Organismus der Reichsämter gibt 
ein sehr unvollständiges Bild einer Aemterorganisation, 
da derselbe nicht weiter gehen kann als die dem Reiche 
zustehenden materiellen Regierungsrechte. Sieht man 
hiervon ab und betrachtet zunächst die Competenz des 
Kaisers hinsichtlich der Aemterbegründung \ so ist die- 
selbe eine mannichfach bestrittene, wie dies gleich in 
der fünften Sitzung des gegenwärtigen Reichstages 
(13. April 1872) bei Schaffung der Stellen eines Mini- 
sterialdirectors für die Verwaltung von Elsass-Lothringen 
und eines Chefs der kaiserlichen Admiralität deutlich 
genug hervortrat. Während ein Reichstagsbote beide 
Stellen, weil ohne Genehmigung des Reichstages ge- 
schaffen, überhaupt bemängelte, suchte der Präsident 
des Bundeskanzleramtes, unter Anerkennung dessen was 
das Recht des Reichstages, die verfassungsmässigen Be- 
Aignisse des Kaisers zu wahren. Jedenfalls hat sich bei 
dieser Gelegenheit wieder die Unklarheit des Verhält- 

• 
i Vgl. oben Nr. 43 fg. 
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nisses zwischen dem Reiche und Elsass-Lothringen deut- 
lich herausgestellt, indem sich zeigte, dass darüber ge- 
stritten werden kann, ob die sogenannte Dictatur in den 
Reichslanden die Reichsregierung ermächtige, die frag- 
liche Stelle, „die doch ein integrirender Theil des Reichs- 
kanzleramtes ^^ sei, ohne Ri^cksicht auf den Reichstag zu 
schaffen oder nicht. 

Demnächst ist auch hier auf die durchgehende 
Mischung an sich widersprechender Competen- 
zen in vielen Aemtern und in den dazu gehörigen 
Beamten hinzuweisen. Ja, alle dem Reiche dienenden 
Aemter sollen eigentlich schon an und für sich, oder sie 
müssen infolge der Doppelstellung der damit betrauten 
Beamten dem Reiche und den Einzelstaaten zugleich 
dienen. Bleiben doch die als Beamte ausschliesslich dem 
Reiche Dienenden Angehörige eines Einzelstaates, und die 
nur diesen ausschliesslich als Beamte Dienenden Reichs- 
angehörige: die erstem auf die Beachtung der Grenzen 
der Reichscompetenz, also zur Aufrechthaltung der Lan- 
desgesetze, die letztern auf die Beachtung der Grenzen 
der Landesgesetze, im übrigen zum Vollzug der Reichs- 
gesetze verpflichtet; während bei denjenigen Reichs- 
beamten, welche das Reichsamt in Verbindung mit dem 
Amte eines Einzelstaates führen, diese Mischung im 
höchsten Grade vorhanden ist. So soll sich auch in 
den Beamten der fortwährend im Gange zu erhaltende 
Ausgleich zwischen Reichseinheit und Einzelstaatsselb- 
ständigkeit vollziehen, und kann es hier nicht fehlen, 
dass daraus eine Menge von Collisionen hervorgehen, 
welche, wie verschiedenartig sie sein mögen, niemals der 
Amtsthätigkeit förderlich sein können. 
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Sehen wir ganz ab vom Militärwesen und von der 
Kriegsmarine ^, so hat schon der Bundesrath, und wenn 
man an das Keichspräsidium denkt, selbst das Kaiscr- 
thum eine Seite, die sie als Reichsämter erscheinen lässt. 
Dass sich der monarchische Charakter des Kaiserthums 
mit einer förmlichen Amtsstellung des Kaisers nicht 
vereinigen lasse, bedarf nun keiner weitern Ausfiih- 
rung mehr. Der Bundesrath aber ist aus lauter Einzel- 
staatsbeamten zusammengesetzt, welche im Bundesrathe 
nicht blos amtsmässige, sondern auch für das Reich 
Bouverine und constitutionelle Functionen auszuüben 
haben, aber selbst für die erstem nicht auf den Kaiser 
und das Reich in Dienst und Pflicht genommen, son- 
dern nur für ihre betreflfenden Heimatstaaten beeidigt sind. 

79. Dass bei Besetzung der Reichsämter mitunter 
ein Ueberwiegen des preussischen Beamtenthums statt- 
findet, welches durch das Hereinnehmen von Beamten aus 
andern deutschen Staaten nicht ganz ausgeglichen wird, ist 



^ Der Reichshaushaltsctat hat sowol die Bubrik einer ,, Marine- 
verwaltung" wie die eines „Kriegsministeriums". Aber die Chefs 
dieser Stellen sind nicht Reichsminister, sondern preussische Staats- 
minister, welche die betreflfenden Reichsgeschäfte unter dem Reichs- 
kanzler verwalten. Bezeichnend ist hier der allerhöchste Erlass 
vom 1. Januar 1872 (Reichsgesetzblatt S. 5): „In Verfolg u. s. w. 
bestimme ich, dass das Marine ministerium, unter Fortdauer 
der durch das Regulativ vom 15. Juni 1871 (Reichsgesetzblatt 
S. 272) geschaffenen Einrichtung der obern Marinebehörde, fortan 
den Namen «Kaiserliche Admiralität» führen und einen Chef 
zum Vorstande erhalten soll, welcher die Verwaltung unter der 
Verantwortlichkeit des Reichskanzlers, und den Oberbefehl nach 
meinen Anordnungen zu führen hat." Und während der Kaiser 
die deutsche Kriegsmarine „Seine" nennt, erklärt der Präsident 
des Bundeskanzleramtes, dass der Reichstag in Bezug auf die Doti- 
mng des Chefs der kaiserlichen Admiralität vollkommen freie 
Hand habe. 
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nur natiirlich. Allein vom staatsrechtlichen Standpunkte, 
namentlich von dem des föderalistischen Staatsrechtes 
aus, müsste es jedenfalls als ein Mangel gelten^ dass es 
an allgemeinen Normen für die personliche Qualification 
zum Reichsdienste (für die Staatsdienstaspiranten in El- 
sass- Lothringen sind besondere Anordnungen erlassen) 
fehlt, die Vorbereitung zum Reichsdienste nach den ver- 
schiedenen Verordnungen der deutschen Einzelstaaten 
erworben wird und dass, die gleiche Befähigung 
vorausgesetzt, über das Zahlenverhältniss, in welchem 
Angehörige der deutschen Staaten zu Reichsämtern bei- 
gezogen werden, gleichfalls eine regelnde Norm nicht 
vorhanden ist. Dagegen müssten sich alle diese Dinge 
vom Standpunkte eines monarchischen Staatsrechtes aus 
ganz anders ansehen. 

Die Anstellung der Reichsbeamten geschieht theils 
durch den Kaiser als solchen ^ , mit oder ohne Mitwir- 
kung des Bundesrathes oder eines Bundesrathsausschus- 
ses, theils durch den Reichskanzler oder die vorgesetzte 
Stelle, ohne Mitwirkung des Kaisers und Bundesrathes. * 
Und während die Reichsstellen und die dazu vom Kaiser 
ernannten Beamten die Bezeichnung „kaiserlich" zu 
führen haben (z. B. kaiserliche Generaldirection ^ u. s. w., 

^ Diese werden „unmittelbare Beichsbeamte'^ genannt. 
Reichsgesetzblatt, 1871, Nr. 32, S. 303. 

2 Vgl. z. B. Gesetz über Errichtung eines obersten Gerichts- 
hofes in Handelssachen vom 12. Juni 1869, §. 4. 

3 Die Eisenbahnen des Reiches in Elsass- Lothringen heissen 
„Reichs-", nicht „Kaiserliche" Eisenbahnen (Verordnung vom 
27. Februar 1872, Reichsgesetzblatt S. 59), die oberste Verwal- 
tungsstelle über dieselben „Kaiserliche Generaldirection der Eisen- 
bahnen in Elsass- Lothringen". (Reichs- und Freussischer Staats- 
Anzeiger, 1871, Nr. 208, Beilage 1, S. 4274.) Auch der Name 
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kaiserlicher Rath u. s. w.), der Reichskanzler als solcher 
unzweifelhaft auch zu den vom Kaiser ernannten Be- 
amten des Reiches gehört (Reichsverfassung Art. 15 und 
Gesetzentwurf, die Rechtsverhältnisse der Reichsbeamten 
betreffend, vom April 1872, §. 25), ist doch der allerhöchste 
Erlass vom 3. August 1871 (Reichsgesetzblatt S. 318), 
welcher bestimmt, dass „die nach Massgabe der Ver- 
fassung und der Gesetze des Deutschen Reiches vom 
Kaiser ernannten Behörden und Beamten als kaiser- 
lich zu bezeichnen sind", nicht an den kaiserlichen 
Kanzler, sondern an den „Reichskanzler^^ gerichtet*, 
eine Erscheinung, die dem Reichskanzler in bedeutungs- 
voller Weise eine ganz exceptionelle Stellung im Reiche 
anweist und dadurch noch interessanter wird, dass der 
nichtkaiserliche Reichskanzler zugleich königlich preussi- 
scher Ministerpräsident u. s. w. ist. Auch die Consuln, 
welche der Kaiser ernennt, werden nicht als kaiserliche, 
sondern als Consuln des Deutschen Reiches ernannt. 



„Bundesamt" kommt noch in den Gesetzen des Jahres 1871 vor; 
vgl. z. B. Reichsgesetzblatt S. 316, 319. 

* Die preussische Oberrechnungskammer, deren Mitglieder der 
Kaiser nicht als solcher, sondern als König von Preussen er- 
nennt, also auch nicht zu den unmittelbaren Beichsbeamten zählen, 
heisst, insofern sie die Controle des gesammten Haushalts des 
Deutschen Beiches zu fuhren hat: „Rechnungshof des Deut- 
schen Beiches". In welcher Eigenschaft aber hat der Kaiser 
einen bairischen Beamten zu diesem Bechnungshofe herbeigezogen? 
Wohin gehören die Beamten des Beichstages, für dessen Bureau 
58971 Thlr. im Ausgabeetat des Beichshaushaltes stehen? (Vgl. Ge- 
schäftsordnung des Beichstages, §. 12.) Auf diese Frage antwor- 
tete der Bundesrathsbevollmächtigte Achenbach in der Beichstags- 
sitzung vom 23. April 1872: „dass die Lage derselben erst in 
nächster Zeit werde geregelt werden". Die Verleihung „der Bechte 
der Beichsbeamten" würde aber für sich allein die Beichstags- 
beamten noch nicht zu Beichsbeamten machen. 
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was nicht hindert, sie selbst officiell bald „Kaiserlich", 
bald Consuln ohne jeden Zusatz zu nennen. Vgl. Reichs- 
gesetzblatt, 1872, S. 82, Nr. 805 und 806. 

80. Einem andern üebelstande, der darin gefunden 
werden muss, dass die Verhältnisse der Reichsbeamten 
dem Reiche gegenüber bisher nur durch einige höchst 
specielle Gesetze äusserst lückenhaft geordnet waren, 
soll durch den schon öfter erwähnten Entwurf eines 
Gesetzes über die Rechtsverhältnisse der Reichsbeamten 
abgeholfen werden. Allein schon bei der ersten Vorli^e 
dieses Entwurfs ^ an den Reichstag haben sich gelegent- 
lich der Generaldiscussion in sehr wichtigen Beziehungen, 
z. B. hinsichtlich des Pensionssystems, des Abschnittes 
über die Dienstvergehen und das Disciplinarverfahren, 
der Verantwortlichkeit der Beamten, der Uebergehimg 
der Beamten des Reichstages u. s. w. so erhebliche Be- 
denken geäussert, dass die Vorlage wenigstens zum Theil 
an eine Commission verwiesen und erst nach sehr wesent- 
lichen Aenderungen vom Reichstage angenommen wurde. 
"Wir können in diesem Augenblicke das weitere Schicksal 
dieser Gesetzvorlage nicht voraussehen, da sich der 
Bundesrat!! darüber noch nicht ausgesprochen hat. Wenn 
sie aber auch in der vom Reichstage festgestellten Form 
seitens des Bundeaurathes, wie allgemein vermuthet wird. 



* Schon dem Reichstage des Norddeutschen Bundes hatte wieder- 
holt ein Gesetzentwurf über diesen Gegenstand vorgelegen und war 
jedesmal an eine Commission verwiesen worden (1869, 1870). Nur 
die zweite dieser Commissionen gelangte zu einer abschliessenden 
Erledigung ihrer Aufgabe, und sind die meisten ihrer Beschlüsse 
in die neue Vorlage übergegangen. Vgl. die Rede des Bundes- 
commissars Achenbach in der sechsten Sitzung des Reichstages 
vom 15. April 1872. 



Zur Kritik der Deutschen Reichsverfassung. 175 

zur Annahme gelangt, so würde trotzdem noch manches 
zu erledigen übrigbleiben \ und weisen in ihr selbst 
zahlreiche Bestimmungen darauf hin, dass die bisher 
hervorgehobenen Unfertigkeiten in der Organisation des 
Reiches selbst noch fortbestehen sollten. In ersterer 
Beziehung vdrd die Regelung der Zulässigkeit einer ge- 
richtUchen Verfolgung von Reichsbeamten wegen dienst- 
licher Handlungen oder Unterlassungen einem künftigen 
Reichsgesetze, die Vorschriften über den Urlaub der 
Reichsbeamten und deren Stellvertretung dem Kaiser 
vorbehalten; Titel, Rang und Uniform der Reichsbeamten 
sollen durch einfache kaiserliche Verordnung, dagegen 
die Bestimmungen über die Höhe der den Reichsbeamten 
zu gewährenden Diäten u. s. w. durch eine nur im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesrathe zu erlassende Verord- 
nung des Kaisers geregelt werden. Während nun, was 
den zweiten Punkt angeht, der Genehmigung des Bundes- 
rathes und seiner Bestimmung noch manches vorbehalten 
ist (vgl. §. 5 und 51 des Gesetzes), finden wir in §. 29 
ein sehr wichtiges Recht von der Genehmigung des 
Reichskanzlers, im §. 32 die Entlassung gewisser Kate- 
gorien von Reichsbeamten von der die Anstellung ver- 
fügt habenden Behörde abhängig gemacht, und endlich 
noch immer die verschiedensten Particularrechte, z. B. 
das Recht des dienstlichen Wohnsitzes, oder das Recht 
des Wohnortes, oder das Recht des Heimatsstaates, oder 
das der Hauptstadt des Heimatsstaates für diese oder 
jene Seite des Beamtenverhältnisses als massgebend an- 

^ Wir erinnern nochmals daran, dass eine definitive Ordnung 
für den Keichsrechnungshof auch auf dem letzten Reichstage nicht 
erzielt werden konnte. 
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geführt. Wir begreifen vollkommen, dass dieses Gesetz 
von den gegenwärtigen Verhältnissen nicht absehen 
konnte; man wird aber auch zugeben müssen, dass sie 
in demselben deutlich reflectiren. 

81. Es übrigt noch, zum Schlüsse dieser Betrach- 
tung über den Stand des die Reichsämter und Reichs- 
beamten betreffenden Reichsrechtes, die Stellung des 
Reichskanzlers etwas näher und im Zusammenhange mit 
dem Ganzen zu betrachten. 

Nach der Reichsverfassung und einzelnen Reichs- 
gesetzen enthält das Reichskanzlerthum folgende haupt- 
sächliche Competenzcn: a) Der Reichskanzler hat die 
Leitung aller Geschäfte des Reiches ohne Ausnahme. 
Alle Fäden der gesammten Reichsverwaltung laufen in 
seiner Hand zusammen. Alle Reichsämter stehen ent- 
weder direct oder doch indirect unter ihm. Die selb- 
ständigen Competenzen, welche einzelnen Reichsbehorden 
zustehen, liegen entweder in der Art des Amtes an und 
für sich, wie z. B. bei dem Reichs -Oberhandelsgericht, 
oder sie sind die Folge des vorgesetzten Dienstverhält- 
nisses, welchen Falles sie sich wiederum der Einwirkung 
des Reichskanzlers nicht entziehen können. Von der 
Verantwortlichkeit, beziehungsweise Gegenzeichnung des 
Reichskanzlers allein ist die Vollziehbarkeit aller kaiser- 
lichen Willensacte, selbst die Publication und jede Aus- 
führung der Reichsgesetze abhängig. Dies erstreckt sich 
auf alle Zweige der Reichsgewalt, ein Umstand, der die 
Intensität des in dieser Stellung liegenden Einflusses 
wesentlich erhohen muss. Denn es gibt, wie nicht mehrere 
Minister, so auch nicht mehrere auf ihre Verantwortlich- 
keit sich berufende Ansichten in der Reichsregierung. 
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Der Kaiser kann nie zwischen verschiedene verantwort- 
liche Meinungen gedrängt werden und hat, wenn der 
Reichskanzler die Verantwortung nicht übernehmen will, 
keine andere Wahl, als entweder seiner Ansicht sich 
anzuschliessen oder ihn zu entlassen. Es ist aber zwischen 
der Entlassung eines Ministers, der alle Ministerien in 
seiner Person vereinigt, und zwischen der Entlassung 
eines einzelnen Ressortministers oder eines vielköpfigen 
Gesammtministeriums, ein grosser Unterschied, auch dann, 
wenn die Umstände und die fragliche Persönlichkeit 
nicht wie hier von der exceptionellsten Art sind. 

Demnach erscheint aber der Reichskanzler als der 
massgebende Chef der ganzen Reichsverwaltung, der 
auswärtigen wie der innern, der militärischen und mari- 
timen wie der civilen Angelegenheiten des Reiches, in 
den unmittelbaren Reichslanden wie in dem mittelbaren 
Gebiete des Reiches. Im Zusammenliange damit steht, 
was die Reichverfassung in den Art. 70 und 72 anordnet 
und was die Geschäftsordnung des Reichstages in den 
§§. 25, 27, 30, 66 bestimmt hat. 

b) Als Mitglied und Vorsitzender des Bundcsrathes 
hat der Reichskanzler, abgesehen von dem Einflüsse 
seiner Persönlichkeit, auf die Verhandlungen und Be- 
schlussfassungen desselben eine um so grössere Ein- 
wirkung, als ihm in seiner Kanzlereigenschaft das ganze 
Bundeskanzleramt zur Verfügung steht und er vermöge 
seiner Stellung im preussischen Staate auch darüber 
massgebenden Aufschluss zu ertheilen vermag, was dem 
grössten deutschen Einzelstaate gegenüber im Reiche 
durchgesetzt werden kann. Im Verhältniss zu den Be- 
schlüssen des Reichstages hat sich diese Stelhuig des 

V. Held, Deutscbo Beichaverfassung. 12 
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Reichskanzler», in welcher derselbe überhaupt die Selb- 
ständigkeit der Einzelstaaten wenigstens gewissermassen 
mit vertritt, schon mehrfach sehr wirksam erwiesen. 

c) Der Reichskanzler hat, bald unmittelbar und 
allein, bald im Einvernehmen mit dem Bundesrathe, das 
Recht, Reglements, Verordnungen u. s. w. zu erlassen, 
und zwar in einem Umfange, welcher oft einen Einfluss 
gewährt, der manchen Gesetzen abgeht und tief in Ver- 
hältnisse, welche sonst der Gesetzgebung vorbehalten 
sind, eingreift. Demgemäss stellt er viele Beamte an 
(Gesetz über Errichtung eines obersten Gerichtshofes 
für Handelssachen vom 12. Juni 1869, §. 4); andern 
vom Kaiser ernannten Beamten hat nur er gewisse wich- 
tige Competenzen zu ertheilen (Gesetz über Organisation 
der Bundesconsulate vom 8. November 1867, §§. 13, W. 
— Allgemeine Dienstinstruction für die Consuhi des 
Deutschen Reiches vom 6. Juni 1871 in Hirth's „An- 
nalen", Jahrgang 1871. — Gesetz über die Eheschliessung 
im Auslande vom 4. April 1870 u. s. w.); er erlässt die 
consularischen Tarif bestimmungen (Provisorischer Ge- 
bührentarif vom 15. März 1868) und Postreglements 
(Postgesetz vom 1. November 1871, §. 50), schreibt die 
Matricularbeiträge der Bundesglieder aus (Reichsver- 
fassung Art. 70, 72) vertheilt das Gold für die Prägung 
der Reichsgoldmünzen an die deutschen Münzstätten 
(Gesetz über die Reichsgoldmünzen vom 7. November 
1871, §. 6), gibt Schatzanweisungen hinaus und be- 
stimmt deren Zinssatz (vgl. z. B. die Bekanntmachung 
des Reichskanzlers vom 1. Januar 1871, Reichsgesetz- 
blatt, S. 1 fg. — Gesetz über die Fesstellung des Haus- 
haltsetats des Deutschen Reiches pro 1872, §§. 4, 5) u. s. w. 
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Wenn man, was schwer ist, alle diese Competenzen 
des Reichskanzlers zusammenzufassen und dabei ihre 
Tragweite zu bemessen sucht, damit aber auch, was 
noch schwerer, die Competenzen desselben in den Reichs- 
landen und seine Stellung, oder vielmehr seine Stellungen 
im Königreiche Preussen verbindet, so muss der erste 
Eindruck der sein, dass etwas Originelleres und Gross- 
artigeres als das deutsche Reichskanzlerthum in der 
ganzen Geschichte der öffentlichen Aemter sich nicht 
finde, dass also das Deutsche Reich auch in dieser Be- 
ziehung ganz neu ist. Man wird aber gleichzeitig er- 
kennen müssen, dass dieses deutsche Reichskanzlerthum 
zu seinem Träger nicht etwa blos einen ausgezeichneten 
Mann, sondern einen Riesen erfordere. Demgemäss 
kann es aber nicht auf die gewöhnliche Amtsnachfolge 
berechnet sein; es ist keine objective, sondern eine rein 
personliche Einrichtung, nicht für immer, sondern nur 
für deren gegenwärtigen Träger und durch ihn ge- 
schaffen. 

So sehr dies einem Uebergangszustande, wie der 
unserige es ist, entsprechend erscheint, ebenso sehr 
müsste es mit dem Postulat an jedes eigentliche Staats- 
amt, mit dem seiner Continuität und Continuirbarkeit, 
in Widerspruch kommen. 

Auch der Erkenntniss wird man sich nicht ver- 
schliessen können, dass die gegenwärtige Doppelstellung 
des Reichskanzlers, wie glücklich ihr jetziger Träger 
durch seine besondern persönlichen Eigenschaften und 
unterstüzt durch seine Erfolge die aus ihr erwachsenden 
CoUisionen der Reichskanzler- und Staatsministercompe- 
tenzen, resp. Pflichten zu lösen verstanden hat, in dem 

12* 
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Moment unhaltbar werden müsste, wo die grosse Frage: 
ob deutsche Staatseinheit oder deutsche Staatenmehr- 
heit? in ein kritisches Stadium getreten wäre. 

Man wird endlich einsehen müssen, dass die in dem 
Reichskanzlerthume liegende Häufung von verantwort- 
lichen Competenzen der verschiedensten Art und ihre 
Verbindung mit der verantwortlichen Ministerpräsident- 
schaft eines Einzelstaates in einem so wichtigen ücber- 
gangsstadium, wo es sich auch bei allen den so ver- 
schiedenen Ressortsachen vorzüglich um die Durch- 
führung einer einheitlichen Politik handelt, zwar voll- 
ständig gerechtfertigt ist: dass ferner die Schwierigkeiten 
einer solchen Stellung durch die Verbindung des mäch- 
tigsten deutschen Konigthums mit dem Deutschen Kaiser- 
thum vielfach gemildert werden. Allein oflfenbar hat 
beides wieder seine eigenen Gefahren. Die zu sehr über- 
wiegende Bücksicht auf die Einheit der Politik konnte 
leicht der objectiven Zweckmässigkeit in den Gesetzen 
und Einricjitungen schädlich und das ausschliessliche 
Anlehnen an das preussische Königthum und den preussi- 
schen Landtag weder mit der bundesrechtlichen Seite 
des Reiches noch mit der monarchischen, alles über- 
ragenden Seite des Deutschen Kaiserthums in Einklang 
gesetzt werden. 

Deshalb ist die gegenwärtige Gestaltung des Reichs- 
kanzlerthums, gleichviel ob die unausbleiblichen weitern 
politischen Entwickelungen Deutschland der Staaten- 
mehrheit oder der staatlichen Einheit näher bringen, für 
die Dauer unhaltbar, wie sie schon jetzt, indem sie dem 
föderalistischen und dem einheitlichen Elemente unserer 
Zustände gerecht zu werden sucht, Widersprüche in sich 
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trägt^ die ein anderer Inhaber derselben als der gegen- 
wärtige Mos durch seine Persönlichkeit zu decken und 
zu losen nicht im Stande sein wird. 

Bismarck hat mit wunderbarem Geschick in dem 
preussischen Königthum als Deutschem Kaiserthum das 
Prastigium einer grossen, starken, würdigen, nationalen 
Monarchie, in dem Bundesrathe die Capacitäten des be- 
rufs' und fachmässigen staatsmännischen Elements aller 
deutschen Einzelstaaten, in dem auf den breitesten Grund- 
lagen beruhenden Reichstage die Macht des deutschen 
l^^nheits- und Freiheitsgedankens, in der Organisation 
der £eichsämter eine Fülle politischer Fähigkeit dem 
neuen Reiche zugewendet. Wenn er der erste deutsche 
Fürst war, den der Deutsche Kaiser schuf, so erscheint 
dies nur als der Ausdruck dafür, daes er der Forderste 
sein soll an der Leitung der Verwaltung des neuen 
Reiches. Möge es ihm beschieden sein, dieser Verwal- 
tung so lange vorzustehen, bis er, das Unfertige, Wider- 
spruchsvolle und rein Persönliche in allen Zweigen und 
Eiinrichtungen nach und nach auf dem Wege gesetzlich- 
organischer Entwickelung beseitigend, sein Werk für 
die Zukunft gesichert sehen kann. 



Dritter Abschnitt. 



Schlussbetrachtiiiig. 

82. Zum Schlüsse dürfte es gestattet sein, auf den 
Standpunkt unserer kritischen Betrachtungen zurückzu- 
kommen und deren Berechtigung etwas bestimmter nach- 
zuweisen. 

Ueberflüsrig möchte dies wol kaum erschdtken. 
Zwar können wir nicht beabsichtigen, allen den mög- 
licherweiser sich gegen unsere Ausführungen erhebenden 
Bedenken zu begegnen. In dieser Hinsicht genügt zu 
bemerken, dass wir frei von jeder Parteiansicht und von 
jedem Parteiinteresse gesprochen haben ; dass wir in der 
Hauptsache nichts Neues sagten ^ und die Bedeutung 
dieser Schrift nur darin bestehen soll, dass und wie sie 
Dinge gesagt hat, die viele wissen, mehrere noch denken, 
wenige aber im Causalzusammenhange erwägen und offen 
aussprechen. ^ 

^ Erst am 17. April 1872 erklärte ein bairischcr Minister und 
Bundesrathsvertreter den Misstand der Collisionen zwischen den 
Sitzungen des Reichstages und der Einzellandtage aus den „un- 
fertigen Zuständen des jungen Reiches*^ 
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Ebenso wenig halten wir unsere Ausführungen für 
ganz vollständig und über allen Irrthum erhaben. In 
dieser Beziehung werden wir jede weitere Ergänzung 
und tiefere Begründung freudig begrüssen, jede Berich- 
tigung mit Dank aufnehmen. 

Aber wir gehen sicher nicht fehl, wenn wir vorher- 
sehen, dass man auch aus andern Gründen sowol von 
Seiten mancher Praktiker wie von Seiten mancher Theo- 
retiker dieser Schrift den Krieg erklären werde. 

83. Von den Praktikern werden die einen, die 
particularistischen, ferner die unstaatlich oder die un- 
deutsch gesinnten, nicht ohne Bitterkeit erkennen, dass, 
bei der von uns aufgestellten einzig möglichen Alter- 
native für die Zukunft Deutschlands und seiner Volker, 
imsere Wünsche und Hoflfnungen nicht für die Wieder- 
herstellung einer jetzt nur um so kläglichem Staaten- 
mehrheit, sondern für die Vollendung einer starken und 
freien staatlichen Einheit sind. Ein anderer Theil der 
Praktiker, deren Wünsche und Ansichten von der Zu- 
kunft Deutschlands im wesentlichen mit den unserigen 
übereinstimmen, würden es für überflüssig, unzeitig, ja 
gefährlich halten, dass den neubegründeten und noch 
im Flusse befindlichen Zuständen gegenüber eine Kritik 
geübt werde, die, indem sie die Achtung vor dem Be- 
stehenden und das Vertrauen auf dessen Dauerhaftigkeit 
im Reiche und in den Einzelstaaten untergräbt, auch die 
Zukunft gefährdet. Vorwürfe rein persönlicher Art wie: 
Untreue, Undankbarkeit, Eitelkeit u. s. w. dürften dabei 
nicht fehlen. 

Die Theoretiker aber könnten sich versucht sehen, 
zu sagen, dass bei einem Werke, wie die gegenwärtige 
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Deutsche Reichsverfassung, die Zeit zu einer wissen- 
schaftlichen Kritik noch gar nicht gekommen, eine solche 
Kritik jetzt noch nicht möglich sei, oder: dass die Eägen- 
thümlichkeiten der Deutschen Reichsverfassung keines- 
wegs derartige seien, als dass nicht aus Vergangenheit 
und Gegenwart genügende Analogien sich dafür anboten. 

Solchen praktischen und theoretischen Bedenken 
glauben wir hier schon insoweit entgegentreten zu sollen, 
als nothwendig ist, die objective Berechtigung dieser 
Schrift dagegen zu vertheidigen und unsere Ansichten 
gegen den Vorwurf der Unpraktischkeit und Unwissen- 
schaftlichkeit einigermassen sicherzustellen. 

84. Den Praktikern möchten wir vorzüglich Fol- 
gendes zur Erwägung stellen: 

Was eine naturgesetzliche, d. h. eine nach der 
Natur des Menschen und des Staates absolute Nott- 
wendigkkeit ist, kann durch keine individuellen Wunsche 
imd Ansichten über einen concreten staatlichen Zustand 
eines Volkes aufgehalten werden, auch dann nicht, wenn 
noch so viele diesen Zustand als einen besonders guten 
und deshalb erhaltungswerthen betrachten sollten. Ein 
jedes Volk ist aber staatlich krank, auch wenn es sich 
momentan ganz wohl fühlen sollte, solange die Frage, wo 
die oberste Gewalt ausschliesslich und vollständig sitzt, 
unentschieden ist. Deutschlands gegenwärtiges Wohlbefin- 
den liegt nicht darin, dass es sich staatlich vollkommen 
wohl fühlt, sondern darin, dass ein altes, grosses und 
schweres Uebel in eine glückliche Krisis getreten ist, 
welche nicht nur gegen früher eine erfreuliche Besse- 
rung zeigt, sondern auch den Glauben, das Vertrauen 
an weitere Bessenmg und endliche Heilung zulässt. 
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Nur diejenigen Deutschen befinden sich den Umständen 
gemäss wohl, welche diesen Glauben, dieses Vertrauen, 
die nun wenigstens eine reale und gesetzlich anerkannte 
Basis haben, zu theilcn vermögen. Daher wächst auch 
mit diesem Glauben und dem ihm entspringenden Wohl- 
befinden das Misbehagen der Gegner, denen um ihre 
Plane bang ^nrd, ohne dass sie freilich ganz oder für 
immer auf ihre geradezu entgegengesetzten Hoflhungen 
verzichtet hätten. Während aber jene auf eine allmäh- 
liche, also natürlich verlaufende Besserung rechnen, grei- 
fen diese nach heroischen Mitteln, nach Gewaltcuren, 
oder suchen doch das Vorhandensein des Uebels, even- 
tuell die Möglichkeit seiner Beseitigung, zu leugnen. 
Da es nun gleich gefährlich wäre, ein üebel mit einem 
andern vielleicht grossem vertreiben oder seinen unge- 
hinderten Fortgang veranlassen zu wollen, so erscheint 
es nöthig, dass auch diejenigen, welche den gegenwär- 
tigen Zustand Deutschlands noch mit ungetheiltem, selbst- 
genügsamem Beifall betrachten zu können glauben, über 
den wirklichen Charakter der Situation sich keiner Täu- 
schung hingeben. 

Von selbst aber versteht es sich wol, dass, wenn 
es sich um die Erkenntniss und den Ausspruch einer 
grossen politischen Wahrheit handelt, von Treue, Dank- 
barkeit, Eitelkeit u. s. w. in dem gewöhnlichen Sinne 
politischer Parteischlagworte oder im Sinne des 
Verkehrs zwischen einzelnen Menschen nicht die Rede 
sein kann, und muss es wol jedem einzelnen an- 
heimgestellt werden, wie er seine Erkenntniss 
der Wahrheit mit seinen persönlichen Beziehun- 
gen in Einklang zu setzen vermag. 
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Eine Wahrheit der bezeichneten Art aber, eine 
Wahrheit, welche in der Ethik und Vernunft nicht min- 
der als in der physischen Natur ihre vollständige Be- 
stätigung findet, ist die, dass es für ein und dasselbe 
Gebiet, für ein und dasselbe Volk nur eine höchste 
Gewalt geben, oder: dass eine Mehrheit von Gebieten 
und staatlichen Volkern, deren jedes eine solche höchste 
Gewalt hat, nicht eine staatlich geartete Eiuheit 
sein könne; dass ferner jene eine und höchste Gewalt 
eine vollständige sein müsse, also nicht eine theilweise 
oder theilbare sein könne; endlich: dass sie einer ein- 
heitlichen persönlichen Darstellung, gleichviel ob durch 
eine Einzelperson oder durch eine Art von Gesammt- 
persönlichkeit, absolut bedürfe. 

Diese Wahrheit passt in ihrer Allgemeinheit auch 
auf alle diejenigen Gemeinwesen, die zwischen staat- 
licher Einheit und einer Staatenmehrheit schweben, und 
wird auch durch die Geschichte wie durch die Gesammt- 
zustände der betreffenden Nationen bestätigt. 

Denn das Eigenthümliche solcher Zustände besteht 
nicht darin, dass auf sie die fragUche Wahrheit keine An- 
wendung fände, sondern darin, dass der Sitz der höch- 
sten Gewalt unbestimmt und wechselnd, die Träger- 
schaft derselben unklar ist und deshalb Verfassungs- 
kämpfe und Verfassungsrevisionen zu den gewöhnlichsten 
Erscheinungen des Lebens dieser Nationen gehören. 

Ob aber ein staatlich vollständig geeintes Volk sich 
in mehrere staatlich selbständige Völker auflöse, oder 
ob mehrere staatlich selbständige Völker sich zu einem 
einzigen staatlichen Verbände zusammenschliessen — wie 
lange und gewunden die Wege zu einem dieser beiden 
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Ziele^ wie glücklich die zwischen ihnen liegenden Ueber- 
gangsstadien erscheinen mögen, wie bald sich vielleicht 
das Volk wieder der entgegengesetzten Strömung hin- 
gebe — das eine oder das andere muss sich vollziehen. 
Was der Mensch dazu thun kann, ist nur, dass es sich 
rechtzeitig und in der rechten Weise vollziehe * oder 
nicht. Die Gründe, welche gegen unsere Alternative 
angeführt werden könnten, beruhen, sofern man da- 
mit das Gegentheil unserer Behauptung':darthun 
will, auf Täuschungen , welche die Folge der Unfertig- 
keit und ihres mangelnden Verständnisses oder eines 
staatowidrigen Willens sind, gleichviel, wie zahlreiche 
theoretische Begriffe man erfand, literarisch ausstaffirte 
und selbst in die Gesetze aufiiahm, um die Wirklich- 
keit zu verhüllen. Solche Begriffe sind z. B. Födera- 
lismus, Föderative, nationale Staatenverbindungen, zu- 
sammengesetzter Staat, Bundesstaat, Staatenbund, Hege- 
monie, Vormächtlichkeit, Protectorat, Suzeränetät, Va- 
sallenstaat, Satrapien, Grosskönigthum u. s. w. Denn 
alle diese Formen, denen gewissermassen selbst die so- 
genannten Unionen zugezählt werden müssen, sind nichts 
Fertiges oder Bestimmtes, woraus mit Sicherheit etwas 
anderes abzuleiten wäre, als eben eine solche Unfertig- 

* Indem wir dies aussprechen, erinnern wir uns der Worte 
aus der rhythmischen Vorrede des Sachsenspiegels: 

Allen lüten ich nekan 
zu Danke sprechen noch ne sol; 
Min buch ne horte nie der mau 
deme iz al behagete wol; 
Doch tröstet daz wol min mut: 
Swaz eineme dar an wirret, 
Daz iz wol tusend dünket gut, 
süs blive ich unverirret. 



188 Dritter Abschnitt. 

keit und Unbestimmtheit, welche einer weitern Ent- 
wickelung bedarf. Sie sind Ableitungen aus momentanen 
Zuständen und einzelnen eminenten Persönlichkeiten, die, 
wie lange sie sich äusserlich scheinbar unverändert 
fortsetzen lassen, doch immer etwas wesentlich Provi- 
sorisches an sich tragen und die fortwährende innere 
Gärung von Zeit zu Zeit durch überraschende Krisen 
verrathen. 

Es ist also wirklich eine absolute Wahrheit, dass 
entweder Deutschland und nur es ein Gemeinwesen von 
vollständig staatlichem Charakter werden, oder dass die 
deutschen Staaten den Charakter vollständiger Staa- 
ten wiedererlangen müssen, erstemfalls also die deut- 
schen Staaten zwar nicht eine gewisse politische Selb- 
ständigkeit, wohl aber die staatliche Eigenschaft ver- 
lieren, letztemfalls dagegen die neubegründete staats- 
rechtliche Einheit Deutschlands, folglich Deutschlaiid 
selbst untergehen würde. In der einen oder in der an- 
dern Richtung muss die allerseits anerkannte „Unfertig- 
keit unserer Zustände" fertig werden; wann? ist eine 
Frage der Zeit; wie? die Sache der deutschen Nation 
und ihrer Gesetzgebungsfactoren. 

Ein Drittes gibt es nicht, und es frommt der Gegen- 
wart wie der Zukunft, aus diesem Gesichtspunkte der 
Unfertigkeit der bestehenden Reichsverfassung fest und 
offen ins Gesicht zu sehen. Denn in jener Wahrheit 
liegt der Grund wie der Sinn ihrer Unfertigkeit und, 
neben ihrer vollständigen Berechtigung für den Moment 
ihrer Entstehung, die Nothwendigkeit ihrer fortwährenden 
Veränderung, bis einer der beiden rechtlich feststehen- 
den Punkte definitiv gewonnen ist. Danach will die 
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Elasticitat in den Verfassungsbestimmungen, die Un- 
entschiedenheit ihrer Einrichtungen, der den Persönlich- 
keiten gelassene Spielraum, die rastlose Thätigkeit der 
Reichsgesetzgebung und die mit ihr verbundenen Kämpfe, 
ein gewisser Mangel objectiver Consequenz, die über- 
wiegende Rücksicht auf momentane Opportunität und 
am Ende jeder weitere Schritt in der Entwickelung der 
deutschen staatsrechtlichen Zustände nach Ursachen und 
Wirkungen beurtheilt werden. 

Möge aber Deutschland als eine staatliche Einheit 
oder als eine Staatenmehrheit fertig werden, es ziemt 
einer Nation, wie der imserigen, den grossen Gang ihrer 
Geschichte zu erkennen, die denselben entsprechende 
Zukunft zu wollen und bewusst daran zu arbeiten, 
nicht aber alles dem Zufall, dem Moment, der Wirkung 
materieller Mächte, dem Getriebe einseitiger Partei- 
bestrebungen anheimzustellen, um schliesslich, von einem 
ihr fremden Resultate überrascht, die Hände über den 
Kopf zusammenzuschlagen oder fatalistisch den Rücken 
imter dem angeblich Unvermeidlichen zu beugen. 

Und auf dass geschehe, was sich ziemt, was ,,ehr- 
bar^^ ist und auch allein frommen kann, dazu hat auch 
die Wissenschaft um ihrer Freiheit und Ehre willen 
ihres heiligen Amtes zu walten. Dies und nur dies war 
die Tendenz unserer kritischen Gänge, die weder das 
Werk der Praxis geringschätzen, noch die Zukunft ohne 
die Erfahrungen, Einsichten und kräftige Mithülfe der 
Praktiker sich denken können. 

Darum haben wir auch die Unfertigkeiten der gegen- 
wärtigen Reichsverfassung offen als deren grösste Stärke 
und Tugend bezeichnet, wenn man nur ihre Entstehung 
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und die ersten Zeiten des Bestandes in Anschlag bringt. 
Aber gerade je mehr dies richtig ist, desto begründeter 
ist auch, was wir im Hinblick auf eine weitere Zukunft 
von derselben behauptet haben. 

Wohl gibt es kein Organ des Reiches — und dazu 
gehört auch jeder einzelne Deutsche als solcher oder 
als Reichsbürger — welches nicht bei jedem politischen 
Gedanken, jeder politischen Handlung in sich selbst das 
Vorhandensein der noch ungelösten Widerspruche zwi- 
schen dem Reiche und den Einzelstaaten fühlte und fort- 
während die daraus hervorgehenden Collisionen in und 
an sich selbst zur Entscheidung bringen müsste. Das 
Unfertige und Biegsame der Reichsverfassung, unter- 
stützt von der rechtlichen Freiheit, sich so oder anders 
zu entschliessen, wie sie auch die Folge der ihre Stramm- 
heit eingebüsst habenden Landesverfassungen ist, er- 
leichtert natürlich diesen Process. Immer aber bleibt 
es unvermeidlich, dass bei allen den zahllosen angedeu- 
teten Entscheidungen entweder in der Richtung auf die 
staatliche Reichseinheit oder in der Richtung auf die 
Theilselbständigkeit vorgegangen wird, also, da dies nicht 
in beiden Richtungen so gleichmässig geschehen kann, 
dass sich die beiderseitigen Entscheidungen paralysiren, 
entweder jene oder diese zunehmen muss. Das Streben, 
in der einen oder andern Richtung wirklich zum Staate 
zu gelangen, ist demnach ebenso wenig abzuschneiden, 
wie der Statusquo an sich immer aufrecht zu erhalten. 

Dabei darf man sich nicht verhehlen, dass für eine 
längere Dauer ein die volle Staatsaction hemmender un- 
entschiedener Zustand gerade jetzt und bei uns beson- 
ders bedenklich wäre; denn einmal können, gedeckt 
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durch die ausgedehnten gesetzlichen Freiheiten und po- 
litischen Rechte, unter der Gunst unserer unfertigen 
staatsrechtlichen Zustände , die social-communistischen 
und absolut-orthodoxen Feinde des modernen Staates 
überhaupt und des deutschen Staates insbesondere viel 
energischer und ungehinderter vorwärts gehen, und sind 
bereits im Schutze ihrer durch die allgemeine Achtung 
der Freilieit weit gediehenen, die ganze Welt über- 
ziehenden und fast für unantastbar gehaltenen Organi- 
sationen wirklich sehr weit vorwärts gegangen. Bei der 
Schwache der deutschen Einzelstaatsgewalten müssten sie 
durch eine fortdauernde Unvollständigkeit und Unklar- 
heit der Reichsgewalt nur an Terrain gewinnen. Dass 
factisch das Stichwort doch von Berlin ausgegeben 
wird, würde weder dem Reiche noch der Selbständig- 
keit der Einzelstaaten zugute kommen. Dann ist aber 
noch zu bedenken, dass der auch ausserdem noch ewig 
bestehende Kampf zwischen staatlicher Ordnung und 
personlicher Freiheit sich mit den bezeichneten Collisionen 
zwischen dem Reichsstaate und den Theilstaaten in der 
mannichfachsten Weise verbinden und kreuzen muss, 
letztern an sich schon sehr reich fundirten Collisionen 
also stets noch neues Material zuführt, wie aus ihnen 
neue Materialien zugeführt erhält. 

Täuschen wir uns nicht! Auch abgesehen von dem 
Dräuen der verschiedenen starken Gegner staatlicher 
Ordnung und Freiheit ist, trotz einer im ganzen für 
den Augenblick satisfacirten Stimmung, etwas in der 
politischen Atmosphäre Deutschlands, was eine wahre 
Befriedigung selbst bei bescheidenen und gern optiipi- 
stischen Männern nicht recht aufkommen lässt. Wir 
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können gewiss nicht die Absicht haben, eine unmotivirte 
Unzufriedenheit erst zu erwecken — ja wir wollen die 
fragliche Unbefiiedigtheit nicht einmal eine wirkliche 
Unzufriedenheit nennen. Aber eben jene Unbefriedigt- 
heit muss, falls sie nicht einem dumpfen Indiflferentismus 
Platz machen soll, streben, und ihr Streben soll ein 
rechtes, ein lebendiges und Leben gebendes, nicht ein 
unpfoductives, sich selbst aufreibendes sein. 

Die Bescheidenheit ist eine grosse Tugend, wenn 
man sich um grosserer, höherer Ziele willen be- 
züglich dieser oder jener Mängel bescheidet; wenn sie 
aber die einzige politische Tugend eines Volkes sein 
soll, in dem Sinne, den wahren Fortschritt abzuschneiden, 
dann wäre sie in der That das grösste Laster. Und 
wenn ganz gewiss die Unfertigkeit der Deutschen Reicis- 
verfassung ihren Grund nicht nur nicht in einem niedri- 
gem Culturgrade der deutschen Nation, sondern viel- 
mehr in jener höhern, glücklichern Cultur derselben hat, 
welche sich erfolgreich gegen Ueberschlagungen und 
Vergewaltigungen unter dem Titel logischer oder doctri- 
n^rer Vollkommenheit des Rechtes sträubt \ so ist doch 
nicht zu übersehen, dass, falls die Unfertigkeit und Un- 
bestimmtheit der politischen Einheit an sich oder speciell 
für Deutschland der rechte Zustand wäre, wir dieselbe 



^ Man braucht gerade nicht an die Hoheiten, wie sie z. B. in 
dem Buche: H. Meyhew, „German life and German Manners" (2 Bde., 
London 1863), niedergelegt sind und denen gegenüber die gering- 
schätzenden ürtheile, welche sich fast in jeder Literatur unserer 
Mitvölker finden, nahezu wie Artigkeiten erscheinen, zu denken, 
um zu wissen, dass uns unserer bisherigen politischen Zerrissen- 
heit wegen viel Unrecht geschehen ist. Sorgen wir, dass dies für 
die Zukunft anständigerweise unmöglich werde. 



Schlassbetrachtung. 193 

früher in viel hoherm Masse gehabt und deshalb ein- 
fach auf die frühern Zustände zurückzugehen hätten. 

Dies will wol niemand, oder jeder hält es doch für 
unmöglich. Aber der Horizont der deutschen Einheit ist 
noch nicht frei und rein. Zwar erscheint er hell genug, 
um die Schönheit einer grossen, durch die Mannichfaltig- 
keit belebten Einheit erkennen zu lassen — aber nicht 
alle sehen die Sache so an, und jedenfalls kann ein Prak- 
tiker den Versuch, mehr Klärung in die Situation zu 
bringen und den politischen Bestrebungen feste Richtun- 
gen anzuweisen, am wenigsten zu beanstanden finden. 

Der praktische Zweck, die praktische Rechtfertigung 
unserer kritischen Betrachtungen soll also, um es in 
kurzen Worten zu sagen, darin liegen, dass wir die 
Meinung nicht aufkommen lassen wollen, als ob der im 
wesentlichen unveränderte Portbestand einer Verfassung 
wie der Deutschen Reichsverfassung vom 16. April 1871 
auf die Dauer möglich, und als ob die zu deren weiterer 
Ausbildung drängende Bewegung an sich willkürlich, 
tadelswerth, aufhaltbar sei : dass wir ferner die vernunft- 
nothwendige Alternative für die Richtungen dieser Be- 
wegung stellten, um diese auf bestimmte Bahnen, be- 
ziehungsweise auf die rechte Bahn hinzuweisen, um dem 
Irrthum und Uebelwollen die Kraft zu nehmen, die sie aus 
den Mängeln der Reichsverfassung für sich ziehen könnten : 
dass wir endlich denen, welche die Natur- und Vernunft- 
nothwendigkeit des Staates überhaupt und des deutschen 
Staates insbesondere anerkennen, die volle Uebereinstim- 
mung der Wissenschaft mit ihrer Ansicht aussprechen. 

In einer zwar erklärlichen, ja entschuldbaren, aber 
darum nicht minder irrigen Auffassung von den Voraus- 

V. Held, Deutsche Beicbsverfassung. X3 
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Setzungen, Mitteln und Zwecken des deutschen Einzel- 
staates haben die Majoritätsbeschlüsse der süddeutschen 
Landtage im Jahre 1866 — damals mit den Ansichten 
der Mehrheiten ihrer Völker ohne Zweifel im Einklang 
— nicht nur, was ganz zu billigen, die Neutralitat im 
Kriege gegen Oesterreich verworfen, sondern auch, was 
bei dem Chamäleoncharakter der weiland deutschen 
Bundesacte juristisch sehr verschieden aufgefasst werden 
kann, zum Kriege im Bunde mit Oesterreich, thatsäch- 
lich für die ganze nichtdeutsche Welt gegen die 
deutsche Hauptkraft geführt. 

Man hat diesen Krieg einen Bruderkrieg genannt, 
von mancher Seite deshalb, um ihn zu einer jede Ver- 
einigung Deutschlands hindernden, unsühnbaren Blut- 
schuld zu machen. 

Wir lieben den Krieg überhaupt nicht; aber hier 
müssen wir doch sagen: „Man merkt die Absicht und 
wird verstimmt." Denn entweder ist jeder Krieg ein 
Bruderkrieg, weil alle Menschen Brüder sind, oder 
Bruderkrieg ist nur derjenige Krieg, welcher zwischen 
Theilen staatsrechtlich verbundener Volker stattfindet. 
Dann war aber der Krieg von 1866 kein Bruderkrieg, 
es wäre denn dass man das Wort in einem ganz andern 
als dem gewöhnlichen Sinne nähme, nämlich so^ dass 
diesem Kriege zum guten Theil die Bitterkeit und 
Heftigkeit des Hasses fehlte, die sonst zwischen krieg- 
führenden Theilen obzuwalten pflegt. 

Wie dem aber sei! Im Jahre 1870 — 71 haben wir 
zuerst uns selbst, und dann im Bunde mit Preussen alle 
Feinde Deutschlands besiegt und in der verfassungsmässi- 
gen Einheit Deutschlands ein herrliches Siegesmonument, 
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nicht eine Vendomesäule, sondern feste Fundamente für 
die staatliche Einheit Deutschlands errichtet. Daran zu 
rütteln, das konnte nunmehr freilich nicht ohne einen 
Bruderkrieg im übelsten Wortsinne geschehen. Weuu 
aber die Dentsche Reichsverfassung nicht blos ein „Noth- 
dach" ist, wie die alte deutsche Bundesacte, eben weil 
Fundamente in ihr unter Dach gebracht sind, so dürfen 
doch diese nicht sicli selbst überlassen und die allent- 
halben sich häufenden Baustücke unbenutzt liegen bleiben. 

Man hat gesagt, die Deutsche Reichsverfassung, im 
Kriege geboren, trage natürlich den Stempel der Ueber- 
eilung und des kriegerischen Einflusses. Allein dem ist 
nicht so; die Deutsche Reichs Verfassung bedarf keiner 
Entschuldigung, und wäre eine solche in jener Behaup- 
tung kaum zu finden. Vergeblich aber wäre jeder Ver- 
such einer Entschuldigung, wenn mau glaubte, es könne 
bei ihr sein Bewenden haben. 

Die Deutsche Reichs Verfassung vom 16. April 1871 
ist ein lange und umsichtig überdachtes und vorberei- 
tetes, der Hauptsache nach seit 1867 bestehendes Werk, 
welches, wie es damals in Berlin den Verhältnissen des 
Norddeutschen Bundes angepasst war, so in Versailles und 
Berlin 1870 den veränderten Verhältnissen thunlichst adap- 
tirt werden sollte. Das grosse Princip: die staatsrecht- 
liche Einigung Deutschlands, stand fest imd wurde 
unverbrüchlich gehalten. Die Modificationen waren nicht 
Gefühls- und Dankbarkeitssache, sondern, wenigstens 
in der Hauptsache, das Product einer klugen, staats- 
männischen Würdigung der Gesammtlage, der Anerken- 
nung der bethätigten deutschen Gesinnung, Folgen des 
Strebens nach organischer, nicht gewaltthätiger Einigung. 

13* 
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Den durch» die neugeschaffenen Verhältnisse selbst nach 
und nach hervortretenden weitern Anforderungen und 
dem Fortwirken des deutschen Patriotismus glaubte man 
getrost die Zukunft anheimstellen zu diirfen. 

Dass diese Zuversicht Wahrheit und Wirklichkeit 
werde, dies einigermassen zu unterstützen ist die prak- 
tische Pointe dieser kritischen Untersuchungen, deren 
positives Resultat sich in dem Satze zusammenfassen 
lässt: Soll Deutschland nicht wieder eine Staatenmehr- 
heit hofihungslosester Art oder die Beute anderer Staaten 
werden, so muss es sich zu einer vollendeten monarchi- 
schen staatlichen Einheit mit den Institutionen des freien 
Rechtsstaates und einer wahrhaft se fgovernmental decen- 
tralisirten Verwaltung ausbilden — eine Aufgabe, in der 
die Einzelstaaten mit dem Reiche Hand in Hand gehen, 
unter jenen aber naturgemäss Preussen ganz besonders 
vorleuchten muss und auch, wie bereits oben schon 
hervorgehoben worden ist, theils durch das Schid- 
aufsichtsgesetz und verschiedene Massnahmen zur Ord- 
nung des Verhältnisses zwischen Staat und Kirche, theils 
durch seine Provinzialorganisation und die neue Kreis- 
ordnung sehr bedeutungsvolle Schritte gemacht hat oder 
zu machen im Begriffe ist. * 

^ Mit Recht sagt Dr. Friedenthal als Referent der Commission 
für den Entwurf der Kreisordnung im preussischen Abgeordneten- 
hause am 16. März 1872 : „ dass die durch diese Kreisordnung an- 
gebahnte selfgovemmentale Verwaltung an Stelle des bisher ab- 
soluten Verwaltungssystems das Mittel sei, die Freiheit mit der 
staatlichen Disciplin in einem lebensvollen Staatsorganismus zu ver- 
einigen, und dass dann alle für den deutschen Staatsorganismus 
fest zusammenwachsen werden und der Particularismus schwinden 
müsse". Leider wurde der vom Abgeordnetenhause angenommene 
Cresetzentwurf seitens des Herrenhauses abgelehnt. 
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Nun konute es freilich besonders Praktikern einfallen, 
uns deshalb einen Vorwurf zu machen, weil wir mit 
unserer Kritik keine bestimmten positiven Vorschläge 
verbanden; weil wir keine kategorische Antwort geben 
auf die Frage: Was nun? Allein bekanntlich lässt sich 
im Leben der Volker gerade die nächste Zukunft am 
wenigsten voraussehen, oder: eben in den Ereignissen, 
die uns am nächsten liegen, wird die Wirksamkeit tief- 
liegender und fortwirkender Gesetze am schwersten er- 
kannt. Für den aber, der sehen will, glauben wir deut- 
lich genug gewesen zu sein, um ihm darüber, was nach 
unserer Meinung in jedem Falle zu thun sei, keinen Zweifel 
übrigzulassen. Weiter zu gehen war also kein Grund ge- 
geben. Wir anerkennen vielmehr vollkommen die Freiheit, 
welche die Reichsverfassung den vorhandenen zwei grossen 
politischen Strömungen gestattet, und erwarten von deren 
Bethätigung und staatsmannischen Leitung, bei welchen 
Gelegenheiten und in welcher der beiden Richtungen sie 
ihren verfassungsmässigen Ausdruck finden und welches 
nach dem wirklichen Machtverhältnisse der Factoren des 
deutschen politischen Lebens die Wirkimgen seien. Wir 
können daher auch nicht vorschreiben oder auch nur 
vorschlagen, womit man speciell beginnen, was in dieser 
oder jener Richtung geschehen, was dieser oder ein an- 
derer thim soll. Jede politische Frage in Deutsch- 
land ist ein Stück der deutschen Frage; in jeder 
solchen Frage ist der freien politischen Ueberzeugung 
ein weiter Spielraum gegeben, den ein jeder nach Pflicht 
und Gewissen ausfüllen mag. Wir können daher auch 
nur die Hoffnung aussprechen, dass in allen Fällen, wo 
und insoweit die Frage zwischen Deutschlands staat- 
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lieber Einheit und der Staatenmehrheit in Deutschland 
auftaucht, alle, jeder an seinem Theile, zusammenwirken^ 
auf dass geschehe, was dem wahren Portschritte der 
deutschen Nation frommt. 

Deshalb haben wir es auch unterlassen, eine Zeit 
anzugeben, wann dies oder jenes zu geschehen habe. 
Eine mannichfach werthvolle Bestätigung unserer Auf- 
fassung finden wir aber in den Reichstags Verhandlungen 
vom 22. April 1872. Dort wurde nämlich von Seiten 
des Abgeordneten Bamberger gelegentlich der Regie- 
rungsvorlage über die Gesetzgebung, Einrichtung und 
den Gang der Verwaltung in Elsass -Lothringen pro 
1871 — 72 hervorgehoben, wie die Würdigung dieser Vor- 
lage, namentlich ihres finanziellen Theiles, schwierig sei, 
da das Rechtssubject, um welches es sich handle, 
,^ einigermassen im Dunkeln schwebe" u. s. w., dabei 
aber es zugleich begreiflich gefunden, „dass die Reichs- 
regierung ihr letztes Wort über diese interessante Ma- 
terie nicht allzu schnell auszusprechen sich entschliesst". 
Der Präsident des Reichskanzleramtes sah sich nicht 
veranlasst, ersterer Behauptung entgegenzutreten, bestä- 
tigte sie vielmehr sammt dem Nachsatze durch die 
Aeusserung, dass für eine Definition der rechtlichen 
Stellung von Elsass-Lothringen der Zeitpunkt noch nicht 
gekommen sei. Wenn wir aber auch im allgemeinen 
der weitem Bemerkung Delbrück's, „dass eine vor- 
zeitige Entscheidung solcher noch nicht reifen Fra- 
gen nicht im Interesse der betheiligten Kreise liege", 
beipflichten, so müssen wir doch darauf hinweisen, dass 
über die Frage, ob zeitig oder nicht? verschiedene An- 
sichten bestehen können und dass, auch wenn der Ein- 
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tritt der Wirksamkeit des Gesetzes vom 9. Juni 1871, 
§. 2 („die Verfassung des Deutschen Reiches tritt in 
Elsass-Lothringen am 1. Januar 1873 in Wirksamkeit"), 
etwas hinausgeschoben wird, doch ziemlich bald ein 
Moment kommen dürfte, der für die Definition der 
rechtlichen Stellung von Elsass-Lothringen und damit 
zugleich für die genauere Bestimmung mancher andern 
Stellungen im Reiche leicht kritisch werden konnte. 
Wenn aber Delbrück in der Reichstagssitzung vom 
5. Juni mit vollem Rechte die Rede Lasker's im Reichs- 
tage vom 31. Mai 1872 eine ausgezeichnete und seinen 
Vergleich zwischen den Reservatrechten und den Eier- 
schalen einen geistreichen nannte ; wenn es femer höchst 
bedeutungsvoll ist, dass derselbe hervorragende Staats- 
mann Lasker's Vergleich „vollkommen acceptirte" und 
wohlberechtigt noch fortsetzte, indem er sagte: „man 
zieht diese Eierschalen nicht vor der Zeit ab, weil man 
Gefahr läuft, die Haut des jungen Geschöpfes zu ver- 
letzen; es ist vielmehr besser, so zu verfahren wie die 
Natur verfährt: ruhig abzuwarten und sie fallen von 
selber", so dürfte auch uns zugestanden werden, dass 
„omne (also auch das beste) exemplum claudidat", und 
dass bei staatlichen, d. h. nicht rein naturgesetz- 
lichen Geburten, beziehungsweise Entwickelungen die 
Einsicht und der ihr entsprechende freie Wille doch 
auch ein Wort mitzureden haben. 

85. Aber auch etwaigen theoretischen Be- 
denken, welche möglicherweise darüber, dass und wie 
wir unsere Kritik geübt haben, aufbauchen könnten, 
mochten wir hier schon einiges entgegenhalten. 

In Staaten, welche weniger durch eigene Kraft als 
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vielmehr von der Gunst der Umstände und von ausser 
ihnen liegenden Verhältnissen leben, besteht oft eine 
Menge von Täuschungen über die Voraussetzungen wie 
über die wahre Bedeutung ihrer Existenz. Zu diesen 
Täuschungen gehört auch die, als ob eine möglichst 
vollständige doctrinäre Ausbildung ihrer Verfassungen 
den Mangel eigener Kraft und thatsächlicher Selbstän- 
digkeit, beziehungsweise eigener Bedeutung ersetze. 
Theorie und Theoretiker pflegen dabei eine um so 
grossere Rolle zu spielen, je mehr man rein formelle 
Rechtsfragen zur Höhe politisch wichtiger Ereignisse 
emporzutreiben versteht und, von wirklich grossen politi- 
schen Vorkommnissen nicht gestört, durch die Ausbildung 
einer Art von Musterverfassung das Recht zu erwerben 
glaubt, über die eigene Schwäche das eine Auge zu- 
drücken, mit dem andern Auge aber selbst auf politiscli 
bedeutende Volker mitleidig oder gar hochmüthig herab- 
sehen zu dürfen. 

Die überwiegend doctrinäre Richtung des Staats- 
rechtes findet sich aber auch nicht selten in den mäch- 
tigsten Grossstaateu , wo sie dann häufig dazu dienen 
muss, bedeutenden politischen Misständen, die natürlich 
ebenso viele Machtverminderungen sind, als Deckmantel 
zu dienen. 

Zerrüttete Grossstaaten und an ihre eigene Selb- 
ständigkeit keinen starken Glauben habende E^einstaaten 
sind daher die Hauptbrutstätten einer solchen Richtung, 
die blos darum, dass sie an sich und auf Seiten ihrer 
PflegQir oft wohlgemeint, harmlos, gelehrt und ehren- 
werth sein kann, keineswegs auch zu einer praktisch- 
staatlich berechtigten wird. 
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Wenn nun eine solche wissenschaftliche Auffassung 
mit der Deutschen Keichsverfassung überhaupt nichts 
zu machen weiss oder gar in selbstüberschätzender Vor- 
nehmheit meint, diese Verfassung sei zu wenig und zu 
unglücklich gebildet, als dass die Wissenschaft, ohne 
sich selbst zu compromittiren , die Hand daran legen 
konnte, so ist dies von ihrem Standpunkte aus niu* 
correct — aber der Standpunkt ist eben ein falscher. 

Die Wissenschaft des Staatsrechtes ist die wissen- 
schaftliche, d. h. systematische Erkenntniss des Staats* 
rechtes, beziehungsweise eines concreten Staatsrechtes. 
Es kommt also nicht darauf an, dass ein bestimmtes 
Staatsrecht diesem oder jenem Systeme entspreche, son- 
dern darauf, dass es überhaupt einen systematischen oder 
organischen Zusammenhang habe. Diesen darzustellen 
ist die Aufgabe der Wissenschaft des positiven Staats- 
rechtes. Aus unserer Kritik dürfte aber mit vollstän- 
diger Klarheit erhellen, dass die Deutsche Reichsver- 
fassung als die Grundlage des Deutschen Keichsstaats- 
rechtes einen solchen Zusammenhang besitze. Unsere 
Kritik findet freilich in den gegebenen Verhältnissen 
und in den leitenden Persönlichkeiten den Schlüssel zur 
Erkenntniss der Reichsverfassung. Allein auch dies sind 
systematische Momente, die, wenngleich in geringerm 
Grade, bei allen Staatsverfassungen einigermassen in 
Anschlag kommen sollten und ihren systematischen 
Charakter auch für die Reichsverfassung dadurch nicht 
verlieren, dass sie für die Dauer nicht ausreichen kön- 
nen. Der systematische Gedanke der Reichs Verfassung 
ist also der allgemeine Gedanke des organischen Ge- 
wordenseins und des weitern organischen Werdens, der 
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allgeineiue Gedanke der anfanglichen, nur allmählich 
und gegen viele Hindernisse durch die Gesammtheit der 
realen Verhältnisse und mit Hülfe eines schöpferischen 
Genius hervorgerufenen unvollständigen Entstehung und 
ihrer Selbst fortzeugung — dies alles nach den Eigen- 
thümlichkeiten des Falles. 

Die Wissenschaft des Staatsrechtes, welche es mit 
einem lebendigen und stets in Bewegung befindlichen 
Subjecte zu thun hat, kann diesen Gedanken nicht ver- 
leugnen, wenn sie nicht unfruchtbar werden soll. Denn 
nur er führt zur Erkenntniss der drei grossen Wahr- 
heiten: 

a) dass jede Staatsbildung nur die Frucht von 
Uebergangszuständen zwischen Einigung und Enteini- 
gung ist und solche Uebergangszustände juristisch mcbt 
genau bestimmt werden können; 

b) dass auch derartige Zustände des Staatsrechtes 
nicht ganz entbehren können, nothwendig aber auf 
dasselbe einwirken: und dass die auf dieselben berech- 
neten Gesetze nicht nur in einem beständigen Flusse, 
sondern auch jeder vollendeten Theorie des Staatsrechtes 
gegenüber sehr unvollkommen sein und lediglich aus 
sich selbst erkannt werden müssen; 

c) dass in solchen Perioden mehr als sonst die Ein- 
richtungen und die Gesetze den Stempel massgebender 
Umstände und Persönlichkeiten an sich tragen. 

Uebrigens mag die Wissenschaft eine Kritik der 
Reichs Verfassung vermeiden wollen — sie kann es nicht. 
Die Wissenschaft des Deutschen Staatsrechtes , so lange 
eine Disciplin in partibus *, hat durch die Gründung 

^ Vgl. unser u Aufsatz in Aegidi's Zeitschrift für Deutsches 
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des Reiches endlich eiue entschiedene, positive Basis be- 
kommen und aufgehört, blos ein Staatsrecht in hypöthesi 
zu construiren. Sie muss auch aus praktischen Gründen 
gelehrt werden und in dieser Richtung das Hauptgewicht 
auf das Reichsstaatsrecht legen. Nun mag es sich im 
Bundesrathe imd im Reichstage mitunter empfehlen, da 
und dort über bedenkliche Fragen, eingehende Inter- 
pretationen u. s. w. hinwegzugleiten : der akademische 
Vertreter des Deutschen Staatsrechtes kann es nicht, 
theils weil seine und der Wissenschaft Würde, theils 
weil die Zuhörer es nicht zuliessen. Er muss die Fragen 
wissenschaftlich beantworten, die richtigen Interpreta- 
tionen geben, die Controversen entscheiden und, je mehr 
er die wahren systematischen Gedanken anwendet, desto 
gewisser auf die Resultate unserer Kritik kommen. 

Ohne Zweifel hat es auch seinen Werth, die Reichs- 
verfassung, mit oder ohne den üblichen Commentar, 
zu kennen und sie mit den einzelnen Reichsgesetzen zu 
compiliren. Aber die deutsche Wissenschaft, die vor dem 
Reiche war, die durch das, was sie gewesen, den Reichs- 
gedanken mächtig vorbereitet hat und deren das neue 
Deutsche Reich auch für seine Weiterbildung nicht ent- 
behren kann, hat ebendeshalb nur noch mehr die Auf- 
gabe, das deutsche Gemeinwesen fest im Auge zu be- 
halten und es, frei von jeder politischen Parteieinseitig- 
keit, in seinem objectiven Charakter zur allgemeinen 
Erkenntniss zu bringen. 

Also nicht obgleich, sondern weil die Verhältnisse 
sind wie sie sind, darum ist der Wissenschaft des Staats- 
Staatsrecht, Ueft 4, S. 469 fg., und unsere Grundsätze des All- 
gemeinen Staatsrechts (Leipzig 1868), S. 108. 



2()2 Dritter Abschnitt. 

allgemeine Gedanke der anfänglichen, 
und iieiren viele Hindernisse durch dif s 

realen Verhältnisse und mit Hülfe v ,- 

» 

(renius hervorgerufenen unvollstS' ^ ' < 
ihrer Selbst fortzeugung — die/ ^ - - 
thnmllchkeiten des Falles. i -i' - 
Die Wissenschaft der .' - ,' • 
einem lebendigen und ,. ^ :^ 
Subiectc zu thun hat ; .-; ' ./ 5; 
leugnen, wenn sie r. -^ 'f s^ t 
nur er fuhrt rar ? f 



u 
r- 
kl 



.« 



heilen: i - 

a) da88 4iioliä esset Gcrma- 

Uebergangr - vollständig gelost; noch 

ffung iit . .idsen wahr, das» die Verfassun^^ 

gm^XL ' **^* „Constitution gothique" sei. An der 

1 ^^,r deutschen Nation, jene Frage defiuitW zu 
nir' und die i'eichc Mannichfaltigkeit mit einer starken 
V '*\^j./t zu verl)inden, kann die deutsche Wissenschaft 

Staatsrechtes nicht unbetheiligt bleiben. 

Wäre die Wissenschaft des Rechtes in derselben 
iVeise fortgeschritten wie manche andere Wissenschaft 
in den letzten Decennien; laborirtc namentlich die Wissen- 
schaft des öffentlichen Rechtes, des Staatsrechtes insl>eson- 
dere, nicht an jener überwiegend civilistischen Auffassung 
mancher ihrer Vertreter, die vielfach die Folge des 
frühern politischen Systems iU)erhaupt und unserer bis- 
lierigcn zerrütteten süiatsrechtliehen Verhältnisse ins- 
l)esondere ist, so müssten die Grundgedanken unserer 
Kritik ohne Zweifel als systematische allgemein aner- 
kannt werden. 
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Wie man aber immer dies alles nehme — die Wis- 
senschaft des Staatsrechtes kann und darf sich nicht ent- 
fernt halten von einem Werke, welches, wenngleich im 
Geräusche der Waffen, den höchsten ethischen und ra- 
tionellen Inhalt unserer Nation, secundirt von allen Re- 
gierungen, Stammen und Klassen des deutschen Volkes, 
zum höchsten Ausdrucke gebracht hat, zu einem Aus- 
drucke, der im besten Wortsinne ein Sieg wahrer Ci- 
vilisation und Humanität genannt zu werden verdient. 
Wo Geist und Herz des deutschen Volkes an der Ar- 
beit sind, da ist auch eine Stelle für jene deutsche 
Wissenschaft, die bisher stets eine treue, bildende Mutter 
dieses Volkes gewesen ist; und wir wollen nicht, dass 
sie von diesem Platze verdrängt werde. 

86. Allerdings gibt es Pessimisten, die mit gutem 
Grunde alles anders ansehen zu miissen glauben. Sie 
werden sich von der Zweckmässigkeit und Berechtigung 
unserer Motive nicht überzeugen lassen und selbst aus 
unserer Kritik die Bestätigung ihres Nihilismus in Bezug 
auf die deutsche Staatsidee zu ziehen suchen, indem sie 
uns erinnern, wie wir durch diese selber dazu beitragen, 
dass man in den neuen Gestaltungen und ihrer bisherigen 
Weiterentwickelung mehr eine Verherrlichung und Ver- 
grosserung Preussens als eine solche Deutschlands er- 
kennen müsse. 

In der That scheint es ein fataler circulus vitiosus 
zu sein, dass Preussen, lun den starken Kern eines 
staatlich geeinigten Deutschlands bilden zu können, zu- 
erst so gross und mächtig werden umsste, als dass es 
ihm jetzt nicht schwer fallen sollte, in Deutschland auf- 



zw^^-h^ifo, bezi^faungswcis« ^nrs^ tu Temchten, Dentscli- 
j4Ufl JD bicb aufgeben zu iTiachfn. 

Wir kooiien und wollen dieie Gefiüir nicht ganz 
in Abr«^Je stellen, was auch Ton ons selbst schon da- 
gegen eingewendet wurde und weher noch dagegen ein- 
gewendet werden konnte. 

Kine andere Gefahr bieten femer Ton einer gewissen 
Seite rlie deutschen regierenden Dynastien und jene ausser- 
ordentliche Verschiedenheit der Grosse der Einzelstaaten, 
welebe sir;, abgesehen Ton andern Gründen, nicht als 
die naturlichen Gnindlagen einer zweckmassgen Decen- 
tralisation für die Beichsverwaltung betrachten lasst, 
während sich gerade mit diesen beiden Momenten eine 
L^nzahl weitverzweigter, tie^ewurzelter, wichtiger Exi- 
Mtonzen und Interessen aller Art identificirt hat. * 

In Beziehung auf Preussen ist jedoch bereits von 
anderer Seite darauf hingewiesen worden, wie Preussen 
und Preussen nicht immer ganz dasselbe sei. 

Der preussische Staat umfasst starke Elemente aus 
allen deutschen Hauptstämmen, Sachsen, Friesen, Frau- 
ken und selbst Schwaben. Das specifisch preussische 
Element ist auf ein paar der altern Provinzen beschränkt 
I )ie Verwaltung des preussischen Staates ist daher auch 
keineswegs so centralisirt, wie gewohnlich angenommen 
wird, und hat man in ihr dem eigentlichen Charakter 
der vi'iöchicdenen Stämme mannichfache Rechnung ge- 
t rügten. Ohne Zweifel ist es aber gerade der Geist und 

Cielogentlich der Frage über Organisation einer deutschen 
ll«»irhiiHtAti8tik hat schon von Rümehn die Hindernisse hervorge- 
hoben, weicht» in der so enormen Macht- und Grössenverschieden- 
heit der Glieder des Reiches liegen. 
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das Wesen der specifiscb preussischen Provinzen, die 
sich mächtig ausgebreitet und auch in den übrigen Thei- 
len der Monarchie geltend gemacht haben. Sie sind 
auch staatsrechtlich und politisch von massgebender Be- 
deutung gewesen und werden es in einem gewissen 
Grade wol nun auch für ganz Deutschland werden. 
Ohne sie unbedingt loben zu wollen oder immer ange- 
nehm zu finden, ohne von ihnen allein das künftige 
Glück Deutschlands zu erhoffen, enthalten sie aber doch, 
der Weichheit, dem Sichgehenlassen und manchen an- 
dern süddeutschen Stammeigenschaften gegenüber, ein 
Moment der Initiative, Kraft, Ausdauer, Disciplin und 
unbedingten Hingabe an den Staat, welches bei einem 
Staatswesen von der Geschichte und gegenwärtigen 
internationalen Situation Deutschlands nicht wohl über- 
schätzt, nie entbehrt werden kann. Staatsrechtlich und 
in Betreff der politischen Haltung können und sollen 
wir noch viel von den Preussen lernen, werden wir wol 
noch vieles von ihnen recipiren müssen. 

Dagegen bieten die Eigenthümlichkeiten der übrigen 
deutschen Stämme, abgesehen von ihren politischen Ca- 
pacitäten und manchen kostbaren Erfahrungen und Er- 
rungenschaften , eine Fülle anderer unschätzbarer und 
für ein grosses und glückliches Staatswesen unentbehr- 
licher Dinge. Wenn man dabei häufig nur an die süd- 
deutschen Staaten denkt, so darf man nicht vergessen, 
dass auch unter dem preussischen Scepter viele Millionen 
von Stammverwandten sitzen, welche dem süddeutschen 
Wesen nach Abstammung und Charaktereigenthümlich- 
keit nahe stehen und sympathisch entgegenkommen, und 
dass überhaupt das nicht specifiscb preussische Wesen 
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den eigentlichen Preussen zwar fremd, aber keineswegs 
verhasst, sondern im Gegentheil angenehm ist. Mag 
von dem specifischen Preussenthum noch so vieles in 
Form lind Disciplin kommen — der Inhalt des Deut- 
schen Reiches wird doch immer ein gesammtdeutscher, 
kann nie ein ausschliesslich preussischer sein. 

Die deutschen Dynastien endlich würden allerdings 
mit dem Gesetze der staatlichen Weiterentwickelung des 
Deutschen Reiches in einem unlösbaren Widerspruche 
stehen, falls sie lediglich auf den Traditionen seit dem 
Jahre 1806 beharren wollten. Der bisherige Gang der 
Ereignisse schliesst diese Annahme aus. Zwar ist den 
deutschen Fürsten in dem Bundesrathe das Mittel ge- 
geben, auf ganz verfassungsmässige Weise weitem üni- 
ficationsbestrebungen hindernd entgegenzutreten. Der Ge- 
brauch des Art. 78 der Reichsverfassung steht ihn^i nach 
formellem Rechte vollständig frei. Aber nichts zwingt zu 
der Vermuthung, die deutschen Fürsten würden anstehen, 
als deutsche Fürsten der fortschreitenden Einigung 
Deutschlands diejenigen Zugeständnisse zu machen, die 
bei gesunder Erkenntniss der realen Verhältnisse selbst 
vom Standpunkte der Landesherrlichkeit aus als eine 
Folge der Regentenpflicht gegen das eigene Land 
erschienen. Es ist vielmehr anzunehmen, die deutschen 
Dynastien werden, wie dies auch bei Aufrichtung des neuen 
Deutschen Reiches geschehen, im rechten Moment ihre 
Zeit und ihren Beruf erkennen und aus eigener freier Ent- 
schliessung in der bestimmten, gesicherten und inhalts- 
vollen Bedeutung als die einflussreichsten, erhabensten 
und geheiligten Horte einer wahrhaft deutschen Selbst- 
verwaltung, als die Schutzherren und obersten Leiter 
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einer wirklich -politischen Decentralisation eine reale 
Würde finden, welche die dafür zu bringenden schwe- 
ren Opfer wenig beklagen Hesse. Den entgegenge- 
setzten Gang könnten wir uns nur unter der Voraus- 
setzung als möglich denken, dass der deutsche Staats- 
gedanke im Reiche wieder seine Kraft verlöre und voll- 
standig aus dem Ganzen in die Theile zurückströmte. 

Der Zukunft aber wollen wir es getrost überlassen, 
darüber zu entscheiden, ob wir recht hatten zu be- 
haupten, dass, was hier gesagt wurde, auch vom Stand- 
punkte der Wissenschaft des Deutschen Staatsrechtes aus 
gesagt werden müsse, und ob das, was hier als das Ur- 
theü der Wissenschaft über den Charakter der Deutschen 
Reichsverfassung ausgesprochen wurde, richtig sei oder 
nidit 

87« Möge es uns gestattet sein, die Hauptresultate 
unserer Untersuchung zum Schlüsse kurz und übersicht- 
lich zusammenzustellen: 

1) Das Deutsche Reich ist neu nach der Art und den 
Elementen seiner Entstehung wie nach den Principien 
imd Zielen seiner Politik. Weder andere Reiche noch 
irgendwelche Art von sogenannten Föderativstaaten 
bieten dafür eine passende Analogie. 

2) Die gegenwärtige Verfassung des Deutschen 
Reiches ist trotzdem, dass sie sich allgemein bekannter 
und üblicher Formen bedient, doch vorherrschend den 
Verhältnissen ihrer Begründung und den für diese mass- 
gebenden Persönlichkeiten angepasst. 

3) Insoweit ist die Deutsche Reichsverfassung weder 
objectiv noch eines dauernden Bestandes fähig. That- 
sachen und Persönlichkeiten müssen mit den Anfor- 

T. Held| Deatsclie BeichsTerfassung. 14 
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derungen an ein objectives und dauerndes Recht colli- 
diren. 

4) Darum ist auch das Reich staatlich unfertig und 
namentlich das Verhältniss zu seinen Gliedern nicht 
hinreichend geklärt, denn: 

a) es besitzt kein einziges wesentliches Hoheits- 
recht vollständig und ausschliesslich; einzelne dieser 
Rechte fehlen ihm ganz; 

b) die einzelnen Reichseinrichtungen vermischen die 
verschiedenartigsten, oft miteinander collidirenden Com- 
petenzen; 

c) viele wichtige Verhältnisse sind nur provisorisch 
geordnet. 

5) Jeder Versuch, auch nur eine einzelne von 
den Fundamentaleinrichtungen des Reiches in irgend- 
einer Richtung bestimmt und vollständig auszubilden, 
muss dazu fiihren: 

a) das Verhältniss der Reichshoheit zu den Hoheits- 
rechten der Glieder des Reiches zu ändern, zugleich 
aber auch 

b) die Bedeutung aller der übrigen Grundeinrich- 
tungen des Reiches zu alteriren. 

6) Alle denkbaren Veränderungen der gegenwär- 
tigen Reichsverfassung von nicht ganz unbedeutendem 
Charakter können, abgesehen von ihren Wirkungen für 
die poUtische und Individualfireiheit der einzelnen Reichs- 
angehorigen, nur entweder mehr zur staatlichen Ein- 
heit Deutschlands oder zur Forderung der deutschen 
Staatenmehrheit ausschlagen. * Die bisherige Entwicke- 
lung fand in der erstem Richtung staat. 

* Man mag ülier die am 27. Mai 1872 von Dembnrg beim 
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7) Ein Stehenbleiben auf dem Standpunkte der 
Reichsverfassung ist auch für die Zukunft unmöglich. 
Aber ein Abschluss in der staatsrechtlichen Entwicke- 
lung Deutschlands kann erst dann angenommen werden, 
wenn der Staat entweder im Reiche oder in seinen Glie- 
dern ausschliesslich und vollständig zur Ausbildung ge- 
langt ist.^ 

Reichstage beantragte Resolution: „den Reichskanzler aufzufor- 
dern, wegen Errichtung einer ständigen Reichsstouer- 
behörde, behufs Sicherstellung gleichförmiger Ausführung der 
Bestimmungen des Gesetzes die Erhebung der Brausteuer })e- 
trefiend, dem Reichstage demnächst Vorlage zu machen", welcher 
Ansicht immer sein — so viel geht aus ihr und selbst aus Delbrück's 
Erwiderung hervor, dass keine Reichsangelegenheit, auch keine 
„vergleichungsweise untergeordnete", erledigt werden kann, ohne 
dass man auf eine gleich „fundamentale Verfassungsänderung" 
stossen muss und dass, wenn in dem Deutschen Reichstage, wie 
ehedem in dem Norddeutschen Reichstage, wiederholt Verfassungs- 
änderungen durch Anträge oder Resolutionen in Anregung ge- 
bracht wurden, diese Gewohnheit sich ebenfalls aus jenen momen- 
tanen und persönlichen Umständen erklärt, die ein entschiedenes, 
objectives Vorgehen in der Weiterbildung der Reichsverfassung 
auf dem Wege der Gesetzesinitiative in dem jetzigen Zeitpunkte 
noch nicht räthlich erscheinen lassen, üebrigens hatte ja dieselbo 
so unbedeutende Sache bereits zu einem förmlichen Verfassungs- 
Aenderungsantrage (Art. 28, Alin. 2) Veranlassung gegeben, dessen 
Aufnahme beweist, dass die Ansichten über die Bedeutung eines 
Gegenstandes noch sehr verschieden sind, die Wirkungen der 
Reservatrechte aber nicht immer selbst denen gefallen, die den 
grössten Werth darauf legen. 

Es ist übrigens ebenso richtig wie bezeichnend, wenn Delbrück 
bezüglich der fraglichen Resolution sagt, sie sei „logisch imd ver- 
ständig gar nicht anders aufzufassen als dahin, dass die Bestim- 
mungen in dem vierten Abschnitt der Reichsverfassung dahin geändert 
werden sollen, dass die Verwaltung der in diesem Abschnitte be- 
zeichneten Abgaben, soweit sie dem Reiche gemeinschaftlich sind, 
in oberster Instanz von Reichs wegen erfolgen, dass sie stehen soll 
unter einer obersten Verwaltungsbehörde des Reiches". 

^ Das in der Süddeutschen Reichspost, Extrabeilage zu Nr. 121 
vom 26. Mai 1872, veröffentlichte Programm „der conservativen 

14* 
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Partei des Reichstages'^ scheint in seinen Hanptzügen anch nicht 
dazu angethan, die Widersprüche unserer politischen Situation in 
der einen oder andern der beiden allein möglichen Richtungen zu 
lösen. Namentlich gilt dies von dem für die deutsche Yerfassungs- 
frage wichtigsten Punkte unter Nr. 2, wo es heisst: „Die conserva- 
tive Partei ist ihren politischen Grundgedanken nach die mon- 
archisch-nationale Partei. Als solche sieht sie in einer star- 
ken kaiserlichen Gewalt und in der weitem staatlichen 
Ausbildung und Ausstattung des das deutsche Fürstenthum, 
sowie den Staatsgedanken des Deutschen Reiches repräsen- 
tirenden Bundesrathes die Bürgschaft für die Einheit des 
Reiches und die gedeihliche Fortentwickelung und Selbstän- 
digkeit seinerGlieder. Demgemäss wird sie den Bestrebungen 
enl^egentreten, welche einerseits auf die Herrschaft parlamentari- 
scher Majoritäten hinzielen (wiewol die Regierung «für gewöhn- 
lich nicht ohne und gegen die Majorität des Reichstages zu re- 
gieren vermag»), und welche andererseits, im Gegensatze zu der 
eigenartigen Entwickelung der einzelnen deutschen Länder und 
Stämme, das Reich zum jßinheitsstaat zu yerkümmem trachten 
(obgleich die Partei eine monarchisch-nationale sein und als solche 
eine starke kaiserliche Gewalt will).'' 
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besetz ^ betreffend die Yerfassnng des Deutschen 

Melles. 

Vom 16. April 1871. 
(Bundesgesetzblatt Nr. 16 vom 20. April 1871.) 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, 
Konig von Preossen u. s. w., verordnen hiermit im Namen des 
Deutschen Reiches, nach erfolgter Zustimmung des Bundes- 
rathes und des Reichstages, was folgt: 

§. 1. An die Stelle der zwischen dem Norddeutschen 
Bunde und den Grossherzogthümern Baden und Hessen ver- 
einbarten Verfassung des Deutschen Bundes (Bundesgesetz- 
blatt vom Jahre 1870, S. 627 fg.), sowie der mit den Konig- 
reichen Bayern und Würtemberg über den Beitritt zu dieser 
Verfassung geschlossenen Verträgen vom 23. und 25. No- 
vember 1870 (Bundesgesetzblatt vom Jahre 1871, S. 9 fg., 
und vom Jahre 1870, S. 654 fg.) tritt die beigefugte 
Verfassungsurkunde für das Deutsche Reich. 

§. 2. Die Bestimmungen in Art. 80 der in §. 1 ge- 
dachten Verfassung des Deutschen Bundes (Bundesgesetz- 
blatt vom Jahre 1870, S. 627), unter III, §. 8 des Ver- 
trages mit Bayern vom 23. November 1870 (Bundesgesetz- 
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Watt vom Jahre 1871, S. 21 fg.), in* Art. 2, Nr. 6 des Ver- 
trages mit Würtemberg vom 25. November 1870 (Bundes- 
gesetzblatt vom Jahre 1870, S. 656), über die Einführung 
der im Norddeutschen Bunde gültigen Gesetze in diesen Staaten 
bleiben in Kraft. 

Die dort bezeichneten Gesetze sind Reichsgesetze. Wo 
in denselben von dem Norddeutschen Bunde, dessen Ver- 
fassung, Gebiet, Mitgliedern oder Staaten, Indigenat, ver- 
fassungsmässigen Organen, Angehörigen, Beamten, Flaggen. s.w. 
die Rede ist, sind das Deutsche Reich und dessen entsprechende 
Beziehungen zu verstehen. 

Dasselbe gilt von denjenigen im Norddeutschen Bunde 
ergangenen Gesetzen, welche in der Folge in einem der ge- 
nannten Staaten eingeführt werden. 

§. 3. Die Vereinbarungen in dem zu Versailles am 
15. November 1870 aufgenommenen Protokolle (Bundesgesetz- 
blatt vom Jahre 1870, S. 650 fg.), in der Verhandlung za 
Berlin vom 25. November 1870 (Bundesgesetzblatt vom 
Jahre 1870, S. 657), dem Schlussprotokolle vom 23. Novem- 
ber 1870 (Bundesgesetzblatt vom Jahre 1871, S. 23 fg.), so- 
wie unter IV. des Vertrages mit Bayern vom 23. Novem- 
ber 1870 (a. a. O., S. 21 fg.) werden durch dieses Gesetz 
nicht berührt. 

Urkundlich Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift 
und beigedrucktem kaiserlichen Insiegel. 

Gegeben Berlin, den 16. April 1871. 

(L. S.) WUhelm. 

Fürst von Bismarck. 



n. 

Verfassung des Deutscheii Reiclies. 

Vom 16. April 1871. 

(Bundesgesetzblatt Nr. 16 vom 20. April 1871.) 

Se. Majestät der König von Preussen im Namen des 
Norddeutschen Bundes, Se.Majestät derKönig von 
Bajern, Se. Majestät der König von Würtemberg, 
Se. königliche Hoheit der Grossherzog von Baden 
und Se. königliche Hoheit der Grossherzog von 
Hessen und bei Rhein für die südlich vom Main be- 
legenen Theile des Grossherzogthums Hessen, schliessen einen 
ewigen Bund zum Schutze des Bundesgebietes und des inner- 
halb desselben gültigen Rechtes, sowie zur Pflege der Wohl- 
fahrt des deutschen Volkes. Dieser Bund wird den Namen 
„Deutsches Reich" fuhren und wird nachstehende Ver- 
fassung haben* 

I. Bundesgebiet. 
Art. 1. Das Bundesgebiet besteht aus den Staaten: 
Preussen mit Lauenburg, Bayern, Sachsen, Würtemberg, Baden, 
Hessen, Mecklenburg-Schwerin, Sachsen-Weimar, Mecklenburg- 
Strelitz, Oldenburg, Braunschweig, Sachsen-Meiningen, Sachsen- 
Altenburg, Sachsen-Koburg-Gotha, Anhalt, Schwarzburg-Rudol- 
stadt, Schwarzburg-Sondershausen, Waldeck, Reuss älterer Linie, 
Reuss jüngerer Linie, Schaumburg-Lippe, Lippe, Lübeck, Bre- 
men und Hamburg. 
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n. Reichsgesetzgebung. 

Art. 2. Innerhalb dieses Bandesgebietes übt das Reich 
das Recht der Gesetzgebung nach Massgabe des Inhalt« dieser 
Verfassung und mit der Wirkung aus, dass die Reichsgesetze 
den Landesgesetzen vorgehen. Die Reichsgesetze erhalten 
ihre verbindliche Kraft durch ihre Verkündigung von Reichs 
wegen, welche vermittelst eines Reichsgesetzblattes geschieht 
Sofern nicht in dem publicirten Gesetze ein anderer Anfangs- 
termin seiner verbindlichen Kraft bestimmt ist, beginnt die 
letztere mit dem vierzehnten Tage nach dem Ablaufe des- 
jenigen Tages, an welchem das betreffende Stück des Reichs- 
gesetzblattes in Berlin ausgegeben worden ist. 

Art. 3. Für ganz Deutschland besteht ein gemein- 
sames Indigenat mit der Wirkung, dass der Angehörige 
(Unterthan, Staatsbürger) eines jeden Bundesstaates in jedem 
andern Bundesstaate als Inlander zu behandeln und dem- 
gemäss zum festen Wohnsitze, zum Gewerbebetriebe, zu öffent- 
lichen Aemtern, zur Erwerbung von Grundstücken, zur Er- 
langung des Staatsbürgerrechtes und zum Genüsse aller son- 
stigen bürgerlichen Rechte unter denselben Voraussetzungen 
wie der Einheimische zuzulassen, auch in Betreff der Rechts- 
verfolgung und des Rechtsschutzes demselben gleich zu be- 
handeln ist. 

Kein Deutscher darf in der Ausübung dieser Befugniss 
durch die Obrigkeit seiner Heimat, oder durch die Obrigkeit 
eines andern Bundesstaates beschränkt werden. 

Diejenigen Bestimmungen, welche die Armenversorgung 
und die Aufnahme in den localen Gemeindeverband betreffen, 
werden durch den im ersten Absätze ausgesprochenen Grund- 
satz nicht berührt. 

Ebenso bleiben bis auf weiteres die Verträge in Kraft, 
welche zwischen den einzelnen Bundesstaaten in Beziehung 
auf die üebernahme von Auszuweisenden, die Verpflegung 
erkrankter und die Beerdigung verstorbener Staatsangehörigen 
bestehen. 
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Hinsichtlich der Erfüllung der Militärpflicht im Verhält- 
niss zu dem Heimathslande wird im Wege der Reicbsgesetz- 
gebang das Nothige geordnet werden. 

Dem Aaslande gegenüber haben alle Deutschen gleich- 
massig Ansprach auf den Schatz des Reichs. 

Art. 4. Der Beaufsichtigung seitens des Reichs und 
der Gesetzgebung desselben unterliegen die nachstehenden An- 
gel^enheiten : 

1) die Bestimmungen über Freizügigkeit, Heimaths- und 
Niederlassungsverhältnisse, Staatsbürgerrecht, Passwesen und 
Fremdenpolizei und über den Gewerbebetrieb, einschliesslicli 
des Versicherungswesens, soweit diese Gegenstände nicht schon 
durch den Art. 3 dieser Verfassung erledigt sind, in Bayern 
jedoch mit Ausschluss der Heimaths- und Niederlassungsver- 
hältnisse, desgleichen über die Golonisation und die Auswan- 
derung nach ausserdeutschen Ländern; 

2) die Zoll- und Handelsgesetzgebung und die für die 
Zwecke des Reichs zu verwendenden Steuern; 

3) die Ordnung des Mass-, Münz- und Gewichtssystems, 
nebst Feststellung der Grundsätze über die Emission von fun- 
dirtem und unfundirtem Papiergelde; 

4) die allgemeinen Bestimmungen über jdas Bankwesen; 

5) die Erfindungspatente; 

6) der Schutz des geistigen Eigenthums; 

7) Organisation eines gemeinsamen Schutzes des deut- 
schen Handels im Auslande, der deutschen Schiffahrt und 
ihrer flagge zur See und Anordnung gemeinsamer consulari- 
scher Vertretung, welche vom Reiche ausgestattet wird; 

8) das Eisenbahnwesen, in Bayern vorbehaltlich der Be- 
stimmung im Art. 46, und die Herstellung von Land- und 
Wasserstrassen im Interesse der Landesvertheidigung und des 
allgemeinen Verkehrs; 

9) der Flosserei- und Schiffahrtsbetrieb auf den mehrern 
Staaten gemeinsamen Wasserstrassen und der Zustand der 
letztern, sowie die Fluss- und sonstigen Wasserzolle; 

10) das Post- und Telegraphenwesen, jedoch in Bayern 
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uud Würtemberg nur uach Massgabe der Bestimmung in 
Art. 52; 

11) Bestimmungen über die wechselseitige Vollstreckung 
von Erkenntnissen in Civilsachen und Erledigung von Requi- 
sitionen überhaupt; 

12) sowie über die Beglaubigung von öffentlichen Ur- 
kunden; 

13) die gemeinsame Gesetzgebung über das Obligationen- 
recht, Strafrecht, Handels- und Wechselrecht und das gericht- 
liche Verfahren; 

14) das Militärwesen des Reichs und die Kriegsmarine; 

15) Massregeln der Medicinal- und Veterinarpolizei ; 

16) die Bestimmungen über die Presse und das Vereins- 
wesen. 

Art. 5. Die Reichsgesetzgebung wird ausgeübt durch 
den Bundesrath und den Reichstag. Die Uebereinstimmung 
der Mehrheitsbeschlüsse beider Versammlungen ist zu einem 
Reichsgesetze erforderlich und ausreichend. 

Bei Gesetzes Vorschlägen über das Militärwes^, die 
Kriegsmarine und die im Art. 35 bezeichneten Abgaben ^bt, 
wenn im Bundesrathe eine Meinungsverschiedenheit stattfindet, 
die Stimme des Präsidiums den Ausschlag, wenn sie sich für 
die Aufrechthaltung der bestehenden Einrichtungen ausspricht. 

ni. Bundesrath. 

Art. 6. Der Bundesrath besteht aus den Vertretern der 
Mitglieder des Bundes, unter welchen die Stinmifübrung sich 
in der Weise vertheilt, dass Preussen mit den ehemaligen 
Stimmen von Hannover, Kurhessen, Holstein, Nassau und 
Frankfurt 17 Stimmen führt, Bayern 6, Sachsen 4, Würtem- 
berg 4, Baden 3, Hessen 3, Mecklenburg-Schwerin 2, Sachsen- 
Weimar 1, Mecklenburg- Strelitz 1 , Oldenburg 1, Braun- 
schweig 2, Sachsen-Meiningen 1, Sachsen- Altenburg 1, Sachsen- 
Koburg-Gotha 1, Anhalt 1, Schwarzburg-Rudolstadt 1, Schwarz- 
burg-Sondershausen 1, Waldeck 1, Reuss älterer Linie 1, 
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Reuss jüngerer Linie 1, Schaumburg-Lippe 1, Lippe 1, Lübeck 1, 
Bremen 1, Hamburg 1, zusammen 58 Stimmen. 

Jedes Mitglied des Bundes kann so viel Bevollmächtigte 
zum Bundesrathe ernennen, wie es Stimmen hat, doch kann 
die Gesammtheit der zuständigen Stimmen nur einheitlich ab- 
gegeben werden. 

Art. 7. Der Bundesrath beschliesst: 

1) über die dem Reichstage zu machenden Vorlagen und 
die von demselben gefassten Beschlüsse; 

2) über die zur Ausführung der Reichsgesetze erforder- 
lichen allgemeinen Verwaltungsvorschriften und Einrichtungen, 
sofern nicht durch Reichsgesetz etwas anderes bestimmt ist; 

3) über Mängel, welche bei der Ausführung der Reichs- 
gesetze oder der vorstehend erwähnten Vorschriften oder Ein- 
richtungen hervortreten. 

Jedes Bundesglied ist befugt, Vorschläge zu machen 
und in Vortrag zu bringen, und das Präsidium ist verpflichtet, 
dieselben der Berathung zu übergeben. 

Die Beschiussfassung erfolgt, vorbehaltlich der Bestim- 
mungen in den Art. 5, 37 und 78 mit einfacher Mehrheit. 
Nicht vertretene oder nicht instruirte Stimmen werden nicht 
gezählt. Bei Stimmengleichheit gibt die Präsidialstimme den 
Ausschlag. 

Bei der Beschlussfassung über eine Angelegenheit, welche 
nach den Bestimmungen dieser Verfassung nicht dem ganzen 
Reiche gemeinschaftlich ist, werden die Stimmen nur der- 
jenigen Bundesstaaten gezählt, welchen die Angelegenheit ge- 
meinschaftlich ist. 

Art. 8. Der Bundesrath bildet aus seiner Mitte dauernde 
Ausschüsse : 

1) für das Landheer und die Festungen; 

2) für das Seewesen; 

3) für Zoll- und Steuerwesen; 

4) für Handel und Verkehr; 

5) für Eisenbahnen, Post und Telegraphen; 
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6) für Justiz weseu; 

7) für RechDongsweseii. 

In jedem dieser Aasschiisse werden ausser dem Präsi- 
dium mindestens vier Bundesstaaten vertreten sein, und führt 
innerhalb derselben jeder Staat nur £ine Stimme. 

In dem Ausschusse für das Landheer und die Festungen 
hat Bayern einen ständigen Sitz, die übrigen Mitglieder des- 
selben, sowie die Mitglieder des Ausschusses für das Seewesen 
werden vom Kaiser ernannt; die Mitglieder der andern Aus- 
schüsse werden von dem Bundesrathe gewählt. Die Zusam- 
mensetzung dieser Ausschüsse ist für jede Session des Bundes- 
rathes, resp. mit jedem Jahre zu erneuern, wobei die aus- 
scheidenden Mitglieder wieder wählbar sind. 

Ausserdem wird im Bundesrathe aus den Bevollmächtigten 
der Königreiche Bayern, Sachsen und Würtemberg und zwei, 
vom Bundesrathe alljährlich zu wählenden Bevollmächtigten 
anderer Bundesstaaten ein Ausschuss für die auswärtigen An- 
gelegenheiten gebildet, in welchem Bayern den Vorsitz fuhrt 

Den Ausschüssen werden die zu ihren Arbeiten nothigen 
Beamten zur Verfügung gestellt. 

Art. 9. Jedes Mitglied des Bundesrathes hat das Recht, 
im Reichstage zu erscheinen und muss daselbst auf Verlangen 
jederzeit gehört werden, um die Ansichten seiner Regierung 
zu vertreten, auch dann, wenn dieselben von der Majorität 
des Bundesrathes nicht adoptirt worden sind. Niemand kann 
gleichzeitig Mitglied des Bundesrathes und des Reichstages sein. 

Art. 10. Dem Kaiser liegt es ob, den Mitgliedern des 
Bundesrathes den üblichen diplomatischen Schutz zu gewähren. 

IV. Präsidium. 

Art. 11. Das Präsidium des Bundes steht dem Könige 
von Preussen zu, welcher den Namen „Deutscher Kaiser" 
führt. Der Kaiser hat das Reich völkerrechtlich zu vertreten, 
im Namen des Reichs Krieg zu erklären und Frieden zu 
schliessen, Bündnisse und andere Verträge mit fremden Staaten 
einzugehen, Gesandte zu beglaubigen und zu empfangen. 
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Zur Erklärung des Krieges im Namen des Reichs ist 
die Zustimmung des Bundesrathes erforderlich, es sei denn, 
dass ein Angriff auf das Bundesgebiet oder dessen Kirsten 
erfolgt. 

Insoweit die Verträge mit fremden Staaten sich auf solche 
Gegenstände beziehen, welche nach Art. 4 in den Bereich 
der Reichsgesetzgebung geboren, ist zu ihrem Abschluss die 
Zustimmung des Bundesrathes und zu ihrer Gültigkeit die 
Genehmigung des Reichstages erforderlich. 

Art. 12. Dem Kaiser steht es zu, den Bundesrath und 
den Reichstag zu berufen, zu eröffnen, zu vertagen und zu 
schliessen. 

Art 13. Die Berufung des Bundesrathes und des Reichs- 
tages findet alljährlich statt, und kann der Bundesrath zur 
Vorbereitung der Arbeiten ohne den Reichstag, letzterer aber 
nicht ohne den Bundesrath berufen werden. 

Art. 14. Die Berufung des Bundesrathes muss erfolgen, 
sobald sie von einem Drittel der Stimmenzahl verlangt wird. 

Art. 15. Der Vorsitz im Bundesrathe und die Leitung 
der Geschäfte steht dem Reichskanzler zu, welcher vom Kaiser 
zu ernennen ist. 

Der Reichskanzler kann sich durch jedes andere Mitglied 
des Bundesrathes vermöge schriftlicher Substitution vertreten 
lassen. 

Art. 16. Die erforderlichen Vorlagen werden nach Mass- 
gabe der Beschlüsse des Bundesrathes im Namen des Kaisers 
an den Reichstag gebracht, wo sie durch Mitglieder des 
Bundesrathes oder durch besondere von letzterm zu ernen- 
nende Commissarien vertreten werden. 

Art. 17. Dem Kaiser steht die Ausfertigung und Ver- 
kündigung der Reichsgesetze und die Ueberwachung der Aus- 
führung derselben zu. Die Anordnungen und Verfügungen 
des Kaisers werden im Namen des Reichs erlassen und be- 
dürfen zu ihrer Gültigkeit der Gegenzeichnung des Reichs- 
kanzlers, welcher dadurch die Verantwortlichkeit übernimmt. 
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Art. 18. Der Kaiser ernennt die Reicbsbeamten , lässt 
dieselben for das Reich vereidigen und verfügt erforderlichen 
Falles deren Entlassung. 

Den zu einem Reichsamte berufenen Beamten eines 
Bundesstaates stehen, sofern nicht vor ihrem Eintritt in den 
Reichsdienst im Wege der Reicbsgesetzgebung etwas anderes 
besthnmt ist, dem Reiche gegenüber diejenigen Rechte zu, 
welche ihnen in ihrem Heimathslande aus ihrer dienstlichen 
Stellung zugestanden hatten. 

Art. 19. Wenn Bundesglieder ihre verfassungsmässigen 
Bundespflichten nicht erfüllen, können sie dazu im Wege der 
Execution angehalten werden. Diese Execution ist vom 
Bundesrathe zu beschliessen und vom Kaiser zu vollstrecken. 

y. Reichstag. 

Art. 20. Der Reichstag geht aus allgemeinen * und di- 
recten Wahlen mit geheimer Abstimmung hervor. Bis zu 
der gesetzlichen Regelung, welche im §. 5 des Wahlgesetzes 
vom 31. Mai 1869 (Bundesgesetzblatt 1869, S. 145) vorbe- 
halten ist, werden in Bayern 48, in Würtemberg 17, in Ba- 
den 14, in Hessen südlich des Mains 6 Abgeordnete gewählt, 
und beträgt demnach die Gesammtzahl der Abgeordneten 382. 

Art. 21. Beamte bedürfen keines Urlaubs zunot Eintritt 
in den Reichstag. 

Wenn ein Mitglied des Reichstages ein besoldetes Reichs- 
amt oder in einem Bundesstaate ein besoldetes Staatsamt an- 
nimmt oder im Reichs- oder Staatsdienste in ein Amt ein- 
tritt, mit welchem ein höherer Rang oder ein höheres Gehalt 
verbunden ist, so verliert es Sitz und Stimme in dem Reichs- 
tage und kann seine Stelle in demselben nur durch neue Wahl 
wieder erlangen. 

Art. 22. Die Verhandlungen des Reichstages sind öffentlich. 

Wahrheitsgetreue Berichte über Verhandlungen in den 
öffentlichen Sitzungen des Reichstages bleiben von jeder Ver- 
antwortlichkeit frei. 
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Art. 23. Der Reichstag hat das Recht, innerhalb der 
Competenz des Reichs Gesetze vorzuschlagen und an ihn 
gerichtete Petitionen dem Bundesrathe resp. Reichskanzler zu 
überweisen. 

Art. 24. Die Legislaturperiode des Reichstages dauert 
drei Jahre. Zur Auflösung des Reichstages während der- 
selben ist ein Beschluss des Bundesrathes unter Zustimmung 
des Kaisers erforderlich. 

Art. 25. Im Falle der Auflosung des Reichstages müssen 
innerhalb eines Zeitraumes von 60 Tagen nach derselben die 
Wähler und innerhalb eines Zeitraumes von 90 Tagen nach 
der Anflosong der Reichstag versammelt werden. 

Art. 26. Ohne Zustimmung des Reichstages darf die 
Vertagung desselben die Frist von 30 Tagen nicht übersteigen 
und während derselben Session nicht wiederholt werden. 

Art. 27. Der Reichstag prüft die Legitimation seiner 
Mitglieder und entscheidet darüber. Er regelt seinen Ge- 
schäftsgang und seine Disciplin durch eine Geschäftsordnung 
und erwählt seinen Präsidenten, seine Vicepräsidenten und 
Schriftführer. 

Art. 28. Der Reichstag beschlieest nach absoluter 
Stimmenmehrheit. Zur Gültigkeit der Beschlussfassung ist 
die Anwesenheit der Mehrheit der gesetzlichen Anzahl der 
Mitglieder erforderlich. 

Bei der Beschlussfassung über eine Angelegenheit, welche 
nach den Bestimmungen dieser Verfassung nicht dem ganzen 
Reiche gemeinschaftlich ist, werden die Stimmen nur der- 
jenigen Mitglieder gezählt, die in Bundesstaaten gewählt sind, 
welchen die Angelegenheit gemeinschaftlich ist. 

Art. 29. Die Mitglieder des Reichstages sind Vertreter 
des gesammten Volkes und an Aufträge und Instructionen 
nicht gebunden. 

Art. 30. Kein Mitglied des Reichstages darf zu irgend- 
einer Zeit wegen seiner Abstimmung oder wegen der in Aus- 
übung seines Berufes gethanen Aeusserungen gerichtlich oder 
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disciplinariscb verfolgt oder sonst ausserhalb der Yersaromlang 
zar Verantwortung gezogen werden. 

Art. 31. Ohne Genehmigung des Reichstages kann kein 
Mitglied desselben während der Sitzungsperiode wegen einer 
mit Strafe bedrohten Handlung zur Untersuchung gezogen 
oder verhaftet werden, ausser wenn es bei Ausübung der That 
oder im Laufe des nächstfolgenden Tages ergriffen wird. 

Gleiche Genehmigung ist bei einer Verhaftung wegen 
Schulden erforderlich. 

Auf Verlangen des Reichstages ¥drd jedes Strafverfahren 
gegen ein Mitglied desselben und jede Untersuchungs - oder 
Civilhaft fiir die Dauer der Sitzungsperiode aufgehoben. 

Art. 32. Die Mitglieder des Reichstages dürfen als solche 
keine Besoldung oder Entschädigung beziehen. 

VI. Zoll- und Handelswesen. 

Art. 33. Deutschland bildet ein Zoll- und Handeis- 
gebiet, umgeben von gemeinschaftlicher Zollgrenze. Aas- 
geschlossen bleiben die wegen ihrer Lage zur Einsebtiessung 
in die Zollgrenze nicht geeigneten einzelnen Gebietstheile. 

Alle Gegenstände, welche im freien Verkehr eines Bundes- 
staates befindlich sind, können in jeden andern Bandesstaat 
eingeführt und dürfen in letzterm einer Abgabe nur insoweit 
unterworfen werden, als daselbst gleichartige inländische Er- 
zeugnisse einer innern Steuer unterliegen. 

Art. 34. Die Hansestädte Bremen und Hamburg mit 
einem dem Zwecke entsprechenden Bezirke ihres oder des 
umliegenden Gebietes bleiben als Freihäfen ausserhalb der 
gemeinschaftlichen Zollgrenze, bis sie ihren Einschluss in die- 
selbe beantragen. 

Art. 35. Das Reich ausschliesslich hat die Gesetzgebung 
über das gesammte. Zollwesen, über die Besteuerung des im 
Bundesgebiete gewonnenen Salzes und Tabacks, bereiteten 
Branntweins und Bieres und aus Rüben oder andern inländi- 
schen Erzeugnissen dargestellten Zuckers und Sirups, über 



Anhang. 225 

den gegenseitigen Schatz der in den einzelnen Bundesstaaten 
erhobenen Yerbraachsabgaben gegen Hinterziehungen, sowie 
über die Massregeln, welche in den Zollausschlüssen zur 
Sicherung der gemeinsamen Zollgrenze erforderlich sind. 

In Bayern, Würtemberg und Baden bleibt die Besteuerung 
des inländischen Branntweins und Bieres der Landesgesetz- 
gebung vorbehalten. Die Bundesstaaten werden jedoch ihr 
Bestreben darauf richten, eine Uebereinstimmung der Gesetz- 
gebung über die Besteuerung auch dieser Gegenstände herbei- 
zuführen. 

Art. 36. Die Erhebung und Verwaltung der Zölle und 
Verbrauchssteuern (Art. 35) bleibt jedem Bundesstaate, soweit 
derselbe sie bisher ausgeübt hat, innerhalb seines Gebietes 
überlassen. 

Der Kaiser überwacht die Einhaltung des gesetzlichen 
Verfahrens durch Reichsbeamte, welche er den Zoll- oder 
Steaerämtern und den Directivbehörden der einzelnen Staaten, 
nach Vernehmung des Ausschusses des Bundesrathes für Zoll- 
und Steuerwesen, beiordnet. 

Die von diesen Beamten über Mängel bei der Ausführung 
der gemeinschaftlichen Gesetzgebung (Art. 35) gemachten 
Anzeigen werden dem Bnndesrathe zur Beschlnssnahme vor- 
gelegt. 

Art. 37. Bei der Beschlnssnahme über die zur Aus- 
führung der gemeinschaftlichen Gesetzgebung (Art. 35) die- 
nenden Verwaltungsvorschriften und Einrichtungen gibt die 
Stimme des Präsidiums alsdann den Ausschlag, wenn sie sich 
für Aufrechthaltnng der bestehenden Vorschrift oder Einrich- 
tung ausspricht. 

Art. 38. Der Ertrag der Zölle und der andern, in 
Art. 35 bezeichneten Abgaben, letzterer, soweit sie der Reichs- 
gesetzgebung unterliegen, fiiesst in die Reichskasse. 

Dieser Ertrag besteht aus der gesammten von den Zöllen 
und den übrigen Abgaben aufgekommenen Einnahme nach 
Abzug : 
y. Held, Deutsche BeiohsyerfasBung. 15 
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1) der auf Gesetzen oder aUgemeinen Verwaltungs- 
vorschriften beruhenden Steuervergutungen und Ermässigungen, 

2) der Rückerstattungen für unrichtige Erhebungen, 

3) der Erhebungs- und Yerwaltungskosten, und zwar: 

a) bei den Zollen der Kosten, welche an den gegen das 
Ausland gelegenen Grenzen und in dem Grenzbezirke für den 
Schutz und die Erhebung der Zolle erforderlich sind, 

b) bei der Salzsteuer der Kosten, welche zur Besoldung 
der mit Erhebung und Controlirung dieser Steuer auf den 
Salzwerken beauftragten Beamten aufgewendet werden, 

c) bei der Rübenzuckersteuer und Tabacksteuer der Ver- 
gütung, welche nach den jeweiligen Beschlüssen des Bundes- 
rathes den einzelnen Bundesregierungen für die Kosten der 
Verwaltung dieser Steuern zu gewähren ist, 

d) bei den übrigen Steuern mit fun£zehn Procent der 
Gesammteinnahme. 

Die ausserhalb der gemeinschaftlichen Zollgrenze liegenden 
Gebiete tragen zu den Ausgaben des Reichs durch Zahlung 
eines Aversums bei. 

Bayern, Würtemberg und Baden haben an dem in die 
Reichskasse fiiessenden Ertrage der Steuern von Branntwein 
und Bier und an dem diesem Ertrage entsprechenden Theile 
des vorstehend erwähnten Aversums keinen Theil. 

Art. 39. Die von den Erhebungsbehorden der Bundes- 
staaten nach Ablauf eines jeden Vierteljahres aufzustellenden 
Quartalextracte und die nach dem Jahres- und Bücherscblusse 
anzustellenden Finalabschlüsse über die im Laufe des Viertel- 
jahres, beziehungsweise während des Rechnungsjahres föllig 
gewordenen Einnahmen an Zöllen und nach Art. 38 zur 
Reichskasse fliessenden Verbrauchsabgaben werden von den 
Directivbehörden der Bundesstaaten, nach vorangegangener 
Prü^ng, in Hauptübersichten zusammengestellt, in welchen 
jede Abgabe gesondert nachzuweisen ist, und es werden diese 
Uebersichten an den Ausschuss des Bundesrathes für das 
Rechnungswesen eingesandt. 

Der letztere stellt auf Grund dieser Uebersichten von 
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drei za drei Monaten den von der Kasse jedes Bundesstaates 
der Reichskasse schuldigen Betrag vorläufig fest und setzt von 
dieser Feststellung den Bundesrath und die Bundesstaaten 
in Kenntniss, legt auch alljährlich die schliessliche Feststellung 
jener Beträge mit seinen Bemerkungen dem Bundesrathe vor. 
Der Bundesrath beschliesst über diese Feststellung. • 

Art. 40. Die Bestimmungen in dem Zollvereinigungs- 
vertrage vom 8. Juli 1867 bleiben in Kraft, soweit sie nicht 
durch die Vorschriften dieser Verfassung abgeändert sind und 
so lange sie nicht auf dem in Art. 7, beziehungsweise 78 
bezeichneten Wege abgeändert werden. 

VII. Eisenbahnwesen. 

Art. 41. Eisenbahnen, welche im Interesse der Ver- 
theidigung Deutschlands oder im Interesse des gemeinsamen 
Verkehrs für nothwendig erachtet werden, können kraft eines 
Reichsgesetzes auch gegen den Widerspruch der Bundesglieder, 
deren Gebiet die Eisenbahnen durchschneiden, unbeschadet 
der Landeshoheitsrechte, für Rechnung des Reichs angelegt 
oder an Privatunternehmer zur Ausführung concessionirt und 
mit dem Expropriationsrechte ausgestattet werden. 

Jede bestehende Eisenbahnverwaltung ist verpflichtet, sich 
den Anschluss neu angelegter Eisenbahnen auf Kosten der 
letztern gefallen zu lassen. 

Die gesetzlichen Bestimmungen, welche bestehenden Eisen- 
bahnunternehmungen ein Widerspruchsrecht gegen die An- 
legung von Parallel- oder Concurrenzbahnen einräumen, wer- 
den, unbeschadet bereits erworbener Rechte, für das ganze 
Reich hierdurch aufgehoben. Ein solches Widerspruchsrecht 
kann auch in den künftig zu ertheil enden Concessionen nicht 
weiter verliehen werden. 

Art. 42. Die Bundesregierungen verpflichten sich, die 
deutschen Eisenbahnen im Interesse des allgemeinen Verkehrs 
wie ein einheitliches Netz verwalten und zu diesem Behufe 
auch die neu herzustellenden Bahnen nach einheitlichen Nor- 
men anlegen und ausrüsten zu lassen. 

15* 
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Art. 43. Es sollen demgemäss in thunlichster Beschleu- 
nigung übereinstimmende Betriebseinrichtangen getroffen, ins- 
besondere gleiche Bahnpolizeireglements eingeführt werden. 
Das Reich hat dafür Sorge zu tragen, dass die Eisenbahn- 
Verwaltungen die Bahnen jederzeit in einem die ^othige 
Sicherheit gewährenden baulichen Zustande erhalten und die- 
selben mit Betriebsmaterial so ausrüsten, wie das Verkehrs- 
bedürfniss es erheischt. 

Art. 44. Die Eisenbahn Verwaltungen sind verpflichtet, 
die für den durchgehenden Verkehr und zur Herstellung in- 
einandergreifender Fahrpläne nothigen Personenzüge mit ent- 
sprechender Fahrgeschwindigkeit, desgleichen die zur Bewäl- 
tigung des Güterverkehrs nothigen Güterzüge einzuführen, 
auch directe Expeditionen im Personen- und Güterverkehr, 
unter Gestattung des Ueberganges der Transportmittel von 
einer Bahn aaf die andere, gegen die übliche Vergütung ein- 
zurichten. 

Art. 45. Dem Reiche steht die Controle über das Tarif- 
wesen zu. Dasselbe wird namentlich dahin wirken: 

1) dass baldigst auf allen deutschen Eisenbahnen über- 
einstimmende Betriebsreglements eingeführt werden; 

2) dass die möglichste Gleichmässigkeit und Herabsetzung 
der Tarife erzielt, insbesondere, dass bei grössern Entfernungen 
für den Transport von Kohlen, Coaks, Holz, Erzen, Steinen, 
Salz, Roheisen, Düngungsmitteln und ähnlichen Gegenständen 
ein dem Bedürfniss der Landwirthschaft und Industrie ent- 
sprechender ermässigter Tarif, und zwar zunächst thunlichst 
der Ein-Pfennigtarif eingeführt werde. 

Art. 46. Bei eintretenden Nothständen, insbesondere bei 
ungewöhnlicher Theuerung der Lebensmittel, sind die Eisen- 
bahn Verwaltungen verpflichtet, für den Transport, namentlich 
von Getreide, Mehl, Hülsenfrüchten und Kartoffeln, zeitweise 
einen dem Bedürfnisse entsprechenden, von dem Kaiser auf 
Vorschlag des betreffenden Bundesrathsausschusses festzustel- 
lenden niedrigen Specialtarif einzuführen, welcher jedoch nicht 
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unter den niedrigsten auf der betreifenden Bahn für Roh- 
producte geltenden Satz herabgeben darf. 

Die vorstehend, sowie die in den Art. 42 bis 45 ge- 
troffenen Bestimmungen sind auf Bayern nicht anwendbar. 

Dem Reiche steht jedoch auch Bayern gegenüber das 
Recht zu, im Wege der Gesetzgebung einheitliche Normen 
für die Construction und Ausrüstung der für die Landes- 
vertheidigung wichtigen Eisenbahnen aufzustellen. 

Art. 47. Den Anforderungen der Behörden des Reichs 
in Betreff der Benutzung der Eisenbahnen zum Zwecke der 
Vertheidigung Deutschlands haben sämmtliche Eisenbahn- 
yerwaltungen unweigerlich Folge zu leisten. Insbesondere ist 
das Militär und alles Kriegsmaterial zu gleichen ermässigten 
Sätzen zu befördern. 

Vin. Post- und Telegraphenweson. 

Art. 48. Das Postwesen und das Telegraphenwesen 
werden für das gesammte Gebiet des Deutschen Reichs als 
einheitliche Staatsverkehrsanstalten eingerichtet und verwaltet. 

Die im Art. 4 vorgesehene Gesetzgebung des Reichs in 
Post- und Telegraphen angelegeuheiten erstreckt sich nicht 
auf diejenigen Gegenstände, deren Regelung nach den in der 
Norddeutschen Post- und Telegraphen Verwaltung massgebend 
gewesenen Grundsätzen der reglementarischen Festsetzung 
oder administrativen Anordnung überlassen ist. 

Art. 49. Die Einnahmen des Post- und Telegraphen- 
wesens sind für das ganze Reich gemeinschaftlich. Die Aus- 
gaben werden aus den gemeinschaftlichen Einnahmen bestritten. 
Die Ueberscbüsse fliessen in die Reichskasse. (Abschn. XII.) 

Art. 50. Dem Kaiser gebort die obere Leitung der 
Post- und Telegraphen Verwaltung an. Die von ihm bestellten 
Behörden haben die Pflicht und das Recht, dafür zu sorgen, 
dass Einheit in der Organisation der Verwaltung und im 
Betriebe des Dienstes sowie in der Qualification der Beamten 
hergestellt und erhalten wird. 
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Dem Kaiser -steht der Erlass der reglementarischen Fest- 
setztiDgeD und allgemeinen administrativen Anordnungen sowie 
die aasschliessliche Wahrnehmung der Beziehungen zu andern 
Post- und Telegraphen Verwaltungen zu. 

Sämmtliche Beamte der Post- und Telegraphen Verwaltung 
sind verpflichtet, den kaiserlichen Anordnungen Folge zu leisten. 
Diese Verpflichtung ist in den Diensteid aufzunehmen. 

Die Anstellung der bei den Verwaltungsbehörden der 
Post und Telegraphie in den verschiedenen Bezirken erfor- 
derlichen obern Beamten (z. B. der Directoren, Rathe, Ober- 
inspectoren), ferner die Anstellung der zur Wahrnehmung des 
Aufisichts- u. s. w. Dienstes in den einzelnen Bezirken ak 
Organe der erwähnten Behörden fungirenden Post- und Tele- 
graphenbeamten (z. B. Inspectoren, Controleure) geht für das 
ganze Gebiet des Deutschen Reiches vom Kaiser aus, welchem 
diese Beamten den Diensteid leisten. Den einzelnen Landes- 
regierungen wird von den in Rede stehenden Ernennungen, 
soweit dieselben ihre Gebiete betreffen, behufs der landes- 
herrlichen Bestätigung und Publication rechtzeitig Mittheilung 
gemacht werden. 

Die andern bei den Verwaltungsbehörden der Post und 
Telegraphie erforderlichen Beamten, sowie alle für den localen 
und technischen Betrieb bestimmten, mithin bei den eigent- 
lichen Betriebsstellen fungirenden Beamten u. s. w. werden 
von den betreffenden Landesregierungen angestellt. 

Wo eine selbständige Landespost-, resp. Telegraphen- 
verwaltung nicht besteht, entscheiden die Bestinminngen der 
besondern Verträge. 

Art. 51. Bei Ueberweisung des Ueberschusses der Post- 
verwaltung für allgemeine Reichszwecke (Art. 49) soll, in 
Betracht der bisherigen Verschiedenheit der von den Landes- 
postverwaltungen der einzelnen Gebiete erzielten Reineinnah- 
men, zum Zw^ecke einer entsprechenden Ausgleichung während 
der unten festgesetzten Uebergangszeit folgendes Verfahren 
beobachtet werden. 
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Aus den Postüberschiissen, welche in den einzelnen Post- 
bezirken während der fünf Jahre 1861 bis 1865 aufgekommen 
sind, wird ein durchschnittlicher Jahresüberschuss berechnet, 
und der Antheil, welchen jeder einzelne Postbezirk an dem 
fiir das gesammte Gebiet des Reichs sich danach heraus- 
stellenden Postüberschusse gehabt hat, nach Procenten fest- 
gestellt. 

Nach Massgabe des auf diese Weise festgestellten Ver- 
hältnisses werden den einzelnen Staaten während der auf 
ihren Eintritt in die Reichspostverwaltung folgenden acht 
Jahre die sich für sie aus den im Reiche aufkommenden 
Postüberschüssen ergebenden Quoten auf ihre sonstigen Bei- 
träge zu Reichszwecken zu Gute gerechnet. 

Nach Ablauf der acht Jahre hört jede Unterscheidung 
auf, und fliessen die Postüberschüsse in ungetheilter Aufrech- 
nung nach dem im Art. 49 enthaltenen Grundsatz der Reichs- 
kasse zu. 

Von der während der vorgedachten acht Jahre für die 
Hansestädte sich herausstellenden Quote des Postüberschusses 
wird alljährlich vorweg die Hälfte dem Kaiser zur Disposition 
gestellt zu dem Zwecke, daraus zunächst die Kosten für die 
Herstellung normaler Posteinrichtungen in den Hansestädten 
zu bestreiten. 

Art. 52. Die Bestimmungen in den vorstehenden Art. 48 
bis 51 finden auf Bayern und Würtemberg keine Anwendung. 
An ihrer Stelle gelten für beide Bundesstaaten folgende Be- 
stimmungen: 

Dem Reiche ausschliesslich steht die Gesetzgebung über 
die Vorrechte der Post und Telegraphie, über die rechtlichen 
Verhältnisse beider Anstalten zum Publikum, über die Porto- 
freiheiten und das Posttaxwesen, jedoch ausschliesslich der 
reglementarischen und Tarifbestimmungen für den internen 
Verkehr innerhalb Bayerns, beziehungsweise Würtembergs, 
sowie, unter gleicher Beschränkung, die Feststellung der Ge- 
bühren für die telegraphische Ck)rre8pondenz zu. 
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Ebenso steht dem Reiche die Regelang des Post- nnd 
Telegraphenverkehrs mit dem Auslande zu, ausgenommen den 
eigenen unmittelbaren Verkehr Bayerns, beziehungsweise Wür- 
tembergs mit seinen dem Reiche nicht angehörenden Nachbar- 
staaten, wegen dessen Regelung es bei der Bestimmung im 
Art. 49 des Postvertrages vom 23. November 1867 be- 
wendet. 

An den zur Reichskasse fliessenden Einnahmen des Post- 
nnd Telegraphenwesens haben Bayern und Wurtemberg kei- 
nen Theil. 

IX. Marine und Schiffahrt. 

Art. 53. Die Kriegsmarine des Reichs ist eine einheit- 
liche unter dem Oberbefehl des Kaisers. Die Organisation 
und Zusammensetzung derselben liegt dem Kaiser ob, welcher 
die Offiziere und Beamten der Marine ernennt und für welchen 
dieselben nebst den Mannschaften eidlich in Pflicht zu neh- 
men sind. 

Der Kieler Hafen und der Jahdehafen sind Reichs- 
kriegshäfen. 

Der zur Gründung und Erhaltung der Kriegsflotte und 
der damit zusammenhängenden Anstalten erforderliche Auf- 
wand vnrd aus der Reichskasse bestritten. 

Die gesammte seemännische Bevölkerung des Reichs, 
einschliesslich des Maschinenpersonals und der Schifßshand- 
werker, ist vom Dienste im Landheere befreit, dagegen zum 
Dienste in der kaiserlichen Marine verpflichtet. 

Die Yertheilung des Ersatzbedarfs findet nach Massgabe 
der vorhandenen seemännischen Bevölkerung statt, und die 
hiernach von jedem Staate gestellte Quote kommt auf die 
Gestellung zum Landheere in Abrechnung. 

Art. 54. Die Kauffahrteischiffe aller Bundesstaaten bilden 
eine einheitliche Handelsmarine. 

Das Reich hat das Verfahren zur Ermittelung der Ladungs- 
fahigkeit der Seeschiffe zu bestimmen, die Ausstellung der 
Messbriefe sowie der Schiffscertificate zu regeln, und die Be- 
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dingongen festzustellen, von welchen die Erlaubniss zur Füh- 
rung eines Seeschiffes abhängig ist. 

In den Seehäfen und auf allen natürlichen und künst- 
lichen Wasserstrassen der einzelnen Bundesstaaten werden die 
Kauffahrteischiffe sämmtlicher Bundesstaaten gleichmässig zu- 
gelassen und behandelt. Die Abgaben, welche in den See- 
häfen von den Seeschiffen oder deren Ladungen für die Be- 
nutzung der Schiffahrtsanstalten erhoben werden, dürfen die 
zur Unterhaltung und gewöhnlichen Herstellung dieser An- 
stalten erforderlichen Kosten nicht übersteigen. 

Auf allen natürlichen Wasserstrassen dürfen Abgaben 
nur für die Benutzung besonderer Anstalten, die zur Erleich- 
terung des Verkehrs bestimmt sind, erhoben werden. Diese 
Abgaben sowie die Abgaben für die Befahrung solcher künst- 
lichen Wasserstrassen, welche Staatseigenthum sind, dürfen 
die zur Unterhaltung und gewohnlichen Herstellung der An- 
stalten und Anlagen erforderlichen Kosten nicht übersteigen. 
Auf die Flosserei finden diese Bestimmungen insoweit An- 
wendung, als dieselbe auf schiffbaren Wasserstrassen be- 
trieben wird. 

Auf fremde Schiffe oder deren Ladungen andere oder 
höhere Abgaben zu legen, als von den Schiffen der Bundes- 
staaten oder deren Ladungen zu entrichten sind, steht keinem 
Einzelstaate, sondern nur dem Reiche zu. 

Art. 55. Die Flagge der Kriegs- und Handelsmarine 
ist schwarz-weiss-roth. 

X. Consulatwesen. 

Art. 56. Das gesammte Consulatwesen des Deutschen 
Reichs steht unter der Aufsicht des Kaisers, welcher die 
Consuln, nach Vernehmung des Ausschusses des Bundesrathes 
für Handel und Verkehr, anstellt. 

In dem Amtsbezirke der deutschen Consuln dürfen neue 
Landesconsulate nicht errichtet werden. Die deutschen Con- 
suln üben für die in ihrem Bezirke nicht vertretenen Bundes- 
staaten die Functionen eines Landesconsuls aus. Die sämmt- 
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liehen bestehenden Landesconsolate werden aufgehoben, sobald 
die Organisation der deutsehen Consolate dergestalt vollendet 
ist, dass die Vertretung der Einzelinteressen aller Bundes- 
staaten als durch die deutsehen Consnlate gesichert von dem 
Bundesrathe anerkannt wird. 

XI. Reichskriegswesen. 

Art. 57. Jeder Deutsche ist wehrpflichtig und kann sich 
in Ausübung dieser Pflicht nicht vertreten lassen. 

Art. 58. Die Kosten und Lasten des gesammten Kriegs- 
wesens des Reichs sind von allen Bundesstaaten und ihren 
Angehörigen gleichmässig zu tragen, sodass weder Bevor- 
zugungen noch Prägravationen einzelner Staaten oder Klassen 
grundsätzlich zulässig sind. Wo die gleiche Vertheilung der 
Lasten sich in natura nicht herstellen lässt, ohne die öffent- 
liche Wohlfahrt zu schädigen, ist die Ausgleichung nach den 
Grundsätzen der Gerechtigkeit im Wege der Gesetzgebung 
festzustellen. 

Art. 59. Jeder wehriShige Deutsche gehört sieben Jahre 
lang, in der Regel vom vollendeten 20. bis zum beginnenden 
28. Lebensjahre, dem stehenden Heere — und zwar die ersten 
drei Jahre bei den Fahnen, die letzten vier Jahre in der 
Reserve — und die folgenden fünf Lebensjahre der Landwehr 
an. In denjenigen Bundesstaaten, in denen bisher eine län- 
gere als zwölQährige Gesammtdienstzeit gesetzlich war, findet 
die allmähliche Herabsetzung der Verpflichtung nur in dem 
Masse statt, als dies die Rücksicht auf die Kriegsbereitschaft 
des Reichsheeres zulässt. 

In Bezug auf die Auswanderung der Reservisten sollen 
lediglich diejenigen Bestimmungen massgebend sein, welche 
für die Auswanderung der Landwehrmänner gelten. 

Art. 60. Die Friedenspräsenzstärke des deutschen Heeres 
wird bis zum 31. December 1871 auf Ein Procent der Be- 
völkerung von 1867 normirt, und wird pro rata derselben 
von den einzelnen Bundesstaaten gestellt. Für die spätere 
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Zeit wird die Friedenspräsenzstärke des Heeres im Wege 
der Reichsgesetzgebung festgestellt. 

Art. 61. Nach Publication dieser Verfassung ist in dem 
ganzen Eeiche die gesammte preussische Militärgesetzgebung 
ungesäumt einzuführen, sowol die Gesetze selbst; als die zu 
ihrer Ausfuhrung, Erläuterung oder Ergänzung erlassenen 
Reglements, Instructionen und Rescripte, namentlich also das 
Militär-Strafgesetzbuch vom 3. April 1845, die Militär-Straf- 
gerichtsordnung vom 3. April 1845, die Verordnung über die 
Ehrengerichte vom 20. Juli 1843, die Bestimmungen über Aus- 
hebung, Dienstzeit, Servis- und Verpflegungswesen, Einquar- 
tierung, Ersatz von Flurbeschädigungen, Mobilmachung u. s. w. 
für Krieg und Frieden. Die Militärkirchenordnung ist jedoch 
ausgeschlossen. 

Nach gleichmässiger Durchführung der Kriegsorganisation 
des deutschen Heeres wird ein umfassendes Reichsmilitärgesetz 
dem Reichstage und dem Bundesrathe zur verfassungsmässigen 
ßeschlussfassung vorgelegt werden. 

Art. 62. Zur Bestreitung des Aufwandes für das ge- 
sammte deutsche Heer und die zu demselben gehörigen Ein- 
richtungen sind bis zum 31. December 1871 dem Kaiser jähr- 
lich so viel mal 225 Thlr., in Worten zweihundert fünf und 
zwanzig Thaler, als die Kopfzahl der Friedensstärke des 
Heeres nach Art. 60 beträgt, zur Verfügung zu stellen. Vgl. 
Abschn. Xn. 

Nach dem 31. December 1871 müssen diese Beiträge 
von den einzelnen Staaten des Bundes zur Reichskasse fort- 
gezahlt werden. Zur Berechnung derselben wird die im 
Art. 60 interimistisch festgestellte Friedenspräsenzstärke so 
lange festgehalten, bis sie durch ein Reichsgesetz abge- 
ändert ist. 

Die Verausgabung dieser Summe für das gesammte 
Reichsheer und dessen Einrichtungen wird durch das Etats- 
gesetz festgestellt. 

Bei der Feststellung des Militär-Ausgabeetats wird die 
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aaf Orandlage die><^r Verfasi^aiig gesetzlich feststehende Or- 
gan i**ation de?* Reich« heere« zu Grunde gelegt. 

Art. ri3. Die ge^mmte Landmacht des Reichs ¥rird 
•'in einheitliche> Heer bilden, welches in Krieg and Friedeo 
nritcr dem 4iefehl(; den Kai^^ers steht. 

Die Regimenter u. s. w. fuhren fortlaufende Nommern 
.durch da.s ganze deutsche Heer. Für die Bekleidung sind 
die Grundfarben und der Schnitt der königlich preussisehei) 
Armee maA^gebend. Dem betreffenden Contingentsherm bläbt 
e« uberla>r*en, die äussern Abzeichen iCocarden u. s. w.) lo 
befttimmen. 

Der Kaiser hat die Pflicht und das Recht, dafür Sorge 
zu tragen, daffs innerhalb des deutschen Heeres alle Truppen- 
theile vollzählig und kriegstüchtig vorhanden sind und dass 
Kinheit in der Organisation und Formation, in Bewaffiraog 
und Conimando, in der Ausbildung der Mannschaften sowie 
in der Qualitication der Offiziere hergestellt und erhalten 
wird. Zu diesem Behufe ist der Kaiser berechtigt, sieb jeder- 
zeit durch Inspectionen von der Verfassung der öiaelnen 
Contingente zu überzeugen und die Abstellung der dabei vot- 
^eJundenen Mängel anzuordnen. 

Der Kaiser bestimmt den Präsenzstand, die Gliederung 
und Eintheilung der Contingeute des Reichsheeres sowie die 
Organisation der Landwehr, und hat das Recht, innerhalb 
des Bundesgebietes die Garnisonen zu bestimmen sowie die 
kriegsbereite Aufstellung eines jeden Theiles des Reichsheeres 
anzuordnen. 

Behufs Erhaltung der unentbehrlichen Einheit in der 
Administration, Verpflegung, Bewaffnung und Ansrüstnng aller 
Truppentheile des deutschen Heeres sind die bezügh'chen 
künftig ergehenden Anordnungen für die preussische Armee 
den Commandeuren der übrigen Contingente, durch den Art. 8, 
Nr. 1 bezeichneten Ausschuss für das Landheer und die 
Festungen, zur Nachachtung in geeigneter Weise mitzutheilen. 

Art. 64. Alle deutschen Truppen sind verpflichtet, den 
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Befehlen des Kaisers unbedingte Folge zu leisten. Diese 
Verpflichtung ist in den Fahneneid aufzunehmen. 

Der Höchstcommandirende eines Contingents sowie alle 
Offiziere, welche Truppen melir als eines Contingents be- 
fehligen, und alle Festungscommandanten werden von dem 
Kaiser ernannt. Die von demselben ernannten Offiziere leisten 
ihm den Fahneneid. Bei Generalen und den Generalstellungen 
versehenden Offizieren innerhalb des Contingents ist die Er- 
nennung von der jedesmaligen Zustimmung des Kaisers ab- 
hängig zu machen. 

Der Kaiser ist berechtigt, behufs Versetzung mit oder 
ohne Beförderung für die von ihm im Reichsdienste, sei es 
im preussischen Heere oder in andern Contingenten zu be- 
setzenden Stellen aus den Offizieren aller Contingente des 
Reichsheeres zu wählen. 

Art. 65. Das Recht, Festungen innerhalb des Bundes- 
gebietes anzulegen, steht dem Kaiser zu, welcher die Be- 
willigung der dazu erforderlichen Mittel, soweit das Ordina- 
rium sie nicht gewahrt, nach Abschn. XII beantragt. 

Art. 66. Wo nicht besondere Conventionen ein Aüderes 
bestimmen, ernennen die Bundesfursten, beziehentlich die Se- 
nate, die Offiziere ihrer Contingente, mit der Einschränkung 
des Ajt. 64. Sie sind Chefs aller ihren Gebieten angehörenden 
Truppentheile und geniessen die damit verbundenen Ehren. 
Sie haben namentlich das Recht der Inspicirung zu jeder Zeit 
und erhalten, ausser den regelmässigen Rapporten und Mel- 
dungen über vorkommende Veränderungen, behufs der nöthigen 
landesherrlichen Publication, rechtzeitige Mittheilung von den 
die betreffenden Truppentheile berührenden Avancements und 
Ernennungen. 

Auch steht ihnen das Recht zu, zu polizeilichen Zwecken 
nicht blos ihre eigenen Truppen zu verwenden, sondern auch 
alle andern Truppentheile des Reichsheeres, welche in ihren 
Landergebieten dislocirt sind, zu requiriren. 

Art. 67. Ersparnisse an dem Militäretat fallen unter 
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keinen Umstanden einer einzelnen Regierung, sondern jeder- 
zeit der Reichskasse za. 

Art G8. Der Kaiser kann, wenn die öflfentliche Sicher- 
heit in dem Bundesgebiete bedroht ist, einen jeden Theil 
desselben in Kriegszustand erklären. Bis zum Erlass eines 
die Voraussetzungen, die Form der Verkündigung und die 
Wirkungen einer solchen Erklärung regelnden Reichsgesetzes 
gelten dafür die Vorschriften des preussischen Gesetzes vom 
4. Juni 1851. (Gesetz-Sammlung für 1851, S. 451 fg.) 

Schlusshestimmung zum elften Abschnitt. 

Die in diesem Abschnitte enthaltenen Vorschriften kom- 
men in Bayern nach näherer Bestimmung des Bundniss Vertrags 
vom 23. November 1870 (Bundesgesetzblatt 1871, S. 9) unter 
III, §. 5, in Würtemberg nach näherer Bestimmung der Mi- 
litärconvention vom 21. — 25. November 1870 (Bundesgesetz- 
blatt 1870, S. 658) zur Anwendung. 

XII. Reichsfinanzen. 

Art. 69. Alle Einnahmen und Ausgaben des Reichs 
müssen für jedes Jahr veranschlagt und auf den Reichshaus- 
haltsetat gebracht werden. Letzterer wird vor Beginn des 
Etatsjahres nach folgenden Grundsätzen durch ein Gesetz 
festgestellt. 

Art. 70. Zur Bestreitung aller gemeinschaftlichen Aus- 
gaben dienen zunächst die etwaigen Ueberschüsse der Vor- 
jahre sowie die aus den Zöllen, den gemeinschaftlichen Ver- 
brauchssteuern und aus dem Post- und Telegraphenwesen 
fliessenden gemeinschaftlichen Einnahmen. Insoweit dieselben 
durch diese Einnahmen nicht gedeckt werden, sind sie, so- 
lange Reichssteuern nicht eingeführt sind, durch Beiträge der 
einzelnen Bundesstaaten nach Massgabe ihrer Bevölkerung 
au&ubringen, welche bis zur Höhe des budgetmässigen Be- 
trages durch den Reichskanzler ausgeschrieben werden. 

Art. 71. Die gemeinschaftlichen Ausgaben werden in 
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der Regel für ein Jahr bewilligt, können jedoch in besondern 
Fällen auch für eine längere Dauer bewilligt werden. 

Während der im Art. 60 normirten Uebergangszeit ist 
der nach Titeln geordnete Etat über die Ausgaben für das 
Heer dem Bundesrathe und dem Reichstage nur zur Kenntniss- 
nahme und zur Erinnerung vorzulegen. 

Art. 72. Ueber die Verwendung aller Einnahmen des 
Reichs ist durch den Reichskanzler dem Bundesrathe und 
dem Reichstage zur Entlastung jährlich Rechnung zu legen. 

Art. 73. In Fällen eines ausserordentlichen Bedürfnisses 
kann im Wege der Reichsgesetzgebung die Aufnahme einer 
Anleihe sowie die Uebernahme einer Garantie zu Lasten des 
Reiches erfolgen. 

Schlussbestimmung zum zwölften Abschnitt. 

Auf die Ausgaben für das bayerische Heer finden die 
Art 69 und 71 nur nach Massgabe der in der Schlussbestim- 
mong zum XI. Abschnitt erwähnten Bestimmungen des Ver- 
trages vom 23. November 1870 und der Art. 72 nur inso- 
weit Anwendung, als dem Bundesrathe und dem Reichstage 
die Ueberweisung der für das bayerische Heer erforderlichen 
Summe an Bayern nachzuweisen ist. 

Xni, Schlichtung von Streitigkeiten und Straf- 
bestimmungen. 

Art. 74. Jedes Unternehmen gegen die Existenz, die 
Integrität, die Sicherheit oder die Verfassung des Deutschen 
Reichs, endlich die Beleidigung des Bundesrathes, des Reichs- 
tages, eines Mitgliedes des Bundesrathes oder des Reichs- 
tages, einer Behörde oder eines öffentlichen Beamten des 
Reichs, während dieselben in der Ausübung ihres Berufes 
begriffen sind oder in Beziehung auf ihren Beruf, durch Wort, 
Schrift, Druck, Zeichen, bildliche oder andere Darstellung, 
werden in den einzelnen Bundesstaaten beurtheilt und bestraft 
nach Massgabe der in den letztem bestehenden oder künftig 
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in Wirksamkeit tretenden Gesetze, nach welchen eine gleiche 
gegen den einzelnen Bundesstaat, seine Verfassang, seine Kam- 
mern oder Stände, seine Kammer- oder Standemitglieder, 
seine Behörden und Beamten begangene Handlang zu rich- 
ten wäre. 

Art. 75. Für diejenigen in Art. 74 bezeichneten Unter- 
nehmungen gegen das Deutsche Reich, welche, wenn g^en 
einen der einzelnen Bundesstaaten gerichtet, als Hochverrath 
oder Landesverrath zu qualificiren wären, ist das gemein- 
schaftliche Ober- Appellationsgericht der drei freien und Hanse- 
städte in Lübeck die zuständige Spruchbehorde in erster uid 
letzter Instanz. 

Die nähern Bestimmungen über die Zuständigkeit und 
das Verfahren des Ober- Appellationsgerichts erfolgen im Wege 
der Reichsgesetzgebung. Bis zum Erlasse eines Reichsgesetzes 
bewendet es bei der seitherigen Zuständigkeit der Gerichte 
in den einzelnen Bundesstaaten und den auf das Yerfahren 
dieser Gerichte sich beziehenden Bestimmungen. 

Art. 76. Streitigkeiten zwischen verschiedenen Bundes- 
staaten, sofern dieselben nicht privatrechtlicher Natur und 
daher von den competenten Gerichtsbehörden zu entscheiden 
sind, werden auf Anrufen des einen Theils von dem Bundes- 
rathe erledigt. 

Verfassungsstreitigkeiten in solchen Bundesstaaten, in 
deren Verfassung nicht eine Behörde zur Entscheidung solcher 
Streitigkeiten bestimmt ist, hat auf Anrufen eines Theiles der 
Bundesrath gütlich auszugleichen oder, wenn das nicht ge- 
lingt, im Wege der Reichsgesetzgebung zur Erledigung zu 
bringen. 

Art. 77. Wenn in einem Bundesstaate der Fall einer 
Justizverweigerung eintritt, und auf gesetzlichen Wegen aus- 
reichende Hülfe nicht erlangt werden kann, so liegt dem 
Bundesrathe ob, erwiesene, nach der Verfassung und den be- 
stehenden Gesetzen des betreffenden Bundesstaates zu be- 
ortheilende Beschwerden über verweigerte oder gehemmte 
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Rechtspflege anzunehmen, und darauf die gerichtliche Hülfe 
bei der Bundesregierung, die zu der Beschwerde Anlass ge- 
geben hat, zu bewirken. 

XIV. Allgemeine Bestimmungen. 

Art. 78. Veränderungen der Verfassung erfolgen im 
Wege der Gesetzgebung. Sie gelten als abgelehnt, wenn sie 
im Bundesrathe 14 Stimmen gegen sich haben. 

Diejenigen Vorschriften der Reichsverfassung, durch welche 
bestimmte Rechte einzelner Bundesstaaten in deren Verhaltniss 
zur Gesammtheit festgestellt sind, können nur mit Zustimmung 
des berechtigten Bundesstaates abgeändert werden. 



y. Held, Deutsche Beichsyerfassang. 16 * 



m. 

Verträge mit den süddeutsclieii Staaten. 

1. Protokoll, betreffend die Vereinbarung zwischen dem 
Norddentschen Bunde, Baden und Hessen über Oründimg 
des Deutschen Bundes unter Annahme der BundesverfJEUsnng. 

(Bundesgesetzblatt 1870 Nr. 51 vom 31. December.) 

Verhandelt Versailles, den 15. November 1870. 
Nachdem Se. Majestät der Konig von Prenssen im Nawen 
des Norddeutschen Bundes, Se. königliche Hoheit der Gross- 
herzog von Baden und Se. königliche Hoheit der Grossherzog 
von Hessen und bei Rhein übereingekommen sind, über die 
Gründung eines Deutschen Bundes in Verhandlung zu treten 
und zu diesem Zwecke bevollmächtigt haben, und zwar: 
Se. Majestät der König von Preussen, im Namen des Nord- 
deutschen Bundes: 

den Kanzler des Norddeutschen Bundes: Allerhöchst- 
ihren Präsidenten des Staatsministeriums und Minister 
der auswärtigen Angelegenheiten Grafen Otto vonBis- 
raarck-Schön hausen, 

den königlich sächsischen Staatsminister der Finanzen 
und der auswärtigen Angelegenheiten, Richard Frei- 
herrn von Friesen 

und 
den Präsidenten des Bundeskanzleramts, Allerhöchst- 
ihren Staatsminister Martin Friedrich Rudolf Del- 
brück; 
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So. königliche Hoheit der Grossherzog von Baden: 

Allerhöchstihren Präsidenten des Staatsministeriums 
und Staatsminister des Innern Dr. Julius Jolly und 

Allerhöchstihren Präsidenten des Ministeriums des gross- 
herzoglichen Hauses und der auswärtigen Angelegenheiten 
Rudolf von Freydorf; 
Se. königliche Hoheit der Grossherzog von Hessen und 
bei Rhein: 

Allerhöchstihren Präsidenten des Gesammtministeriums 
und Minister des grossherzogliclien Hauses und des 
Aeussern sowie des Innern, Wirklichen Geheimen Rath 
Freiherrn Reinhard von Dalwigk zu Lichtenfels 
und 
Allerhöchstihren ausserordentlichen Gesandten und be- 
vollmächtigten Minister, Geheimen Legationsrath Karl 
Hofmann, 
sind diese Bevollmächtigten in Versailles zusammengetreten 
und haben sich, nach gegenseitiger Vorlegung und Anerken- 
nung ihrer Vollmachten, über die anliegende Verfassung des 
Deutschen Bundes verständigt. 

Sie sind ferner darüber einverstanden, dass diese Ver- 
fassung vorbehaltlich der weiter unten zu erwähnenden Mass- 
gaben, mit dem 1. Januar 1871 in Wirksamkeit treten soll, 
mid ertheilen sich deshalb gegenseitig die Zusage, dass sie 
unverzüglich den gesetzgebenden Factoren des Norddeutschen 
Bundes, beziehungsweise Badens und Hessens, zur verfassungs- 
mässigen Zustimmung vorgelegt und, nach Ertheilung dieser 
Zustimmung, im Laufe des Monats December ratificirt werden 
soll. Der Austausch der Ratificationserklärungen soll in Berlin 
erfolgen. 

In Betracht der grossen Schwierigkeiten, welche theils 
die vorgerückte Zeit, theils die Fortdauer des Krieges, theils 
endlich die in einigen betheiligten Staaten bereits erfolgte 
Regulirung des Landesbudgets der Aufstellung eines Etats 
für die Militärverwaltung des Deutschen Bundes für, das 
Jahr ISll entgegenstellen, ist man übereingekommen, dass 

16* 
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die Gemeinschaft der Ausgaben für das Landbeer erst mit 
dem 1. Januar 1872 beginnen soll. Bis zu diesem Tage wird 
daher der Ertrag der im Art. 35 bezeichneten gemeinschaft- 
lichen Abgaben nicht zur Bundeskasse fliessen, sondern den 
Staatskassen Badens und Hessens, letzterer rücksiebtüch des 
auf Südhessen fallenden Antheils, verbleiben und es wird der 
Beitrag dieser Staaten zu den Bundesausgaben durch Ma- 
tricularbei träge aufgebracht werden, wegen deren Feststellung 
dem im nächsten Jahre zu berufenden Reichstage eine Vor- 
lage gemacht werden wird. 

Auch die Bestimmungen in den Art. 49 — 52 der Bundes- 
verfassung sollen für Baden erst mit dem 1. Januar 1872 in 
Wirksamkeit treten, damit die, für die Ueberleitung der Landes- 
verwaltung der Posten und Telegraphen in die Bundesverwal- 
tung erforderliche Zeit gewonnen werde. 

Im übrigen wurden noch nachstehende, im Laufe der 
Verhandlungen abgegebene Erklärungen in gegenwärtiges 
Protokoll niedergelegt: 

Man war darüber einverstanden, 

1) zu Art. 18 der Verfassung, dass zu dai, einem 
Beamten zustehenden Rechten im Sinne deß zweiten 
Absatzes dieses Artikels diejenigen Rechte nicht ge- 
hören, welche seinen Hinterbliebenen in Beziehung auf 
Pensionen oder Unterstützungen etwa zustehen; 

2) zu den Art. 35 und 38 der Verfassung, dass 
die nach Massgabe der Zoll Vereins vertrage auch fer- 
ner zu erhebenden Uebergangsabgaben von Brannt- 
wein und Bier ebenso anzusehen sind, wie die auf die 
Bereitung dieser Getränke gelegten Abgaben; 

3) zu Art. 38 der Verfassung, dass, so lange die 
jetzige Besteuerung des Bieres in Hessen fortbesteht, 
nur der dem Betrage der norddeutschen Braumalz- 
steuer entsprechende TheU der hessischen Biersteuer 
in die Bundeskasse fliessen wird; 

4) zum Vni. Abschnitt der Verfassung, dass die 
Verträge, durch welche das Verhältniss des Post- und 
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Telegraphenwesens in Hessen zum Norddeutschen Bunde 
jetzt geregelt ist, durch die Bundesverfassung nicht auf- 
gehoben sind. Insbesondere behält es hinsichtlich der 
Zahlung des Kanons und der Chausseegeld-Entschä- 
digung, sowie der Entschädigung für Wege- und Brücken- 
gelder und sonstige Communicationsabgaben, ferner 
hinsichtlich der Vergütung für Benutzung der Staats- 
nnd Privatbahnen, und hinsichtlich der Behandlung 
des Portofreiheitswesens in Südhessen, bis zum Ende 
des Jahres 1875 sein Bewenden bei dem jetzt be- 
stehenden Zustande. Für die Zeit vom 1. Januar 1876 
ab füllt die Zahlung des Kanons und der Chaussee- 
geld-Entschädigung weg. Wie es in Bezug auf die 
Vergütung für die postalische Benutzung der Eisen- 
bahnen sowie in Bezug auf die südhessischen Porto- 
freiheiten für die Zeit nach dem 1. Januar 1876 zu 
halten sei, bleibt späterer Verständigung vorbehalten. 
Die Entschädigung für Wege- und Brückengelder und 
sonstige Communicationsabgaben wird auch nach dem 
1. Januar 1876 an die grossherzoglich hessische Re- 
gierung gezahlt, wogegen diese die Entschädigung der 
Berechtigten auch für die Zukunft wie bisher über- 
nimmt; 
5) zu Art. 52 der Verfassung wurde von den badi- 
schen Bevollmächtigten bemerkt, dass die finanziellen 
Ergebnisse der Post- und Telegraphenverwaltung des 
Bundes, wie sie sich bisher gestaltet hätten und in 
dem Bundeshaushaltsetat für 1871 veranschlagt seien, 
ungeachtet der in Art. 52 getroffenen Bestimmung, 
keine Gewähr dafür leisteten, dass der auf Baden 
fallende Antheil an den Einnahmen dieser Verwaltungen 
auch nur annähernd diejenige Einnahme ergeben werde, 
welche es gegenwärtig aus seiner eigenen Verwaltung 
zum Betrage von durchschnittlich 130000 Thlrn. be- 
ziehe. Sie hielten es deshalb für billig, dass Baden 
durch eine besondere Verabredung vor einem, seinen 
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Haushalt empfindlich bernhrenden Einnahmeaasfall ge- 
sichert werde. 

Wenngleich von andern Seiten die Besorgniss der 
badischen Bevollmächtigten als begründet nicht aner- 
kannt werden konnte, so einigte man sich doch dahin, 
dass, wenn im Laufe der Uebergangsperiode der nach 
dem Procentverhaltniss sich ergebende Antheil Badens 
an den im Bunde aufkommenden PostSberscbossen in 
einem Jahre die Summe von 100000 Thlrn. nicht 
erreichen sollte, der an dieser Summe fehlende Betrag 
Baden auf seine Matricular beitrage zugute gerechnet 
werden soll. Eine solche Anrechnung wird jedoch 
nicht stattfinden in einem Jahre, in welches kriegerische 
Ereignisse fallen, an denen der Bund betheiligt ist; 

6) zu Art. 56 der Verfassung bemerkten die Bevoll- 
mächtigten des Norddeutschen Bundes auf Anfrage 
des grossherzoglich badiscben Bevollmächtigten, dass 
das Bundesprasidium schon bisher, nach Yerhebmung 
des zuständigen Ausschusses des Bundesnihs, Bandes- 
consulate errichtet habe, wenn eine solche EimicYitmig 
an einem bestimmten Platze durch das Interesse auch 
nur Eines Bundesstaates geboten worden sei. Sie 
verbanden damit die Zusage, dass in diesem Sinne 
auch in Zukunft werde verfahren werden; 

7) zu Art. 62 der Verfassung wurde verabredet, dass 
die Zahlung der nach diesem Artikel von Baden auf- 
zubringenden Beiträge mit dem ersten Tage des Mo- 
nats beginnen soll, welcher auf die Anordnung zur 
Rückkehr der badischen Truppen von dem Kriegs- 
zustande auf den Friedensfuss folgt; . 

8) zu Art. 78 der Verfassung wurde allseitig als 
selbstverständlich angesehen^ dass diejenigen Vor- 
schriften der Verfassung, durch welche bestimmte 
Rechte einzelner Bundesstaaten in deren Verhältniss 
zur Gesammtheit festgestellt öind, nur mit Zustimmung 
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des berechtigten Bundesstaates abgeändert werden 
können ; 

9) zu Art. 80 (nun 79) der Verfassung war man in 
Beziehung auf das Gesetz, betreffend die Errichtung 
eines obersten Gerichtshofes für Handelssachen, vom 
12. Juni 1869 darüber einig, dass eine entsprechende 
Vermehrung der Mitglieder dieses Gerichtshofes durch 
einen Nachtrag zu dessen Etat für 1871 in Vorschlag 
zu bringen sein werde. 

Es wurde ferner allseitig anerkannt, dass zu den im 
Norddeutschen Bunde ergangenen Gesetzen, deren Erklärung 
zu Gesetzen des Deutschen Bundes der Bundesgesetzgebung 
vorbehalten bleibt, das Gesetz vom 21. Juli 1870, betreflfend 
den ausserordentlichen Geldbedarf der Militär- und Mariner 
Verwaltung, nicht gehört, und dass das Gesetz vod(i 31. Mai 1870, 
betre£fend die St.-Gotthard-Eisenbahn, jedenf^s nicht ohne 
Veränderung seines Inhalts zum Bundesgesetze würde erklärt 
werden können. 

m 

Gegenwärtiges Protokoll ist vorgelesen, genehmigt und 
von den im Eingange genannten Bevollmächtigten in Einem, 
in das Archiv des Bundeskanzler- Amts in Berlin niederzu- 
legenden Exemplare vollzogen worden. 

V. Bismarck. Jolly. . v. Dalwigk. 

V. Friesen. v. Freydorf. Hofmann. 

' Delbrück. 

Die Auswechselung der Ratificationsurkunden hat in 
Berlin stattgefunden. 
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2. Vertrag zwischen dem Norddeutschen Bunde, Baden und 
Hessen einerseits und Wttrtemberg andererseits, betrefifend 
den Beitritt Würtembergs zur VerfiEMsung des Deutschen 

Bundes. 

(Bundesgesetzblatt 1870 Nr. 51 vom 31. December.) 

Se. Majestät der König von Preussen im Namen des 
Norddeutschen Bundes, Se. königliche Hoheit der Grossherzog 
von Baden und Se. königliche Hoheit der Grossherzog von 
Hessen und bei Rhein einerseits und Se. Majestät der König 
von Wurtemberg andererseits, von dem Wunsche geleitet, die 
Geltung der zwischen dem Norddeutschen Bunde, Baden und 
Hessen vereinbarten Verfassung des Deutschen Bundes, den 
über dieselbe gepflogenen Verhandlungen entsprechend, auf 
Wurtemberg auszudehnen, haben zu diesem Zwecke nach- 
stehenden Vertrag geschlossen: 

Art. 1. Wurtemberg tritt der zwischen dem Norddeut- 
schen Bunde, Baden und Hessen vereinbarten, der Verhand- 
lung d. d. Versailles den 15. November 1870 beigefugten 
Verfassung dergestalt bei, dass alle in dieser Verfassung ent- 
haltenen Bestimmungen, mit den im nachstehenden Art. 2 
näher bezeichneten Massgaben, auf Wurtemberg volle An- 
wendung finden. 

Art. 2. Die Massgaben, unter welchen die Verfassung 
des Deutschen Bundes auf Wurtemberg Anwendung findet, 
sind folgende: 

1) Zu Art. 6 der Verfassung. 

Im Bundesrathe fuhrt Wurtemberg vier Stimmen, und 
es beträgt daher die Gesanmitzahl der Stimmen im 
Bundesrathe 52. 

2) Zu Art. 20 der Verfassung. 

In Wurtemberg werden, bis zu der im §. 5 des Wahl- 
gesetzes vom 31. Mai 1869 vorbehaltenen gesetzh'chen 
Regelung, 17 Abgeordnete gewählt, und es beträgt 
daher die Gesammtzahl der Abgeordneten 334. 
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3) Zu den Art. 35 und 38 der Verfassung. 

Die im letzten Absätze der vorgenannten Artikel in 
Beziehung auf Baden getroffene Bestimmung findet 
auch auf Wiirtemberg Anwendung. 

4) Zum achten Abschnitt der Verfassung. 

An Stelle der im achten Abschnitt der Verfassung ent- 
haltenen gelten für Wiirtemberg folgende Bestimmungen : 

Dem Bunde ausschliesslich steht die Gesetzgebung 
über die Vorrechte der Post und Telegraphie, über 
die rechtlichen Verhältnisse beider Anstalten zum Pu- 
blikum, über die Portofreiheiten und das Post-Tax- 
wesen, jedoch ausschliesslich der reglementarischen 
und Tarifbestimmungen für den internen Verkehr inner- 
halb Würtembergs sowie, unter gleicher Beschränkung, 
die Feststellung der Gebühren für die telegraphische 
Correspondenz zu. 

Ebenso steht dem Bunde die Regelung des Post- 
und Telegraphenverkehrs mit dem Auslande zu, aus- 
genommen den eigenen unmittelbaren Verkehr Würtem- 
bergs mit seinen dem Deutschen Bunde nicht ange- 
hörenden Nachbarstaaten, wegen dessen Regelung es 
bei der Bestimmung im Art. 49 des Postvertrages vom 
23. November 1867 bewendet. 

An den zur Bundeskasse fliessenden Einnahmen 
des Post- und Telegraphenwesens hat Würtemberg 
keinen Theil. 

5) Zum elften Abschnitt der Verfassung. 

In Würtemberg kommen die im neunten Abschnitt der 
Verfassung enthaltenen Vorschriften nach näherer Be- 
stimmung der Militärconvention vom 21. — 25. Novem- 
ber 1870 in Anwendung. 

6) Zum Art. 80 der Verfassung. 

Die Einführung der nachstehend genannten Gesetze 
des Norddeutschen Bundes als Bundesgesetze erfolgt 
für Würtemberg, statt von den im Art. 80 festgesetzten, 
von den nachstehend genannten Zeitpunkten an, nämlich: 
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I. vom 1. Juli 1871 an: 

1) des Gesetzes, betreffend die vertragsmassigen Zinsen, 
vom 14. November 1867, 

2) des Gesetzes, betreffend die Errichtung eines obersten 
Gerichtshofes für Handelssachen, vom 12. Juni 1869; 

II. vom 1. Jannar 1872 an: 

1) des Gesetzes, betreffend die Beschlagnahme des Arbeits- 
oder Dienstlohnes, vom 21. Jnni 1869, 

2) des Gesetzes nber die Ausgabe von Papiergeld, vom 
16. Juni 1870. 

Die Einführung des Gesetzes, Massregeln gegen die 
Rinderpest betreffend, vom 7. April 1869 als Bandesgesetz 
bleibt für Würtemberg der Bundesgesetzgebnng vorbehalten. 
Dasselbe gilt mit der, aus der vorstehenden Bestimmung unter 
Nr. 4 sich ergebenden Beschränkung von den im . Art. 80 
unter II, Nr. 4 genannten, auf das Post- und Telegraphen- 
wesen bezüglichen Gesetzen. 

Das Gesetz, betreffend die Schliessung und Beschränkung 
der öffentlichen Spielbanken, vom 1. Juli 1868 vnrd in Würtem- 
berg, vom Tage der Wirksamkeit der Bundesvearfas^nng au, 
als Bundesgesetz eingeführt. 

Art 3. Der gegenwärtige Vertrag soll unverzüglich den 
gesetzgebenden Factoren des Norddeutschen Bundes, Badens 
und Hessens, beziehungsweise Würtembergs zur verfassungs- 
mässigen Zustimmung vorgelegt und, nach Ertheilimg dieser 
Zustimmung, ratificirt werden. 

Der Austausch der Ratiücationsurkunden soll im Laufe 
des Monats December 1870 in Berlin erfolgen. 

So geschehen Berlin, den 25. November 1870. 
V. Friesen. v. Freydorf. Hofmann. Mittnacht. 
Delbrück. Türckheim. v. Snckow. 

Die Auswechselung der Ratificationsnrkonden hat in 
Berlin stattgefunden. 
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3. Protokoll, betreffend den Vertrag zwischen dem Nord- 
deutschen Bunde, Baden und Hessen einerseits und Würtem- 
berg andererseits, betreffend den Beitritt Würtembergs zur 

Verfassung des Deutschen Bundes. 

(Bundesgesetzblatt 1870 Nr. 51 vom 31. December.) 

Verhandelt Berlin, den 25. November 1870. 
Bei Unterzeichnung des am heutigen Tage über den Bei- 
tritt Würtembergs zu der zwischen dem Norddeutschen Bunde, 
Baden und Hessen -vereinbarten Verfassung des Deutschen 
Bundes abgeschlossenen Vertrages haben sich die unterzeich- 
neten Bevollmächtigten über nachstehende Punkte verständigt: 

1) Die in dem Protokoll d. d. Versailles den 15. Novem- 
ber 1870 zwischen den Bevollmächtigten des Nord- 
deutschen Bundes^ Badens und Hessens getroffenen 
Verabredungen, beziehungsweise von den Bevollmäch- 
tigten des Norddeutschen Bundes abgegebenen Er- 
klärungen : 

a) über den Beginn der Wirksamkeit der Verfassung, 

b) über den Zeitpunkt für den Beginn der Gemein- 
schaft der Ausgaben für das Landheer, 

e) zu Art, 18 der Verfassung, 

d) zu den Art. 35 und 38 der Verfassung, 

e) zu Art. 56 der Verfassung, 

f) zu Art. 62 der Verfassung, 

g) zu Art. 78 der Verfassung, und 
h) zu Art. 80 der Verfassung 

finden auch auf Würtemberg Anwendung. 

2) Zu Art. 45 der Verfassung wurde anerkannt, dass auf 
den würtembergischen Eisenbahnen bei ihren Bau-, 
Betriebs- und Verkehrsverhältnissen nicht alle in diesem 
Artikel aufgeführten Transportgegenstände in allen 
Gattungen von Verkehren zum Einpfennigsatz befor- 
dert werden können. 
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3) Zum Art. 2 Nr. 4 des Vertrages vom heutigen Tage 
war man darüber einverstanden, dass die Ausdehnung 
der im Norddeutschen Bunde über die Vorrechte der 
Post geltenden Bestimmungen auf den internen Ver- 
kehr Würtembergs insoweit von der Zustimmung Wür- 
tembergs abhängen soll, als diese Bestimmungen der 
Post Vorrechte beilegen, welche derselben nach der 
gegenwärtigen Gesetzgebung in Würtemberg nicht zu- 
stehen. 

Vorgelesen, genehmigt und unterschrieben. 

v. Friesen. v. Freydorf. Hofmann. Mittnacht. 
Delbrück. Türckheim. v. Suckow. 



4. Militärconvention zwischen dem Norddeatschen Bnnde 

und Würtemberg. 

(Bundesgesetzblatt 1870 Nr. 51 vom 31. December.) 

Se. Majestät der König von Preusseii im Namen des 
Norddeutschen Bundes und Se. Majestät der König von 
Würtemberg, in der Absicht, die Bestimmungen der zwischen 
ihnen vereinbarten Verfassung des Deutschen Bundes über 
das Bundeskriegswesen den besondern Verhältnissen des König- 
reichs Würtemberg anzupassen, haben Unterhandlungen er- 
öffnen lassen und zu ihren Bevollmächtigten ernannt, und 
zwar: 

Se. Majestät der König von Preussen: 
AUerhöchstihren Staats-, Kriegs- und Marineminister, General 

der Infanterie Albrecht von Roon, 

Se. Majestät der König von Würtemberg: 
AUerhöchstihren Kriegsminister, GeneraUieutenant Albert von 

Suckow, 
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von welchen Bevollmächtigten, nach Vorlegung und gegen- 
seitiger Anerkennung ihrer Vollmachten, die nachstehende 

Militär Convention 
verabredet und geschlossen ist. 

Art. 1. Die königlich würtembergischeu Truppen als 
Theil des Deutschen Bundesheeres bilden ein in sich geschlos- 
senes Armeecorps nach der anliegenden Formation nebst der 
entsprechenden Anzahl von Ersatz- und Besatzungstruppen 
nach preussischen Normen im Falle der Mobilmachung oder 
Kriegsbereitschaft. 

Art. 2. Die hierdurch bedingte neue Organisation der 
königlich würtembergischeu Truppen soll in drei Jahren nach 
erfolgter Anordnung zur Rückkehr von dem gegenwärtigen 
Kriegsstand auf den Friedensfuss vollendet sein. 

Art. 3. Von dieser Rückkehr an bilden, beginnend mit 
einem noch näher zu bestimmenden Tage, die königlich wür- 
tembergischeu Truppen das vierzelmte deutsche Bundesarmee- 
corps mit ihren eigenen Fahnen und Feldzeichen, und erhalten 
die Divisionen, Brigaden, Regimenter und selbständigen Ba- 
taillone des Armeecorps die entsprechende laufende Nummer 
in dem Deutschen Bundesheere neben der Numerirung im 
königlich würtembergischeu Verbände. 

Art. 4. Die Unterstellung der königlich würtembergi- 
scheu Truppen unter den Oberbefehl Sr. Majestät des Königs 
von Preussen als Bundesfeldherrn beginnt ebenfalls an einem 
noch näher zu bestimmenden Tage und wird in den bisherigen 
Fahneneid in der Weise aufgenommen, dass es an der be- 
treffenden Stelle heisst: 

„dass ich Sr. Majestät dem Könige während meiner 
Dienstzeit als Soldat treu dienen, dem Bundesfeldherrn 
und den Kriegsgesetzen Gehorsam leisten und mich stets 
als tapferer und ehrliebender Soldat verhalten will. So 
wahr mir Gott helfe." 

Art. 5. Die Ernennung, Beförderung, Versetzung u. s. w, 
der Offiziere und Beamten des königlich würtembergischeu 
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Armeecorps erfolgt darch Se. Majestät den Konig von Wür- 
temberg, diejenige des Hochstcommandirenden üir das Armee- 
corps nach vorgangiger Zostimmung Sr. Majestät des Königs 
von Preussen als Bundesfeldherr. Se. Majestät der König 
von WGrtemberg geniesst als Chef seiner Trappen die ihm 
Allerhöchst zustehenden Ehren und Rechte und übt die ent- 
sprechenden gerichtsherrlichen Befugnisse sammt dem Besta- 
tigungs- und Begnadigungsrecht bei Erkenntnissen gegen 
Angehörige des Armeecorps aus, welche über die Befugnisse 
des Armeecorpscommandanteu, beziehungsweise des königlich 
würtembergischen Kriegsministeriums hinausgehen. 

Art. 6. Unbeschadet der dem Bundesfeldherm gemäss 
der Bundesverfassung zustehenden Rechte der Disponirung 
über alle Bundestruppen und ihrer Dislocirung soU für die 
Dauer friedlicher . Verhältnisse das würtembergische Armee- 
corps in seinem Verband und in seiner Gliederung erhalten 
bleiben und im eigenen Lande dislocirt sein ; eine hiervon 
abweichende Anordnung des Bundesfeldherm sowie die Dis- 
locirung anderer deutscher Truppentheile in das Konigrdch 
Würtembei^ soll in friedlichen Zeiten nur mit Zustimmung 
Sr. Majestät des Königs von Würtemberg erfolgen, sofern es 
sich nicht um Besetzung süddeutscher oder westdeutscher 
Festungen handelt. 

Art. 7. Ueber die Ernennung der Commandanten für 
die im Königreiche Würtemberg gelegenen festen Plätze, 
welche nach Art. 64 der Bundesverfassung dem Bundesfeld- 
herm zusteht, sowie über die demselben gleichermassen zu- 
stehende Berechtigung, neue Befestigungen innerhalb des König- 
reichs anzulegen, wird sich der Bundesfeldherr eintretenden- 
falls mit dem König von Würtemberg Vorher in Vernehmen 
setzen, ebenso wenn der Bundesfeldherr einen von ihm zu 
ernennenden Offizier aus dem königlich würtembergischen 
Armeecorps wählen will. 

Um der Beurtheilung dieser Ernennungen eine Grund- 
lage zu gewähren, werden über die Offiziere des königlich 
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"wurtembergischen Armeecorps vom Stabsoffizier aufwärts all- 
jährlich Personal- und Qualificationsberichte nach preussischem 
Schema aufgestellt und Sr. Majestät dem Bundesfeldherrn 
vorgelegt. 

Art. 8. Zur Beförderung der Gleichmässigkeit in der 
Ausbildung und dem innern Dienste der Truppen werden 
nach gegenseitiger Verabredung einige königlich würtem- 
bergische Offiziere je auf 1 — 2 Jahre in die königlich 
preussische Armee und königlich preussische Offiziere in das 
königlich würtem bergische Armeecorps commandirt. 

Hinsichtlich etwa wünschenswerther Versetzung einzelner 
Offiziere aus königlich wurtembergischen Diensten in die kö- 
niglich preussische Armee oder umgekehrt haben in jedem 
Specialfalle besondere Verabredungen stattzufinden. 

Art. 9. Der Bundesfeldherr, welchem nach Art. 63 das 
Recht zusteht, sich jederzeit durch Inspectionen von der Ver- 
faasnng der einzelnen Contingente zu überzeugen, wird die 
königlich wurtembergischen Truppen alljährlich mindestens 
einmal entweder Allerhöchstselbst inspiciren oder durch zu 
ernennende Inspecteure, deren Personen vorher Sr. Majestät 
dem König von Würtemberg bezeichnet werden sollen, in den 
Garnisonen oder bei den Uebungen inspiciren lassen. 

Die infolge solcher Inspicirungen bemerkten sachlichen 
und persönlichen Misstände wird der Bundesfeldherr dem Kö- 
nige von Würtemberg mittheilen, welcher Seinerseits dieselben 
abstellen und von dem Geschehenen alsdann dem Bundes- 
feldherrn Anzeige machen lässt. 

Art. 10. Für die Organisation des königlich wurtem- 
bergischen Armeecorps sind — solange und insoweit nicht 
auf dem Wege der Bundesgesetzgebung anders bestimmt 
wird — die derzeitigen preussischen Normen massgebend. 

Es kommen demgemäss in dem Königreich Würtemberg 
ausser dem norddeutschen Gesetz über die Verpflichtung zum 
Kriegsdienst vom 9. November 1867, nebst der dazu gehörigen 
Militär-Ersatzinstruction vom 26* März 1868, insbesondere alle 
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preossischen Exerzir- und sonstigen Reglements, Instructionen 
und Rescripte zur Ausführung, namentlich die Verordnung 
über die Ehrengerichte vom 20. Juli 1843, die für Krieg 
und Frieden gegebenen Bestimmungen über Aushebung, Dienst- 
zeit, Servis-, Verpflegungs - und Invalidenwesen, Mobil- 
machung u. 8. w., über den Ersatz des Offiziercorps und über 
das Militär- Erziehungs- und Bildungswesen. 

Ausgenommen sind von der Gemeinsamkeit in den Ein- 
richtungen des königlich würtembergischen Armeecorps mit 
denjenigen der königlich preussischen Armee: die Militär- 
Kirchenordnung, das Militär-Strafgesetzbuch und die MiUtär- 
Strafgerichtsordnung, sowie die Bestimmungen über Einquar- 
tierung und Ersatz von Flurbeschädigungen, worüber in dem 
Königreich Würtemberg die derzeit bestehenden Gesetze und 
Einrichtungen vorerst und bis zur Regelung im Wege der 
Bundesgesetzgebung in Geltung verbleiben. 

Die Gradabzeichen, sowie die Benennungen und der 
Modus der Verwaltung sind in dem königlich wurtembergf- 
schen Armeecorps dieselben wie in der königlich preussischen 
Armee. Die Bestimmungen über die Bekleidung für das 
königlich würtembergische Armeecorps werden von Sr. Ma- 
jestät dem Könige von Würtemberg gegeben, und es soU dabei 
den Verhältnissen der Bundesarmee die möglichste Rechnung 
getragen werden. 

Art. 11. Im Falle eines Krieges steht von dessen Aus- 
bruch bis zu dessen Beendigung die obere Leitung des Tele- 
graphenwesens, soweit solches für die Kriegszwecke einge- 
richtet ist, dem Bundesfeldherrn zu. 

Die königlich würtembergische Regierung wird bereits 
während des Friedens die bezüglichen Einrichtungen in Ueber- 
einstimmung mit denjenigen des Norddeutschen Bundes treffen, 
und insbesondere bei dem Ausbau des Telegraphennetzes darauf 
Bedacht nehmen, auch eine der Kriegsstärke ihres Armeecorps 
entsprechende Feldtelegraphie zu organisiren. 

Art. 12. Aus der von Würtemberg nach Art. 62 der 
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Bundesverfassung zur Verfügung zu stellenden Summe be- 
streitet die königlich würtembergische Regierung, nach Mass- 
gabe des Bundeshaushalts-Etats, den Aufwand für die Unter- 
haltung des königlich würtembergischen Armeecorps, ein- 
schliesslich Neuanschaffungen, Bauten, Einrichtungen u. s. w. 
in selbständiger Verwaltung, sowie den Antheil Würtembergs 
an den Kosten für die gemeinschaftlichen Einrichtungen des Ge- 
sammtheeres, — Centraladministration, Festungen, Unterhaltung 
der Militär-Bildungsanstalten, einschliesslich der Kriegsschulen 
und militärärztlichen Bildungsanstalten, der Examinations- 
commissionen , der militärwissenschaftlichen und technischen 
Institute, des Lehrbataillons, der Militär- und Artillerie-Schiess- 
schule, der Militär-Reitschule, der Central-Turnanatalt und des 
gi'ossen Generalstabs. Ersparnisse, welche unter voller Er- 
füllung der Bundespflichten als Ergebnisse der obwaltenden 
besondern Verhältnisse möglich werden, verbleiben zur Ver- 
fugung Würtembergs. 

Das königlich würtembergische Armeecorps participirt an 
den gemeinschaftlichen Einrichtungen und wird im grossen 
Generalstabe verhältnissmässig vertreten sein. 

Art. 13. Die Zahlung der von Würtemberg nach Art. 62 
der Bundesverfassung aufzubringenden Summe beginnt mit 
dem ersten Tage des Monats, welcher auf die Anordnung zur 
Rückkehr der königlich würtembergischen Truppen von dem 
Kriegszustände auf den Friedensfuss folgt. In den Etat und 
die Abrechnung des Bundesheeres tritt das königlich würtem- 
bergische Armeecorps jedoch erst mit dem 1. Januar 1872 ein. 

Während der im Art. 2 verabredeten dreijährigen Ueber- 
gangszeit wird für den Etat des königlich würtembergischen 
Armeecorps die Rücksicht auf die in dieser Periode zu voll- 
ziehende neue Organisation massgebend sein, und zwar sowol 
in Beziehung auf die in Ansatz zu bringenden Beträge, als 
auch in Beziehung auf die Zulässigkeit der gegenseitigen Ueber- 
tragung einzelner Titel und der Uebertragung gleichnamiger 
Titel aus einem Jahre ins andere. 

V. Held, DeutBohe BeiohBTerfasiimg. 17 
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Art. 14. Verstärkungen der königlich ^urtembergischen 
Troppen durch Einziehung der Beurlaubten, ßowie die Kriegs- 
formationen derselben und endlich deren Mobilmachung hängen 
von den Anordnungen des Bundesfeldherrn ab. Solchen An- 
ordnungen ist allezeit und im ganzen Umfange Folge zu leisten. 
'Die hierdurch erwachsenden Kosten trägt die Bundeskasse, 
jedoch sind die königlich würtembergischen Kassen verpjQichtet, 
insoweit ihre vorhandenen Fonds ausreichen, die nothwendigen 
Gelder vorzuschiessen. 

Art. 15. Zur Yermittelong der dienstlichen Beziehungen 
des königlich würtembergischen Armeecorps zu dem Deutschen 
Bundesheer findet ein directer Schriftwechsel zwischen dem 
königlich preussischen und dem königlich würtembergischen 
Kriegsministerium statt und erhält letzteres auf diese Weise alle 
betreffenden zur Zeit gültigen oder später zu erlassenden Regle- 
ments, Bestimmungen u. s. w. zur entsprechenden Ausführnng. 

Nebendem wird die königlich würtembergische Regierung 
jederzeit in dem Bundesausschusse für das Landheer und die 
Festungen vertreten sein. 

Art. 16. Die gegenwärtige Convention soll nach er- 
folgter Genehmigung durch die legislativen Organe ratificirt 
und es sollen die Ratificationsurkunden gleichzeitig mit den 
Erklärungen über die Ratification der am heutigen Tage ver- 
einbarten Verfassung des Deutschen Bundes in Berlin aas- 
getauscht werden. 

Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtigten die gegen- 
wärtige Convention in doppelter Ausfertigung vollzogen und 
untersiegelt. 

So geschehen: 

Hauptquartier Versailles, den 21. November 1870. 

Berlin, den 25. November 1870. 

(gez.) von Roon. (gez.) von Suckow. 

(L. S.) (L. S.) 

Die Auswechselung der Ratificationsurkunden hat in 
Berlin stattgefunden. 
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Friedensformation des königlich wftrtemberg^schen 

Armeecorps. 

1 Generalcommando, 

2 Divisionscommandos, 

4 Infanterie-Brigadecommandos , 
2 Cavallerie-Brigadecommandos, 
1 Artillerie-Brigadecommando, 

8 Infanterieregimenter a 3 Bataillone, 

4 Cavallerieregimenter a 5 Escadrons, 

1 Feldartillerieregiment mit 

3 Fussabtheilungen a 4 Batterien, 
1 Festmigsartillerie- Abtheilung mit 

4 Festongscompagnien, 
1 Pionierbataillon, 

1 Trainbataillon, 

16 Landwehrbezirks-Commandos, 

die entsprechenden Administrationen. 



Kriegsformation des königlich würtembergischen Armeecorps. 

I. Feldtrappen: 

a) Commandobehorden: 

1 Generalcommando (nebst Feldgensdarmerie-De- 
tachement und Stabswache), 

2 Infanterie-Divisionscommandos, 
2 Cavallerie-Brigadecommandos, 

1 Commando der Reserveartillerie. 

b) Infanterie, die Regimenter k 3 Bataillone, 

c) Gavallerie, die Regimenter ä 4 Escadrons, 

d) Artillerie. Die im Frieden vorhandenen Abtheilungs- 

stäbe; die Batterien ä 6 Geschütze, 

dazu eine Colonnenabtheilung, bestehend aus dem 

17* 
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Stabe, 4 Infanterie- und 4 Artillerie-Munitions- 
colonnen; 

e) Pioniere, 3 selbständige Compagnien, nebst leichtem 

Feldbruckentrain, Schanzzeagcolonne und Ponton- 
colonne. 

f) Trains: 

Stab des Trainbataillons, 

5 Proviantcolonnen, 

3 Sanitatsdetachements, einschliesslich Kranken- 

trägercompagnien ; 
1 Pferdedepot, 
1 Feldbackereicolonne, 
1 Train-Begleitungsescadron , 
Fuhrparkcolonnen (circa 5 ä 80 Fahrzeuge). 

g) Administrationen: 

1) die Intendanturen und zwar: 

die Corpsintendantnr, 

3 Divisionsintendantnren (je eine für die bei- 
den Infianteriediyisionen, eine für die Reserve- 
artillerie), 

2) die Corpskriegskasse, 

3) die Feldproviantämter, und zwar: 

1 JFeld-Haupt-Proviantamt, 

3 Feldproviantämter (je eins für die beiden 
Infanteriedivisionen, eins für die Reserveartillerie), 

1 Feldbäckereiamt. 

4) das dirigirende ärztliche Personal, 

5) 12 Feldlazarethe, 

6) das Lazareth-Keservepersonal, 

7) 1 Lazareth-Reservedepot, 

8) die Feldpost, und zwar: 

1 Feldpostamt, 

4 Feldpostexpeditionen, von welchen letztern 
je eine für die beiden Infanteriedivisionen, eine 
für die Reserve (Cavallerie und Artillerie) be- 
stimmt ist; die vierte bleibt zunächst dem Feld- 
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postamt attachirt und wird nach Massgabe des 
eintretenden Bedürfnisses der Avantgarde u. s. w. 
überwiesen, 
9) das Auditoriat, 
10) die Geistlichkeit. 

II. Immobile Behörden: 

1 stellvertretendes Generalcommando, 

4 stellvertretende Infanterie-Brigadecommandos, 

1 Inspection der Brsatzescadrons, 

1 Commando der immobilen Artillerie, 

1 immobile Intendantur, 

1 stellvertretender Corpsgeneralarzt. 
m. Ersatztruppen: 

8 Ersatzbataillone, 
4 Ersatzescadrons, 

2 Artillerie-Ersatzabtheilung a 

2 Batterien zu je 6 Geschützen, 
1 Fionier-Ersatzcompagnie, 
1 Train-Ersatzabtheilung. 

IV. Besatzungstruppen: 

16 Land Wehrbataillone, 

1 bis 2 Besatzungs-Cavallerieregimenter, 

3 Reserve-Fussbattefien a 6 Geschütze, 
8 Festungs-Artilleriecompagnien, mit 

den erforderlichen Abtheilungsstaben, 
3 Festungs-Fioniercompagnien. 

Sämmtliche Truppen in Kriegs- und Friedensformation 
nach königlich preussischen Etatsstärken; insoweit hiernach 
die Friedensstarke den verfassungsmässigen Procentsatz der 
Bevölkerungsziffer übersteigt, bleiben die erforderlichen Mo- 
dificationen besonderer Vereinbarung vorbehalten. 



262 Anhang. 



6. Vertrag betreffend den Beitritt Bayerns zor Ver&ssung 
des Deutschen Bandes. Vom 23. Ifovember 1870. 

Se. Majestät der Konig von Preossen im Namen des 
Norddeutschen Bandes and Se. Majestät der König von Bayern 
haben in der Absicht, die Sicherheit des deutschen Gebietes 
zu gewahrleisten, dem deutschen Rechte eine gedeihliche Ent- 
wickelang zu sichern und die Wohlfahrt des deutschen Volkes 
zu pflegen, beschlossen, über Gründung eines Deutschen Bundes 
Verhandlangen zu eroffnen und zu diesem Behufe zu Bevoll- 
mächtigten ernannt: 

Se. Majestät der Konig von Freussen, im Namen des Nord- 
deutschen Bundes: 

den Kanzler des Norddeutschen Bundes, Allerhöchst- 
ihren Präsidenten des Staatsministeriums und Mi- 
nister der auswärtigen Angelegenheiten Grafen Otto 
von Bismarck-Schonhausen, und 

Allerhochstihren Kriegs- und Marineminister, General 
der Infanterie Albrecht von Roon; 

Se. Majestät der Konig von Bayern: 

Allerhochstihren Staatsminister des königlichen Hauses 
und des Aeussern Grafen Otto von Bray-Stein- 
burg, 

Allerhochstihren Kriegsminister, Generallieutenant Sig- 
mund Freiherrn von Prankh und 

Allerhochstihren Staatsminister der Justiz Johann 
von Lutz. 

Diese Bevollmächtigten sind in Versailles zusammenge- 
treten, haben ihre Vollmachten ausgetauscht und haben sich, 
nachdem diese letztern in guter Ordnang befanden waren, 
über nachfolgende Vertragsbestimmungen geeinigt: 

I. Die Staaten des Norddeutschen Bandes und das König- 
reich Bayern schliessen einen ewigen Bund, welchem das Gross- 
herzogthum Baden und das Grossherzogthum Hessen far dessen 
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südlich vom Main belegenes Staatsgebiet schon beigetreten 
sind und zu welchem der Beitritt des Königreichs Würtem- 
berg in Aussicht steht. 

Dieser Band heisst der Deutsche Bund. . 

II. Die Verfassung des Deutschen Bundes ist die des 
bisherigen Norddeutschen Bundes, jedoch mit folgenden Ab- 
änderungen: 

§. 1. Der Art. 1 der Norddeutschen Bundesverfassung 
wird künftig lauten wie folgt: 

Das Bundesgebiet besteht aus den Staaten Preussen mit 
Lauenburg, Bayern, Sachsen, Würtemberg, Baden, Hessen, 
Mecklenburg-Schwerin, Sachsen- Weimar, Mecklenburg-Strelitz, 
Oldenburg, Braunschweig, Sachsen-Meiningen, Sachsen- Alten- 
burg, Sachsen-Koburg-Gotha, Anhalt, Schwarzburg-Rudolstadt, 
Schwarzburg-Sondershausen, Waldeck, Reuss älterer Linie, 
Reuss jüngerer Linie, Schaumburg -Lippe, Lippe, Lübeck, 
Bremen und Hamburg. 

§. 2. Zu Art. 4 wird folgender i Zusatz vereinbart: 
Ziff. 16. Die Bestimmungen über die Fresse und das 
Vereinswesen. 

§. 3. Das zweite Alinea des Art. 5 lautet künftig wie 
folgt: 

Bei Gesetzesvorschlägen über das Militärwesen, die Kriegs- 
marine und die im Art. 35 bezeichneten Abgaben gibt, wenn 
im Bondesrathe eine Meinungsverschiedenheit stattfindet, die 
Stimme des Präsidiums den Ausschlag, wenn sie sich für die 
Aufrechthaltung der bestehenden Einrichtungen ausspricht. 

§. 4. Art. 6 erhält folgende Fassung: 

Der Bundesrath besteht aus den Vertretern der Mitglieder 
des Bundes, unter welchen die Stimmführung sich in der 
Weise vertheilt, dass Preussen mit den ehemaligen Stimmen 
von Hannover, Kurhessen, Holstein, Nassau und Frankfurt 
17 Stimmen führt, Bayern 6, Sachsen 4, Würtemberg 4, 
Baden 3, Hessen 3, Mecklenburg-Schwerin 2, Sachsen- Wei- 
mar 1, Mecklenburg-Strelitz 1, Oldenburg 1, Braunschweig 2, 
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Sachfien-Meiningen 1, Sachsen- Altenburg 1, Sachsen-Koburg- 
Gotha 1, Anhalt 1, Schwarzburg-Rudolstadt 1, Schwarzburg- 
Sondershansen 1, Waldeck 1, Reuss älterer Linie 1, Reuss 
jüngerer Linie 1, Schaumburg-Lippe 1, Lippe 1, Lübeck 1, 
Bremen 1, Hamburg 1, in Summa 58 Stimmen. 

Jedes Mitglied des Bundes kann soviel Bevollmächtigte 
zum Bundesrathe ernennen, wie es Stimmen hat, doch kann 
die Gesammtheit der zuständigen Stimmen nur einheitlich ab- 
gegeben werden. 

§. 6. An die Stelle des Art. 7 tritt folgende Bestimmung: 

Der Bundesrath beschliesst: 

1) über die dem Reichstage zu machenden Vorlagen und 
die von demselben gefassten Beschlüsse; 

2) über die zur Ausführung der Bundesgesetze erforder- 
lichen allgemeinen Verwaltungsvorschriften und Ein- 
richtungen, sofern nicht in dem Gesetze selbst etwas 
anderes bestimmt ist; 

3) über Mängel, welche bei der Ausführung der Bundes- 
gesetze oder der vorstehend erwähnten Vorschriften 
oder Einrichtungen hervortreten. 

Jedes Bundesmitglied ist befugt, Vorschläge zu machen 
und in Vortrag zu bringen, und das Präsidium ist verpflichtet, 
dieselben der Berathung zu übergeben. 

Die Beschlussfassung erfolgt, vorbehaltlich der Bestim- 
mungen in den Art. 5, 37 und 78, mit einfacher Mehrheit. 
Nicht vertretene oder nicht instruirte Stimmen werden nicht 
gezählt. Bei Stimmengleichheit gibt die Präsidialstimme den 
Ausschlag. 

Bei der Beschlussfassung über eine Angelegenheit, welche 
nach den Bestimmungen dieser Verfassung nicht dem ganzen 
Bunde gemeinschaftlich ist, werden die Stimmen nur der- 
jenigen Bundesstaaten gezählt, welchen die Angelegenheit ge- 
itieinschaftlich ist. 

§. 6. Art. 8 erhält folgende Fassung: 

Der Bundesrath bildet aus seiner Mitte dauernde Aus- 
sobusse 
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1) für das Landheer und die Festungen, 

2) für das Seewesen, 

3) für Zoll- und Steuerwesen, 

4) für Handel und Verkehr, 

5) für Eisenbahnen, Post und Telegraphen, 

6) für Justizwesen, 

7) für Rechnungswesen. 

In jedem dieser Ausschüsse werden ausser dem Präsidium 
mindestens vier Bundesstaaten vertreten sein, und fuhrt inner- 
halb derselben jeder Staat nur eine Stimme. 

In dem Ausschusse für das Landheer und die Festungen 
hat Bayern einen ständigen Sitz, die übrigen Mitglieder des- 
selben, sowie die Mitglieder des Ausschusses für das See- 
wesen, werden von dem Bundesfeldherrn ernannt; die Mit- 
glieder der andern Ausschüsse werden vom Bundesrathe ge- 
wählt. Die Zusammensetzung dieser Ausschüsse ist für jede 
Session des Bundesrathes, resp. mit jedem Jahre zu erneuern, 
wobei die ausscheidenden Mitglieder wieder wählbar sind. 

Ausserdem wird im Bundesrathe aus den BevoUmächtigten 
der Königreiche Bayern, Sachsen und Würtemberg unter dem 
Vorsitze Bayerns ein Ausschuss für die auswärtigen Ange- 
legenheiten gebildet. 

Den Ausschüssen werden die zu ihren Arbeiten nothigen 
Beamten zur Verfügung gestellt. 

§.7. In Art. 11 wird nach dem ersten Absatz folgende 
Zusatzbestimmung eingeschaltet: 

Zur Erklärung des Krieges im Namen des Bundes ist 
die Zustimmung des Bundesrathes erforderlich, es sei denn, 
dass ein Angriff auf das Bundesgebiet oder dessen Küsten 
erfolgt. 

§. 8. Art 18 erhält am Schlüsse folgenden Zusatz: 

Den zu einem Bundesamte berufenen Beamten eines 
Bundesstaates stehen, sofern nicht vor ihrem Eintritt in den 
Bnndesdienst im Wege der^Bundesgesetzgebung"* etwas anderes 
bestimmt ist, dem Bunde gegenüber diejenigen Rechte zu, 



266 Anhang. 

welche ihnen in ihrem Heimathlande ans ihrer dienstlicheD 
Stellung zugestanden hatten. 

§. 9. Art. 19 lantet fortan wie folgt: 

Wenn Bundesglieder ihre verfasBongsmassigen Bandesr 

pflichten nicht erfüllen, können sie dazo im W^e der Exe- 

cation angehalten werden. Diese EoLeeation ist Tom Bundes- 

rathe zu beschliessen und vom Bundesprasidinm m ToflstreckeiL 

§. 10. Art. 20 erhalt folgende Fassung: 
Der Reichstag geht aus allgemeinen and directen WaliJea 
mit geheimer Abstimmung hervor. 

Bis zu der gesetzlichen Regelang, wdche im §. 5 des 
Wahlgesetzes vom 31. Mai 1869 (Art. 79 Nr. 13) YorbehalteD 
ist, werden in Bayern 38, in WürtembCTg 17, in Baden 14, 
in Hessen südlich des Mains 6 Abgeordnete gewählt and be- 
tragt demnach die Gesammtzahl der Abgeordneten 382. 

§. 11. Axt. 28 erhält folgenden ZosatiE: 
Bei der Beschlnssfassung über eine Angelegenheit, welche 
nach den Bestimmungen dieser Verfassung nicht dem guaen 
Bande gemeinschaftlich ist, werden die Stimmen nur deijemg^n 
Mitglieder gezahlt, die in Bundesstaaten gewählt sind, welchen 
die Angelegenheit gemeinschaftlich ist 

§. 12. Aus Art. 34 wird das Wort ,JLübeck*' gestrichen. 

§. 13. Art. 35 erhält folgende Fassung: 

Der Bund ausschliesslich hat die Gesetzgebung aber das 
gesammte Zollwesen, über die Besteuerung des im Bandes- 
gebiete gewonnenen Salzes und Tabacks, bereiteten Brannt- 
weins und Biers und aus Rüben oder andern inländischen 
Erzeugnissen dargestellten Zuckers und Sirups, über den gegen- 
seitigen Schutz der in den einzelnen Bundesstaat^] erhobenen 
Verbrauchsabgaben gegen Hinterziehungen, sowie über die 
Massregeln, welche in den Zollausschüssen zur Sicherung der 
gemeinsamen Zollgrenze erforderlich sind. 

In Bayern, Würtemberg und Baden bleibt die Besteaenmg 
des inländischen Branntweins und Biers der Landesgesetx- 
gebung vorbehalten. Die Bundesstaaten werden jedoch ihr 
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Bestreben daraaf richten, eine Uebereinstimmung der Gesetz- 
gebung über die Besteuerong aach dieser Gegenstände her- 
beizuführen. 

§. 14. Zu Art 36 wird am Schlüsse folgender Zusatz 
beigefugt: 

Die von diesen Beamten über Mängel bei der Ausfuhrung 
der gemeinschaftlichen Gesetzgebung gemachten Anzeigen 
(Art. 35) werden dem Bundesrathe zur Beschlussnahme vor- 
gelegt. 

§. 15. Art. 37 wird künftig lauten, wie folgt: 
Bei der Beschlussnahme über die zur Ausführung der 
gemeinschaftlichen Gesetzgebung (Art. 35) dienenden Verwal- 
tungSYorschriften und Einrichtungen gibt die Stimme des Prä- 
sidiums alsdann den Ausschlag, wenn sie sich für Aufrecht- 
haltung der bestehenden Vorschrift oder Einrichtung ausspricht. 

§. 16. Art. 38 wird wie folgt gefasst: 

Der Ertrag der Zolle und der andern, in Art. 35 be- 
zeichneten Abgaben, letzterer soweit sie der Bundesgesetz- 
gebung unterliegen, fliesst in die Bundeskasse. 

Dieser Ertrag besteht aus der gesammten von den Zollen 
und den übrigen Abgaben aufgekommenen Einnahme nach 
Abzug 

1) der auf Gesetzen oder allgemeinen Verwaltungs- 
vorschriften beruhenden Steuervergütungen und Er- 
mässigungen , 

2) der Rückerstattungen für unrichtige Erhebungen, 

3) der Erhebungs- und Verwaltungskosten, und zwar: 

a) bei den Zöllen der Kosten, welche an den gegen das 
Ausland gelegenen Grenzen und in dem Grenzbezirke 
für den Schutz und die Erhebung der Zölle erforder- 
lich sind, 

b) bei der Salzsteuer der Kosten, welche zur Besoldung 
der mit Erhebung und Controlirung dieser Steuer auf 
den Salzwerken beauftragten Beamten aufgewendet 
werden, 
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c) bei der Rabenzackersteaer and Tabackstener der Yer 
gütnng, welche nach den jeweiligen Beschlüssen des 
Bnndesrathes den einzelnen Bandesregiemngen für 
die Kosten der Verwaltung dieser Steuern zu ge- 
währen ist, 

d) bei den übrigen Steuern mit fünfzehn Procent der 6e- 
sanunteinnahme. 

Die ausserhalb der gemeinschaftlichen Zollgrenze liegendeo 
Gebiete tragen zu den Bandesausgaben durch Zahlung eines 
Aversums bei. 

Bayern, Würtemberg und Baden haben an dem in die 
Bundeskasse fliessenden Ertrage der Steuern von Branntwdn 
und Bier und an dem diesem Ertrage entsprechenden Theile 
des vorstehend erwähnten Aversums keinen Theil. 

§. 17. Art. 39 erhält nachstehende Fassung: 

Die von den Erbebungsbehorden der Bundesstaaten nach 
Ablauf eines jeden Vierteljahres aufzustellenden Quartalextracte 
und die nach dem Jahres- und Biicherschlusse aafzustellendeD 
Finalabschlüsse über die im Laufe des Vierteljahres, beziehungs- 
weise während des Rechnungsjahres fallig gewordenen Ein- 
nahmen an Zöllen und nach Art. 38 zur Bandeskasse fliessen- 
den Verbrauchsabgaben werden von den Directivbehörden 
der Bundesstaaten, nach vorausgegangener Prüfung, in Haapt- 
übersichten zusammengestellt, in welchen jede Abgabe abge- 
sondert nachzuweisen ist, und es werden diese Uebersichten 
an den Ausschuss des Bundesrathes für das Rechnungswesen 
eingesandt. 

Der letztere stellt auf Grund dieser üebersichten von 
drei zu drei Monaten den von der Kasse jedes Bundesstaates 
der Bundeskasse schuldigen Betrag vorläufig fest und setzt 
von dieser Feststellung den Bundesrath und die Bundestaaten 
in Ecnntniss, legt auch alljährlich die schliessliche Feststellung 
jener Beträge mit seinen Bemerkungen dem Bundesrathe vor. 
Der Bundesrath beschliesst über diese Feststellung. 

§. 18. Art. 40 hat zu lauten: 

Die Bestimmungen in dem Zollvereinigungsvertrage vom 
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8. Juli 1867 bleiben in Klraft, soweit sie nicht durch die 
Vorschriften dieser Verfassung abgeändert sind und solange 
sie nicht auf dem in Art. 7, beziehungsweise 78 bezeichneten 
Wege abgeändert werden. 

§. 19. Art. 48, Abs. 2 wird wie folgt gefasst: 
Die im Art. 4 vorgesehene Gesetzgebung des Bundes 
in Post- und Telegraphenangelegenheiten erstreckt sich nicht 
auf diejenigen Gegenstände, deren Regelung nach den gegen- 
i^ärtig in der Norddeutschen Post- und Telegraphenverwal- 
tung massgebenden Grundsätzen der reglementarischen Fest- 
setzung oder administrativen Anordnung überlassen ist. 

§. 20. An die Stelle der bisherigen Art. 50 und 51 tritt 
folgende Fassung: 

Art. 50. Dem Bundespräsidium gehört die obere Leitung 
der Post- und Telegraphen Verwaltung an. Dasselbe hat die 
Pflicht und das Recht, dafür zu sorgen, dass Einheit in der 
Organisation der Verwaltung und im Betriebe des Dienstes, 
sowie in der Qualification der Beamten hergestellt und er- 
balten wird. 

Das Präsidium hat für den Erlass der reglementarischen 
Festsetzungen und allgemeinen administrativen Anordnungen, 
sowie für die ausschliessliche Wahrnehmung der Beziehungen 
zu andern Post- und Telegraphenverwaltungen Sorge zu tragen. 

Sämmtliche Beamte der Post- und Telegraphen Verwaltung 
sind verpflichtet, den Anordnungen des Bundespräsidiums 
Folge zu leisten. Diese Verpflichtung ist in den Diensteid 
au&onehmen. 

Axt. 51. Die Austeilung der bei den. Verwaltungsbehörden 
der Post und Telegraphie in den verschiedenen Bezirken er- 
forderlichen obern Beamten (z. B. der Directoren, Räthe, 
Oberinspectoren), ferner die Anstellung der zur Wahrnehmung 
des Aufeichts- u. s. w. Dienstes in den einzelnen Bezirken 
als Organe der erwähnten Behörden fungirenden Post- und 
Telegraphenbeamten (z. B. Inspectoren, Controleure) geht für 
das ganze Gebiet des Deutschen Bundes von dem Präsidium 
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aas, welchem diese Beamten den Diensteid leisten. Den m- 
zelnen Landesregierungen wird von den in Rede stehenden 
Ernennungen, soweit dieselben ihre Gebiete betreffen, behufs 
der landesherrlichen Bestätigung und Publication rechtzeitig 
Mittheilung gemacht werden. Die andern bei den Yer- 
waltangsbehorden der Post- und Telegraphie erforderlicheo 
Beamten, sowie alle für den localen und technischen Betxi^ 
bestinmiten, mithin bei den eigentlichen Betriebstellen fan- 
girenden Beamten u. s. w. werden von den betreffeodeo 
Landesregierungen angestellt. 

Wo eine selbständige Landespost-, resp. Telegraphen- 
Verwaltung nicht besteht, entscheiden die Bestimmungen der 
besondem Verträge. 

§. 21. Art. 51, Abs. 3 lautet für die Folge: 

Nach Massgabe des auf diese Weise festgestellten Ver- 
hältnisses werden den einzelnen Staaten während der auf 
ihren Eintritt in die Bundes-Postverwaltung folgenden acht 
Jahre, die sich für sie aus den im Bunde aufkommenden 
Postüberschüssen ergebenden Quoten auf ihre sonstigen Bei- 
träge zu Bundeszwecken zugute gerechnet. 

§. 22. Art. 56 lautet fortan in seinem Eingange: 

Das gesammte Consulatwesen des Deutschen Bandes steht 
unter der Aufsicht u. s. w. 

§. 23. In den Art. 57 und 59 tritt an die SteJJe des 
Wortes „Norddeutsche" der Ausdruck: „Deutsche Bundes- 
angehorige ". 

§. 24. Aus Art. 62 fällt der zweite Absatz aus. 

§. 25. Art. 78 lautet wie folgt: 

Veränderungen der Verfassung erfolgen im Wege der 
Gesetzgebung. Sie gelten als abgelehnt, wenn sie im Bundes- 
rathe 14 Stimmen gegen sich haben. 

§. 26. Der bisherige Art. 79 der Bundesverfassung fällt 
weg. An dessen Stelle tritt folgende: 

XV. üebergangsbestimmung. 
Art. 79. Die nachstehend genannten, im Norddeutschen 
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Bunde ergangenen Gesetze werden zu Gesetzen des Deutschen 
Bundes erklärt und als solche von den nachstehend genannnten 
Zeltpunkten an in das gesammte Bundesgebiet mit der Wir- 
kung eingeführt, dass, wo in diesen Gesetzen von dem Nord- 
deutschen Bunde, dessen Verfassung, Gebiet, Mitgliedern oder 
Staaten, Indigenat, verfassungsmässigen Organen, Angehörigen, 
Beamten, Flagge u. s. w. die Rede ist, der Deutsche Bund 
und dessen entsprechende Beziehungen zu verstehen sind, 
nämlich : 

I. vom Tage der Wirksamkeit der gegenwärtigen Ver- 
fassung an: 

■ 

1) das Gesetz über Passwesen vom 12. October 1867, 

2) das Gesetz über die Nationalität der Kauffahrtei- 
schiffe vom 25. October 1867, 

3) das Gesetz über die Freizügigkeit vom 1. Novem- 
ber 1867, 

4) das Gesetz über die Bnndesconsulate vom 28. No- 
vember 1867, 

5) das Wehrgesetz vom 9. November 1867, 

6) das Gesetz über die vertragsmässigen Zinsen vom 
14. November 1867, 

7) dass Gesetz über die Beseitigung polizeilicher Ehe- 
beschränkungen vom 4. Mai 1868, 

8) das Gesetz über die Aufhebung der Schuldhaft vom 
29. Mai 1868, 

9) das Gesetz über die Unterstützung schleswig-holstei- 
nischer Offiziere vom 14. Mai 1868, 

10) das Gesetz über die Erwerbs- und Wirtbschafts- 
genossenschaften vom 4. Juli 1868, 

11) das Gesetz über die Mass- und Gewichtsordnung 
vom 17. August 1868, 

12) das Gesetz über die Rinderpest vom 7. April 1869, 

13) das Gesetz über die Cautionen der Bnndesbeamten 
vom 2. Juni 1869, 

14) das Gesetz über die Einfuhrung der Wechselordnung 
vom 5. Juni 1869, 



272 Anhang. 

15) das Gesetz über die Wechselstempelsteuer vom 
10. Juni 1869> 

16) das Gesetz über das Bondes-Oberhandelsgericht vom 
12. Juni 1869, 

17} das Gesetz über die Beschlagnahme des Arbeits- 
lohnes vom 21. Juni 1869, 

18) das Gesetz über die Gewährung der Rechtshülfe 
vom 21. Juni 1869, 

19) das Gesetz über die Gleichberechdgang der Con- 
fessionen vom 3. Jnli 1869, 

20) das Gesetz über die Beseitigung der Doppel- 
besteuerung vom 13. Mai 1870, 

21) das Gesetz über die Abgaben von der Flosserei 
vom 1. Juni 1870, 

22) das Gesetz über den Erwerb und Verlost der Bundes- 
angehörigkeit vom 1. Juni 1870, 

23) das Gesetz über das Urheberrecht an SchriftwerkeD 
vom 11. Juni 1870, 

24) das Gesetz über die CommanditgeBeUschafien auf 
Actien und Actiengesellschaften vom 11. Jaui 1870^ 

25) das Gesetz über die Ausgabe von Papiergeld vom 
16. Juni 1870, 

26) das Gesetz über die Eheschliessung tor Bundes- 
consuln vom 16. Juni 1870r 

27) das Gesetz über die Unterstützung scbicBwig-hoIstei- 
nischer Soldaten vom 3. März 1870; 

II. vom 1. Januar 1872 an: 

1) das Gesetz über Postwesen vom 2. November 1867, 

2) das Gesetz über Posttaxwesen vom 4. November 1867^ 

3) das Gesetz über Telegraphenfreimarken vom 16. ^ 
1869, 

4) das Gesetz über Portofreiheiten vom 5. Jmu 1769. 

5) das Gesetz über Banknoten vom 27. Mirx 1870» 

6) das Einfuhmngsgesetz zum Strafgesetz vom 31. Mai 
1870, 

7) das Strm^esetzbach. 
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In Hessen südlich des Mains werden als Bandesgesetze 
eingeführt, and zwar: 

I. vom Tage der Wirksamkeit der Verfassang an: 

das Gesetz, betreffend die Schliessung and Beschränkang 

der öffentlichen Spielbanken, vom 1. Jali 1868, 
das Gesetz über die Einführung der Telegraphenfrei- 

markeu vom 16. Mai 1869; 

IL vom 1, Juli 1871 an: 

das Gesetz über den Unterstützungswohnsitz vom 6. Juni 
1870. 

In dem hohenzollernschen Lande wird vom Tage der 
Wirksamkeit der Verfassung an eingeführt das Gesetz, be- 
treffend die Wechselstempelsteuer, vom 10- Juni 1869. 

Die Erklärung der übrigen im Norddeutschen Bunde er- 
gangenen Gesetze zu Bundesgesetzen bleibt, soweit diese Ge- 
setze auf Angelegenheiten sich beziehen, welche verfassungs- 
mässig der Gesetzgebung des Deutschen Bundes unterliegen, 
der Bundesgesetzgebung vorbehalten. 

111. Die vorstehend festgestellte Verfassung des Deut- 
schen Bundes erleidet hinsichtlich ihrer Anwendung auf das 
Königreich Bayern nachstehende Beschränkungen: 

§. 1. Das Recht der Handhabung der Aufsicht seitens 
des Bundes über die Heimaths- und Niederlassungsverhältnisse 
und dessen Recht der Gesetzgebung über diesen Gegenstand 
erstreckt sich nicht auf das Königreich Bayern. 

Das Recht des Bundes auf die Handhabung d^r Aufsicht 
und Gesetzgebung über das Eisenbahnwesen, dann über das 
Post- und Telegraphenwesen erstreckt sich auf das König- 
reich Bayern nur nach Massgabe der in den §§. 3 und 4 ent- 
haltenen Bestimmungen. 

§. 2. Für die erste Wahl zum Reichstage wird die Ab- 
grenzung der Wahlbezirke in Bayern in Ermangelung der 
bandesgesetzlichen Feststellung von der königlich bayerischen 
Regierung bestimmt werden. 

V. Held, DtsMiBelohiTerfassung. 18 
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§. 3. Die Art 42 bis ^schliesslich 46 der Bundes- 
verfassung sind auf das Königreich Bayern nicht anwendbar. 

Dem Bunde steht jedoch auch dem Königreich Bayern 
gegenüber das Recht zu^ im Wege der Gesetzgebung einheit- 
liche Normen für die Constrnction und Ausrüstung der für 
die Landesvertheidigung wichtigen Eisenbahnen aufzustellen. 

§. 4. Die Art. 48 bis einschliesslich 52 der Bundes- 
verfassung finden auf das Königreich Bayern keine An- 
wendung. Das Königreich Bayern behält die freie und selb- 
ständige Verwaltung seines Post- und Telegraphenwesens. 

Dem Bunde steht jedoch auch für das Königreich Bayern 
die Gesetzgebung über die Vorrechte der Post- und Tele- 
graphier über die rechtlichen Verhältnisse beider Anstalten 
zum Publikum, über die Portofreiheiten und das Posttax- 
wesen, soweit beide letztere nicht lediglich den Innern Ver- 
kehr in Bayern betreffen, sowie unter gleicher Beschrankaiig 
die Feststellung der Gebühren für die telegraphische Corre- 
spondenz, endlich die Regelung des Post- und Telegrspliefl- 
verkehrs mit dem Auslande zu. 

An den zur Bundeskasse fliessenden Einnahmen des Post- 
und Telegraphenwesen hat Bayern keinen Antheü. 

§. 5. Anlangend die Art. 57 bis 68 von dem Bunde«- 
kriegswesen, so findet Art. 57 Anwendung auf das König- 
reich Bayern; Art. 58 ist gleichfalls für das Königreich 
Bayern gültig. Dieser Art. erhält jedoch für Bayern fol* 
genden Zusatz: 

Der in dieseni Artikel bezeichneten Verpflichtung wird 
von Bayern in der Art entsprochen, dass es die Kosten imd 
Lasten seines Kriegswesens, den Unterhalt der a4iif seinen 
Gebiete belegenen festen Plätze und sonstigen Fortifieationea 
einbegrififen, ausschliesslich und allein trägt. 

Art. 59 hat gleichwie der Art. 60 für Bayern gesetz- 
liche Geltung. X 

Die Art. 61 bis 68 finden auf Bayern keine Anwendttng. 
An deren Stelle treten folgende Bestimmuj^n: 
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I. Bayern behalt zanachst seine Militärgesetzgebung nebst 
dea dazu gehörigen Vollzugsinstructionen, Verordnungen, Er- 
läuterungen u. s. w. bis zur verfassungsmässigen Beschluss- 
fassung über die der Bundesgesetzgebung anheimfallenden Ma- 
terien, resp. bis zur freien Verständigung bezüglich der Ein- 
führung der bereits vor dem Eintritte Bayerns in den Bund 
in dieser Hinsicht erlassenen Gesetze und sonstigen Bestim- 
mungen. 

n, Bayern verpflichtet sich, für sein Contingent und die 
zu demselben gehörigen Einrichtungen einen gleichen Geld- 
betrag zu verwenden, wie nach Verhaltniss der Kopfetärke 
dnrch den Militäretat des Deutschen Bundes für die übrigen 
Theile des Bundesheeres ausgesetzt wird. 

Dieser Geldbetrag wird im Bundesbudget für das könig- 
lich bayerische Contingent in einer Summe ausgeworfen. Seine 
Verausgabung wird durch Specialetats geregelt, deren Auf- 
stellung Bayern überlassen bleibt. 

Hierfür werden im allgemeinen diejenigen Etatsansätze 
nach Verhaltniss zur Richtschnur dienen, welche für das übrige 
Bandesheer in den einzelnen Titeln ausgeworfen sind. 

in. Das bayerische Heer bildet einen in sich geschlos- 
senen Bestandtheii des Deutschen Bundesheeres mit selbstän- 
diger Verwaltung, unter der Militärhoheit Sr. Majestät des 
Königs von Bayern; im Kriege — und zwar mit Beginn der 
Mobilisirung — unter dem Befehle des Bundesfeldherrn. 

In Bezug auf Organisation, Formation, Ausbildung und 
Gebühren, dann hinsichtlich der Mobilmachung wird Bayern 
volle Uebereinstimmung mit den für das Bundesheer bestehen- 
den Normen herstellen. 

Bezüglich der Bewaffnung und Ausrüstung, sowie der 
Gradabzeichen behält sich die königlich bayerische Regierung 
die Herstellung der vollen Uebereinstimmung mit dem Bundes- 
heere vor. 

Der Bandesfeldherr hat die Pflicht and das Recht, sich 
durch Inspectionen von der Uebereinstimmung in Organisa- 
tion) Formation und Ausbildung, sowie von der Vollzählig- 

18* 
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keit and Kriegst achtigkeit des bayerischen Ck)ntingent8 Ueber- 
zengang zu verschaffen, and wird sich über die Modalitaten 
der jeweiligen Vornahme and über das. Ergebniss dieser In- 
spectionen mit Sr. Majestät dem Konig von Bayern ins Ver- 
nehmen setzen. 

Die Anordnung der Kriegsbereitschaft (Mobilisining) des 
bayerischen Contingents oder eines Theiles desselben erfolgt 
auf Veranlassung des Bandesfeldberm durch Se. Majestät den 
Konig von Bayern. 

Zar steten gegenseitigen Information in den donli diese 
Vereinbarung geschaffenen militärischen Beziehungen erfaalteii 
die Militärbevollmächtigten in Berlin und München über die 
einschlägigen Anordnungen entsprechende Mittheilnng durch 
die resp. Kriegsministerien. 

rV. Im Kriege sind die bayerischen Truppen verpflichtet, 

den Befehlen des Bundesfeldherrn unbedingt Folge zu leisten. 

Diese Verpflichtung wird in den Fahneneid anfgenommen. 

V. Die Anlage von neuen Befestigungen auf bayerischem 
Gebiete im Interesse der gesammtdeutschen Vertheidigung wird 
Bayern im Wege jeweiliger specieller Vereinbarung zugestehen. 

An den Kosten für den Bau und die Ausrüstung solcher 
Befestigungsanlagen auf seinem Gebiete betheiligt sich Bayern 
in dem seiner Bevölkerungszahl entsprechenden Verhältnisse 
gleichmässig mit den andern Staaten des Deutschen BBodes; 
ebenso an den für sonstige Festangsanlagen etwa seitens des 
Bundes zu bewilligenden Extraordinarien. 

VI. Die Voraussetzungen, unter welchen wegen Bedrohung 
der öffentlichen Sicherheit das Bundesgebiet oder ein Theil 
desselben durch den Bundesfeldherrn in Kriegszustand erklärt 
werden kann, die Form der Verkündigung und die Wirkungen 
einer solchen Erklärung werden durch ein Bundesgesetz ge- 
regelt. 

VII. Vorstehende Bestimmungen treten mit dem 1. Januar 
1872 in Wirksamkeit. 

§. 6. Die Art. 69 und 71 der Bundesverfassung finden auf 
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die voq Bayern fdr sein Heer za machenden Ausgaben nur 
nach Massgabe der Bestimmungen des vorstehenden Para- 
graphen Anwendung., Art. 72 aber nur insoweit, als dem 
Bundesrathe und dem Reichstage lediglich die Ueberweisung 
der für das bayerische Heer erforderlichen Summe an Bayern 
nachzuweisen ist. 

§. 7. Die in den vorstehenden §§. 1 bis 6 enthaltenen 
Bestimmungen sind als integrirender Bestandtheil der Bundes- 
verfassung zu betrachten. 

In allen Fällen, in welchen zwischen diesen Bestimmungen 
und dem Texte der Deutschen Verfassungsurkunde eine Ver- 
schiedenheit besteht, haben fiir Bayern lediglich die erstem 
Geltung und Verbindlichkeit. 

§. 8. Die unter Ziffer II, §. 26 dieses Vertrags auf- 
geführte Uebergangsbestimmung des nunmehrigen Artikels 79 
der Verfassung findet auf Bayern in Anbetracht der vorge- 
rückten Zeit und der Nothwendigkeit mannichfaltiger Um- 
gestaltung anderer mit dem Gegenstande der Bundesgesetzgebung 
in Zusammenhang stehender Gesetze und Einrichtungen An- 
wendung nur in Betreff des Wahlgesetzes für den Reichstag 
des Norddeutschen Bundes vom 31. Mai 1869 (Art. 79, 
Nr. 13). 

Im übrigen bleibt die Erklärung der im Norddeutschen 
Bande ergangenen Gesetze zu Bundesgesetzen für das Konig- 
reich Bayern, soweit diese Gesetze auf Angelegenheiten sich 
beziehen, welche verfassungsmässig der Gesetzgebung des 
Deutschen Bundes unterliegen, der Bundesgesetzgebung vor- 
behalten. 

IV. Da in Anbetracht der grossen Schwierigkeiten, welche 
theils die vorgerückte Zeit, theils die Fortdauer des Kriegs 
der Aufstellung eines Etats für die Militärverwaltung des 
Deutschen Bundes für das Jahr 1871 und beziehungsweise 
der Feststellung der von Bayern auf sein Heer zu verwen- 
denden Gesammtsnmme für dieses Jahr entgegenstellen, die 
Bestimmungen unter III, §. 5 dieses Vertrags erst mit dem 
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1. Jauoar 1872 in Wirksnnikeit treten, wird der Ertrug der 
in Art. 35 beieichneten gcmeinschaftlicheo Abgaben for das 
Jahr 1871 nicht zur Bandeekasse iliessen, sondere der StMts- 
kasse Bayerns verbleiben, dagegen aber der Beitrag Bsjer» 
an den Bandesaasgaben durch Matricalarbeitrage aafgebradit 
werden. 

V. Diejenigen Vorschriften der Verfassung, durch welche 
bestimmte Rechte einzelner Bandesstaaten in deren YeriuStiUBS 
zar Gesammtheit festgestellt sind, insbesondere, soviel fitjern 
angeht, die anter Ziffer III dieses Vertrages angefSkrtm 6e- 
stimmangen können nar mit Zustimmung des bere()iä|jteii 
Bundesstaates abgeändert werden. 

VI. Gegenwärtiger Vertrag tritt mit dem 1. Januar \Sl\ 
in Wirksamkeit. — Die Vertragsschliessenden Theile geben 
sich deshalb die Zusage, dass derselbe nnverweilt den ge8et^ 
gebenden Factoren des Norddeutschen Bundes und Bayern 
zur verfassungsmässigen Zustimmung vorgelegt and, nach Er- 
theilung dieser Zustimmung, im Laufe des Monats December 
ratificirt werden wird. Die Ratiflcationserklärungen sollen in 
Berlin ausgetauscht werden. 

Zu Urkund dessen haben die Eingangs genannten Be- 
vollmächtigten diesen Vertrag in doppelter Ausfertigung am 
heutigen Tage mit ihrer Namensunterschrift und ihrem Si^eJ 
versehen. 

So geschehen Versailles, den 23. November 1870. 

V. Bismarck. (L. S.) Bray-Steinburg. (L. S.) 
V. Roon. (L. S.) Frhr. v. Prankh. (L. S.) 

V. Lutz. (L. S.) 

Die Auswechselung der Ratificationsurkunden hat in 
Berlin stattgefunden. 
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6. Bohlussprotokoll zun bayerisehen Vertrage. 

Bei der Unterzeichnung des Vertrages über den Abscbluss 
eines Verfassungsbündnisses zwischen Sr. Majestät dem Konig 
von Preussen Namens des Norddeutschen Bundes und Sr. Ma- 
jestät dem König von Bayern sind die unterzeichneten Be- 
vollmächtigten noch über nachstehende vertragsmässige Zu- 
sagen und Erklärungen übereingekommen: 

J. £^ wurde auf Anregung der königlich bayerischen 
Bevollmächtigten von selten des königlich preussischen Bevoll- 
mächtigten anerkannt, dass, nachdem sich das Gesetzgebungs- 
rechtdes Bundes bezüglich der Heimaths- und Niederlassungs- 
verhältuisse auf das Königreich Bayern nicht erstreckt, die 
Bondeslegislative auch nicht zuständig sei, das Verelielichungs- 
^esen mit verbindlicher Kraft für Bayern au regeln, und dass 
also das für den Norddeutschen Bund erlassene Gesetz vom 
4. Mai 1868, die Aufhebung der polizeilichen Beschränkungen 
der Eheschliessungen betreffend, jedenfalls nicht zu denjenigen 
Gesetzen gehört, deren Wirksamkeit auf Bayern ausgedehnt 
werden könnte. - ^ 

n. Von Seiten des königlich preussischen Bevollmäch- 
tigten wurde anerkannt, dass unter der Gesetzgebungsbefogniss 
des Bandes über Staatsbürgerrecht nur das Becht verstanden 
werden solle, die Bundes- und Staatsangehörigkeit zu r^;eln 
und dm Grundsatz der politischen Gleichberechtigung aller 
Gonfeisionen durchzuführen, dass ekh im übrigen diese Legis- 
lative nicht auf die Frage erstrecke, unter welchen Voraus- 
seUsnngen jemand zur Ausübung politischer Rechte in einem 
einzelnen Staate befugt sei. 

III. Die unterzeichneten Bevollmächtigten kamen dahin 
überein, dass in Anbetracht der unter Ziffer I statuirten Aus- 
nahme von der Bundeslegislative der Gothaer Vertrag vom 
16. Joli 1851 wegen gegenseitiger Uebernahme der Ausge- 
wiesenen und Heimathslosen, dann die sogenannte Eisenacher 
Convention vom 11. Juli 1855 wegen Verpflegung erkrankter 
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und Beerdigung verstorbener Unterthanen für das Yerhaltiüss 
Bayerns zu dem übrigen Bandesgebiete fortdaaernde Geltung 
haben sollten. 

lY. Als vertragsmassige Bestimmung wurde in Anbetradil 
der in Bayern bestehenden besondern Verhältnisse bezüglidi 
des Immobiliar-Versichernngswesens und des engen Zosammen- 
hanges derselben mit dem Hypothekar-Creditwesen festgestellt, 
dass, wenn sich die Gesetzgebung des Bundes mit dem Ln- 
mobiliar-Versicherungswesen befassen sollte, die vom Boode 
zu erlassenden gesetzlichen Bestimmungen in Bayern nur mit 
Zustimmung der bayerischen Regierung Geltung erlangen 
können. 

y. Der königlich preussische Bevollmächtigte gab die 
Zusicherung, dass Bayern bei der fernem Ausarbeitung des 
Entwurfes eines allgemeinen deutschen Civilprocess-Gesetzbndis 
entsprechend betheiligt werde. 

YI. Als unbestritten wurde von dem königlich preussi- 
sehen Bevollmächtigten zugegeben, dass selbst bezüglicfa der 
der Bundeslegislative zugewiesenen Gegenstände, die in den 
einzelnen Staaten geltenden Gesetze und Verordnungen iuso- 
lange in Kraft bleiben und auf dem bisherigen Wege der 
Einzelngesetzgebung abgeändert werden können, bis eine bin- 
dende Norm vom Bunde ausgegangen ist. 

Vn. Der königlich preussische Bevollmächtigte gab die 
Erklärung ab, dass Se. Majestät der König von Preussen 
kraft der Allerhöchstihnen zustehenden Präsidialrechte, mit 
Zustimmung Sr. Majestät des Königs von Bayern, den könig- 
lich bayerischen Gesandten an den Höfen, an welchen solche 
beglaubigt sind, Vollmacht ertheilen werden, die Bundes- 
gesandten in Verhinderungsfallen zu vertreten. 

Indem diese Erklärung von den königlich bayerischen 
Bevollmächtigten acceptirt wurde, fugten diese bei, daas die 
bayerischen Gesandten angewiesen sein würden, in allen Fällen, 
in welchen dies zur Geltendmachung allgemein deutscher 
Interessen erforderlich oder von Nutzen sein wird, den Bandes- 
gesandten ihre Beihülfe zu leisten. 
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Vm. Der Bund übernimmt in Anbetracht der Leistungen 
der bayerischen Regierung für den diplomatischen Dienst 
desselben durch die unter Ziffer VII erwähnte Bereitstellung 
ihrer Gesandtschaften und in Erwägung des Umstandes, dass 
an denjenigen Orten, an welchen Bayern eigene Gesandt- 
schaften unterhalten wird, die Vertretung der bayerischen 
Angelegenheiten dem Bnndesgesandten nicht obliegt, die Ver- 
pflichtung, bei Feststellung der Ausgaben für den diploma-. 
tischen Dienst des Bundes der bayerischen Regierung eine 
angemessene Vergütung in Anrechnung zu bringen. 

Ueber Festsetzung der Grosse dieser Vergütung bleibt 
weitere Vereinbarung vorbehalten. 

IX. Der königlich preussische Bevollmächtigte erkannte 
es als ein Recht der bayerischen Regierung an, dass ihr Ver- 
treter im Falle der Verhinderung Preussens den Vorsitz im 
Bundesrathe führe. 

X. Zu den Art. 35 und 38 der Bundesverfassung war 
man darüber einverstanden, dass die nach Massgabe der Zoll- 
vereinsverträge auch ferner zu erhebenden Uebergangsabgaben 
von Branntwein und Bier ebenso anzusehen sind, wie die auf 
die Bereitung dieser Getränke gelegten Abgaben. 

XI. Es wurde allseitig anerkannt, dass bei dem Ab- 
schlüsse von Post- und Telegraphenverträgen mit ausserdeut- 
schen Staaten zur Wahrung der besondern Landesinteressen 
Vertreter der an die betreffenden ausserdeutschen Staaten an- 
grenzenden Bundesstaaten zugezogen werden sollen, und dass 
den einzelnen Bundesstaaten unbenommen ist, mit andern 
Staaten Verträge über das Post- und Telegraphenwesen ab- 
zuschliessen, sofern sie lediglich den Grenzverkehr betreffen. 

XII. Zu Art. 56 der Bundesverfassung wurde allseitig 
anerkannt, dass den einzelnen Bundesstaaten das Recht zu- 
stehe, auswärtige Consuln bei sich zu empfangen und für ihr 
Gebiet mit dem Exequatur zu versehen. 

Ferner wurde die Zusicherung gegeben, dass Bundes- 
consulh an auswärtigen Orten auch dann aufgestellt werden 
sollen, wenn es nur das Interesse eines einzelnen Bundes- 

▼. Held, Deutsche Beichsyerfassang. 19 
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Staates als wanschenswerth erscheinen lasst, dass dies ge- 
schehe. 

XIII. Es wurde ferner allseitig anerkannt, dass zu den 
im Norddeutschen Bunde ergangenen Gesetzen, deren Er- 
klärung zu Gesetzen des Deutschen Bundes der Bundesgesetz- 
gebung vorbehalten bleibt, das Gesetz vom 21. Juli 1870, 
betreffend den ausserordentlichen Geldbedarf der Militär- und 

• Marineverwaltung, nicht gehört, und dass das Gesetz vom 
31. Mai 1870, betreffend die St.-Gotthard-Eisenbahn, jeden- 
falls nicht ohne Veränderung seines Inhalts zum Bundesgesetze 
wurde erklart werden können. 

XIV. In Erwägung der in Ziffer III §. 5 enthaltenen Be- 
stimmungen über das Kriegswesen wurde — mit besonderer 
Beziehung auf die Festungen — noch Nachfolgendes ver- 
einbart: 

§. 1. Bayern erhält die Festungen Ingolstadt und Ger- 
mersheim, sowie die Fortificationen von Neu-ulm und die im 
bayerischen Gebiete auf gemeinsame Kosten etwa künftig 
angelegt werdenden Befestigungen in vollkonmien verthei- 
digungsfahigem Stande. 

§. 2. Solche neu angelegte Befestigungen treten bezüg- 
lich ihres immobilen Materials in das ausschliessliche Eigen- 
thum Bayerns. Ihr mobiles Material hingegen wird gemein- 
sames Eigenthum der Staaten des Bundes. In Betreff" dieses 
Materials gilt bis auf weiteres die Uebereinkunft vom 6. Juli 
1869, welche auch hinsichtlich des mobilen Festungsmaterials 
der vormaligen deutschen Bundesfestungen Mainz, Rastatt und 
Ulm in Kraft bleibt. 

§. 3. Die Festung Landau wird unmittelbar nach dem 
gegenwärtigen Kriege als solche aufgehoben. 

Die Ausrüstung dieses Platzes, soweit sie gemeinsames 
Eigenthum, wird nach den der Uebereinkunft vom 6. Juli 1869 
zu Grunde liegenden Principien behandelt. 

§. 4. Diejenigen Gegenstände des bayerischen Blriegs- 
wesens, betreffs welcher der Bundesvertrag vom Heutigen 



Anhang. 283 

oder das vorliegende Protokoll nicht ausdrückliche Bestim- 
mungen enthalten — sohin insbesondere die Bezeichnung der 
Regimenter u. s. w., die Uniformirung, Oarnisonirung, das 
Personal- und Militär-Bildungswesen u. s. w. — werden durch 
dieselbe nicht berührt. 

Die Betheiligung bayerischer Offiziere an den für höhere 
militarwissenschaftliche oder technische Ausbildung bestehenden 
Anstalten des Bundes wird specieller Vereinbarung vorbe- 
halten. 

XV. Wenn sich infolge des mangelhaft dahier vorliegen- 
den Materials ergeben sollte, dass bei Aufführung des nun- 
mebiigen Wortlautes der Bundesverfassung unter Ziffer II §§. 1 
bis 26 ein Irrthum unterlaufen ist, behalten sich die contrahi- 
renden Theile dessen Berichtigung vor. 

XVI. Die Bestimmungen dieses Schlussprotokolls sollen 
ebenso verbindlich sein wie der Vertrag vom Heutigen über 
den Abschluss eines deutschen Verfassungsbündnisses selbst, 
und sollen mit diesem gleichzeitig ratificirt werden. 

So geschehen Versailles, den 23. November 1870. 



(gez.) T. Bismarck. 


Bray-Steinburg. 


(L. S.) 


(L. S.) 




Frhr. v. Prankh. 




(L. S.) 




T. Lutz. 




(L. S.) 
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J)ruL'k von F. A. lirockliaub in Leipzig. 
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